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Die Einwirkung des nationalſozialiſtiſchen Jdeengutes 
auf das deutſche Rechtsleben 


Rede des Reichsleiters, Reichsjuſtizkommiſſars Dr. Frank auf dem Parteikongreß in Nürnberg, am 9. Sept. 1934 


Mein Führer! 
Parteigenoſſen und Parteigenoſſinnen! 


Der Führer hat ſchon 1920 im Parteiprogramm ver⸗ 
kündet, daß der Nationalſozialismus das deutſche Rechtsleben 
maßgeblich umzugeſtalten haben werde. Wir formulierten die 
erſten Grundſätze damals ſo, daß die Beſeitigung des der 
materialiſtiſchen Weltanſchauung dienenden, uns fremden Rechts 
und ſeine Erſetzung durch ein deutſches Recht verlangt wurde. 

(Lebhafter Beifall) 
Nachdem der Führer mit ſeiner Bewegung und ſeiner Partei 
die Macht im Deutſchen Reich und in den deutſchen Ländern 
übernommen hatte, iſt er auch mit Entſchiedenheit unverzüglich 
an die Verwirklichung dieſer nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
grundſätze herangegangen. Heute läßt ſich ſagen, daß ebenſo 
wie der Nationalſozialismus das politiſche, wirtſchaftliche und 
kulturelle Leben der Nation durchdringt und ſeinem unver⸗ 
rückbaren Programm entſprechend formt, er auch auf dem 
Gebiete des Rechts dem nationalſozialiſtiſchen Ideengut zum 
Durchbruch verhilft. 
Gerade auf dem Gebiete des Rechts gilt es von Grund 
auf Wandel zu ſchaffen, denn das Rechtsleben der Nation 
war volksfremd geworden. 
(Sehr richtig!) 
Die Geſetzgebung und Rechtſprechung vollzog ſich, entſprechend 
dem allgemeinen Verfall unſerer damaligen ſozialen, kul⸗ 
turellen und ſtaatlichen Ordnung nicht mehr in innerer Be⸗ 
ziehung zu den Notwendigkeiten der Volksgemeinſchaft, ſon⸗ 
dern erſchöpfte ſich in der ſtarren Anwendung lebensfremd 
gewordener formaler Rechtsſätze. 
(Zuſtimmung) 
Die Rechtſetzung war völlig abhängig geworden von der üb⸗ 
lichen üblen Intereſſenpolitik und ſtand demgemäß in ſtän⸗ 
digem Widerſpruch zu den Lebensbedürfniſſen der Gemein⸗ 
ſchaft. So war eine tiefe Kluft zwiſchen dem Volk und ſeinem 
Rechtsleben entſtanden. Die Verhältniſſe auf dem Gebiete des 
Rechts waren in Deutſchland zu einer wahrhaften Kataſtrophe 
geworden. Der Glaube an das Recht war ebenſo unter⸗ 
gegangen wie das Vertrauen zum deutſchen Rechtsdiener. 
(Sehr gut) 


Über die Juſtizverwaltungen der Jahre von 1918—1932 
braucht man nicht ein Wort zu verlieren. Sowohl im Reich 
wie in den Ländern waren in dieſen Jahren die Juſtizver⸗ 
waltungen völlig unfruchtbar und ohne jede irgendwie ge⸗ 
artete ſchöpferiſche Leiſtung lediglich Verwaltungsbehörden. 

Wir nationalſozialiſtiſchen Juriſten ſtanden vom erſten 
Tag des politiſchen Kampfes unſerer Bewegung an mitten 
in der Front der Kämpfer gegen ein Syſtem, das unter ſcham⸗ 
loſeſtem Mißbrauch und unter Zuhilfenahme all der ſchwäch⸗ 
lichen und müden liberaliſtiſchen oder reaktionären Juriſterei 
verſuchte, den Nationalſozialismus zu bekämpfen oder gar zu 
vernichten. 

Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, auf 
dem Gebiete des Rechts vertreten durch die Reichsleitung⸗ 
Rechtsabteilung und durch den Bund Nationalſozialiſtiſcher 
Deutſcher Juriſten beſitzt heute gemäß der Einheit von Partei 
und Staat und dementſprechend dem Grundſatz, daß der ge⸗ 
ſamte ideelle Gehalt unſeres Staatslebens ausſchließlich 
vom Nationalſozialismus ausgeht, die erzieheriſche 
Führung des deutſchen Rechtslebens. Wie überall, muß auch 
auf dem Gebiete des Rechts die Partei und ihre Idee den 
Staat lenken, denn der Staat iſt auch im Recht nur Mittel 
des Führers zur Verwirklichung des Nationalſozialismus! 

(Lebhafter Beifall) 
Es geht auch auf dem Gebiete des Rechts heute nicht mehr an, 
daß die Repräſentanten des Verfalls ſich als nationalſozia⸗ 
liſtiſche Rechtsführer aufwerfen. 
(Stürmiſcher Beifall) 
Trotz der Widerſtände noch da und dort gerade in der Juſtiz 
ſpürbarer letzter Gegner des Nationalſozialismus hat die 
Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei ſchon eine Fülle 
von geſetzlichen Maßnahmen erreichen können, die grundſätzlich 
das Rechtsleben in neue Bahnen gebracht haben. Das Recht 
iſt das Mittel zur Aufrechterhaltung der inneren und äußeren 
Ordnung des Volks⸗ und Staatslebens. So wie der Staat, 
dient auch das Recht nur dem Volke. Aufgabe des Rechts⸗ 
lebens iſt nicht die Sicherung der Paragraphenanwendung, 
ſondern vor allem die Sicherung des Volkslebens. Ein noch 
ſo ſchön paragraphiertes und noch ſo ſchön angewandtes Recht 
kann ein Volk zugrunde richten, wenn die Anwendung des 
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Rechtes gegen die Lebensintereſſen des Volkes ſich auswirkt. 
Das Recht kann keinen Teil des Volkes bevorzugen vor dem 
anderen. Das Recht muß vielmehr aufgebaut ſein auf dem 
Grundſatz: Gemeinnutz geht vor Eigennutz. Es kann keine 
Rechtsordnung beanſpruchen, Dienerin des Volkes zu ſein, 
wenn ſie es ermöglicht, daß Volksſchädlinge unter der Tar⸗ 
nung der Rechtsanwendung ſich volksfeindliche Vorteile er⸗ 
ſchleichen können. 

Der einzelne kann im Recht nur ſo viel gelten, als er der 
Gemeinſchaft wert iſt. Der Erhaltung des Geſamtvolkes hat 
ſich der einzelne auch rechtlich in jeder Hinſicht zu beugen. 
Früher bemühte man ſich bei der Schaffung des Rechts nur 
um die Aufſtellung äußerer Ordnungen. Der Nationalſozialis⸗ 
mus hingegen erkennt nur jenes Recht als Recht an, das ge⸗ 
eignet iſt, die Subſtanzwerte des Volks- und Staatsdaſeins 
zu ſchützen. 

(Stürmiſche Zuſtimmung) 
Nicht das Volk iſt des Rechtes wegen, ſondern das Recht iſt 
um des Volkes willen da! 
(Erneuter ſtürmiſcher Beifall) 
Wir wollen auch nicht in ehrgeizigem Streben unſer Ziel 
lediglich in der Herausſchälung formaler Grundſätze einer 
neuen Rechtsordnung ſehen. Nein! Das vor uns liegende 
nationalſozialiſtiſche Jahrtauſend ſoll eine Rechtsordnung von 
ehernen Fundamentalgrundſätzen beſitzen, auf die wir und die 
ganze ariſche Menſchheit mit Stolz ſehen können! 
(Lebhafter Beifall) 

Es iſt das ernſte Beſtreben der nationalſozialiſtiſchen 
Rechtserneuerung, auf allen Gebieten des Rechts in zäher, 
unermüdlicher Wirkſamkeit die Grundſätze des Nationalſozialis⸗ 
mus in die Tat umzuſetzen. Vorausſetzung iſt dabei, daß allem 
Rechtswirken, auch dem des unabhängigen Richters, der ſelbſt⸗ 
verſtändlich den Schutz des nationalſozialiſtiſchen Staates ge⸗ 
nießt, ausſchließlich die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 
zugrunde zu legen iſt. Der Staat in ſeiner Einheit und Au⸗ 
torität iſt die Grundlage der äußeren machtvollen Lebens⸗ 
formung unſeres Volkes. Die Partei als machtvoller Organis⸗ 
mus der Idee und Weltanſchauung, auf der ſich das deutſche 
Volks⸗ und Staatsleben aufbaut, der Boden des Deutſchtums, 
der die räumliche Grundlage des Volksdaſeins darſtellt, die 
Ehre des deutſchen Volkes und die kulturellen Einrichtungen 
der Nation ſind, aufgebaut auf der Grundlage des Raſſen⸗ 
ſchutzes, die fundamentalen Grundſätze, die allein in unſerem 
Rechtsleben wirkſamen Schutz genießen ſollen. 

Wir haben in dieſem letzten Jahr auf allen dieſen Ge⸗ 
bieten dafür geſorgt, daß rein rechtlich geſehen ein ungeheurer 
Wandel in dem Aufbau unſerer geſamten völkiſchen und ſtaat⸗ 
lichen Inſtitutionen eingetreten iſt. Es würde den Rahmen 
meiner Ausführungen überſchreiten, wollte ich auf die ein⸗ 
zelnen dieſer Geſetze des näheren eingehen. Aber heute können 
wir von der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 
mit Stolz erklären, daß eine ähnliche rechtspolitiſche Leiſtung 
wie die des Nationalſozialismus in der deutſchen Rechts⸗ und 
Staatsgeſchichte bis jetzt nicht aufgezeigt werden kann. 

(Stürmiſcher Beifall) 
Wir ſind daher auch ſtolz als nationalſozialiſtiſche Juriſten 
auf unſer Werk und laden die Juriſten aller Länder der 
Erde ein, nicht in negativer Kritik ſich gegenüber dem 
nationalſozialiſtiſchen Staat zu verhalten, ſondern unſere 
Rechtslage zu ſtudieren, denn ich erkläre ſie für die modernſte, 
über die zur Zeit ein Land der Erde überhaupt verfügen 


kann. 
(Langanhaltender Beifall) 


Wir ſind nicht des Stolzes, den man uns aus den 
liberaliſtiſchen Juriſtenkreiſen noch immer aufzeigt, daß wir 
etwa unſere rechtlichen Verhältniſſe aufbauen nach dem Ge⸗ 
ſichtspunkt, welchen Schutz der einzelne zu genießen hat. Wir 
gehen von dem Recht der Gemeinſchaft aus, und dieſes Ge⸗ 
meinſchaftsrecht iſt die eigentliche innere Umkehr unſeres 
Rechtsgeſichtspunktes und unſerer Rechtsgeſtaltung überhaupt. 
Früher war das Individuum die Krönung des Rechtswir⸗ 
kens. Ihm ſollte das Recht werden, ſelbſt unter Mißbrauch 
der ſittlichen Ordnung, unter Anwendung liberaliſtiſcher oder 
unſittlicher Geſetze ſich oft ſehr ſchädliche Vorteile zum Nach⸗ 


teile des Volkes zu verſchaffen. Wir dagegen haben für 
unſere Grundſätze auf dem Gebiet der allgemeinen Rechts⸗ 
pflege dieſen Schutz der Gemeinſchaft ſo ſtark ausgebaut, 
daß niemand in Deutſchland es heute mehr wagen kann, die 
Lebensſicherheit unſeres Volkes ungeſtraft anzutaſten. 


(Langanhaltender Beifall) 


Wir haben durch die Stärke unſeres Vorgehens gegen den 
Verbrecher im weiteſten Sinne, vor allem durch den rück⸗ 
ſichtsloſen Vollzug der Todesſtrafe, durch die Einführung der 
Sondergerichte, die Einführung des Volksgerichtes zum 
Schutze von Volk und Staat eine Diſziplin all der minder⸗ 
wertigen Strömungen erreicht, die die Sicherheit des an⸗ 
ſtändigen Teiles des deutſchen Volkes im weiteſten Maße 
gewährleiſtet. Ein verblüffendes Ergebnis zeigt ſich bereits 
nach dieſen eineinhalb Jahren nationalſozialiſtiſcher Rechts⸗ 
politik. Die Kapitalverbrechen, Mord und Totſchlag, ſind in 
dieſen eineinhalb Jahren in Deutſchland auf die Hälfte der 
Zahl des Jahres 1932 geſunken. 

(Beifall) 


Allein in Bayern iſt die Zahl der wegen Verbrechen und 
Vergehen Verurteilten, dem Durchſchnitt der Jahre 1924 bis 
1932 gegenübergeſtellt, um über ein Fünftel gefallen, und 
zwar im erſten Vierteljahr 1934 von 19402 auf 17200. Die 
Auswirkungen der poſitiven Arbeitsgeſetzgebung der Regie⸗ 
rung des Führers zeigt ſich alſo in einem Rückgang der Ver⸗ 
brechen und Vergehen beſonders erfreulich. Es iſt das der 
Erfolg der autoritären Rechtsgeſtaltung des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates. 

Auf dem Gebiete der Strafbarkeit der Jugendlichen liegt 
ein geradezu herrliches Ergebnis vor, wenn man bedenkt, daß 
bei den Jugendlichen die Zahl noch im Jahre 1932 in 
Deutſchland etwa 42000 betrug und jetzt auf 18 000 zurück⸗ 
gegangen iſt, alſo auf rund 420% geſunken ift. Gerade hier 
zeigt ſich die ſittlich klare Einſtellung des Nationalſozialismus 
zu den Fragen des täglichen Lebens, die vor allem bei den 
Jugendlichen die Hinneigung zu Verbrechen und Vergehen 
weſentlich zurückgedämmt hat. 

Andererſeits wirkt ſich die Sozialgeſetzgebung des 
Nationalſozialismus auch auf den weiteren Gebieten der 
Rechtspflege dus. Ich will nur einige Zahlen nennen, die 
beſonders intereſſant ſind, da ſie noch nicht veröffentlicht 
wurden. Die Zwangsverſteigerungen z. B. ſind gegenüber 
1932 zurückgegangen von 255 000 auf 14000. 


(Großer Beifall) 


Die Zahl der Pfändungen durch die Gerichtsvollzieher er⸗ 
reichte im Jahre 1934 bis heute nur die Zahl von 800 000, 
während verglichen mit dem Jahr 1932 bis zum heutigen 
Tage bereits eine Zahl von über 1500 000 erreicht ſein 
müßte. Es iſt alſo ein Rückgang der Zwangsvollſtreckungen 
von faſt um die Hälfte feſtzuſtellen. = 

Ich wollte diefe Zahlen nur in Kürze anziehen, um 
Ihnen zu zeigen, daß tatſächlich die Rechtswirkſamkeit des 
Nationalſozialismus in engſtem Zuſammenhang mit den 
ſozialen Maßnahmen zum Vorteile des geſamten deutſchen 
Volkes ſich entwickelt. Die Raſſengeſetzgebung, die Geſetz⸗ 
gebung zur Ausrottung der minderwertigen Elemente, die 
Geſetzgebung zur Sicherſtellung des Arbeitsverdienſtes, die Ge⸗ 
ſetzgebung zum Ausbau des Bodenſchutzes im Erbhofrecht, ſie 
alle ſind nur die Fundamente, auf denen die tauſendjährige 
Rechtsordnung des Nationalſozialismus erwachſen ſoll. 

Das Gebiet der Prozeßgeſtaltung wird in einer des 
deutſchen Volkes würdigen Form durchgeführt. Der Zivil⸗ 
prozeß von früher war allmählich auf das Niveau des Bör⸗ 
ſenhandels herabgeſunken. 

(Zuſtimmung) 

Wir werden den Grundſatz, daß man um ſein Recht nicht 
bettelt, ſondern kämpft, auch zum Fundament des Zivil- und 
Strafprozeſſes machen. 

(Großer Beifall) 
Wir richten von unſerer nationalſozialiſtiſchen Bewegung aus 
den Appell an den Führer, möglichſt bald die Beteiligung 
nichtariſcher „Staatsangehöriger“ im Prozeß zu verbieten. 

(Toſender Beifall) 
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Selbſtverſtändlich wird dieſe Entwicklung in den Methoden 
durchgeführt werden, die unſerer deutſchen Kulturhöhe ent⸗ 
ſprechen und die wir bisher auch bei unſerer Ariergeſetzgebung 
verfolgt haben. 


Das Gebiet des Rechts im einzelnen hier durchzugehen, 
fehlt mir die Zeit. Ich möchte nur für die Reichsleitung⸗ 
Rechtsabteilung der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter⸗ 
partei Ihnen, Volksgenoſſen, die Verſicherung abgeben, daß wir 
hier wie auf allen Gebieten ſyſtematiſch foriarbeiten wollen. 
Ich habe im Bunde Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten 
in der Rechtsfront das ſtändige Inſtrument geſchaffen, das die 
deutſchen Juriſten ſammeln und wieder zurückführen ſoll in 
den Bereich des Volkes, auf daß ſie wieder volksnah werden 
und daß ſie verſtehen, ja die Verpflichtung auf ſich nehmen, 
daß der deutſche Rechtsdiener nicht für ſich und ſeine Para⸗ 
graphen, ſondern für die Gemeinſchaft aller ſchaffenden Deut⸗ 
ſchen zu leben hat! 

(Langanhaltender Beifall) 


Dieſer ſtändiſchen Organiſation hat ſich die Akademie für 
Deutſches Recht angegliedert, die unter Anwendung bewähr⸗ 
ter wiſſenſchaftlicher Methoden vorſichtig und ohne Haſt die 
Rechtsgeſtaltung beobachten, pflegen und fördern ſoll. Ich 


glaube, hier auch ſagen zu können, daß gerade die Akademie 
für Deutſches Recht ein wirkſames Kulturinſtrument des 
Nationalſozialismus darſtellt. Es iſt jedenfalls an dem, daß 
gerade über die Akademie für Deutſches Recht ein reger Ver⸗ 
kehr mit den juriſtiſchen und wiſſenſchaftlichen Zentren des 
Auslandes eingeſetzt hat und daß es hierbei möglich war, des 
öfteren Vorurteile gegen den Nationalſozialismus zu be⸗ 
ſeitigen. Gerade auf dem Gebiete des Rechts ſteht der 
Nationalſozialismus, ja ſein Führer, vielfachen Angriffen 
einer böswilligen ausländiſchen Kritik gegenüber. 

Ich kann als Führer der Deutſchen Rechtswahrer ſagen, 
daß, da das Fundament des nationalſozialiſtiſchen Staates 
die nationalſozialiſtiſche Rechtsordnung iſt, für uns von vorn⸗ 
herein unſer oberſter Führer auch der oberſte Gerichtsherr iſt, 

(Langanhaltender, ſtürmiſcher Beifall) 


und daß ſein Wille nun auch das Fundament unſerer Rechts⸗ 
ordnung zu ſein hat und daß wir, die wir wiſſen, wie heilig 
gerade unſer Führer die Grundſätze des Rechtslebens nimmt, 
auch Ihnen, Volksgenoſſen, verſichern können: Ihr Leben, auch 
Ihr bürgerliches Daſein iſt geſichert in dieſem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat der Ordnung, der Freiheit und des Rechts. 
(Langanhaltender Beifall.) 


vom Parteienſtaat zum Staat der Partei 
Von Dr. jur. Frhr. du Prel, Preſſechef der Deutſchen Rechtsfront 


Der Parteitag des Jahres 1934 brachte die Generalüber⸗ 
ficht über das Werk der Partei auf allen Gebieten des völki⸗ 
ſchen Lebens im 1. Jahre des Aufbaues. Es kam den Teil⸗ 
nehmern, vornehmlich den Teilnehmern des Parteikongreſſes 
zum Bewußtſein, daß an allen Anſatzpunkten die Partei ihre 
Gliederungen eingeſetzt und in einheitlicher gedanklicher Aus⸗ 
richtung auf den Willen des Führers ihr ſchweres, aber elemen⸗ 
tares Werk begonnen hatte. 

Es war mehr als ein Rechenſchaftsbericht, was ſich in 
den 8 Tagen des Nürnberger Parteitages abwickelte; es war 
auch mehr als eine bloße Schau; mehr als eine Zuſammen⸗ 
kunft. Es war ein ſichtbar demonſtriertes Ineinandergreifen 
aller Räder der Partei in einer ungeheuren Konſtruktion, 
deren Klarheit, Zielbewußtheit und Energie auch den Fernſt⸗ 
ſtehenden erfaßte. Es war der Beweis dafür, daß die Partei 
die Umbildung des deutſchen Menſchen ideell und ſachlich in 
Angriff genommen und auf allen Gebieten das Anfangs⸗ 
ſtadium überwunden hat. 


In der großen Schlußrede auf dem Kongreß gab der 
Führer Adolf Hitler ein Bild von der Entwicklung Deutſch⸗ 
lands vom Parteienſtaat zum Staat der Partei. Seine genaue 
Definition des Weſens und Wirkens der früheren Parteien 
zum Schaden der Volksgemeinſchaft und ihrer deshalb er⸗ 
folgten notwendigen Auflöſung gipfelte andererſeits in der 
Erkenntnis, daß das Leben des deutſchen Volkes unfruchtbar 
fein müßte, würde es nicht in der NSDAP. willensmäßig 
und politiſch zuſammengefaßt. Die NSDAP. als Orden der 
beſten Nationalſozialiſten, der Parteigenoſſen, erhielt dabei 
ihre feſtumriſſene Führeraufgabe zugewieſen. Zugleich wurde 
erkenntlich, daß infolge der Wandlung des Parteienſtaates 
zum Parteiſtaat ſich auch das Weſen des Staates als Begriff 
völlig geändert hat. Über der Vielheit und der Zerſplitterung 
der Parteien mußte einſt ein durch Neutralität und büro⸗ 
kratiſche Autorität geſtützter Staat als für alle politiſchen 
Einflüſſe immune Konſtante ſtehen; ein Staat, deſſen Stärke 
in ſeiner Unberührtheit von dem Hin und Her der Parteien⸗ 
politik beſtand; deſſen Schwäche aber erſichtlich in der 
mangelnden Verbindung ſeines Weſens mit dem Volke als 
ſolchem lag. 

Durch die Strukturwandlung des politiſchen und ſozialen 
Weltbildes im deutſchen Volke wurde der Staat nicht nur 
ſeiner politiſchen Neutralität und ſeiner Immunität enthoben; 


er wurde gleichzeitig zum feſten Inſtrument in der Hand der 
politiſchen Führung ausgebaut. Damit wurde das Inſtrument 
Staat aus ſeiner unnatürlichen Herrſcherſituation befreit, 
einer Herrſcherſituation, die es an ſich nur verwaltungsmäßig, 
aber niemals ideell ausüben konnte. Das Inſtrument Staat 
wurde und wird wieder zu dem gemacht, was es ſein ſoll, zu 
einem Machtmittel in der Hand des politiſchen Führers. 


Darum gerade waren es die politiſchen Leiter, denen 
a Hitler bei dem großen Appell auf der Zeppelinwieſe 
zurief: 


„Nicht der Staat befiehlt uns, ſondern wir befehlen 
den Staat! Nicht der Staat hat uns geſchaffen, ſondernt 
wir ſchaffen uns den Staat. Denn wir mögen dem einen 
Partei ſein, dem anderen Organiſation, dem dritten etwas 
anderes, in Wahrheit ſind wir das deutſche Volk!“ 


Es mag ſich mancher Parteigenoſſe, der es vorzog, im 
Parteiamt zu bleiben, im vergangenen Jahre die Frage nach 
dem Verhältnis von Partei und Staat vorgelegt haben, wenn 
er die Wirkungsmöglichkeiten von Parteigenoſſen in den 
Staatsämtern überblickte. Denn der Wirkungsbereich des 
Staates konnte in dem Jahre der überleitung nicht etwa 
ſogleich zugunſten der im Nachwachſen ſich feſtigenden Partei⸗ 
organiſation zurückgedrängt werden: Im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit und der Kontinuität der Rechtsentwicklung gerade 
lag es, von oben her, von autoritativer Stelle den Staat ſo 
lange durch Nationalſozialiſten verwalten zu laſſen, bis die 
Organiſation der aus dem Volke kommenden Bewegung durch 
die Erziehung der Maſſen und die Heranziehung der Volks⸗ 
genoſſen einzelne Poſitionen nach und nach übernehmen 
konnte. Es war nicht ſo, daß der Staat plötzlich abtreten 
konnte und an ſeiner Stelle bereits ein fertiges Gebilde der 
Partei erwachſen war. Die ſehr verſchiedenartige Konſtruktion 
des Staates im alten Sinne und die von der Partei beab⸗ 
ſichtigte Neubildung des deutſchen Volkes machten ein lang⸗ 
ſames, zielſicheres Ablöſen der einen Inſtitution durch die 
andere erforderlich. Daß die Partei ſich ihren Staat ſchafft, 
iſt ein Programm nicht für heute und für morgen; es iſt 
das Programm eines Menſchenalters, wenn nicht mehrerer 
Generationen. Immerhin aber war für den Parteigenoſſen im 
Parteiamte das ſtaatliche Wirken an manchen Stellen hem⸗ 
mend ſpürbar: Ein Zeichen, daß der Staat hier eine Aufgabe 
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erfüllt hatte, die für ihn abgeſchloſſen war. Dort mußte, wenn 
er ſich etwa in bürokratiſchen Regungen feſtzufahren begann, 
die Partei die Führung übernehmen und dem Staat ſeine dem 
Volksganzen dienende Aufgabe zuweiſen. 


Der Parteigenoſſe wird, gleich an welchem Platze er 
ſteht, ob im ſtaatlichen Amt oder im Parteiamt, ſich ſtets 
ſeiner Obliegenheiten als politiſcher Führer bewußt zu ſein 
haben. Die Bequemlichkeit, im Abgrund eines techniſch⸗ 
bürokratiſchen Mechanismus zu verſchwinden, darf für ihn 
keine Rolle ſpielen, denn ein Nachgeben dieſer Bequemlichkeit 
gegenüber würde ihn in dieſem Augenblick von einem Führer 
in einen Verwaltungschef verwandeln. Die große Gefahr einer 
ſolchen Weſensverwandlung, über die gerade auf dem Gau⸗ 
führerkongreß der Deutſchen Rechtsfront, wenige Tage vor 
dem Reichsparteitag, eingehend geſprochen wurde, nimmt dem 
einzelnen, wie der Reichsjuriſtenführer Dr. Frank bei die⸗ 
ſer Gelegenheit zum Ausdruck brachte, die Spannung zwiſchen 
ſich und dem ihm vorſchwebenden ſchöpferiſchen Ziel; „er hat 
alſo nicht mehr dieſes unausgeſetzte Wogen von früh bis 
ſpät: wie ſetze ich den Apparat ein, wo kann ich noch irgend 
etwas Nationalſozialiſtiſches leiſten, wo kann ich noch kämpfen, 
wo kann ich mich noch geiſtig einſetzen, wie kann ich dem 
Führer dienen in dieſem Fortmarſchieren?“ Der Parteigenoſſe 


im Staatsamte hat ſich bewußt zu ſein, daß er in dem 
Moment, wo er etwa vom Verwaltungsführer zum Verwal⸗ 
tungschef würde, er ſich gleichzeitig aus der Ordensgemein⸗ 
ſchaft der Parteigenoſſen oder aus dem Unterführerkorps der 
Partei ausgliedern würde, weil er daun nur die ſtarre 
Apparatur fördern, den Zielen der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung aber hemmend gegenübertreten würde. Bleibt er aber 
Verwaltungs führer, ſo wird er dadurch dem Wirken der 
Bewegung nützen und das Verhältnis von Partei und Staat 
befruchten. 

Das Wort des Führers in ſeiner Hamburger Rede am 
17. Auguſt: „Die Bewegung ſoll fteis deſſen eingedenk fein, 
daß dieſer Staat ihr Staat iſt“ hat durch den Reichsparteitag 
1934 die weſentliche Verdeutlichung erfahren. Der Partei⸗ 
genoſſe, der Politiſche Leiter und Unterführer der Bewegung 
wird in unentwegter Ausrichtung auf den Führer ſeiner Auf⸗ 
gabe unermüdlich und unerſchütterlich weiter zu dienen haben: 
Die Partei zum maßgebenden Faktor des politiſchen Lebens 
des geſamten deutſchen Volkes zu machen und in Erhaltung 
dieſes politiſchen Primats der Partei darauf zu achten, daß 
der Staat in ſeiner dem Volksganzen dienenden Stellung als 
ſtarke Stütze und untadeliges Inſtrument des Führers in 
ſeiner Funktion erhalten bleibt. 


Die Juſtizausbildungsoroͤnung vom 22. Juli 1934 


Von Oberlandesgerichtspräſident Dr. P. Sattelmacher, Naumburg a. Saale 


Im Zuge der durch das Reichsgeſetz v. 16. Febr. 1934 
(RGBl. I, 91) angeordneten Überleitung der Rechtspflege auf 
das Reich hat der Reichsminiſter der Juſtiz auf Grund der 
ihm durch dieſes Geſetz verliehenen Ermächtigung in der 
Juſtizausbildungsordnung v. 22. Juli 1934 (JA O.) ein Ge⸗ 
ſetz erlaſſen, das für die Vereinheitlichung der Rechtspflege 
von größter Bedeutung iſt. Das Geſetz ordnet die Aus⸗ 
bildung unſeres juriſtiſchen Nachwuchſes einheitlich für das 
ganze Reich und ſchafft damit in perſoneller Beziehung eine 
der wichtigſten Vorausſetzungen für die Einrichtung einer 
reichseigenen, das ganze Reichsgebiet umfaſſenden und zu⸗ 
ſammenſchließenden Reichsjuſtizverwaltung. Zugleich iſt damit 
ein langgehegter Wunſch der deutſchen Juriſten verwirklicht 
und endlich der ſo überaus bedauerlichen und in mancherlei 
Hinſicht ſchädlichen Zerriſſenheit ein Ende bereitet, die bisher 
auf dieſem für die Rechtspflege ſo lebenswichtigen Gebiete ge⸗ 
herrſcht hat. 

Die IAO. iſt — das iſt von größter Bedeutung — als 
ein Akt delegierter Reichsgeſetzgebung Reichsgeſetz. Das 
Geſetz regelt die bisher den Ländern vorbehaltene Materie 
des juriſtiſchen Ausbildungs- und Prüfungsweſens nunmehr 
reichsrechtlich und ſetzt damit ohne weiteres die bisher be⸗ 
ſtehenden landesrechtlichen Vorſchriften außer Kraft: in Preu⸗ 
ßen alſo den 8 1 AGGVG., das Gef. v. 6. Mai 1869 über 
die juriſtiſchen Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren 
Juſtizdienſt und die auf Grund dieſer Beſtimmungen er⸗ 
laſſene Ausbildungsordnung v. 11. Aug. 1923 nebſt ihren 
Ergänzungs- und Abänderungsbeſtimmungen. 

Bei der folgenden Beſprechung des Geſetzes habe ich 
mich auf die Hervorhebung der bedeutſamſten Vorſchriften 
der neuen Ausbildungsordnung beſchränkt und zum Vergleiche 
im weſentlichen nur die Beſtimmungen der preuß. AD. 
herangezogen. 


I. Die einleitenden Beſtimmungen 


Die ZUD. neunt ſich ſelbſt Juſtiz⸗Ausbildungsordnung 
und regelt nur die Laufbahnvorſchriften für den zukünftigen 
Richter, Staatsanwalt und Rechtsanwalt und damit für die⸗ 
jenigen Berufsſtellungen, für die nach den beſtehenden geſetz⸗ 
lichen und Verwaltungsbeſtimmungen die Befähigung zum 
Richteramt die Vorausſetzung bildet. Das Geſetz ordnet 
nicht den Werdegang des künftigen Verwaltungsbeamten. Es 
bleibt alſo ungewiß, ob in Zukunft allgemein für das ganze 


Reich eine Vereinheitlichung beider Laufbahnen eintreten ſoll, 
wie ſie die Geſetzgebung verſchiedener Länder bisher kannte, 
oder ob für den zukünftigen Verwaltungsbeamten eine Son⸗ 
derlaufbahn geſchaffen werden wird. 

Als das Ziel der Ausbildung bezeichnet der Vor⸗ 
ſpruch des Geſetzes „die Heranbildung eines in 
feinem Fache gründlich vorgebildeten, charak- 
terlich untadelhaften Dieners des Rechts, der 
im Volke und mit ihm lebt und ihm bei der recht- 
lichen Geſtaltung ſeines Lebens ein unbefted- 
licher und zielſicherer Helfer und Führer ſein 
will und kann“. Um dieſes Ziel zu erreichen, ſo heißt es 
im Vorſpruche weiter, „muß die Ausbildung den 
ganzen Menſchen ergreifen, Körper und Geiſt 
zu gutem Zweiklang bringen, den Charakter 
feſtigen und den Willen ſtärken, die Volksgemeinſchaft 
im jungen Menſchen zu unverlierbarem Erlebnis geſtalten, 
ihm eine umfaſſende Bildung vermitteln und auf die⸗ 
ſer Grundlage ein gediegenes fachliches Können 
aufbauen“. 


Dieſe vom Geiſte der neuen Zeit getragenen und er⸗ 
füllten Gedanken, die in unübertrefflicher Formgebung den 
Geſetzeszweck, das Ziel aller Ausbildungsarbeit, für den 
Lehrer in gleicher Weiſe wie für den Schüler, klar umreißen, 
durchziehen, ihren Inhalt beſtimmend, erläuternd und mah⸗ 
nend die ſämtlichen Vorſchriften für Studium und Vor⸗ 
bereitungsdienſt, erſte und zweite Prüfung. 

In der äußeren Einrichtung des Ausbildungs- 
ganges — Univerſitätsſtudium, erſte juriſtiſche Staats⸗ 
prüfung, Vorbereitungsdienſt, große Staatsprüfung — ent⸗ 
hält das Geſetz gegenüber dem bisherigen in allen Ländern 
beſtehenden Zuſtande keine Anderung. 

Dagegen haben die Vorausſetzungen für die Zu⸗ 
laſſung zum Studium inſofern eine weſentliche Ande⸗ 
rung erfahren, als nur der zur erſten juriſtiſchen Prüfung 
zugelaſſen werden darf, der in der Gemeinſchaftserziehung 
des Arbeitsdienſtes ſich bewährt hat oder durch Vor⸗ 
legung eines amtsärztlichen Zeugniſſes dartut, daß ihm aus 
Geſundheitsgründen der Dienſt unmöglich geweſen iſt. Dar⸗ 
über hinaus ſoll der Bewerber durch Beſcheinigungen ge⸗ 
eigneter Stellen dartun, wie er nach Ableiſtung des Arbeits⸗ 
dienſtes ſeine körperliche Ausbildung und die Verbundenheit 
mit anderen Volksgenoſſen gepflegt hat. 
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II. Das Studium der Rechte 


Die IAO. unterläßt es mit Recht, das juriſtiſche 
Studium irgendwie durch Aufſtellung einer beſtimmten Vor⸗ 
leſungsliſte oder gar eines feſt umriſſenen Studienplanes zu. 
reglementieren. Derartige Anordnungen — mögen ſie i. S. 
einer allgemeinen Studienreform notwendig oder zweckmäßig 
ſein — liegen außerhalb des Aufgabenkreiſes, den die von 
der Reichsjuſtizverwaltung erlaſſene Ausbildungsordnung ver⸗ 
folgt: ſie rechnet mit dem Rechtsſtudium als einer gegebenen 
Größe und ſetzt nur feſt, was in der erſten juriſtiſchen Staats⸗ 
prüfung von dem Studenten verlangt werden ſoll, der die 
Zulaſſung zum juriſtiſchen Vorbereitungsdienſte erſtrebt. Die 
Prüfung iſt, wie bisher ſchon in Preußen, nicht Univerſitäts⸗ 
abſchlußprüfung, ſondern Eingangsprüfung für den 
Eintritt in den Staatsdienſt. 

Aus dieſem Grunde war es notwendig, diejenigen Fach⸗ 
gebiete, auf die ſich die Prüfung erſtrecken ſoll, feſtzulegen 
(Prüfungsfächer) und anzuordnen, daß der Student, 
der ſich zur Prüfung meldet, das Studium dieſer Prüfungs⸗ 
fächer nachweiſen muß (8 5). Die Einteilung des Studium⸗ 
ganges innerhalb dieſes Rahmens von Pflichtvorleſun⸗ 
gen dagegen iſt dem Studierenden überlaſſen. Das ent⸗ 
ſpricht dem bisherigen Zuſtande in der Mehrzahl aller Län⸗ 
der. Dieſe „Freiheit“ findet allerdings, wie bisher, ihre 
Grenze darin, daß das Studium als ein „ordnungs- 
mäßiges“ d. i. feinem Zweck entſprechendes anerkannt wer⸗ 
den kann (§ 3). 

Die einzelnen Prüfungsfächer decken ſich trotz 
ihrer gegenüber den bisherigen Beſtimmungen abweichenden 
Bezeichnung im weſentlichen mit den bisherigen Prüfungs⸗ 
gegenſtänden. Die Begrenzung einzelner Prüfungsfächer auf 
die „Grundzüge“ der in Frage kommenden Fachgebiete — 
Verwaltungsrecht, Verfahrensrecht, Recht der Wirtſchaft — 
bedeutet ein Zurückgreifen auf die Beſtimmungen der preuß. 
AD. von 1923, das m. E. — trotz der heftigen Angriffe aus 
Kreiſen der Univerſitätslehrer, denen dieſe Beſchränkung ſpäter 
zum Opfer gefallen iſt — zu begrüßen iſt. In der Auf⸗ 
zählung fehlt die namentliche Aufführung der hiſtoriſchen 
Fächer, insbeſ. das deutſche Privatrecht und die deutſche 
Rechtsgeſchichte. Es wäre ſelbſtverſtändlich ein Irrtum, hier⸗ 
aus etwa den Schluß zu ziehen, daß man das Studium der 
hiſtoriſchen Fächer aufgegeben habe. Soweit es ſich um das 
deutſche Privatrecht und die deutſche Rechtsgeſchichte han⸗ 
delt, wäre es geradezu abſurd, das im Dritten Reiche an⸗ 
nehmen zu wollen. Aber auch für das römiſche Recht, ſoweit 
es die Rechtsentwickelung in Deutſchland beeinflußt hat und 
für das Verſtändnis des geltenden Rechts von Bedeutung iſt, 
dürfte es nicht zutreffen. Niemand kann ſich eine von vollem 
Verſtändnis des geltenden Rechts erfüllte „Einſicht in die 
inneren Zuſammenhänge und in die kulturelle, wirtſchaftliche, 
politiſche und ſonſtige Bedeutung der Rechtsſätze“ verſchaf⸗ 
fen — wie fie § 14, 6 IAO. von dem Prüfling in der 
erſten Prüfung verlangt —, der ſich nicht mit allem Ernſt 
mit der geſchichtlichen Entwickelung der einzelnen Rechts⸗ 
gebiete beſchäftigt hat, der nicht den Boden kennt, in dem 
unſer geltendes Recht wurzelt, und die Entwickelungsab⸗ 
ſchnitte aufmerkſam verfolgt hat, die es im Laufe der Zeit 
durchgemacht hat. Wenn deshalb die IAD. in großen Zügen 
diejenigen Fachgebiete bezeichnet hat, die den Gegenſtand der 
Pflichtvorleſungen bilden ſollen, ſo iſt dabei ganz ſelbſtver⸗ 
ſtändlich einzuſchalten, daß zu jedem dieſer einzelnen Fach⸗ 
gebiete auch deſſen rechtsgeſchichtliche Entwickelung gehört, die 
in den Vorleſungen ebenſowenig unbeachtet bleiben kann wie 
die Erörterung der kulturellen und wirtſchaftlichen Bedeutung 
der einzelnen Rechtsſätze und der rechtspolitiſchen Gedanken, 
die für die Weiterentwickelung des Rechts von Bedeutung 
ſind. Deshalb war es nicht notwendig, die hiſtoriſchen Fächer 
ausdrücklich in 8 5 SAD. hervorzuheben: wenn die Pflicht⸗ 
vorleſungen in dieſer Weiſe ausgeſtaltet werden, wie es ſeit 
langem vielfach — auch von mir — immer wieder gewünſcht 
worden iſt, jo wird es — abgefehen von einer hiſtoriſch ge⸗ 
ſtalteten allgemeinen Einführungsvorleſung — keiner Sonder⸗ 
vorleſungen rechtsgeſchichtlicher Art mehr bedürfen, ebenſo wie 
der Juriſt in dieſem Falle nationalökonomiſcher Sondervor⸗ 
leſungen entraten kann, zumal er ſich ohnehin nach § 4 mit 


dem Nationalſozialismus und ſeinen weltanſchaulichen Grund⸗ 
lagen, mit den Gedanken der Verbindung von Blut und 
Boden, Raſſe und Volkstum und dem deutſchen Gemeinſchafts⸗ 
leben ernſthaft befaſſen muß. 

Infolge der von der bisherigen Übung abweichenden 
Benennung der Prüfungsfächer iſt das Handels⸗ und 
Wechſelrecht nicht namentlich hervorgehoben. Aber auch 
hier können Zweifel nicht aufkommen. Dieſe Rechtsgebiete 
ſind in Nr. 5 (das Recht der vertraglichen Beziehungen) und 
Nr. 7 (Recht der Wirtſchaft) einbegriffen. 

Unter den Prüfungsfächern fehlen weiter gegenüber dem 
bisherigen Zuſtande in Preußen und in den meiſten Ländern 
das Finanzrecht und Steuerrecht, das Völkerrecht 
und das Kirchenrecht. Auch das iſt cum grano salis zu 
verſtehen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß auch an dieſen Zwei⸗ 
gen unſerer Wiſſenſchaft der junge Juriſt, der ſein Studium 
gewiſſenhaft im Geiſte der IAO. betreibt, nicht achtlos vor⸗ 
übergehen kann. Auch auf ihnen muß er ſich einen allge⸗ 
meinen Überblick zu verſchaffen trachten, der nun einmal un⸗ 
bedingt zur allgemeinen Bildung gerade des Juriſten gehört, 
auf die 8 4 Gewicht legt. Aber man darf doch auch zweierlei 
nicht vergeſſen: einmal, daß es einem im übrigen gut ge⸗ 
ſchulten Juriſten erfahrungsgemäß verhältnismäßig leicht 
fällt, ſich auf dieſen Gebieten, wenn es ihm obliegt, einzu⸗ 
arbeiten und fortzubilden, und weiter, daß es erfahrungs⸗ 
gemäß gerade dieſe Gebiete waren, auf denen er bisher ſich 
nur für die Prüfung ein flüchtig eingepauktes Wiſſen zu er⸗ 
raffen trachtete. Im ganzen geſehen möchte ich es es jeden⸗ 
falls begrüßen, daß die neue IAO. durch eine Beſchränkung 
der Prüfungsfächer der ſchlimmen ſtofflichen Überlaſtung des 
Studiums ein Ende bereitet, wie wir ſie in den letzten Jah⸗ 
ren durch die Einrichtung immer neuer Einzelvorleſungen aus 
Spezialgebieten, übrigens auch durch eine allzu ſtarke Auf⸗ 
blähung in manchen Hauptvorleſungen erlebt haben. 

Unter den neuen Beſtimmungen iſt beſonders zu be⸗ 
grüßen der Hinweis darauf, daß es nicht genügt, Vorleſun⸗ 
gen und Übungen zu belegen, ſondern daß der urkundliche 
Nachweis „gewiſſenhafter Teilnahme“ gefordert wird 
(8 3). Die Faſſung des 8 3 verleitet im übrigen allerdings 
zur Annahme, daß der Student in ſämtlichen Prüfungs⸗ 
fächern auch an Übungen teilzunehmen habe. Ich möchte in⸗ 
deſſen annehmen, daß das nicht die Abſicht des Geſetzgebers 
war, und daß in den zu erwartenden Durchführungsvorſchrif⸗ 
ten noch nähere Beſtimmungen darüber zu erwarten ſind, 
an wieviel Übungen der Student teilgenommen haben muß. 

Außer den „übungen“ erwähnt $ 3 noch die Teil⸗ 
nahme an „Arbeitsgemeinſchaften“ und „Semi⸗ 
naren“, die dem Studenten indeſſen nicht zur Pflicht ge⸗ 
macht, ſondern „empfohlen“ wird. 0 

„Erwartet“ wird endlich von jedem Studenten der 
Rechte, daß er ſich — früheſtens nach dem dritten Studien⸗ 
halbjahr, aber vor der Belegung von Vorleſungen über das 
gerichtliche Verfahrensrecht — 6—8 Wochen bei einem Amts⸗ 
gerichte beſchäftigt (8 6). Die Ausbildungsordnung knüpft 
damit an eine in Preußen und anderen Ländern bereits be⸗ 
ſtehende Einrichtung an (vgl. für Preußen AV. v. 15. Juli 
1919 [JM Bl. 372), die in Preußen jedenfalls leider nie⸗ 
mals viel Beachtung gefunden hat und inzwiſchen faſt ganz 
in Vergeſſenheit geraten zu ſein ſcheint. Wenn auch die neue 
Ausbildungsordnung dieſe „Ferienpraxis“ nicht zur 
Pflicht macht, jo iſt doch zu erhoffen, daß die im Geſetz ſelbſt 
ſo nachdrücklich ausgeſprochene Erwartung in Zukunft all⸗ 
gemeine Beachtung finden wird. Die Einrichtung dieſer „Zwi⸗ 
ſchenpraxis“, durch die die Reichsjuſtizverwaltung offenſicht⸗ 
lich den viel erörterten Gedanken einer Vorprax is ablehnt, 
iſt zu begrüßen. Gewiß, dieſe Ferienpraxis iſt nur von kurzer 
Dauer, aber bei verſtändiger Einrichtung und gewiſſenhafter 
Ausnutzung wird ſie auf das Studium einen günſtigen Ein⸗ 
fluß ausüben. Ihr Zweck ift ja nicht, poſitive Kenntniſſe zu 
vermitteln, ſondern ſie ſoll dem jungen Studenten das geben, 
was zum Verſtändnis gerade des gerichtlichen Verfahrens⸗ 
rechts unbedingt notwendig ift, die lebendige Anſchauung ge⸗ 
richtlicher Einrichtungen, das Miterleben des gerichtlichen 
Verfahrens unter Anleitung durch Männer der Praxis. 
Gerade dadurch, daß dieſe Zwiſchenpraxis dem Belegen ver⸗ 
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fahrensrechtlicher Vorleſungen zeitlich vorausgehen ſoll, wer⸗ 
den dieſe Vorleſungen und die ſich daran anſchließenden 
Übungen, die bisher in der Tat doch nur ein Experimentieren 
am Phantom darſtellten und für den Durchſchnittsſtudenten 
oft ſchwer verſtändlich waren, für den Studenten erſt Farbe 
und Leben bekommen in der Erinnerung deſſen, was er in 
der Ferienpraxis geſehen und erlebt hat. 

Die wichtigſte Beſtimmung der neuen Ausbildungs⸗ 
ordnung iſt die des SA Im Mittelpunkt des Studiums 
ſoll zwar eine gründliche, gewiſſenhafte Fachausbildung ſtehen, 
daneben aber wird mit ernſtem Nachdruck verlangt, daß ſich 
der Student einen Überblick über das geſamte Gei⸗ 
ſtesleben der Nation verſchaffe, wie es von 
einem gebildeten deutſchen Manne verlangt 
werden muß. Damit ſoll einem ſchweren Übelſtande ab⸗ 
geholfen werden, den jeder, der ſich mit unſerem jungen 
Nachwuchs beſchäftigt hat, oft als geradezu bedrückend emp⸗ 
funden hat. Das juriſtiſche Fachſtudium war in allzu vielen 
Fällen zu einem öden Brotſtudium geworden, neben dem 
alles andere zur überflüſſigen Nebenſächlichkeit herabgeſunken 
war — die universitas literarum war ein leeres Wort ohne 
Inhalt und Wert für ſo manchen. Die neue Zeit hat viele 
wohl ſchon aufgerüttelt, aber gut und notwendig war es — 
ſeit langem —, daß endlich auch die Staatsleitung mit ſtar⸗ 
ker Hand dem troſtloſen Zuſtande ein Ende bereitete. Das 
iſt im 8 4 SAD. auf das nachdrücklichſte geſchehen. Dieſe 
Beſtimmung verlangt insbeſ., daß der Student ſich eine 
gründliche „Kenntnis der deutſchen Geſchichte und der Ge⸗ 
ſchichte der Völker verſchaffe, die die kulturelle Entwicklung 
des deutſchen Volkes fördernd beeinflußt haben, wie vor 
allem der Griechen und Römer“. Und ſie verlangt weiter 
eine „ernſthafte Beſchäftigung mit dem Nationalſozialismus 
und ſeinen weltanſchaulichen Grundlagen, mit dem Gedanken 
der Verbindung von Blut und Boden, von Raſſe und Volks⸗ 
tum, mit dem deutſchen Gemeinſchaftsleben und mit den 
großen Männern des deutſchen Volkes“. 

Die Dauer des juriſtiſchen Studiums ſetzt die 
Ausbildungsordnung auf mindeſtens ſechs Semeſter 
feſt und ſchließt ſich damit der preußiſchen Praxis und der 
der Mehrheit der deutſchen Länder an. Das iſt zu begrüßen, 
wenn auch in aller Regel die Dauer des Geſamtſtudiums in 
Zukunft vielleicht mehr noch als bisher eine längere ſein wird. 

Das Studium muß wie bisher mindeſtens während einer 
Zeitdauer von drei Semeſtern auf einer deutſchen Uni⸗ 
verſität abſolviert werden; das folgt aus der unverändert 
in Geltung gebliebenen Vorſchrift des § 2, II GVG. Der 
Student, der das Studium zeitweiſe in das Ausland ver⸗ 
legt, muß ſich aber, zumal wenn er ſchon nach dem ſechſten 
Semeſtev ſich zur Prüfung ſollte melden wollen, darüber klar 
ſein, daß ein ordnungsmäßiges Geſamtſtudium eine ver⸗ 
ſtändige Einteilung des Stoffes erfordert, die eine gewiſſen⸗ 
hafte Teilnahme an den gebotenen Vorleſungen ermöglicht, 
und daß deshalb ein ordnungsmäßiges Geſamtſtudium der 
Rechte bei einer Maſſierung der im Auslande möglicherweiſe 
nicht geleſenen Pflichtvorleſungen auf die drei inländiſchen 
Studienhalbjahre nicht wird anerkannt werden können. 

Neu iſt, daß neben der Mindeſtdauer des Studiums auch 
deſſen Höchſtdauer — auf zehn Semeſter — begrenzt wird, 
eine Beſtimmung, die gut und geſund iſt und aufräumt mit 
dem Typ des „ewigen“ Studenten, der, ſei es aus mangeln⸗ 
dem Fleiß, ſei es aus Unentſchloſſenheit, der Prüfung von 
Semeſter zu Semeſter immer wieder auswich. 


III. Die erſte juriſtiſche Prüfung 


Auch in der Organiſation des Prüfungsweſens hat der 
SAD. die Regelung in Preußen als Vorbild gedient. 
Jedem OLG. — foweit nicht der Reichsjuſtizminiſten Aus⸗ 
nahmen anordnet — wird ein Juſtizprüfungsamt 
angegliedert (8 7). Die Zuſammenſetzung der Prüfungs⸗ 
ämter, deren Mitglieder der Reichsjuſtizminiſter ernennt, iſt 
gegenüber dem bisherigen Zuſtande inſofern geändert, als 
auch hervorragende Vertreter der Wiſſenſchaft, der Wirtſchaft 
und des öffentlichen Lebens in die Prüfungsämter berufen 
werden können, die nicht die Befähigung zum Richteramt 


oder zum höheren Verwaltungsdienſte erlangt haben ($ 8). 
Die einzelne Prüfung wird von einem fünfgliedrigen — bis⸗ 
her vier — Prüfungsausſchuſſe abgenommen, in dem ein 
Richter oder Staatsanwalt den Vorſitz führt und dem ein 
weiterer Richter, Staatsanwalt oder Rechtsanwalt und zwei 
Univerſitätslehrer des Rechts angehören ſollen, während der 
fünfte Prüfer aus den übrigen Mitgliedern des Prüfungs⸗ 
amtes entnommen werden ſoll (8 14). 

Die Zuſtändigkeitsfrage iſt i. S. einer weit⸗ 
gehenden Freizügigkeit geregelt. Die Landesgrenzen ſind ge⸗ 
fallen. Der Student kann vor jedem Prüfungsamte die 
Prüfung ablegen, ſofern er an der Univerſität, die im Be⸗ 
zirke des Amtes liegt, ein Semeſter ſtudiert hat, ferner vor 
dem Prüfungsamt, in deſſen Bezirk er ſeinen Wohnſitz hat 
oder feine Erennung zum Referendar in Ausſicht genommen 
iſt (8 9). Dieſe Freizügigkeit hatte bisher gewiſſe Bedenken 
gegen ſich, die aber dadurch ſtark gemindert ſind, daß der 
Präſident des zu ſchaffenden Reichsjuſtizprüfungsamtes für 
eine größere Gleichmäßigkeit zu ſorgen in der Lage iſt 
(88 12 Abſ. 2 und 13 Abſ. 4). 

Die bei der Meldung zur Prüfung vorzulegenden Aus⸗ 
weiſe entſprechen dem bisherigen Zuſtande; neu iſt die Vor⸗ 
legung des Arbeitspaſſes (8 10). 

Die Prüfung zerfällt in eine ſchriftliche und eine münd⸗ 
liche Prüfung. In der ſchriftlichen Prüfung ſind eine Haus⸗ 
arbeit und fünf Aufſichtsarbeiten vorgeſehen. Es 
iſt beſonders zu begrüßen, daß die IAO. an der häuslichen 
Arbeit feſtgehalten hat, die es in verſchiedenen Ländern nicht 
gab. Gegen die Beſtimmung, daß dieſe Arbeit binnen einer 
Friſt von drei Wochen abzugeben iſt, kann ich allerdings 
gewiſſe Bedenken nicht unterdrücken, die ſich auf meine Er⸗ 
fahrungen im juriſtiſchen Landesprüfungsamt gründen, in 
dem die gleiche Friſt für die Abgabe des wiſſenſchaftlichen 
Rechtsgutachtens galt. Dieſe Friſt iſt für eine wiſſenſchaftliche 
Arbeit — und das ſoll dieſe Hausarbeit doch ſein, in der 
der Student zeigen ſoll, daß er in der Lage iſt, ſich auf 
Grund der Geſetze unter Berückſichtigung des Schrifttums 
und der Rechtſprechung ein Urteil zu bilden — reichlich kurz. 
In der großen Staatsprüfung hat es ſich allzuoft gezeigt, 
daß dem Bearbeiter bei einer Dreiwochenfriſt nicht die Zeit 
blieb, nach Abſchluß der Stoffſammlung und dem Entwurf 
der Ausarbeitung zunächſt einmal Abſtand zu dem Geſchaffe⸗ 
nen zu finden, geſchweige denn, der Pflege des Ausdrucks die 
nötige Sorgfalt zuzuwenden, auf die $ 12 mit Recht großen 
Wert legt. In der erſten Prüfung ſoll nun allerdings die 
Aufgabe für die Hausarbeit einen „einfachen“ Rechtsfall 
aus dem Leben zum Gegenſtande haben, was in der großen 
Staatsprüfung nicht immer der Fall war; dafür aber iſt 
der Prüfling in ihr eben auch noch Student, alſo Anfänger. 
Ich hätte deshalb eine Bearbeitungsfriſt von jedenfalls vier 
Wochen für erwünſcht gehalten, indeſſen kann erſt die Er⸗ 
fahrung lehren, ob meine Bedenken auch für die erſte Prü⸗ 
fung berechtigt ſind. 

An den Beſtimmungen über die Aufſichtsarbeiten 
iſt neu die Einführung einer Klauſurarbeit aus dem Recht 
des deutſchen Bauern oder dem Recht der Arbeit und der 
Wirtſchaft ſowie die geſchichtliche Arbeit (§ 13). Die Be⸗ 
arbeitungszeit beträgt vier (früher fünf) Stunden. 

Die Dauer der mündlichen Prüfung — in der 
nur vier (früher fünf bis ſechs) Prüflinge geprüft werden — 
iſt auf vier Stunden bemeſſen — unter Einſchiebung einer 
halbſtündigen Pauſe. — Sie iſt Verſtändnisprüfung 
und erſtreckt ſich auf die unter II erwähnten Prüfungsfächer; 
ſie ſoll dem Prüfling Gelegenheit geben, darzutun, ob und 
bis zu welchem Grade er das Ziel des Rechtsſtudiums er⸗ 
reicht und eine Einſicht in die inneren Zuſammenhäuge und 
die kulturelle, wirtſchaftliche, politiſche und ſonſtige Bedeu⸗ 
tung der Rechtsſätze gewonnen hat, endlich ſoll ſie den Stand 
der Allgemeinbildung des Prüflings feſtſtellen (8 14 
Abſ. 3—5). 

Bei der Bewertung der Prüfungsleiſtungen und der 
Schlußentſcheidung iſt das Führerprinzip durch⸗ 
geführt. Die ſchriftlichen Arbeiten werden von zwei Mit⸗ 
gliedern des Prüfungsausſchuſſes begutachtet, worauf der 


63. Jahrg. 1934 Heft 38] 


Aufſätze 


2295 


Vorſitzende die endgültige Bewertung der Arbeiten feſtſtellt 
(8 17). Hierfür iſt eine einheitliche Bewertungsſkala feſt⸗ 
gelegt (8 18). Auf Grund der durch den Vorſitzenden er⸗ 
folgten Bewertung der ſchriftlichen Prüfungsleiſtungen, der 
vorgelegten Beſcheinigungen und Zeugniſſe und vor allem der 
Leiſtungen in der mündlichen Prüfung, die „unter Verück⸗ 
ſichtigung des Geſamteindruckes zu beurteilen ſind“, findet 
die Schlußberatung ſtatt (§ 19), in der alle Prüfer ihr 
Votum abgeben, während die Entſcheidung allein der Vor⸗ 
ſitzende trifft (§ 16). Genügen die Leiſtungen insgeſamt den 
zu ſtellenden Anforderungen, ſo erklärt er die Prüfung für 
beſtanden — und zwar als „ausreichend“, „befriedigend“, 
„gut“, „lobenswert“ oder „ausgezeichnet“; genügen ſie nicht, 
ſo erklärt er die Prüfung für nicht beſtanden. Genügen die 
Leiſtungen nur ſchwach, ſo iſt in das dem Prüfling aus⸗ 
zuſtellende Zeugnis ein Hinweis aufzunehmen, „daß der 
Prüfling ſeine Leiſtungen erheblich wird ſteigern müſſen, 
6820 fi das Ziel des Vorbereitungsdienſtes erreichen will“ 
20). 

Aus den die erſte Prüfung betreffenden Beſtimmungen 
der Ausbildungsordnung ſind im übrigen nur noch kurz zu 
erwähnen, daß, wie ſchon bisher in Preußen, das unentſchul⸗ 
digte Verfallenlaſſen der Hausarbeit (8 12 Abſ. 4), die 
Säumnis bei einem der Klauſurtermine (§ 13 Abſ. 11) 
oder bei der mündlichen Prüfung ($ 14 Abſ. 6 u. 15) zur 
Folge hat, daß die Prüfung als nicht beſtanden gilt, wäh⸗ 
rend bei Nichtabgabe einer Klauſurarbeit — für Preußen 
neu — dieſe Einzelleiſtung als ungenügend zu bewerten iſt 
(8 19 Abſ. 12). Bei Nichtbeſtehen der Prüfung kann dieſe 
einmal nach Ablauf einer Sperrfriſt von mindeſtens einem 
halben Jahre wiederholt werden (§ 21 Abſ. 1 u. 2), ſofern 
nicht der Vorſitzende die Wiederholungs möglichkeit 
wegen Zweckloſigkeit ausſchließt (8 21 Abſ. 3) — die einzige 
— beurteilende — Entſcheidung des Prüfungsamtes, gegen 
welche die Entſcheidung des Präſidenten des Reichsjuſtiz⸗ 
prüfungsamtes angerufen werden kann ($ 24). Selbſtver⸗ 
ſtändlich enthält auch die neue Ausbildungsordnung für den 
Fall von Täuſchungsverſuchen und Ordnungswidrigkeiten 
ſtrenge Abwehr⸗ und Ahndungsbeſtimmungen. Neu an ihnen 
iſt nur, daß auch bei nachträglicher Entdeckung einer Täu⸗ 
ſchung der Präſident des Reichsjuſtizprüfungsamtes die Prü⸗ 
Aus e für nicht beſtanden erklären kann (8 23 

b 2)5 


IV. Der Vorbereitungsdienſt 


Die Regelung des Vorbereitungsdienſtes durch die 
Reichsjuſtizausbildungsordnung bringt insbeſ. für Preußen, 
aber auch für die anderen Länder, weſentliche Anderungen 
des bisherigen Zuſtandes. 

Die wichtigſte Anderung beſteht für Preußen in dem 
Einbau eines beſonderen Ausbildungsabſchnittes, 
der der Unterweiſung der Referendare in der ſtaatlichen 
oder kommunalen Verwaltung dient ($ 29 Abſ. 3). 
Dieſe Anderung trägt einem ſeit langem immer wieder — 
auch von mir in dieſer Zeitſchrift (JW. 1934, 577 ff.) — aus⸗ 
geſprochenem Wunſche Rechnung und iſt grundſätzlich zu be⸗ 
grüßen. Die Dauer dieſes Ausbildungsabſchnittes beträgt 
ſieben Monate und kann in zwei Teile zerlegt werden. Als 
Beſchäftigungsbehörden kommen die Dienſtſtellen der allge⸗ 
meinen ſtaatlichen Verwaltung und — möglichſt kleinere oder 
mittlere — Gemeinden ſowie Gemeindeverbände in Betracht 
(§ 32). Zufolge dieſer Anordnung ſcheiden alſo aus dem 
Kreiſe der als Beſchäftigungsſtellen zugelaſſenen Behörden 
alle Spezialverwaltungsbehörden — wie Finanzämter, Ar⸗ 
beitsämter, Bergämter uſw. — aus. Ob ſich dieſe Begren⸗ 
zung namentlich in den nächſten Jahren wird durchführen 
laſſen, iſt mir bei der zur Zeit noch beſtehenden Überfüllung 
der juriſtiſchen Laufbahn zweifelhaft. 

Die einſchneidenſte Anderung für Preußen iſt die A b⸗ 
kürzung der rein juriſtiſchen Ausbildung im 
Rahmen der aufrechterhaltenen dreijährigen Geſamtdauer des 
Vorbereitungsdienſtes um die erwähnten vollen ſieben Monate 
der Dienſtleiſtung bei Verwaltungsbehörden. In meinem oben 
erwähnten Aufſatz in der JW. 1934, 377ff. habe ich geglaubt, 
vor einer derartigen Abkürzung warnen zu ſollen. Ich kann 
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meine Bedenken, die von zahlreichen preußiſchen Juriſten ge⸗ 
teilt werden, auch heute nicht verſchweigen. Indeſſen iſt ihnen 
gegenüber immerhin darauf hinzuweiſen, daß dieſe Regelung 
bisher ſchon in anderen deutſchen Ländern durchgeführt iſt 
und ſich bewährt hat. Außerdem aber betont die Ausbil⸗ 
dungsordnung mit Nachdruck, daß die Geſamtdauer des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes mindeſtens drei Jahre beträgt und 
beſtimmt auch für die einzelnen Ausbildungsabſchnitte Min⸗ 
deſtzeiten, deren Einhaltung vorausſetzt, daß der Referen⸗ 
dar das Ziel der Ausbildung in dem einzelnen Ausbildungs⸗ 
abſchnitt erreicht hat. Es wird Aufgabe der mit der Leitung 
der Ausbildung beauftragten Dienſtſtellen ſein, dieſe Beſtim⸗ 
mung ohne falſch verſtandenes Wohlwollen mit allem Ernſte 
zu handhaben (§ 29 Abf. 1 u. 7). Die Verkürzung der rein 
erforderte notwendigerweiſe eine 
anderweite Bemeſſung der einzelnen Ausbildungsabſchnitte. 


Erfreulicherweiſe beginnt auch in Zukunft die Aus⸗ 
bildung wie bisher ſtets mit der Dienſtleiſtung bei einem 
kleineren, mit nicht mehr als vier Richtern beſetzten A G. 
Die Dauer dieſer Station, der mit Recht eine ganz beſondere 
Bedeutung beigemeſſen wird, iſt gegenüber dem bisher in 
Preußen beſtehenden Zuſtande um zwei Monate auf acht 
Monate verläugert worden. Dieſe Verlängerung halte ich 
ganz beſonders auch deshalb für beſonders erwünſcht, ja für 
notwendig, weil in dieſen Abſchnitt auch die Ausbildung bei 
dem Anerbengericht fällt, das ja ein Teil des AG. iſt. Der 
preußiſchen Regelung folgend endet der Vorbereitungsdienſt 
in einer Beſchäftigung bei einem OL G., deſſen Dauer 
auf vier — bisher ſechs Monate — bemeſſen iſt. Den Lan⸗ 
desjuſtizverwaltungen ſteht es frei, im Einzelfalle an die 
Stelle des obergerichtlichen Ausbildungsabſchnittes die Be⸗ 
ſchäftigung bei einem größeren LG. anzuordnen, wenn wegen 
einer zu großen Zahl von Referendaren eine ſachgemäße Aus⸗ 
bildung bei einem OLG. nicht ſichergeſtellt iſt. Dieſer Fall 
wird insbeſ. während der Haupturlaubsperiode — in den 
Gerichtsferien — häufig eintreten, da der dadurch bedingte 
häufigere und vielfach nicht zu vermeidende Wechſel in der 
Perſon des Ausbildungsrichters die Ausbildung ungünſtig 
beeinflußt. Mit Rückſicht hierauf beſtand in Preußen bisher 
die Möglichkeit des zeitlich auf die Ferien beſchränkten Aus⸗ 
tauſches mit einem der vorhergehenden Ausbildungsabſchnitte. 
Dieſe Möglichkeit ſieht die Ausbildungsordnung nicht vor — 
vielleicht bringt fie die DurchfVO., was deshalb beſonders 
zu wünſchen wäre, weil die gleichen Schwierigkeiten wie bei 
dem OLG. auch bei den LG. beſtehen und deshalb die Be⸗ 
ſtimmung eines größeren LG. als Schlußſtation in den 
Gerichtsferien vielfach der Ausbildung ebenfalls nicht gün⸗ 
ſtig wäre. 


In dieſen durch die feſt beſtimmte Anfangs⸗ und Schluß⸗ 
ſtation des Vorbereitungsdienſtes geſchaffenen Rahmen glie⸗ 
dern ſich die anderen Ausbildungsabſchnitte ein, nämlich: 


a) acht Monate bei einem LG., davon vier Monate in 
Zivilſachen und vier Monate in Strafſachen, von denen 
wieder drei Monate auf den Dienſt bei einer Staats⸗ 
anwaltſchaft entfallen; 

b) fünf Monate bei einem Rechtsanwalt; 

c) vier Monate bei einem größeren AG., einſchließlich 
einer angemeſſenen Beſchäftigung bei einem Arbeits⸗ 
gericht; 

d) ſieben Monate bei Verwaltungsbehörden. 


Unter dieſen Einzelſtationen find die zu a, b und c ge» 
nannten zu einer in ſich geſchloſſenen Gruppe vereinigt, inner⸗ 
halb der nur inſofern eine Variation geſtattet iſt, als an 
Stelle der oben erwähnten regelmäßigen Aufeinanderfolge 
dieſer Abſchnitte auch die Kombination c à b geſtattet iſt, die 
die Dienſtleiſtung bei einem großen Amtsgericht der bei 
einem LG. unmittelbar vorangehen läßt, während die von 
mir a. a. O. vorgeſchlagene Kombination ba c, die unmittel⸗ 
bar im Anſchluß an das kleine AG. die Beſchäftigung bei 
einem Rechtsanwalt zulaſſen wollte, nicht geſtattet iſt. 

Die Dienſtleiſtung bei den Verwaltungsbehörden kann 


entweder unmittelbar hinter dem Ausbildungsabſchnitt bei 
einem kleinen AG. oder unmittelbar vor dem bei dem OLG. 


2296 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


keiten gegeben: a—b—c—d, c—a—b—d, d—a—b—-c und 
d—c—a—b (abgeſehen von der durch eine Teilung des Ab⸗ 
0 d möglichen Einteilung d—a—b—c—d oder d- 
ab- d). 

Die Ausbildung bei einem großen AG. erfolgt, wie bis⸗ 
her ſchon in Preußen, vornehmlich in den Geſchäften der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit, insbeſ. in Vormundſchafts⸗ und 
Grundbuchſachen, beim Vollſtreckungs⸗ und Konkursrichter 
(8 30 Abſ. 2). 

Für die Ausbildung bei den Gerichten iſt allgemein 
vorgeſchrieben, daß ſie dem Referendar eine praktiſche Ein⸗ 
führung in die Geſchäfte des richterlichen und ſtaatsanwalt⸗ 
ſchaftlichen Dienſtes vermitteln ſoll. Dabei iſt — wohl zur 
Vermeidung der Gefahr einer Zerſplitterung der Ausbil⸗ 
dungsabſchnitte in zahlreiche kurzfriſtige Unterabſchnitte, die 
bei den nach Materien reichgegliederten größeren Gerichten 
beſteht — ausdrücklich betont, daß der Referendar keineswegs 
in allen Geſchäften geübt zu werden braucht (§ 30 Abſ. 1) 
und daß er gegebenenfalls auch in mehreren Geſchäftsarten 
gleichzeitig beſchäftigt werden kann (8 30 Abſ. 2). Wie bisher 
ſoll der Referendar ſich auch mit dem Dienſt der Geſchäfts⸗ 
ſtellen vertraut machen. 

Der Rechtsanwalt ſoll dem Referendar insbeſ. Ge⸗ 
legenheit geben, ſich im Verkehr mit den Rechtſuchen⸗ 
den, in der Sichtung und Ordnung des Streitſtoffes, in 
der Anfertigung von Schriftſätzen und im freien Vortrag vor 
Gericht zu üben (8 31 Abſ. 2). Die Beſchäftigung im 
Notariat iſt nicht beſonders vorgeſehen. 

Das Ziel des Vorbereitungsdienſtes wird im 
8 26 dahin beſtimmt, daß er den Referendar befähigen ſoll, 
„vermöge gründlicher Kenntnis des Rechts treffend und 
volksverſtändlich Recht zu ſprechen, Volksſchädlinge zu be⸗ 
kämpfen, die rechtſuchende Bevölkerung zu beraten und durch 
ſolche Tätigkeit dem Arbeitsfrieden zu dienen“. 

Dieſes Ziel ſoll erreicht werden durch eine gründliche 
Einzelausbildung in den verſchiedenen Stationen des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes, die in die Hand der dazu geeigneten Rich⸗ 
ter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte gelegt iſt (§ 27 und 
§ 33). Dabei wird in § 28 betont, daß in allen Stationen 
die Erreichung des Ausbildungszieles und nicht 
die Nutzbarmachung der Arbeitskraft Art und 
Maß der dem Referendar zu übertragenden Arbeit zu be⸗ 
ſtimmen hat, andererſeits mit Recht aber auch darauf hin⸗ 
gewieſen, daß, je mehr der Referendar dem Ziel ſeiner Aus⸗ 
bildung ſich nähert, um ſo mehr auch die Verwertung ſeiner 
Arbeitskraft ein Mittel zur Erreichung dieſes Zieles und 
ein Prüfſtein für die Feſtſtellung des erreichten Erfolges 
ſein kann. 

Die Einzelausbildung ſoll während der Abſchnitte b, e 
und d durch die Einrichtung eines Gemeinſchafts⸗ 
dienſtes ergänzt werden, der nach dem Muſter der vor 
kurzem in Preußen erfolgten Ausgeſtaltung der bisherigen 
Übungen einzurichten iſt und ſowohl der Vertiefung fach⸗ 
wiſſenſchaftlicher Kenntniſſe und der Erweiterung des Geſichts⸗ 
kreiſes dienen ſoll als auch der — mehrfach mit Recht be⸗ 
tonten — charakterlichen Weiterbildung, Erziehung im Geiſte 
nationalſozialiſtiſcher Staatsauffaſſung (8 34). 

Endlich aber hebt die Ausbildungsordnung in § 27 
Abſ. 4 mit Nachdruck hervor, daß der Referendar den „wich⸗ 
tigſten Teil ſeiner Erziehung durch Selbſtzucht“ beizutragen 
und ſich „durch gewiſſenhaftes Selbſtſtudium fachlich 
weiterzubilden“ habe. 

Im letzten Ausbildungsabſchnitt ſoll ihm in Übungen 
Gelegenheit gegeben werden, ſich ſein geſamtes Rechtswiſſen 
noch einmal zu vergegenwärtigen (8 27 Abſ. 3 und § 35). 

Damit ſind die wichtigſten den Vorbereitungsdienſt be⸗ 
treffenden Beſtimmungen der ZUD. hervorgehoben. Daneben 
enthält ſie naturgemäß noch techniſche Einzelheiten über 
Zeugniſſe, Urlaub und dienſtſtrafrechtliche Beſtimmungen, die 
ſich im Rahmen der bisherigen preußiſchen Vorſchriften hal⸗ 
ten, auch wohl denen der anderen Länder im weſentlichen ent⸗ 
ſprechen. Hervorzuheben iſt als für Preußen jedenfalls neu 


die Tatſache, daß der Rechtskundige, der die erſte Prüfung 
beſtanden hat, zum Referendar ernannt werden kann, nicht 
muß (§ 25). Es wäre indeſſen falſch, anzunehmen, daß da⸗ 
mit etwa — mittelbar — der numerus clausus ein⸗ 
geführt worden ſei. Die Beſtimmung läßt vielmehr erkennen, 
daß damit nur der Juſtizverwaltung die Möglichkeit geſichert 
werden ſollte, Bewerber zurückzuweiſen, die für den Vor⸗ 
bereitungsdienſt von vornherein ungeeignet oder der Zu⸗ 
laſſung unwürdig ſind. 


V. Die große Staatsprüfung 


Das Weſentlichſte in dieſem Abſchnitt der JA. in 
organiſatoriſcher Beziehung iſt die Einrichtung einer zur Ab⸗ 
nahme der Prüfung berufenen einheitlichen Reichsbehörde, 
des Reichsjuſtizprüfungsamtes, in deſſen Hand für 
das ganze Reich das Prüfungsweſen vereinigt iſt, und zwar 
dergeſtalt, daß, wie bereits oben hervorgehoben iſt, dieſer 
Behörde auch auf die Ausgeſtaltung der erſten juriſtiſchen 
Prüfung ein weſentlicher Einfluß eingeräumt iſt. Die näheren 
Anordnungen ſtehen noch aus, insbeſ. wird in der zu er⸗ 
wartenden DurchfVoO. erſt darüber entſchieden werden, ob das 
Prüfungsweſen völlig zentraliſiert wird oder ob neben der 
eigentlichen Zentralſtelle einzelne Zweigſtellen für 
die Abnahme der Prüfung in verſchiedenen Landesteilen ein⸗ 
gerichtet werden (8 40). 

Das Ziel der Prüfung iſt dahin fixiert, daß ſie „der 
Feſtſtellung dient, ob dem Referendar nach ſeiner ganzen Per⸗ 
ſönlichkeit — ſowohl nach ſeinen fachlichen und allgemeinen 
Kenntniſſen, ſeinem praktiſchen Geſchick in der Erledigung 
der Geſchäfte wie nach ſeinen charakterlichen und ſonſtigen 
perſönlichen Eigenſchaften — die Fähigkeit zum Richteramte 
zuzuſprechen iſt“ (8 39). 

Die Geſtaltung der Prüfung ſchließt ſich eng an 
die zur Zeit in Preußen geltenden Prüfungsbeſtimmungen 
an. Demgemäß zerfällt auch die große Staatsprüfung in 
eine ſchriftliche und eine mündliche Prüfung. Jene 
verlangt die Abgabe einer häuslichen Arbeit — drei 
Wochen Friſt —, beſtehend aus Rechtsgutachten und Ent⸗ 
ſcheidungsentwurf nach Akten (§ 43), und von fünf — in 
Preußen bisher vier — Aufſichtsarbeiten, die in vier⸗ 
(bisher fünf-)ſtündiger Bearbeitungszeit anzufertigen find. 
In drei Arbeiten ſind Rechtsfälle nach Akten anzufertigen, 
von denen die erſte dem bürgerlichen Recht (einſchließlich 
HGB.) zu entnehmen iſt, die zweite dem Strafrecht und die 
dritte dem Vollſtreckungs- oder Konkursrecht oder dem Ge⸗ 
biet der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einſchließlich des Grund⸗ 
buchweſens; jede dieſer Aufgaben ſoll nach Möglichkeit auch 
Fragen des Verfahrensrechts enthalten (8 44 Abſ. 1 u. 2). 
Daneben iſt eine ſtaats⸗ oder verwaltungsrechtliche und eine 
weitere Arbeit vorgeſehen, deren Aufgabe der allgemeinen 
Geſchichte, der Wirtſchaftskunde oder einem ähnlichen Gebiete 
zu entnehmen iſt. 

Die Prüfung beginnt mit der Hausarbeit, an die 
ſich die Klauſurarbeiten und demnächſt die mündliche 
Prüfung anſchließt. Preußiſchem Vorbilde entſpringt auch die 
Beſtimmung, daß der Prüfling die Zeit zwiſchen der Abgabe 
der Hausarbeit und der mündlichen Prüfung nicht dazu ver⸗ 
wenden ſolle, ſein Gedächtnis mit eilig zuſammengerafften 
Erkenntniſſen zu belaſten. Die Landesjuſtizverwaltungen haben 
darüber zu wachen, daß dies geſchieht und daß der Prüfling 
ſich in dieſer Zeit geiſtig und körperlich friſch erhält. Zu die⸗ 
ſem Zwecke wird ihnen empfohlen nach dem Muſter Preu⸗ 
ßens, die Prüflinge zu Lagergemeinſchaften zuſammen⸗ 
zuziehen, zu deren Einrichtung der Reichsjuſtizminiſter ſich 
indeſſen die Genehmigung vorbehält (8 42). 

Die mündliche Prüfung dauert fünf Stunden. In 
ihr ſollen in der Regel nicht mehr als fünf Prüflinge ge⸗ 
prüft werden. Mit ihr iſt, wie bisher in Preußen, ein münd⸗ 
licher Vortrag nach Akten zu verbinden, die dem Prüfling 
am zweiten Werktage vor der Prüfung übergeben werden. 

Im einzelnen entſprechen die Vorſchriften über Bewer⸗ 
tung der Prüfungsleiſtungen, Verfallenlaſſen von Arbeiten, 
Säumnis in der Prüfung, Wiederholung der Prüfung u. a. 
denen, die für die erſte Prüfung gelten. Eine weſentliche Ab⸗ 
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weichung, zugleich eine Neuerung für das ganze Prüfungs⸗ 
weſen nicht nur in Preußen iſt die Beſtimmung, daß der 
Prüfling, der die Prüfung nicht beſteht, regelmäßig auf ein 
ganzes Jahr in den Vorbereitungsdienſt zurückzuverweiſen iſt. 
Der Vorſitzende kann in geeigneten Fällen ausnahmsweiſe die 
Dauer des Ergänzungsvorbereitungsdienſtes bis zu ſechs 
Monaten abkürzen, aber auch, wie bei der erſten Prüfung, die 
Wiederholungsmöglichkeit wegen Zweckloſigkeit ausſchließen. 
Im ganzen geſehen möchte ich von der neuen JA. 
ſagen, daß ſie einen glücklichen Griff bedeutet. Mögen viele 
auch an der einen oder anderen Beſtimmung Anſtoß nehmen, 


eine andere Regelung wünſchen, die ihrer perſönlichen Über⸗ 
zeugung — vielleicht auch nur ihrem Steckenpferd — mehr 
entſpräche: Das Geſetz iſt ein Inſtrument, mit 
dem ſich gut und erfolgreich arbeiten laſſen 
wird. Möchte feine Handhabung durch die dazu berufenen 
Dienſtſtellen ſeinem Zweck und Sinn entſprechen, dann wird 
aus der Schulung unſeres Nachwuchſes, wie das Geſetz ſie 
verlangt, eine Generation von Reichsjuriſten hervorgehen, 
die den guten Eigenſchaften und Leiſtungen der früheren 
Landesjuriſten — die in Abrede ſtellen zu wollen, ein Un⸗ 
recht bedeuten würde — ſicherlich nicht nachſtehen wird! 


Die Bedeutung der Anwaltsſtation für den Referendar 


Von Landgerichtspräſident Dr. Münſter, Münſter i. W. 


Die neue AusbildungsO. v. 22. Juli 1934 kürzt den 
von den früheren Umgeſtaltungen unberührt gebliebenen Aus⸗ 
bildungsabſchnitt des Vorbereitungsdienſtes bei einem Rechts⸗ 
anwalt und Notar von ſechs Monaten auf fünf Monate. An⸗ 
geſichts des in den Vorbereitungsdienſt neu eingeſchobenen 
Ausbildungsabſchnittes bei Verwaltungsbehörden war die 
Kürzung der Anwaltſtation wohl nicht zu vermeiden; wir 
werden uns mit fünf Monaten Anwaltſtation abfinden müſſen 
ungeachtet der beſondern Wichtigkeit, die dieſer Ausbildungs⸗ 
abſchnitt für den jungen Juriſten hat. 

Das „nihil humania me alienum esto“ — „mein Feld 
iſt die Welt“ — gilt für jeden zünftigen Juriſten, in be⸗ 
ſonderem Maße gilt es für den Anwalt. Bürgerliches Recht 
— Strafrecht — freiwillige Gerichtsbarkeit — es ſind alles 
mehr oder weniger feſt umgrenzte Gebiete —, für den Anwalt 
gibt es in ſeiner Berufsbetätigung überhaupt keine 
Grenze. Die Arbeitsleiſtung für das Gericht und vor dem 
Gericht bildet nur einen Bruchteil ſeiner Tätigkeit — die Aus⸗ 
übung ſeiner beratenden Tätigkeit nimmt ihn durchweg er⸗ 
heblich weitergehend in Anſpruch. Es gibt kaum ein Gebiet, 
auf dem nicht ein beſchäftigter Anwalt von rat- und hilfs⸗ 
bedürftigem Publikum in Anſpruch genommen wird. Er muß 
zunächſt im ungeheuren Rechtsgebiete Beſcheid wiſſen, wenigſtens 
darüber unterrichtet ſein, wo eine geſetzliche Regelung zu 
finden iſt. Aber darüber hinausgehend muß er auf wirtſchaft⸗ 
lichem, auf ſozialem, auf politiſchem, auf jedem Gebiete 
menſchlichen Intereſſes mehr oder weniger bewandert ſein, 
einen Weg zu finden verſtehen, der aus den Rätſeln des 
Lebens hinauszuführen geeignet erſcheint. Es gibt wohl kaum 
einen Beruf, der ein umfaſſenderes Wiſſen verlangt als der⸗ 
jenige des Anwalts. Schon dieſer Umfang des Gebietes hebt 
ſich von dem Gebiete ab, welches dem Richter, dem Staats⸗ 
anwalt zu eigen ſein muß, mag man auch deſſen Grenzen recht 
weit ziehen. Und dieſes gewaltige Betätigungsgebiet des An⸗ 
walts tut ſich auch vor dem Referendar auf, der ihm zur 
Ausbildung überwieſen wird. Der Anwalt wird ſelbſtredend 
die Ausbildung des Referendars zunächſt auf ſeine Gerichts⸗ 
praxis beſchränken, aber wenn er einigermaßen die Fähig⸗ 
keiten und das Intereſſe des Referendars hat einſchätzen 
können, wird er ihm auch andere Gebiete ſeiner Praxis zu⸗ 
gänglich machen, ihn zu Beratungen mit der Klientel heran⸗ 
ziehen, ihm manches erſchließen, was ſonſt dem Referendar 
nicht zugänglich ſein würde. Gewiß ſteht manche Beſprechung 
mit der Klientel unter der Forderung beſonderer Vertraulich⸗ 
keit, und keinem Anwalt noch auch der Klientel darf man zu⸗ 
muten, ſolcher Beſprechung einen Referendar beiwohnen zu 
laſſen, mag er auch durch ſein junges Amt von vornherein 
zur Verſchwiegenheit verpflichtet ſein. Aber das Arbeitsgebiet 
des Anwalts iſt von ſo reichem Umfange, daß auch in Berück⸗ 
ſichtigung der oft notwendigen Vertraulichkeit noch reichlich 
genug des Intereſſanten für den Referendar übrig bleibt. 

Doch der Umfang des Arbeitsgebietes im Anwaltsberufe 
iſt nicht einmal das Wichtigſte für den jungen Juriſten. Der 
Schwerpunkt liegt in der freien Kraftbetätigung, in der ſelb⸗ 
ſtändigen Beurteilung des Stoffes, in der ſelbſtändigen Rats⸗ 
erteilung an die Klientel, im ſelbſtändigen Aufbau des Gut⸗ 


achtens, der Klage oder ſonſtiger Angriffs- oder Verteidi⸗ 
gungsmittel im Intereſſe des Mandanten. 

In den übrigen Abſchnitten des Vorbereitungsdienſtes 
findet der junge Juriſt im allgemeinen von vornherein ein 
feſtes Gleis, welches er befahren kann. In allen Abſchnitten 
gibt es zahlreiche vorgedruckte Formulare, die in weitem Um⸗ 
fange den Geſetzen ſorgſam angepaßt ſind und den Anfänger 
gleich eine mehr oder minder beftimnite Richtung weiſen, die 
ſeine eigne Arbeit zu gehen hat. In der äußern Form bietet 
ihm das berühmte und berüchtigte „Simile“ — eine aus 
früherer Zeit fertig vorliegende Arbeit gleicher Art — eine 
Erleichterung, die ſich nicht ſelten auch noch auf den Inhalt 
auswirkt. Iſt eine Entſcheidung in einer Streitſache des 
bürgerlichen Rechts zu treffen, ſo tragen ihm vielfach die 
Schriftſätze der Anwälte neben dem Tatſachenmaterial auch die 
rechtlichen Geſichtspunkte zu, ſind ihm richtunggebend, mag er 
nun dieſe oder jene Richtung für die vorzubereitende Ent⸗ 
ſcheidung wählen. In Strafſachen präſentiert ihm die Staats⸗ 
anwaltſchaft neben dem Sachverhalt auch die in Frage 
kommenden geſetzlichen Beſtimmungen. Auch in Sachen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit findet er durchweg ſchon eine weit⸗ 
gehende Vorbereitung durch geſchulte Organe, die gerichtlichen 
Geſchäftsſtellen, den Notar, die Fürſorge- und andere Be⸗ 
hörden. Faſt überall hat er gleich zu Beginn ſeiner Tätigkeit 
eine mehr oder minder zuverläſſige Grundlage, auf der er die 
eigne Arbeit beginnen kann. Nicht als ob er nun einfach Vor⸗ 
geſprochenes oder Vorgeſchriebenes nachzuſprechen oder nach⸗ 
zuſchreiben hätte, aber er hat doch gleich eine gewiſſe An⸗ 
knüpfungsmöglichkeit, die ihm die perſönliche Tätigkeit zum 
mindeſten erleichtert. Vergleichen läßt ſich mit dieſer Erleich⸗ 
terung diejenige, welche der zweitinſtanzliche Richter genießt, 
der in der vorliegenden erſtinſtanzlichen Entſcheidung, mag ſie 
auch falſch ſein, immerhin in gewiſſem Umfange eine Unter⸗ 
lage hat, von der er ausgehen kann. 

Nicht immer, aber überwiegend anders beim Anwalt. Die 
Poſt trägt ihm morgens eine gehäufte Menge von Zuſchriften 
zu, die ſich im Laufe des Tages vermehren. Die Zuſchriften 
zeigen mehr als einmal die krauſeſten Darſtellungen, die ent⸗ 
wirrt werden müſſen, geſchulte kaufmänniſche Korreſpondenz 
muß auf das „für und wider“ ſorgſam geprüft werden. Im 
Laufe des Tages, nicht einmal immer zur Sprechſtundenzeit 
erſcheinen Parteien, die eine durchaus nicht immer klare Dar⸗ 
ſtellung des Sach- und Streitſtandes geben, die aber durchweg 
immer vom eignen Rechte überzeugt ſind und ein ſchiefes Ge⸗ 
ſicht machen, wenn der gewiſſenhafte Anwalt ihnen Bedenken 
vorhält, ihnen klarzumachen ſucht, daß das vermeintliche 
Recht durchaus kein ſicheres Recht iſt, daß es, falls die Partei 
auf ihrem Standpunkte beharrt, gilt, die Gefahr des Pro⸗ 
zeſſes auf ſich zu nehmen. Es erſcheinen gewiegte Geſchäfts⸗ 
leute, die einen Vertrag ſchließen, eine Geſellſchaft gründen 
wollen. Sie tragen die tatſächlichen Verhältniſſe und die recht⸗ 
liche Konſtruktion, wie ſie ſolche vom Laienſtandpunkte aus be⸗ 
urteilen, vor, es genügt ihnen nicht, daß der Anwalt ihre Ge⸗ 
dankengänge billigt, ſie wünſchen Einwendungen vom Stand⸗ 
punkte des Geſchäftsmannes und des Juriſten — beides 
repräſentiert ihnen der Anwalt, und für dieſen heißt es jetzt, 
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will er nicht ſein Anſehen verſcherzen, vielleicht gar die 
Klientel verlieren, in Wahrheit „hie Rhodus, hie salta!“ 
Er darf meiſt nicht einmal um Aufſchub bitten, um die Sache 
nachzuprüfen, er muß ſchlagbereit ſein, die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen wiſſen, die wirtſchaftliche Tragweite ſofort er⸗ 
faſſen. Dieſe Stunde bietet dem Referendar, falls er ihr bei⸗ 
wohnen darf, eine Schulung, wie er ſolche wertvoller nirgends 
wiedererhält! 

Und nun Angriff und Verteidigung im beginnenden oder 
anhängigen Rechtsſtreit. Aufbau der Klage aus dem oft un⸗ 
geordneten und ungeſichteten Material, unklaren mündlichen 
Parteivortrag, aus einer Korreſpondenz voll von nebenſäch⸗ 
lichen Dingen und innern Widerſprüchen. Und dann das 
Wichtigſte: der Antrag der Klage, der für den ganzen 
Rechtsſtreit richtungweiſend iſt. Die Klagebegründung darf nur 
die notwendigen Stützen der Klage bringen, ſie ſoll nicht mög⸗ 
liche Einwendungen des Gegners vorwegnehmen, ſie darf ihm 
nur eine möglichſt kleine und glatte Angriffsfläche bieten. Der 
Klageantrag, mag er in vielen Fällen einfach zu faſſen ſein, 
erfordert unter allen Umſtänden Sorgfalt bis ins kleinſte, 
reiflichſte Überlegung, vorſichtige Wortfaſſung. Nicht leicht 
wird der gewiſſenhafte Anwalt dem Referendar die Faſſung 
des Klageantrags überlaſſen, ohne ſie vorſichtig nachzuprüfen. 
Hier kann der Referendar ein Meiſterſtück von ſorgſamer Über⸗ 
legung leiſten — viel leichter wird es ihm im gerichtlichen 


Vorbereitungsdienſt fallen, die Urteilsformel zu faſſen, die 
gerade der Anwalt vorbereiten muß. 

Es gibt keine beſſere Schulung für den jungen Juriſten 
als diejenige, die er im Anwaltsbüro finden kann und finden 
muß. Es hat Zeiten gegeben, in denen Referendare die An⸗ 
waltsſtation als etwas Nebenſächliches betrachteten, eine Zeit, 
die man beſſer anderweit zur Vorbereitung auf die große 
Staatsprüfung zu verwenden meinte, und man vereinbarte mit 
dem Anwalt den ungefähren Umfang der Tätigkeit. Die Zeit 
iſt längſt vorbei und die Wichtigkeit der Anwaltſtation vom 
den jungen Juriſten durchweg erkannt. Selbſtredend gibt die 
Anwaltſtation dem Referendar nicht ohne weiteres die Eig⸗ 
nung, nach Ablegung der großen Staatsprüfung ſofort An⸗ 
walt zu werden. Tatſächlich laſſen allerdings die Aſſeſſoren 
ſich vielfach ohne weiteres friſchweg bei einem Amtsgerichte, 
dem Landgerichte oder gar dem Oberlandesgerichte nieder und 
müſſen dann mehrfach zu ihrem Erſtaunen erkennen, daß es 
für einen jungen Anwalt oft ungeahnte Schwierigkeiten gibt, 
auf welche die Anwaltſtation nicht vorbereitet hat und nicht 
vorbereiten konnte. Die Frage, ob nicht vor der Zulaſſung ein 
Probejahr der Beſchäftigung bei einem Anwalt zu fordern ſei, 
ſteht nach wie vor offen! Sie muß eine befriedigende Löſung 
finden im Intereſſe der Anwaltſchaft aber auch der Gerichte, 
für welche die Arbeitsweiſe ungeſchulter junger Anwälte durch⸗ 
aus nicht immer eine Freude iſt. 


Bemerkungen zum Geſetz über die Gewährung von Straffreiheit v. 7. Aug. 1034 
(RGBl. I, 769) ) 
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. K. Schäfer, Berlin 


Die folgenden Zeilen haben nicht den Zweck, eine auch 
nur annähernd erſchöpfende Stellungnahme zu all den Fragen 
zu geben, die das neue Straffreiheits G. v. 7. Aug. 1934 auf- 
weiſt; vielmehr ſollen lediglich unter Beſchränkung auf die 
nichtpolitiſche Amneſtie (SS 1, 2) eine Reihe von Punkten 
erörtert werden, bei denen nach den Beobachtungen des Ver⸗ 
faſſers in der Praxis Zweifel beſtehen oder ein Hinweis auf 
die Ergebniſſe von Rechtſprechung und Schrifttum zu ent⸗ 
ſprechenden Fragen der früheren Amneſtiegeſetze angezeigt er⸗ 
ſcheint. 

A. Materiellrechtliche Fragen 

1. Die gewährte Straffreiheit umfaßt: 

a) alle Straftaten, für die bei nicht oder nicht erheblich 
Vorbeſtraften Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten oder Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 1000 RM, bei fonftigen Vorbeſtraften Freiheits⸗ 
ſtrafe bis zu drei Monaten oder Geldſtrafe bis zu 500 AM 
rechtskräftig erkannt oder noch zu erwarten iſt, und zwar 
ohne Rückſicht auf Art, Beweggrund und Um⸗ 
ſtände der Tat; 

b) ohne Rückſicht auf die Art und Höhe der rechtskräftig 
erkannten oder der zu erwartenden Strafe die in 8 3 des 
Gef. bezeichneten Straftaten, ſoweit nicht die in § 6 auf⸗ 
geführten Ausnahmen Platz greifen. Dabei darf, was an ſich 
angeſichts des eindeutigen Wortlauts eigentlich keiner Her⸗ 
vorhebung bedürfte, darauf hingewieſen werden, daß die in 
§ 6 genannten Ausnahmen nur einer Amneſtierung nach 
88 3—5 entgegenſtehen; es bleibt daher bei den unter § 3 
fallenden Taten, wenn ein Ausnahmefall nach § 6 gegeben 
iſt, immer noch zu prüfen, ob nicht Straffreiheit nach 88 1, 2 
eingetreten iſt. Iſt z. B. wegen Totſchlags bei Annahme mil⸗ 
dernder Umſtände auf eine Gefängnisſtrafe von ſechs Mo⸗ 
naten erkannt ($ 213 StGB.), fo iſt trotz des § 6 Ziff. 2 die 
Strafe erlaſſen. 

Unter „Straftaten“ im Sinne der vorſtehenden Aus⸗ 


1) Die AusfBeſt. des RIM. zu dem Geſetz ſind euthalten in 
der AV. v. 8. Aug. 1934: Deutſche Juſtiz S. 108. Ferner ſind bisher 
ergangen Ausf Beſt. des RWehr M. v. 13. Aug. 1934 — 14t R III — 
1553/34 und des RF M. v. 17. Aug. 1934: Roll Bl. S. 497. 


führungen find — wie bei der Amneſtie v. 20. Dez. 1932 2) — 
lediglich kriminell ſtrafbare Handlungen (Verbrechen, Ver⸗ 
gehen und Übertretungen, 8 1 StGB.) zu verſtehen, deren 
Aburteilung letzten Endes zur Zuſtändigkeit der ordentlichen 
Strafgerichte und der reichsgeſetzlich beſtellten oder zuge⸗ 
laſſenen Gerichte gehört, gleichviel, in welchem Geſetz die 
Strafe angedroht iſt. Es gehören alſo auch hierher diejenigen 
Straftaten, die unbeſchadet des Rechtes des Beſchuldigten, 
den ordentlichen Richter anzurufen, in einem Verwaltungs⸗ 
ſtrafverfahren abgeurteilt worden ſind, wie z. B. Übertretun⸗ 
gen, die die Polizeibehörde durch polizeiliche Strafverfügung 
erledigt hat (8 413 SPD.) und Steuervergehen, die durch 
Strafbeſcheid des Fin A. geahndet worden find (8 447 
RAbgd.). Dagegen erſtreckt ſich die Amneſtie nicht auf: 

a) Dienſtvergehen der Beamten und Verſtöße, die einer 
ehrengerichtlichen Ahndung unterliegen; dies gilt insbeſ. auch 
für Verſtöße, die der neuen ſozialen Ehrengerichtsbarkeit der 
Arbeit und des Handwerks unterliegen; 

b) Ordnungsſtrafen nichtkrimineller Art, gleichviel, ob 
es ſich um Strafen handelt, die von den Gerichten zu ver⸗ 
hängen ſind (wie z. B. die Strafen gegen Zeugen, die aus⸗ 
geblieben ſind oder ihr Zeugnis oder die Eidesleiſtung ver⸗ 
weigern — 88 51, 70 Abſ. 1 StPO.; §8 380, 390 3PO. —, 
oder die Geld⸗ und Haftſtrafen nach 8 890 ZPO. wegen Zu⸗ 
widerhandlung gegen die dem Schuldner auferlegte Dul⸗ 
dungs⸗ oder Unterlaſſungspflicht), oder um Ordnungsſtrafen, 
die unter Ausſchluß des Rechtswegs durch Verwaltungs⸗ 
behörden feſtzuſetzen find (vgl. z. B. die Strafen nach § 2 
Abſ. 3 der VO. über Mitteilungspflicht in der Energiewirt⸗ 
ſchaft v. 30. Juli 1934 [RG Bl. I, 765); 

c) Erzwingungsſtrafen, d. h. Strafen, durch die ein be⸗ 
ſtimmtes Verhalten eines Pflichtigen erzwungen werden ſoll, 
und zwar auch dieſe ohne Rückſicht darauf, ob die Strafen 
von Gerichten verhängt werden (vgl. z. B. Strafen zur Er⸗ 
zwingung des Zeugniſſes gem. $ 70 Abſ. 2 StPO., 8 390 
Abſ. 2 ZPO., zur Erzwingung von Handlungen des Schuld⸗ 


2) Vgl. dazu Buſch⸗Schäfer⸗Wichards⸗Dörffler, 
Komm. z. Geſ. v. 20. Dez. 1932, S. 11. g 
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ners im Zwangsvollſtreckungsverfahren gem. § 888 BRD.) 
oder von anderen Behörden feſtzuſetzen find (vgl. z. B. § 1 
letzter Satz der zu b am Ende genannten VO.). Zu den Er⸗ 
zwingungsſtrafen gehört auch in Preußen das Zwangsgeld 
und die Zwangshaft, deren Feſtſetzung bei Verſtößen gegen 
Pol VO. den Polizeibehörden zuſteht ($$ 33, 55 f. Pol Verw. 
v. 1. Juni 1931). 

Vgl. ſchließlich noch die Ausführungen unten zu A 5 
betr. die Bedeutung des § 7. 

2. Nach § 1 Abſ. 1 erſtreckt ſich der Straferlaß bei nicht 
oder nicht erheblich Vorbeſtraften auf „Geldſtrafen s?) bis zu 
1000 RM und Freiheitsſtrafen bis zu ſechs Monaten“. Dieſe 
Vorſchrift hat nach mehreren Richtungen zu Zweifeln Ver⸗ 
anlaſſung gegeben: . 

a) wie ift der Fall zu beurteilen, daß der Täter für 
ein und dieſelbe Tat neben einer Freiheitsſtrafe bis zu 
ſechs Monaten eine 1000 RM überſteigende Geldſtrafe er⸗ 
halten hat; iſt dann die Freiheitsſtrafe erlaſſen und nur die 
Geldſtrafe beſtehengeblieben? Dieſe Frage iſt zu verneinen. 
Der Wortlaut der Vorſchrift würde einer Auslegung, daß bei 
der Prüfung der Anwendbarkeit des Geſetzes Freiheitsſtrafe 
und Geldſtrafe je für ſich zu betrachten ſeien, vielleicht nicht 
unbedingt entgegenſtehen. Daß eine ſolche Auslegung aber 
den Abſichten des Geſetzes nicht entſprechen würde, ergibt 
ſich ohne weiteres aus § 2. Dort iſt vorgeſehen, daß an⸗ 
hängige Verfahren eingeſtellt werden, wenn keine höhere 
Strafe als Geldſtrafe bis zu 1000 RM oder Freiheitsſtrafe 
bis zu ſechs Monaten allein oder nebeneinander zu 
erwarten iſt. Hier iſt ſchon nach dem Wortlaut des Geſetzes 
unzweifelhaft, daß ein Strafverfahren wegen einer Zuwider⸗ 
handlung, die mit Freiheits⸗ und Geldſtrafe nebeneinander 
bedroht iſt, nur dann unter das StraffreiheitsG. fällt, wenn 
weder die zu erwartende Geld- noch die Freiheitsſtrafe die 
in $ 2 bezeichneten Grenzen überſteigt. Es wäre ja auch nicht 
denkbar, daß bei anhängigen Verfahren die Verhängung von 
Freiheitsſtrafen bis zu ſechs Monaten ausgeſchloſſen und nur 
die Feſtſetzung von Geldſtrafen freigegeben würde. Was aber 
für die anhängigen Verfahren gilt, gilt auch für die rechts⸗ 
kräftig abgeſchloſſenen. Zwar fehlen im § 1 Abſ. 1 und 2 die 
Worte „allein oder nebeneinander“, die jeden Zweifel aus⸗ 
ſchließen würden. Dieſes Fehlen hat aber lediglich ſtiliſtiſche 
Gründe. Die Abſicht des Geſetzgebers ging dahin, die Vor⸗ 
ausſetzungen des Straferlaſſes und der Niederſchlagung gleich⸗ 
mäßig zu geſtalten; 8 1 Abſ. 1 und 2 muß daher fo geleſen 
werden, als ob auch hier dieſe Worte eingefügt wären. 

Daß dieſe Regelung trotz der manchmal auf den erſten 
Blick nicht ohne weiteres einleuchtenden Ergebniſſe — wird 
doch z. B. eine Strafe von ſechs Monaten Gefängnis und 
1000 RA Geldſtrafe in vollem Umfang amneſtiert, während 
eine Strafe von einem Monat Gefängnis und 1200 AM 
Geldſtrafe in vollem Umfang zu verbüßen iſt — vom Geſetz⸗ 
geber mit Vorbedacht getroffen worden iſt, iſt in der Deutſchen 
Juſtiz S. 1049 zu 1 dargelegt: Der Geſetzgeber ging davon 
aus, daß Geldſtrafen über 1000 .. in der Regel nur ent⸗ 
weder bei nicht amneſtiewürdigen ſchweren Straftaten oder 
— bei leichteren Straftaten — nur gegen wirtſchaftlich lei⸗ 
ſtungsfähige Täter verhängt werden, die zu amneſtieren kein 
Anlaß beſtand. Daß es bei einer notgedrungen ſo ſchematiſch 
gezogenen Grenzlinie Fälle gibt, die amneſtiewürdig er⸗ 
ſcheinen, obwohl die geſetzlichen Vorausſetzungen nicht vor⸗ 
liegen, iſt unvermeidlich; hier kann, ſoweit es im Einzelfall 
angebracht iſt, durch Einzelgnadenerweis geholfen werden. 

b) Weiterhin iſt die Frage aufgeworfen worden, ob die 
Amneſtie Platz greife, wenn an Stelle einer verwirkten Frei⸗ 
heitsſtrafe von nicht mehr als ſechs Monaten gem. $ 27 b 
StGB. auf eine 1000 %% überſteigende Geldſtrafe erkannt 
worden iſt. Auch dieſe Frage iſt zu verneinen. Die im Falle 
des 8 27b StGB. verhängte Geldſtrafe iſt nach allgemeiner 
Auffaſſung (vgl. z. B. ROSE. 59, 21) eine echte und primäre 


8) Keine Geldſtrafe — und deshalb von der Amneſtie nicht 
umfaßt ift die bei Bannbruch gemäß § 134 VZollG. als Haupt⸗ 
ſtrafe angedrohte Einziehung und der an die Stelle einer nichteinzieh⸗ 
baren Einziehung tretende Werterſatz gemäß § 155 Vgollch. (RES. 
54, 58 und 67, 204). 


Geldſtrafe und muß auch bei Anwendung des Amn. als 
ſolche behandelt werden. Man könnte einwenden, daß dann 
derjenige, der an Stelle einer Freiheitsſtrafe eine Geldſtrafe 
erhalten hat, weil der Richter ſeine Tat für weniger ſchwer 
anſah und daher glaubte, den Strafzweck durch eine Geld⸗ 
ſtrafe erreichen zu können, ſich ſchlechter ſteht als derjenige, 
deſſen Tat ſo ſchwer wog, daß das Gericht eine Geldſtrafe 
nicht als ausreichend anſah und daher auf eine Freiheits⸗ 
ſtrafe erkannte. Dem iſt zweierlei entgegenzuhalten. Einmal: 
wenn das Geſetz wahlweiſe Geldſtrafe neben Freiheits⸗ 
ſtrafe androht (ogl. z. B. 8 185 StGB.) und der Richter ent⸗ 
ſcheidet ſich für eine Geldſtrafe über 1000 RM, fo wird nie 
mand zweifeln, daß hier das Amn. keine Anwendung fin⸗ 
det, obſchon es Anwendung fände, wenn die Tat mit einer 
Freiheitsſtrafe geahndet worden wäre. Der Geſetzgeber hat 
auch in dieſem Falle mit Abſicht davon abgeſehen, anzu⸗ 
ordnen, daß wenigſtens die Vollſtreckung der Erſatzfreiheits⸗ 
ſtrafe zu unterbleiben habe, wenn ſie ſechs Monate nicht über⸗ 
ſteigt. Der Gedanke des 8 27b StB. iſt aber, in leichteren 
Fällen allgemein da, wo bis dahin nur Freiheitsſtrafe aw⸗ 
gedroht war, wahlweiſe daneben Geldſtrafe zuzulaſſen. Wird 
dann eine Geldſtrafe in Anwendung des § 27b StGB. ver⸗ 
hängt, ſo liegt der Fall nicht anders, als wenn das Geſetz 
— wie im Fall des 8 185 — von vornherein Geldſtrafe 
wahlweiſe neben Freiheitsſtrafe angedroht hätte. Und zum 
anderen greift auch hier wieder die vorſtehend zu 2a ge: 
kennzeichnete geſetzgeberiſche Erwägung durch, die für die Be⸗ 
grenzung der amneſtiewürdigen Geldſtrafen auf 1000 AR 
maßgebend war: iſt an Stelle einer kleineren Freiheitsſtrafe 
auf eine erhebliche, d. h. 1000 % überſteigende Geldſtrafe 
erkannt worden, ſo regelmäßig deshalb, weil die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Täters eine ſo hohe Strafe als trag⸗ 
bar erſcheinen ließen. Den wirtſchaftlich Leiſtungsfähigen von 
ae hohen Strafe zu befreien, ſah der Geſetzgeber aber keinen 
nlaß. 


c) Wie, wenn für ein und dieſelbe Tat zwei Geld⸗ 
ſtrafen nebeneinander feſtgeſetzt worden find, deren jede we⸗ 
niger als 1000 RA beträgt, deren Summe aber 1000 RM 
überſchreitet? Solche Fälle kommen namentlich im Steuer⸗ 
ſtrafrecht vor, z. B. gem. § 401 Abſ. 1 Satz 2 RAbgO., 
wonach, wenn eine Steuerzuwiderhandlung zugleich nach 
einem anderen Geſetz ſtrafbar iſt und dieſes die ſchwerere 
Strafe androht, die Strafe aus dem anderen Geſetz zu ent⸗ 
nehmen, die nach dem Steuergeſetz verwirkte Geldſtrafe aber 
beſonders zu verhängen iſt. Eine gleichzeitige Feſtſetzung der 
Steuerſtrafe neben der aus einem anderen Geſetz verwirkten 
Strafe iſt auch in 8 148 Abſ. 2 GewO. (i. d. Faſſ. des Geſ. 
v. 12. Mai 1933 [RG Bl. I, 262]) vorgeſehen uſw. In ſolchen 
Fällen iſt für die Frage der Anwendbarkeit des Amn. die 
Summe der verwirkten Geldſtrafen maßgebend. Denn beide 
Beträge zuſammen bilden die für die Tat verwirkte Strafe, 
De ſich ſomit als eine 1000 RM überſteigende Geldſtrafe 

arſtellt. 


3. Hat der Täter mehrere ſelbſtändige ſtrafbare 
Handlungen begangen, fo find die Vorausſetzungen der Straf 
freiheit grundſätzlich für jede Straftat geſondert zu prüfen; 
eine Zuſammenrechnung der Strafen findet nicht ſtatt. Eine 
Ausnahme iſt vorgeſchrieben: 


a) für den Straferlaß in 8 1 Abſ. 3: Liegt eine Ge 
ſamtſtrafe vor, ſo iſt maßgebend, ob die Geſamtſtrafe die in 
Abſ. 1 und 2 bezeichneten Höchſtmaße überſteigt. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzung iſt auch gegeben, wenn zwar die aus den Einzel⸗ 
freiheitsſtrafen gebildete Geſamtſtrafe ſechs bzw. drei Mo⸗ 
nate nicht überſteigt, eine neben einer der Einzelfreiheits⸗ 
ſtrafen erkannte Geldſtrafe aber, die neben der Geſamtſtrafe 
beſtehenbleibt, höher iſt als 1000 bzw. 500 AM. Denn mit 
der Bildung der Geſamtſtrafe haben die Einzelſtrafen ihre 
Bedeutung verloren; die Geldſtrafe beſteht nunmehr neben 
der Geſamtfreiheitsſtrafe. Die Vorausſetzung des § 1 Abſ. 3 
iſt dagegen nach dem klaren Wortlaut der Vorſchrift nicht ge⸗ 
geben, wenn zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes mehrere 
rechtskräftige, einzeln die Grenzen des Abſ. 1 nicht über⸗ 
ſteigende Strafen vorliegen, die an ſich gem. § 460 SPD. 
auf eine die Anwendbarkeit der Amneſtie ausſchließende Ge⸗ 
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ſamtſtrafe zurückzuführen wären, die rechtskräftige Geſamt⸗ 
ſtrafenbildung aber bis zu dem bezeichneten Zeitpunkt noch 
nicht erfolgt iſt. In einem ſolchen Falle ſind die Einzel⸗ 
ſtrafen erlaſſen. Der Verurteilte ſteht ſich alſo, wenn die Ge⸗ 
ſamtſtrafenbildung — gleichviel aus welchen Gründen — bis⸗ 
her unterblieben iſt, unter Umſtänden günſtiger als derjenige, 
bei dem die Bildung ſtattgefunden hat. Aber ſolche und ähn⸗ 
liche Konſequenzen ſind bei einer Amneſtie unvermeidbar: 
ſteht ſich doch z. B. derjenige, der ſich gehorſam der Strafe 
unterworfen und ſie alsbald verbüßt hat, ſchlechter als der 
Verurteilte, der ſich der Vollſtreckung bis zum Inkrafttreten 
des vorliegenden Geſetzes zu entziehen verſtanden hat. 

b) für die Niederſchlagung und das Verbot der Ein⸗ 
leitung neuer Strafverfahren in 8 2, wonach die Straffreiheit 
ausgeſchloſſen iſt, wenn eine höhere Strafe als Geldſtrafe 
bis zu 1000 AM oder Geſamtfreiheitsſtrafe bis zu ſechs Mo⸗ 
naten (bei erheblicher Vorbeſtraften: Geldſtrafe bis zu 500 RA 
oder Freiheitsſtrafe bis zu drei Monaten) allein oder neben⸗ 
einander zu erwarten iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt nicht nur 
dann gegeben, wenn gegen den Täter ein Verfahren wegen 
mehrerer ſelbſtändiger Straftaten anhängig iſt, in dem mit 
einer nicht mehr amneſtiefähigen Geſamtſtrafe zu rechnen iſt, 
ſondern auch dann, wenn mehrere Strafverfahren gegen 
denſelben Beſchuldigten ſchweben, falls nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift (8 79 StGB., § 460 StPO.) aus den von den ver⸗ 
ſchiedenen Gerichten zu erkennenden Einzelſtrafen eine ſolche 
Geſamtſtrafe zu bilden wäre. Denn der zufällige Umſtand, 
ob die Strafverfahren formell verbunden ſind oder nicht, kann 
keinen Unterſchied hinſichtlich der Anwendbarkeit des AmnG. 
rechtfertigen. Von dieſem Standpunkt aus iſt es aber auch 
ohne Bedeutung, ob die einzelnen Strafverfolgungsbehörden 
oder Gerichte von den anderwärts ſchwebenden Strafverfahren 
Kenntnis haben oder nicht. Praktiſch ergibt ſich daraus als 
Folgerung: 

a) ſoweit die Staatsanwaltſchaft oder das Gericht von 
den anderen Verfahren Kenntnis hat, müſſen ſie ſich mit 
den übrigen Strafverfolgungsbehörden oder Gerichten in Ver⸗ 
bindung ſetzen; zweckmäßig werden die Sachen dann — was 
auch in dieſem Stadium noch unbedenklich zuläſſig iſt — zu 
gemeinſamer Entſcheidung verbunden. Wird die Anwendbar⸗ 
keit des AmnG. mit Rückſicht auf die Höhe der zu erwarten⸗ 
den Geſamtſtrafe verneint, ſo iſt eine Verbindung der an⸗ 
hängigen Verfahren regelmäßig geboten. Denn das zuerſt 
urteilende Gericht kann auf eine Strafe, die hinter den in 
§ 2 bezeichneten Höchſtgrenzen zurückbleibt, im Hinblick auf 
§ 2 nicht mehr erkennen und müßte das Verfahren deshalb 
einſtellen, wenn es auf eine höhere Strafe nicht erkennen 
will. Es wäre auch nicht angängig, auf eine niedrigere Strafe 
zu erkennen in der Erwartung, daß die von dem ſpäter ent⸗ 
ſcheidenden Gericht gem. $ 79 zu bildende Geſamtſtrafe das 
Höchſtmaß überſteige, da ja nicht vorauszuſehen iſt, ob das 
zweite Gericht überhaupt zur Verurteilung kommen wird und 
wie hoch die Strafe ausfällt; ſpricht es z. B. frei, ſo wäre 
eine Geſamtſtrafenbildung nicht möglich, das erſte Urteil 
bliebe aber beſtehen, obwohl es nicht hätte ergehen dürfen. 
Nur dann erübrigt ſich eine Verbindung, wenn in jedem 
Verfahren mit einer die Grenzen des § 2 überſteigenden 
Strafe beſtimmt zu rechnen ift. 

Schwierigkeiten ergeben ſich bei der im vorſtehenden ver⸗ 
tretenen Auslegung, wenn das eine Verfahren, in dem im 
erſten Rechtszug auf eine Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Mo⸗ 
naten erkannt iſt, in der Reviſionsinſtanz ſchwebt, während 
das andere noch im erſten Rechtszug anhängig iſt. In einem 
ſolchen Falle muß das Rev. von Amts wegen prüfen, ob 
die demnächſt zu bildende Geſamtſtrafe ſechs Monate über⸗ 
ſteigen wird. Bejaht es dies, ſo iſt eine alsbaldige ſachliche 
Entſcheidung in dem bei ihm anhängigen Verfahren nur mög⸗ 
lich, wenn es zur Aufhebung des landgerichtlichen Urteils 
und zur Zurückverweiſung oder Freiſprechung gelangt. Iſt 
das Rev. dagegen der Auffaſſung, daß die Reviſion zu ver⸗ 
werfen ſei, ſo iſt es an der Entſcheidung gehindert. Denn die 
Verwerfung der Reviſion hätte die Rechtskraft des landgericht⸗ 
lichen, auf Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten lautenden 
Urteils zur Folge; eine ſolche Entſcheidung aber wäre mit 
§ 2 unvereinbar. Eine Verbindung der beiden Verfahren, ſo⸗ 


lange ſie in verſchiedenen Inſtanzen anhängig ſind, kommt 
nicht in Frage. Denkbar wäre etwa der Ausweg, daß das 
RevG. die Entſcheidung bis zur Erledigung des zweiten an⸗ 
hängigen Verfahrens ausſetzt. Kommt das erſte Gericht in 
dieſem Verfahren zur Verhängung einer Freiheitsſtrafe, ſo 
hätte es unter Einbeziehung der im erſten Verfahren erkann⸗ 
ten Freiheitsſtrafe gem. § 79 eine Geſamtſtrafe zu bilden, 
und das Verfahren würde nunmehr wieder in die Reviſions⸗ 
inſtanz zurückkehren, wobei ſich naturgemäß das Rev. auf 
die Nachprüfung des zuerſt ergangenen Urteils zu beſchränken 
hätte, falls nicht auch die zweite Verurteilung mit der Re⸗ 
viſion angegriffen wird und das RG. hierüber zu entſcheiden 
hat. Über das Bedenken, daß nach einer nicht viel vertretenen 
Auffaſſung die Bildung einer Geſamtſtrafe nach $ 79 die 
Rechtskraft des erſten Urteils vorausſetzt (vgl. LpzKomm. [4], 
Anm. 3 zu $ 79), müßte man ſich dann notgedrungen hin⸗ 
wegſetzen. Dann freilich tauchen alle die Schwierigkeiten auf, 
die gerade zu dem Zweifel Veranlaſſung gegeben haben, ob 
auch nichtrechtskräftige Urteile in eine gem. § 79 zu bildende 
Geſamtſtrafe einbezogen werden dürfen. Wie ſoll z. B. ver⸗ 
fahren werden, wenn das erſte Verfahren ſich beim RG. als 
RevG. befindet, während das zweite beim AG. in erſter In⸗ 
ſtanz anhängig iſt und der Angeklagte das zweite Urteil 
ebenfalls mit der Reviſion anfechten will? Oder wenn das 
zweite Verfahren in der Berufungsinſtanz ſchwebt und dem 
Angeklagten ein Rechtsmittel gegen das Berufungsurteil nicht 
zuſteht? Wie, wenn dann z. B. das BG. auf eine Geſamk⸗ 
ſtrafe von acht Monaten (Einzelſtrafen: fünf Monate aus dem 
erſten, noch nicht rechtskräftigen Urteil, vier Monate aus dem 
rechtskräftigen Urteil des BG.) erkennt, das Rev. dem⸗ 
nächſt aber — entgegen ſeiner urſprünglichen Stellung⸗ 
nahme — die erſte Verurteilung für rechtsirrig erachtet? 
Solchen Schwierigkeiten, die ja weniger mit der Amneſtie zu 
tun haben, ſondern rein verfahrensrechtlicher Natur ſind, 
nachzugehen, iſt hier nicht der Raum; die Pvaxis wird ſich, 
wenn ſie auftauchen ſollten, mit ihnen abzufinden wiſſen. 

6) Haben die verſchiedenen Gerichte oder Strafverfol⸗ 
gungsbehörden von den anderwärts anhängigen Verfahren 
keine Kenntnis und ſtellt deshalb jedes einzelne Gericht das 
bei ihm anhängige Verfahren im Hinblick auf $ 2 ein, ſo iſt, 
objektiv betrachtet, dieſe Einſtellung fehl am Platze, falls die 
Geſamtſtrafe, die gem. § 460 StPO. ſpäter zu bilden wäre, 
vorausſichtlich die in § 2 bezeichneten Höchſtmaße überſteigt. 
Da die das Verfahren einſtellende Entſcheidung lediglich de⸗ 
klaratoriſche Bedeutung hat (vgl. RGSt. 67, 383 [385]), 
müſſen die einzelnen Verfahren, wenn ſich ſpäter herausſtellen 
ſollte, daß mehrere Verfahren anhängig waren und eine Ge⸗ 
ſamtſtrafe von mehr als ſechs Monaten oder eine Geldſtrafe 
über 1000 RM in Betracht kommt, wieder aufgenommen und 
weiter betrieben werden. Es kann alſo fein, daß der Be⸗ 
ſchuldigte ſich in ſeinem Vertrauen auf die Richtigkeit der 
amtlichen Mitteilungen, er ſei amneſtiert, getäuſcht ſieht. Aber 
dieſer Fall wird praktiſch kaum häufig eintreten; denn wenn 
erſt einmal die Akten in den einzelnen Verfahren weggelegt 
ſind, wird es in der Regel nur ein Zufall an den Tag brin⸗ 
gen, daß mehrere Verfahren anhängig waren. Wenn es aber 
einmal dazu kommt, ſo liegt der Fall ſchließlich nicht anders, 
wie wenn eine einzelne Tat den Gegenſtand eines Verfah⸗ 
rens bildete und das Verfahren eingeſtellt wurde, weil der 
Fall milde erſchien, während ſich ſpäter herausſtellt, daß 
dieſe einzelne Tat nur eine von zahlreichen in Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang ſtehenden Handlungen bildet. Man wird 
ſchwerlich eine Unbilligkeit darin ſehen, wenn das Verfahren 
dann weiter betrieben wird, da nunmehr eine hohe Strafe 
zu erwarten iſt. 

Die Richtigkeit der vorſtehend vorgetragenen Auffaſſung, 
daß es bei getrennten Verfahren nicht auf die Höhe der in 
dem einzelnen Verfahren zu erwartenden Strafe ankommen 
kann, wird beſtätigt durch 8 2 Abſ. 3. Wenn dort die Ein⸗ 
leitung neuer Verfahren „in den Fällen der Abſ. 1, 2“ unter⸗ 
ſagt iſt, ſo kann dies für die Fälle, in denen jemand meh⸗ 
rere ſelbſtändige Straftaten begangen hat, nur bedeuten, daß 
die Einleitung zu unterbleiben hat, wenn die für alle 
Straftaten zu erwartende Geſamtſtrafe die Höchſtmaße der 
Abſ. 1 und 2 nicht überſteigt; hier, wo noch kein Verfahren 
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anhängig iſt, kann alſo dem formellen Geſichtspunkt, ob die 
Straftaten den Gegenſtand eines oder mehrerer Strafver⸗ 
fahren bilden, keine ausſchlaggebende Bedeutung zukommen. 
Es iſt nicht einzuſehen, warum es dann, wenn Strafver⸗ 
fahren bereits anhängig ſind, anders ſein ſollte. 

y) Sit von zwei bekannten Verfahren gegen denſelben 
Täter eines bei Inkrafttreten des Amn. rechtskräftig ab⸗ 
geſchloſſen (Strafe: fünf Monate Gefängnis), während das 
andere, in dem eine ebenſo hohe Strafe zu erwarten iſt, 
noch anhängig iſt, ſo gilt folgendes: die zuerſt erkannte 
Strafe iſt gem. § 1 Abf. 1 erlaſſen. Da die Bildung einer 
Geſamtſtrafe nach § 79 nunmehr nicht mehr möglich iſt, iſt 
das anhängige Verfahren gem. § 2 Abf. 1 einzuſtellen. 

4. Die Amneſtierung nach SS 1 Abſ. 1 und 2 Abf. iſt 
davon abhängig, daß der Täter bei der Begehung der Tat 
nicht oder nur mit Geldſtrafen oder Freiheitsſtrafen von ins⸗ 
geſamt höchſtens drei Monaten vorbeſtraft war. Die Aus⸗ 
nahme iſt die gleiche, wie ſie in der Amneſtie v. 20. Dez. 
1932 (8 5) vorgeſehen war; eine Abweichung liegt aber darin, 
daß maßgebender Zeitpunkt für das Vorliegen der Vorſtrafe 
nicht, wie nach der Amneſtie von 1932, der Zeitpunkt des In⸗ 
krafttretens des Amn. iſt (jo wenigſtens die h. M., vgl. 
insbeſ. RGSt. 67, 434), ſondern der Zeitpunkt der Begehung 
der Tat, deren Amneſtierung in Frage ſteht. Der Täter iſt „bei 
Begehung der Tat“ vorbeſtraft, wenn er in einem Zeitpunkt, 
zu dem ſeine Tätigkeit noch nicht völlig abgeſchloſſen iſt ), 
wegen einer oder mehrerer anderer Taten rechtskräftig 
beſtraft iſt. Weil es gelegentlich in der Praxis mißverſtanden 
worden iſt, ſei noch darauf hingewieſen, daß die Amneſtie auch 
dann Platz greift, wenn der Täter neben Freiheitsſtrafen 
von insgeſamt höchſtens drei Monaten mit Geldſtrafen (gleich- 
viel in welcher Höhe) vorbeſtraft iſt (RG.: JW. 1934, 1505 20). 
Daß Strafen, die im Strafregiſter getilgt ſind, als Vorſtrafen 
nicht in Betracht kommen, iſt zwar — abweichend von 8 5 
Satz 2 des Geſ. v. 20. Dez. 1932 — nicht mehr ausdrücklich 
hervorgehoben, ergibt ſich aber ohne weiteres aus § 5 Abſ. 2 
Straftilgcß. v. 9. April 1920 (RG Bl. 507), wobei der wirk⸗ 
lichen Tilgung die Tilgungsreife gleichſteht (RGSt. 64, 146). 
Als Vorſtrafen werden auch die durch Urteile ausländiſcher 
Gerichte auferlegten Strafen anzuſehen ſein, jedenfalls ſoweit 
fie im Strafregiſter vermerkt ſinds) und die Tat auch nad) 
deutſchem Recht ſtrafbar wäre. Die abweichende Stellungnahme 
bei Buſch⸗Schäfer⸗Wichards⸗Dörffler, Anm. 2a zu 
8 5 wird ſich nicht mehr aufrechterhalten laſſen; denn inzwiſchen 
hat der Geſetzgeber in 88 20a Abſ. 4 und 42 K Abſ. 2 StG B. 
(i. d. Faſſ. des Gewohnh Verbr. v. 24. Nov. 1933 [RG Bl. 
I, 995) und in 8 2 Ziff. 1 und 2 des Gef. über Reich sver⸗ 
weiſungen v. 23. März 1934 (RGBl. I, 213) zum Ausdruck 
gebracht, daß er ausländiſche Verurteilungen grundſätzlich in⸗ 
ländiſchen gleichſtellen will, wenn es ſich darum handelt, daß 
die Tatſache der Verurteilung die Vorausſetzung für behörd⸗ 
liche Maßnahmen gegen den Täter zum Schutz der Allgemein⸗ 
heit bildet, weil fie einen Schluß auf ſeine kriminelle Ger 
fährlichkeit zuläßt. 

5. Nach 8 7 erſtreckt ſich „der Straferlaß (88 1, 4)“ auf 
die noch nicht vollſtreckten Nebenſtrafen und Sicherungsmaß⸗ 
nahmen, auf geſetzliche Nebenfolgen, auf rückſtändige fis⸗ 
kaliſche Geldbußen und Koſten. 

a) Da der in 88 1, 4 verordnete Straferlaß nur Platz 
greift, wenn die Hauptſtrafe noch nicht vollſtändig vollſtreckt 
iſt, ſo ergibt ſich aus dem Klammerhinweis auf die 88 1, 4 
ohne weiteres, daß eine Erſtreckung auf Nebenſtrafen uſw. 
nicht in Betracht kommt, wenn z. Zt. des Inkrafttretens des 
Geſetzes die Hauptſtrafe bereits durch Verbüßung (oder Erlaß) 
vollſtändig erledigt war. Dieſe Auffaſſung iſt ſchon für den 
dem § 7 entſprechenden § 3 des Gef. v. 20. Dez. 1932 ganz 
überwiegend vertreten worden (Gutachten des 1. und 2. Str⸗ 
Sen. des KG. v. 7. und 15. Febr. 1933 — II S 28/A 957, 
10 —; Buſch⸗-Schäfer⸗Wichards⸗Dörffler, Anm. I 
zu 8 3; Wagner: DIZ. 1933, 196, 199, 200; für das vor⸗ 


4) Vgl. im übrigen wegen des Zeitpunktes der „Begehung“ 
die Ausführungen bei Buſch⸗Schäfer⸗Wichards⸗Dörffler, 
Anm.] zu 84. g 

5) Dies erachtet — für die Amneſtie von 1932 — Lang: 
JW. 1933, 420 für ausreichend. 


liegende Geſetz auch Richter in Pfundtner⸗ Neubert, 
Das neue Deutſche Reichsrecht, Anm. 1 zu 8 7 des vorl. Geſ. 
And. M. [bezuglich der rückſtändigen Koften] OLG. Darm⸗ 
ſtadt: Höchſtaigſpr. 1933 Nr. 1561). Auch das ſächſ. Juſt Min. 
hat ſeine frühere, z. T. abweichende Stellungnahme aufgegeben 
und ſich in einer UmdruckV O. Nr. 396 v. 14. Aug. 1934 der 
h. M. angeſchloſſen. 

b) Was unter die „Sicherungsmaßnahmen“, deren Er⸗ 
laß das Geſetz vorſchreibt, fällt, war ſchon bei der Amneſtie 
v. 20. Dez. 1932 nicht unzweifelhaft (vgl. dazu Buſch⸗ 
Schäfer⸗Wichards⸗Dörffler, Anm. II 1a zu 8 3). 
Sicher iſt jedenfalls, daß Beſſerungsmaßnahmen, wie z. B. 
die auf Grund des JGG. angeordneten Erziehungsmaßnah⸗ 
men, nicht darunter fallen. Der Begriff der Sicherungsmaß⸗ 
nahme iſt ſeither noch zweifelhafter geworden, weil das Geſetz 
gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln 
der Sicherung und Beſſerung v. 24. Nov. 1933 (RGBl. I, 
995) eine Reihe von Maßregeln in das Strafrecht eingeführt 
(88 42 a ff. StGB.), die es als „Maßregeln der Sicherung 
und Beſſerung“ bezeichnet, ohne erkenntlich zu machen, welche 
dieſer Maßnahmen es als Sicherungs-, welche als Beſſerungs⸗ 
maßregeln anſieht. Nach dem Sinne des $ 7 Amn. ſollen nur 
reine Sicherungsmaßnahmen, dagegen keine Maßnahmen er⸗ 
faßt werden, die vorwiegend oder zu einem weſentlichen Teile 
als Beſſerungsmaßregeln anzuſprechen find. Von den in 
8 42 a StGB. aufgeführten Maßregeln kommen demnach für 
das Amn. nur die Sicherungsverwahrung, die Entmannung 
und das Berufsverbot in Betracht; dagegen ſcheiden die Un⸗ 
terbringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, in einer Trinker⸗ 
heil⸗ oder Entziehungsanſtalt und die Unterbringung in einem 
Arbeitshaus aus, weil dieſe Maßnahmen zwar auch den 
Zweck der Sicherung der Geſellſchaft vor weiteren Straf⸗ 
taten verfolgen, der Beſſerungszweck aber im Vordergrund 
ſteht oder zum mindeſten einen weſentlichen Beſtandteil der 
mit der Maßnahme verfolgten Zwecke bildet. Abgeſehen da⸗ 
von fällt die Sicherungsverwahrung, ſoweit ſie gegen einen 
Zurechnungsunfähigen angeordnet worden iſt, ſchon deshalb 
nicht unter die Amneſtie, weil es hier an der Vorausſetzung 
für die Erſtreckung, dem Beſtehen einer des Erlaſſes noch 
fähigen Hauptſtrafe (vgl. vorſtehend zu a), fehlt. Aus dem 
gleichen Grunde bleiben auch Sicherungsmaßnahmen un⸗ 
berührt, wenn die Hauptſtrafe zur Zeit des Inkrafttretens der 
Amneſtie vollſtändig verbüßt oder erlaſſen war. 


c) Erlaſſen find weiterhin — unter der zu a bezeichneten 
Vorausſetzung — die geſetzlichen Nebenfolgen, d. h. die Rechts⸗ 
nachteile, die kraft Geſetzes mit der Rechtskraft des Urteils 
für den Verurteilten eintreten. Soweit der Rechtsnachteil 
darin beſteht, daß eine kraft Geſetzes zu einem beſtimmten 
Tun erforderliche behördliche Erlaubnis ausnahmslos oder 
im Regelfall dem Verurteilten verſagt oder entzogen werden. 
muß (z. B. die Reiſelegitimationskarte oder der Wander⸗ 
gewerbeſchein nach 88 57 Abſ. 1 Ziff. 3, 44a Abſ. 3 GewO. 
li. d. Faſſ. des Gef. zur Anderung der GewO. v. 3. Juli 
1934 — RGhBl. I, 566 —), beſteht kein Zweifel, daß dieſe 
Nebenfolge, die zutreffender als Sicherungsmaßnahme zu be⸗ 
zeichnen wäre, von der Amneſtie erfaßt iſt. Es muß dies aber 
auch, da ein begrifflicher Unterſchied nicht erkennbar iſt, dann 
gelten, wenn der Rechtsnachteil darin beſteht, daß die Behörde 
auf Grund der Verurteilung nach freiem Ermeſſen eine Er⸗ 
laubnis verſagen oder zurücknehmen oder eine beſtimmte Be⸗ 
tätigung verbieten kann (Beiſpiele: Verſagung des Jagd⸗ 
ſcheins nach § 33 Abſ. 1b PrJagdcG. v. 18. Jan. 1934 [Pr- 
GS. 13]; Unterſagung der Fortführung des Betriebes durch 
die oberſten Landesbehörden gem. § 89 der VO. zur Ordnung 
der Getreidewirtſchaft v. 14. Juli 1934 [RG Bl. I, 629). So 
ſchon Buſch-Schäfer⸗-Wichards⸗Dörffler, Anm. II 
la zu 8 3; anſcheinend auch der Erlaß des württ. Innen⸗ 
und des Wirtſchaftsminiſteriums über den Vollzug des Gef. 
v. 7. Aug. 1934 (zitiert nach dem Stuttg. Neuen Tageblatt 
Nr. 382 v. 17. Aug. 1934), wo unter C als Beiſpiel für er⸗ 
laſſene Nebenfolgen neben den §8 57, 44a GewO. auch 
§ 57 b GewO. hervorgehoben wird; a. M. wohl Richter in 
Pfundtner⸗Neubert, Anm. 2 zu § 7 AmnG.). Wenn 
dagegen nach geſetzlicher Vorſchrift ganz allgemein mangelnde 
Zuverläſſigkeit die Verſagung oder Zurücknahme rechtfertigt, 
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iſt das Gtraffreiheit3®. ohne Einfluß, da ſich hier Verſagung 
oder Zurücknahme als Folge der (durch die Straftat bewie⸗ 
ſenen) Unzuverläſſigkeit, nicht als Nebenfolge der Verurtei⸗ 
lung darſtellen. Da — anders als früher — die Möglichkeit 
der Verſagung der Reiſelegitimationskarte nach 8 57 b Ziff. 2 
Send. i. d. Faſſ. des Gel. v. 3. Juli 1934 nicht mehr von 
einer beſtimmten Verurteilung abhängig iſt, ſondern ganz 
allgemein bei mangelnder Zuverläſſigkeit gegeben iſt, kann 
jetzt ohne Rückſicht auf die Amneſtie die Legitimationskarte 
verſagt werden, wenn ſich aus der Straftat ergibt, daß der 
Geſuchſteller die für die Ausübung des Gewerbebetriebes im 
Umherziehen erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt. 


d) Zu den rückſtändigen Koſten, die gleichfalls (wiederum 
unter der Vorausſetzung, daß die Hauptſtrafe noch nicht völlig 
verbüßt oder erlaſſen iſt) erlaſſen ſind, gehören lediglich die 
in die Kaſſe des Reichs oder der Länder fließenden Ver⸗ 
fahrenskoſten, nicht die Koſten und Auslagen, die der Ver⸗ 
urteilte einem anderen Beteiligten zu erſtatten hat, wie z. B. 
die notwendigen Auslagen des Privatklägers, 8 471 StPO., 
und des Nebenklägers (Buſch⸗Schäfer⸗Wichards⸗ 
Dörffler, Anm. II 10 zu 8 3; BayobsG.: HöchſtRRſpr. 
1933 Nr. 1403). 


6. Nicht von der Amneſtie umfaßt ſind — außer der 
rechtskräftig angeordneten Einziehung und Unbrauchbar⸗ 
machung, § 7 Abſ. 2 — diejenigen Rechtsfolgen einer Be⸗ 
ſtrafung, die in dem Verluſt einer durch beſonderen Erwerbs⸗ 
akt begründeten individuellen Rechtsſtellung beſtehen, z. B. 
der Verluſt des Amtes bei Aberkennung der Amtsfähigkeit. 
Unberührt bleibt ferner die Verpflichtung, dem durch die 
Straftat Verletzten Genugtuung zu verſchaffen oder den ihm 
entſtandenen Schaden auszugleichen; daher iſt u. a. eine 
auferlegte Buße und die dem Verletzten zugeſprochene Be⸗ 
fugnis zur Urteilsbekanntmachung (z. B. gem. 88 165, 200 
StGB.) beſtehengeblieben. Endlich iſt die Amneſtie ohne Ein⸗ 
fluß auf die Feſtſtellungswirkung des Strafurteils — es kann 
weiterhin als Grundlage für ein Dienſtſtrafurteil oder Ehren⸗ 
gerichtsurteil dienen (vgl. z. B. $ 4 Pr8dStrd. v. 27. Jan. 
1932 [PrGGS. 59]; § 76 Abſ. 4 der 1. VO. über den vor⸗ 
läufigen Aufbau des deutſchen Handwerks v. 15. Juni 1934 
RGBl. I, 493]) — und feine Eigenſchaft als Rückfallsvoraus⸗ 
ſetzung. Näheres zu alledem bei Buſch⸗Schäfer⸗Wi⸗ 
chards⸗Dörffler a. a. O. S. 25 ff. 


B. Verfahrensrechtliche Fragen 


Die verfahrensrechtlichen Fragen, die das vorliegende 
Geſetz aufweiſt, find die gleichen, wie fie das AmnG. von 
1932 mit ſich brachte, deſſen Vorſchriften inſoweit wörtlich 
in das neue Geſetz übernommen worden ſind. Dieſe Fragen 
ſind durch Rechtſprechung und Schrifttum im weſentlichen ge⸗ 
klärt. Hier ſei nur das Wichtigſte kurz hervorgehoben: 


a) Die Niederſchlagung beendet, gleichviel in 
welchem Stadium ſich das noch nicht rechtskräftig abge⸗ 
ſchloſſene Verfahren befindet, kraft Geſetzes deſſen Rechks⸗ 
hängigkeit (RGSSt. 67, 236). Die Einſtellungsverfügung der 
Strafverfolgungsbehörde, wenn die Sache ſich noch im vor⸗ 
bereitenden Verfahren befindet, und der Einſtellungsbeſchluß 
des Gerichts haben lediglich deklaratoriſche Bedeutung. Daß 
die Strafverfolgungsbehörde trotz der von ihr verfügten Ein⸗ 
ſtellung jederzeit die Verfolgung wieder aufnehmen kann, 
wenn ſich herausſtellt, daß die Vorausſetzungen der Nieder⸗ 
ſchlagung in Wirklichkeit nicht gegeben waren, bedarf keiner 
Begründung. Aber auch ein gerichtlicher Beſchluß — mag er 
von Amts wegen oder auf Antrag ($ 10) ergangen fein — 
hat keinen Verbrauch der Strafklage zur Folge und hindert, 
wenn er auf einem tatſächlichen Irrtum beruht, die weitere 
Verfolgung nicht (RGSt. 67, 383 [385]). Zuſtändig für die 
Entſcheidung iſt, wenn die Sache bereits gerichtlich anhängig 
iſt, das mit der Sache befaßte Gericht, andernfalls das Ge⸗ 
richt, das über die Eröffnung des Hauptverfahrens zu ent- 


ſcheiden hätte. Liegt es in der Hand der Staatsanwaltſchaft, 
ob fie vor dem Schöff®. oder der Strͤ. Anklage erheben 
will, ſo ſteht es folgerichtig auch in ihrem Ermeſſen, bei 
welchem Gericht ſie die Amneſtiefrage zur Entſcheidung brin⸗ 
gen will (OLG. Darmſtadt: JW. 1933, 560% = HöchſtR⸗ 
Rſpr. 1933 Nr. 715 und OLG. Dresden: JW. 1934, 1929 20; 
die abweichende Auffaſſung bei Buſch⸗Schäfer⸗Wi⸗ 
chards-Dörffler S. 50/51 wird preiszugeben fein). 


Was die Prüfung der Amneſtiefrage in der Hauptver⸗ 
handlung anlangt, ſo erſcheint es zuläſſig, daß das Gericht 
vorweg auf Antrag oder von Amts wegen über die Anwend⸗ 
barkeit des AmnG. durch Beſchluß entſcheidet; verneint es 
dabei, daß die Amneſtie Platz greift, ſo iſt ein ſolcher Be⸗ 
ſchluß nach § 305 StPO. der ſelbſtändigen Anfechtung ent⸗ 
zogen (BayObe G.: DRZ. 1933 Nr. 285). Keinesfalls iſt das 
Gericht zu einer ſolchen Vorabentſcheidung verpflichtet; es 
kann ſich vielmehr die Entſcheidung über die Amneſtie für 
das Urteil vorbehalten. Nach durchgeführter Hauptverhand⸗ 
lung iſt auch über die Amneſtie in jedem Fall durch Urteil 
zu entſcheiden, das mit den allgemeinen Rechtsmitteln — 
nicht etwa mit der in § 10 Abſ. 1 Satz 2 vorgeſehenen Be⸗ 
ſchwerde — anfechtbar iſt. So die durchaus h. M. (vgl. RG.: 
HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 1300 und 1565 und JW. 1934, 
11762 und 15054; OLG. Köln: DRZ. 1933 Nr. 211 
= HöchſtRRſpr. Nr. 713; DRG. Karlsruhe: JW. 1933, 
1273; OLG. Darmſtadt: HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 714; Bay⸗ 
Obs G.: HöchſtaRſpr. 1933 Nr. 1297 und DRZ. 1933 Nr. 285; 
KG.: JW. 1933, 975). Eine Ausnahme ſoll nach der Auf⸗ 
faſſung einiger Oberlandesgerichte (vgl. OLG. Breslau vom 
7. März 1933 — 18 W 174/33 —, OLG. Dresden: DR. 
1933 Nr. 496; Os G. Stettin: JW. 1933, 9761 — Höchſtgi⸗ 
Rſpr. 1933 Nr. 908) Platz greifen, wenn die Entſcheidung 
über die Amneſtie in einem Berufungsurteil getroffen wird 
und dem Angekl. das Rechtsmittel der Reviſion nicht mehr 
zuſteht; hier müſſe dem Angeklagten die ſofortige Beſchwerde 
zuſtehen, weil die Abſicht des Geſetzes dahin gehe, dem An⸗ 
geklagten bei Verſagung der Amneſtie ein Rechtsmittel zu 
gewähren. Dies iſt indes keineswegs der Sinn des AmnG. 
Es ſieht vielmehr an Stelle der ſonſt gegen gerichtliche Be⸗ 
ſchlüſſe zuläſſigen einfachen (unbefriſteten) Beſchwerde ($ 304) 
im Intereſſe einer beſchleunigten Klärung der Amneſtiefrage 
die ſofortige (befriſtete) Beſchwerde vor; dagegen liegt es 
dem Amn. fern, in die allgemeinen Vorſchriften über die 
Anfechtung gerichtlicher Entſcheidungen einzugreifen. Dem⸗ 
gemäß findet gegen Beſchlüſſe der Oberlandesgerichte in Am⸗ 
neſtieangelegenheiten keine ſofortige Beſchwerde ſtatt, und 
wenn die Entſcheidung über die Amneſtie durch Urteil erfolgt, 
richtet ſich deſſen Anfechtbarkeit nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften. Ergeht die Entſcheidung durch Urteil, ſo iſt daneben 
ein beſonderer Beſchluß über die Unanwendbarkeit der Am⸗ 
neſtie nicht zuläſſig (NG: HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 1728; 
BayObsG.: HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 1401). 


Iſt das AmnG. nach Verkündung eines Urteils in 
Kraft getreten und wird dieſes angefochten, ſo iſt das Rechts⸗ 
mittelgericht erſt von dem Augenblick an zur Entſcheidung 
über die Amneſtie zuſtändig, in dem ihm nach prozeßord⸗ 
nungsmäßiger Vorbehandlung die Akten vorgelegt worden 
find (88 321, 347 Abſ. 2 StPO.); bis zu dieſem Zeitpunkt 
iſt der Vorderrichter zuſtändig (RGSt. 67, 145). 


b) Daß § 10 Abi. 2 (Auslagenverteilung im Privat⸗ 
klägeverfahren) für den Nebenkläger nicht gilt, dieſer vielmehr 
im Falle der Niederſchlagung des Verfahrens ſeine Auslagen 
ſelbſt tragen muß, wird von der Rechtſprechung allgemein 
anerkannt (OLG. Hamburg: DRZ. 1933 Nr. 360; OLG. 
Köln: HöchſtatRſpr. 1933 Nr. 1564; BayoObsG.: HöchſtR⸗ 
Rſpr. 525 Nr. 1403; OLG. Darmſtadt: HöchſtRRſpr. 1934 
Nr. 89). 


o) Eine Tilgung der durch 88 1, 7 erlaſſenen Strafen 
im Strafregiſter iſt im vorliegenden Geſetz nicht vorgeſehen. 
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Die Kechtsſtellung des Danziger Rechtsanwalts im Reich 


Von Senatspräſident Dr. Rumpf, Danzig 


Nach 829 FGG. und Art. 124 Abſ. 2 Satz 3 Durchf⸗ 
BD. zum AufwG. v. 29. Nov. 1929 muß die Beſchwerde⸗ 
ſchrift einer weiteren Beſchwerde durch einen Rechtsanwalt 
unterzeichnet fein. Das gleiche gilt in Strafſachen für den An⸗ 
trag auf gerichtliche Entſcheidung bei Ablehnung der Er⸗ 
hebung der öffentlichen Klage durch die Staatsanwaltſchaft 
(8 172 Abf. 2 der deutſchen und Danziger StPO.) ſowie bei 
der Reviſionsbegründung (§ 345 Abſ. 2 der deutſchen und 
Danziger StPO.) und bei Reviſions⸗ und Wiederaufnahme⸗ 
anträgen in Privatklageverfahren (§ 390 Abſ. 2 der deutſchen 
und Danziger StPO.). 


Können dieſe Anträge im Reiche durch einen Danziger 
Rechtsanwalt, in Danzig durch einen deutſchen Rechtsanwalt 
geſtellt werden? In dieſer Frage gehen die Anſichten der 
deutſchen und der Danziger Rechtſprechung bedauerlicherweiſe 
auseinander. 


I 


Die Danziger Rechtſprechung hat anfangs geſchwankt. 
Der 1. ZivSen. des vorl. Obergerichts hat die Frage in 
einem Beſchluß v. 8. Juni 1920!) zunächſt verneint. In dem 
Beſchluſſe heißt es, daß unter einem Rechtsanwalt i. S. des 
829 FG. ein inländiſcher Anwalt zu verſtehen ſei. „Da 
Danzig ſeit dem 10. Jan. 1920 nicht mehr zum Deutſchen 
Reich gehört, iſt ein bei einem Gericht des Auslandes 
zugelaſſener Anwalt zur Einreichung einer weiteren Be 
ſchwerde beim Obergericht nicht legitimiert.“ 


Dieſen Standpunkt hat der 1. ZivSen. des endgültigen 
Obergerichts aber bereits am 18. Sept. 1924?) wieder auf- 
gegeben: Sinn des § 29 FGG. ſei es, Vorſorge dafür zu 
treffen, daß nicht von Leuten, denen die erforderliche Kennt⸗ 
nis des einheimiſchen Rechtes fehlt, unſachgemäße und recht⸗ 
lich ausſichtsloſe Beſchwerden in Fällen eingelegt werden, 
wo fie wie nach $ 27 FGG. nur auf Verletzung des Geſetzes 
geſtützt werden können. Dieſe Vorausſetzungen ſeien aber 
auch bei einem in Deutſchland zugelaſſenen Rechtsanwalt er⸗ 
füllt. „Denn der Freiſtaat Danzig hat die deutſchen Geſetze, 
die bis zu ſeiner Lostrennung vom Deutſchen Reiche galten, 
übernommen, und die berufliche Ausbildung ſeiner Richter 
und Rechtsanwälte iſt dieſelbe wie die der deutſchen Richter 
und Rechtsanwälte.“ 


An dieſer Anſicht hat der 1. ZivSen. ſeitdem feſtgehal⸗ 
ten. Er hat ſich auch durch die einen anderen Standpunkt ver⸗ 
tretende, unten noch zu beſprechende Entſcheidung des KG. 
v. 25. Okt. 1928 8) nicht veranlaßt geſehen, ſeinen Standpunkt 
aufzugeben. In dem Beſchluſſe v. 13. Juni 1929, in dem 
das Obergericht ſich mit dem KG. auseinanderſetzt, heißt es: 
„Wenn auch grundſätzlich unter einem Rechtsanwalt i. S. 
des 8 29 FGG. nur ein bei einem inländiſchen Gericht zu⸗ 
gelaſſener Rechtsanwalt zu verſtehen iſt, ſo zwingt doch weder 
Zweck noch Wortlaut des Geſetzes dazu, bei Anwendung dieſer 
Vorſchrift zwiſchen deutſchen und Danziger Rechtsanwälten 
einen Unterſchied zu machen. Es iſt zu berückſichtigen, daß 
trotz der politiſchen Loslöſung Danzigs vom Reich ſeine Zu⸗ 
gehörigkeit zum deutſchen Rechtsgebiet, insbeſ. auch auf dem 
Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit, im weſentlichen er⸗ 
halten geblieben iſt. In Betracht kommt vor allem, daß für 
die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft wie für die Befähigung 
zum Richteramt die Vorausſetzungen inſofern die gleichen ge⸗ 
blieben find, als ſie auch für Danzig nur durch ein Rechts⸗ 
ſtudium auf deutſchen Hochſchulen und durch die Ablegung von 


2) JW. 1920, 918. 

2) Danz Jur Ztg. S. 89 Nr. 70. 

8) Höchſtgignſpr. 1929 Nr. 243 — N.- u. PrVerwBl. 50, 610. 
4) Danz JurMSchr. S. 117 Nr. 71. 


Prüfungen vor deutſchen Prüfungskommiſſionen erlangt wer⸗ 
den können.“ 


Auch der Strafſenat des Obergerichts hat den rein for⸗ 
malen Rechtsſtandpunkt erſt überwinden müſſen. Ein nicht 
veröffentlichter Beſchluß v. 2. Nov. 1926 (2 Ws 39/26) führt 
aus: „Sofern nach geſetzlichen Vorſchriften prozeſſuale Hand⸗ 
lungen von einem Rechtsanwalt vorzunehmen ſind, kann als 
Rechtsanwalt grundſätzlich nur derjenige angeſehen werden, 
der im Geltungsgebiet der Prozeßordnung, alſo innerhalb des 
Staatsgebietes, befugt iſt, die Bezeichnung Rechtsanwalt zu 
führen und die Tätigkeit eines Rechtsanwalts auszuüben, alſo 
nur derjenige, der nach Maßgabe der RAO. von der Staats⸗ 
behörde zur Anwaltſchaft zugelaſſen, beeidigt und in die An⸗ 
waltsliſte eines inlandiſchen Gerichtes eingetragen iſt. Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob 8 29 FGG. eine ausdehnende Aus⸗ 
legung des Begriffes „Rechtsanwalt“ zuläßt, wie der 1. Ziv⸗ 
Sen. in dem Beſchluß v. 18. Sept. 1924 angenommen hat. 
Jedenfalls iſt für $ 385 Abſ. 2 StPO. an dem Grundſatz 
feſtzuhalten, daß unter Rechtsanwalt nur ein bei einem in⸗ 
ländiſchen Gericht zugelaſſener Rechtsanwalt zu verſtehen iſt, 
bei dem nicht nur die berufliche Ausbildung und Kenntnis des 
inländiſchen Rechts, ſondern auch eine gewiſſenhafte Aus⸗ 
übung der Berufstätigkeit dadurch gewährleiſtet iſt, daß er 
nach Maßgabe der NAD. der Aufſicht der zuſtändigen An⸗ 
waltskammer, dem ehrengerichtlichen Verfahren und der Mög⸗ 
1 18 der Ausſchließung von der Rechtsanwaltſchaft unter⸗ 
teht.“ 

Im Jahre 1931 hat ſich der Strafſenat aber veranlaßt 
geſehen, eine Stellungnahme des Plenums des Obergerichts 
zu der Frage herbeizuführen. Nachdem ſich in Übereinſtim⸗ 
mung mit einer Außerung des Vorſtandes der Danziger An⸗ 
waltskammer die weit überwiegende Mehrheit des Plenums 
für die Gleichſtellung des deutſchen Anwalts mit dem Dan⸗ 
ziger Anwalt ausgeſprochen hatte, hat ſich der Strafſenat 
dieſer Anſicht angeſchloſſen und die Reviſionsbegründung 
durch einen deutſchen Anwalt durch Beſchluß v. 28. April 
19315) für zuläſſig erklärt: auch hier komme wie in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Betracht, daß die deutſche 
SPD. von wenigen Vorſchriften abgeſehen die gleiche ſei 
wie im Reiche; „es kann alſo erwartet werden, daß deutſche 
Rechtsanwälte, die mit den Danziger Rechtsanwälten die 
gleiche berufliche Vorbildung haben, eine Reviſionsbegrün⸗ 
dung in derſelben ſachgemäßen Form einreichen wie ein Dan⸗ 
ziger Rechtsanwalt“; auch gewährleiſte die Unterſtellung des 
deutſchen Anwalts unter die für ihn zuſtändige Anwalts⸗ 
kammer und das dort in genau der gleichen Weiſe beſtehende 
ehrengerichtliche Verfahren die gewiſſenhafte Ausübung des 
Berufs in gleicher Weiſe wie in Danzig. 

Seitdem iſt die Frage in der Danziger Rechtſprechung 
endgültig zugunſten der deutſchen Anwälte klargeſtellt. In 
der JW. iſt dieſe Stellungnahme der Danziger Rechtſprechung 
damals mit den Worten e) begrüßt worden: „Es iſt zu hoffen, 
daß auch die deutſchen Gerichte ſich dieſen Standpunkt zu 
eigen machen und nicht, wie das KG. im Beſchluß vom 
17. Okt. 1930, Danziger Anwälte ablehnen.“ 


II. 

Dieſe Hoffnung hat ſich leider nicht erfüllt; ſie hat viel⸗ 
mehr neuerdings durch einen Beſchluß des 5. ZivSen. des 
RG. ihren Todesſtoß erhalten. Das KG. war bei dieſer Ent⸗ 
wicklung führend. 

Bereits im Beſchluß v. 25. Okt. 1928) hatte das KG. 


5) JW. 1931, 1822 Danz Jur M Schr. S. 61 Nr. 35. 
6) JW. 1931, 1822. 
7) HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 243 — R.⸗ u. PrVerwBl. 50, 610. 
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eine durch einen Danziger Rechtsanwalt eingelegte weitere 
Beſchwerde in einer Aufwertungsſache für unzuläſſig erklärt. 
„Als „Rechtsanwalt“ i. S. der deutſchen Geſetze, insbeſ. des 
Art. 124 Abſ. 2 DurchfVO., iſt nur derjenige anzuſehen, der 
als ſolcher bei einem deutſchen Gericht zugelaſſen ift... Wer 
Rechtsanwalt iſt, beſtimmt die RAO. in den SS 1 ff. Danach 
iſt erforderlich die Zulaſſung bei einem Gericht, und zwar 
bei einem deutſchen Gericht; denn über die Zulaſſung bei 
ausländiſchen Gerichten kann und will die RAO. keine Be⸗ 
ſtimmungen treffen. Ob der ausländiſche Rechtsanwalt die 
Fähigkeit zum deutſchen Richteramt beſitzt, iſt nur für die 
Möglichkeit feiner Zulaſſung bei einem deutſchen Gericht 
von Bedeutung. Beſondere Ausnahmebeſtimmungen für Dan⸗ 
ziger Rechtsanwälte beſtehen nicht. Daß gegenüber Danzig 
die Gegenſeitigkeit bei der Anerkennung von Urteilen i. S. 
des 8 328 ZPO. als verbürgt gelten kann, vermag die 
Gleichſtellung der in Danzig zugelaſſenen Rechtsanwälte mit 
den bei einem deutſchen Gericht zugelaſſenen nicht zu be⸗ 
gründen.“, 


Das OLG. Jena vertritt in einem Beſchluß v. 22. Juni 
1929 8) den gegenteiligen Standpunkt. Zweck der Vorſchrift 
fei es, zu verhüten, daß von rechtsunkundigen Parteien aus⸗ 
ſichtsloſe Beſchwerden eingelegt werden. Um dies Ziel zu 
erreichen, müſſe die Unterzeichnung durch einen Rechtsanwalt 
verlangt werden, der die erforderliche Kenntnis des deutſchen 
Rechts hat; dieſe Kenntnis ſei von vornherein im allgemeinen 
nur bei einem deutſchen Rechtsanwalt vorauszuſetzen. „Hier 
liegen aber die Verhältniſſe inſofern anders, als der Frei⸗ 
ſtaat Danzig die deutſchen Geſetze, die bis zu ſeiner Trennung 
vom Deutſchen Reich dort galten, übernommen hat, und als 
die berufliche Ausbildung des Danziger Rechtsanwalts, der 
die Beſchwerdeſchrift unterzeichnet hat, dieſelbe iſt wie die der 
deutſchen Anwälte. Daher genügt die Unterzeichnung der Be⸗ 
ſchwerdeſchrift durch einen Danziger Rechtsanwalt zur Wah⸗ 
rung der Formvorſchrift des Art. 124 Abſ. 2 a. a. D. 

Das KG. hält dieſe Begründung des OLG. Jena nicht 
für überzeugend. Es „läßt“ in feinem Beſchluſſe v. 17. Okt. 
1930) „dahingeſtellt, ob die Anſicht des OLG. Jena, die be- 
rufliche Ausbildung der Danziger Rechtsanwälte ſei die gleiche 
wie die der deutſchen Anwälte, auch noch jetzt auf alle Dan⸗ 
ziger Anwälte zutreffe. Es kann zugegeben werden, daß der 
Zweck der für die ſofortige weitere Beſchwerde gegebenen 
Formvorſchrift iſt, zu verhüten, daß von rechtsunkundigen 
Parteien ausſichtsloſe Beſchwerden eingelegt werden. Hieraus 
folgt aber nicht, daß die Formvorſchrift des Art. 124 Abſ. 2 
Durchf Vo. ſtets dann gewahrt iſt, wenn die Beſchwerdeſchrift 
von einer Perſon unterzeichnet iſt, die die gleiche Rechts⸗ 
kenntnis wie der deutſche Anwalt beſitzt. Vielmehr war es 
Sache des Geſetzgebers, zu beſtimmen, in welcher Weiſe der 
Zweck, ausſichtsloſe weitere Beſchwerden möglichſt zu ver⸗ 
hüten, erreicht werden ſollte. Es mußte daher ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt werden, inwieweit von der im Art. 124 Abſ. 2 Satz 3 
aufgeſtellten Regel, daß die Beſchwerdeſchrift von einem deut⸗ 
ſchen Rechtsanwalt unterzeichnet ſein muß, Ausnahmen zu⸗ 
gelaſſen werden ſollten. Solche Ausnahmen ſind aber nur für 
die Fälle zugelaſſen, daß die Beſchwerde von einer Behörde 
oder einem Notar eingelegt iſt (Satz 4 a. a. O.). Eine von 
irgendeinem ausländiſchen Rechtsanwalt unterzeichnete Be⸗ 
ſchwerdeſchrift erfüllt hiernach die Formvorſchrift des Art. 124 
Abſ. 2 a. a. O. nicht.“ 


Dieſer Beſchluß des KG. iſt unmittelbar nach ſeinem Er⸗ 
laß wegen ſeines Formalismus, ſeiner Einſichtsloſigkeit und 


8) AufwRſpr. 1929, 944 DanzJurMSchr. 1931 S. 15 Nr. 7. 
9) Danz Jur MSchr. 1931 S. 15 Nr. 8. 


ſeiner Herzenskälte ſcharf gegeißelt worden. Wenn das KG. 
wirklich nicht wußte, ob für die berufliche Ausbildung Dan⸗ 
ziger Anwälte noch die gleichen Beſtimmungen wie im Reiche 
galten, fo hätte es „die ſelbſtverſtändliche Ehrenpflicht ge- 
habt, in dieſer hochpolitiſchen Sache den Rechtszuſtand zu 
erforſchen. Glaubt man ernſtlich, ans deutſche Recht Staaten 
feſſeln zu können, wenn deren Pioniere für das Deutſchtum 
ſchlecht behandelt werden! Noch dazu in Fragen, die, wie die 
Entſcheidung des OLG. Jena zeigt, genau jo gut oder bei 
eingehenderer Prüfung der Verhältniſſe ſogar richtiger anders 
entſchieden werden können. Was hier die Juſtiz ſchadet, muß 
unſere Diplomatie mühſam wieder heilen. Wäre es nicht ein⸗ 
facher, wenn die deutſchen Gerichte von vornherein die Wir⸗ 
kungen aufs Ausland bedenken würden?“ 


Es hätte noch auf die Schädigung der in Danzig leben⸗ 
den Reichsangehörigen hingewieſen werden können. Eine Zahl 
iſt hier anſchaulicher als Worte: bei der Abſtimmung vom 
19. Aug. 1934 haben etwa 9000 Danziger Reichsangehörige 
allein abgeſtimmt. Alle dieſe Reichsangehörigen pflegen ſich 
bei Abwicklung ihrer deutſchen Rechtsangelegenheiten Dan⸗ 
ziger Rechtsanwälte zu bedienen. 

Das unerfreuliche Ergebnis des KG. hat dazu geführt, 
daß ſich die Vereinigung der deutſchen Anwaltskammervor⸗ 
ſtände im Okt. 1932 mit der Angelegenheit befaßt und ein⸗ 
mütig folgendes Gutachten abgegeben hat: 

„Im Geiſte der Formvorſchriften im Gebiet der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und in Strafſachen iſt die Unterſchrift 
eines Danziger Rechtsanwalts als Unterſchrift eines deutſchen 
Rechtsanwalts anzuerkennen. 


Der Danziger Rechtsanwalt iſt zwar nicht ein in Deutſch⸗ 
land zugelaſſener Rechtsanwalt; aber Danziger Rechtsanwälte 
ſind deutſche Rechtsanwälte. Sie ſind es insbeſ. auch i. S. 
jener Normen, die alle Rechtsanwälte des deutſchen Gebiets 
mit Rückſicht auf den durch deutſche Vorbildung erreichten und 
in Deutſchland geprüften Grad ihrer ſittlichen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Eigenſchaften im Sinne hatten. 

Die erzwungenen Grenzveränderungen haben es nicht 
vermocht, am deutſchen Weſen der Danziger Rechtsanwalt⸗ 
1 0 und am Sinne jener Formvorſchriften etwas zu än⸗ 

e 


Den Bann, den das KG. über Danzig verhängt hatte, 
vermochte das RG. zu löſen. Aber es hat verſagt. Das OLG. 
Dresden hatte dem RG. die Streitfrage zwiſchen dem KG. 
und dem OLG. Jena zur Entſcheidung vorgelegt und ſich 
dabei dem KG. angeſchloſſen. Dieſen Standpunkt hat auch 
der 5. Ziv Sen. des RG. in feinem unten S. 2334 abgedruckten 
Beſchluß v. 28. April 1934 gebilligt 10). 


Die Gründe des RG. ſind weder erſchöpfend noch über⸗ 
zeugend. Das RG. zieht ſich auf den Wortlaut einer Geſetzes⸗ 
beſtimmung zurück, ohne auf ihren Zweck und Sinn die ge⸗ 
ringſte Rückſicht zu nehmen. 

Für Danzig bedeutet die Entſcheidung eine ſchwere Ent⸗ 
täuſchung. Danzig durfte erwarten, daß die deutſche Recht⸗ 
ſprechung und insbeſ. das höchſte deutſche Gericht die Deutich- 
Danziger Verhältniſſe und die tatſächlich beſtehende Rechts⸗ 
gleichheit richtig würdigen und zu ihrer Aufrechterhaltung bei- 
tragen würde. 

Rom hat den Bann nicht gelöſt. So bleibt nur die 
Hoffnung, daß das Wunder eines geſetzgeberiſchen Wortes 
den Stab, der einſtweilen völlig verdorrt iſt, wieder zum 
Grünen bringt. 


10) Unten S. 2334; Deutſche Juſtiz 1934, 1011 = RGWarn. 
1934, 237 Nr. 109. 
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Arbeitseinſatz und Arbeitsverteilung, Rechtsfragen 


Von Regierungsrat Dr. A. B. Krauſe, Berlin 


A. Das Geſetz zur Regelung des Arbeitseinſatzes“) 
Rechtsfragen 


In den letzten 11/, Jahren konnte durch die bekannten 
zahlreichen Maßnahmen der Reichsregierung im Kampf gegen 
die Arbeitsloſigkeit die Zahl der Arbeitsloſen von ſechs Mil⸗ 
lionen um mehr als die Hälfte vermindert werden. Im Laufe 
dieſer Arbeitsſchlacht wurde die Feſtſtellung gemacht, daß die 
großen Städte an dem Rückgang der Arbeitsloſigkeit weit 
weniger beteiligt waren als das übrige Reichsgebiet. Das 
hatte nicht zuletzt ſeinen Grund in der mit der Belebung der 
Wirtſchaft wieder verſtärkt einſetzenden Landflucht; die länd⸗ 
lichen Arbeitskräfte wurden durch die Belebung der indu⸗ 
ſtriellen Wirtſchaft in ſolchem Ausmaß in die Städte gezogen, 
daß in den erſten Monaten dieſes Jahres ſogar ein fühlbarer 
Mangel an Arbeitskräften in der Landwirtſchaft beſtand. Um 
nun die Maßnahmen der Reichsregierung im Kampf gegen 
die Arbeitsloſigkeit auch in den Großſtädten zur wirkſamen 
Entfaltung zu bringen und gleichzeitig dem Lande die not⸗ 
wendigen Arbeitskräfte zu erhalten, wurde das Geſetz zur 
Regelung des Arbeitseinſatzes (AEG.) v. 15. Mai 1934 (RG⸗ 
Bl. I, 381) erlaſſen, das dem Präſidenten der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung eine 
weitgehende Anordnungsermächtigung zur Beſchränkung der 
Neueinſtellung von Arbeitern und Angeſtellten für Bezirke 
mit hoher Arbeitsloſigkeit (8 1) ſowie der Einſtellung land⸗ 
wirtſchaftlicher Arbeitskräfte in anderen als landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben oder Berufen ($ 2) gibt. Sodann kann der 
Präſident der Reichsanſtalt „zur Befriedigung des Bedarfs 
der Landwirtſchaft an Arbeitskräften für das Jahr 1934“ 
Entlaſſungen landwirtſchaftlicher Arbeiter und Angeſtellter in 
nichtlandwirtſchaftlichen Betrieben anordnen (8 3). Ferner 
hatten die im Jahre 1933 verſtärkt einſetzenden öffentlichen 
Notſtandsarbeiten dazu geführt, daß an einzelnen Stellen 
Bezirke völlig frei von Arbeitsloſen wurden, während andere 
Bezirke nur wenig von ihnen entlaſtet wurden. Deshalb hat 
ſchließlich der Präſident der Reichsanſtalt die Ermächtigung 
erhalten, zur Regelung des Arbeitseinſatzes in bereits aus⸗ 
gefertigte Förderungsanerkennungen von öffentlichen Not⸗ 
ſtandsarbeiten einzugreifen (8 4). Dieſe Anordnungen zur 
Regelung des Arbeitseinſatzes ſind vom Geſetz durch Sonder⸗ 
beſtimmungen für die Arbeitsloſen⸗ und Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützung, durch eine Erſtattungspflicht zuwiderhandelnder 
Unternehmer und durch ſcharfe Strafbeſtimmungen geſichert 
worden. Das in der Praxis wichtige Geſetz enthält zahlreiche 
Rechtsfragen, die hier kurz erörtert werden ſollen. 


I. Zivilrechtliche Fragen 
1. Die Einſtellungsverbote. Nach § 1 ACG. 
kann der Präſident der Reichsanſtalt für Bezirke mit hoher 
Arbeitsloſigkeit anordnen, daß Perſonen, die in dieſen Be⸗ 
zirken am Tage des Inkrafttretens der Anordnung keinen 
Wohnort haben, dort als Arbeiter oder Angeſtellte nur mit 


ſeiner vorherigen Zuſtimmung eingeſtellt werden dürfen. Eine 


ſolche Anordnung, die eine Rechtsverordnung iſt und deshalb 
der Nachprüfung durch die Gerichte auf ihre Notwendigkeit 
und Zweckmäßigkeit entzogen iſt, hat der Präſident der 
Reichsanſtalt am 17. Mai 1934 zur Regelung des Arbeits⸗ 
einſatzes in der Stadtgemeinde Berlin erlaſſen ). Danach 


) Dr. Fr. Syrup, Präſident der Reichsanſtalt f. A. u. A., 
Kommentar zum Geſetz zur Regelung des Arbeitseinſatzes, Otto Elsner 
Verlagsgeſ. m. b. H., Berlin 1934. 

1) Die Anordnung iſt gem. 36 AEG. im DR Anz. Nr. 114 
verkündet worden. — Am 30. Aug. 1934 wurden zwei weitere An⸗ 
ordnungen erlaſſen, und zwar über die Regelung des Arbeitseinſatzes 
in den Stadtgemeinden Hamburg, Altona, Wandsbeck und Harburg⸗ 
Wilhelmsburg ſowie über die Regelung des Arbeitseinſatzes im bre⸗ 


dürfen Perſonen, die am 18. Mai 1934 in der Stadtgemeinde 
Berlin keinen Wohnort (d. i. der Ort, an dem jemand mit 
der Abſicht längeren Verbleibens wohnt) hatten, innerhalb 
der Stadtgemeinde als Arbeiter oder Angeſtellte nur mit 
vorheriger Zuſtimmung des für die Arbeitsſtelle zuſtändigen 
Arbeitsamtes eingeſtellt werden; ausgenommen ſind nur 
Perſonen mit einem ſchriftlichen Halbjahresvertrag, deren 
Jahresarbeitsentgelt 3600 RM überſteigt, ſowie Perſonen, die 
am 18. Mai 1934 ihren Wohnort in einem in der Anord- 
nung näher beſtimmten Umkreis der Stadtgemeinde Berlin 
hatten. Es handelt ſich dabei alſo nicht etwa um eine Zu⸗ 
zugsſperre, um eine Beſchränkung der Freizügigkeit, ſondern 
um eine Beſchränkung der Neueinſtellung von 
zugezogenen Arbeitskräften, um ein Einſtellungs⸗ 
verbot. Die Einſtellung der neu Zugezogenen innerhalb des 
Sperrgebietes als Arbeiter oder Angeſtellten iſt an die vom 
Unternehmer einzuholende Zuſtimmung des zuſtändigen Ar⸗ 
beitsamts gebunden. Dabei iſt unter Einſtellung die tatſäch⸗ 
liche Aufnahme eines Zugezogenen als Arbeiter oder Ange⸗ 
ſtellten in eine Betriebsgemeinſchaft oder in einen Haushalt 
zu verſtehen; auf den Abſchluß eines Arbeitsvertrages kommt 
es nicht an. Hat z. B. ein in die Sperrgemeinde neu Zu⸗ 
gezogener einen Arbeitsvertrag mit einem Unternehmer be⸗ 
reits vor Inkrafttreten der Sperranordnung abgeſchloſſen, ſo 
iſt ſeine tatſächliche Einſtellung in den Betrieb nach Verkün⸗ 
dung der Sperre trotz des vorher abgeſchloſſenen Arbeitsver⸗ 
trages ohne Zuſtimmung des Arbeitsamts verboten. Die Zu⸗ 
ſtimmung des Arbeitsamts liegt in deſſen pflichtgemäßen Er⸗ 
meſſen. Weiſt das Arbeitsamt den vom Unternehmer geſtellten 
Zuſtimmungsantrag ab, ſo iſt der Beſcheid des Arbeitsamts 
endgültig und unanfechtbar; dem Antragſteller ſteht nur die 
Dienſtaufſichtsbeſchwerde an den Präſidenten des Landes⸗ 
arbeitsamts zu. Die Erfüllung eines vor Erlaß der Sperr⸗ 
anordnung abgeſchloſſenen Arbeitsvertrages wird bei nach⸗ 
träglicher Verſagung der Zuſtimmung des Arbeitsamts zur 
Einſtellung des neu Zugezogenen wegen des beſtehenden 
Verbotgeſetzes, alſo wegen eines nach der Entſtehung des 
Schuldverhältniſſes eintretenden, von keiner der Parteien des 
Arbeitsvertrages zu vertretenden Umſtandes unmöglich, ſo 
daß Unternehmer und Arbeiter gem. $ 323 BGB. von ihren 
Leiſtungspflichten befreit werden. War der Arbeiter oder 
Angeſtellte bereits in das Sperrgebiet zum Antritt ſeiner 
Beſchäftigung zugereiſt, ſo kann er von der Reichsanſtalt 
oder dem Reich das Rückreiſegeld nicht erſtattet verlangen, 
wenn die Zuſtimmung zu ſeiner Einſtellung vom Arbeits⸗ 
amt abgelehnt wird, da nach 8 11 AEG. wegen eines Scha⸗ 
dens, der durch eine Maßnahme auf Grund dieſes Geſetzes 
entſteht, das Reich oder die Reichsanſtalt keine Entſchädigung 
leiſtet. — Erfolgt die Einſtellung eines neu Zugezogenen 
ohne die erforderliche Zuſtimmung des Arbeitsamts, ſo iſt 
der verbotswidrig abgeſchloſſene Arbeitsvertrag nichtig (88 134, 
306 BGB. 2)). — Die Nichtigkeit des Arbeitsvertrages muß 
ſchon deshalb angenommen werden, weil das AEG. die tat⸗ 
ſächliche Beſchäftigung von Perſonen, die unter die Sperr⸗ 
anordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt fallen, ver⸗ 


miſchen Staatsgebiet, in den Städten Delmenhorſt, Nordenham (Oldbg.) 
und Weſermünde und in den umliegenden Gemeinden; beide ſind 
veröffentlicht im DR Anz. Nr. 203. — Im folgenden wird nur die 
Anordnung für die Stadtgemeinde Berlin beſprochen, die ſich recht⸗ 
lich im weſentlichen mit den beiden neuen Anordnungen deckt. 

2) Ebenſo Syrup a. a. O. 81 des Geſ. Anm. 21; and. Anf. 
Zſchucke: DArbgt. 1934, 169; zum Einſtellungsverbot nach früherem 
Demobilmachungsrecht (8 14 BD. v. 28. März 1919) vgl. Kas kel, 
Das neue Arbeitsrecht, 1921, S. 51 Anm. 3. 
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hindern will, um zur Regelung des Arbeitseinſatzes in der 
Großſtadt den Arbeitsplatz für Ortsanſäſſige freizuhalten. 
Die Nichtigkeit des Arbeitsvertrages iſt aber auch aus der 
Strafbeſtimmung des 8 13 AEG. zu folgern, die ſowohl den 
Unternehmer als auch den verbotswidrig eingeſtellten Ar⸗ 
beiter oder Angeſtellten beim Vorliegen eines Verſchuldens 
mit Strafe bedroht?). Wegen der Nichtigkeit des Arbeits⸗ 
vertrages kann das Beſchäftigungsverhältnis mit dem neu 
Eingeſtellten jederzeit gelöſt werden. Der beſtimmungswidrig 
eingeſtellte Arbeiter oder Angeſtellte hat alſo auch keinen An⸗ 
ſpruch auf Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsvertrage, ſondern 
nur einen Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung, der 
zwar praktiſch vielfach dem Anſpruch aus dem Arbeitsvertrage 
entſprechen wird, ihm aber nicht entſprechen muß. Weiſt der 
verbotswidrig Eingeſtellte nach, daß der Unternehmer die 
Nichtigkeit des Vertrages beim Abſchluß kannte oder kennen 
mußte, ſo ſteht ihm ein Schadenserſatzanſpruch aus 88 307, 
309 BGB. gegenüber dem Unternehmer zu, der aber dann 
entfällt, wenn der neu Eingeſtellte ſelbſt die Nichtigkeit des 
Arbeitsvertrages kannte oder kennen mußte. Hat z. B. eine 
Berliner Hausfrau ein Mädchen vom Lande veranlaßt, nach 
Berlin zu kommen, um bei ihr als Hausgehilfin tätig zu 
ſein, ſo kann das Mädchen die ihr entſtehenden Reiſekoſten 
als Vertrauensſchaden erſetzt verlangen, wenn ſie wieder in 
ihre Heimat zurückfahren will, es ſei denn, daß die Haus⸗ 
frau dem Mädchen nachweiſt, daß dieſes das Verbotsgeſetz, 
alſo die Einſtellungsſperre für Berlin, kennen mußte. — 
Während der verbotswidrigen Beſchäftigung unterliegt aber 
der Arbeiter oder Angeſtellte trotz der Nichtigkeit des Ar⸗ 
beitsvertrages der Sozialverſicherung, da das verſicherungs⸗ 
pflichtige Beſchäftigungsverhältnis bereits durch den Antritt 
der Arbeit wirkſam geworden iſt und ſo lange fortbeſteht, bis 
es tatſächlich gelöſt wird. — Für den Unternehmer kann ſich 
aus der verbotswidrigen Einſtellung die weitere Folge er⸗ 
geben, daß er auf Antrag des Fürſorgeverbandes ver⸗ 
pflichtet wird, die dieſem entſtandenen notwendigen Rück⸗ 
führungskoſten des verbotswidrig neu Eingeſtellten ganz oder 
teilweiſe zu erſtatten (S 9 AEG. )). 

Das Beſchäftigungsverbot bezieht ſich nur auf die Neu⸗ 
einſtellung Zugezogener „als Arbeiter oder Ange- 
ſtellte“. Demnach werden von dem Einſtellungsverbot nur 
Beſchäftigungen auf Grund eines (unſelbſtändigen) Arbeits⸗ 
vertrages erfaßt, nicht auch ſelbſtändige Dienſt- oder Werk⸗ 
verträge. Dabei kommt es nur auf die neue Beſchäftigung 
im Sperrbezirk, nicht aber auf die bisherige Tätigkeit des 
neu Zugezogenen an. Will ein neu Zugezogener z. B. als 
Handlungsagent im Sperrgebiet tätig werden, ſo bedarf er 
dazu der Zuſtimmung des Arbeitsamts nicht. Will er jedoch 
auf Grund eines Arbeitsvertrages als Handlungsgehilfe eine 
Beſchäftigung im Sperrbezirk annehmen, ſo muß der ihn 
einſtellende Unternehmer hierzu erſt die Zuſtimmung des 
Arbeitsamts einholen. Bekanntlich ſind die Grenzen zwiſchen 
einem Werkvertrage und einem Arbeitsvertrage in der Praxis 
ſehr häufig flüſſig. Neu Zugezogene werden u. U. verſuchen, 
die Beſchäftigung als Werkvertrag zu friſieren. Um den Er⸗ 
folg des Geſetzes und der Anordnungen des Präſidenten der 
Reichsanſtalt nicht in Frage zu ſtellen, muß deshalb in 
jedem Einzelfalle ſcharf geprüft werden, ob es ſich nicht um 
einen Scheinvertrag handelt, der rechtlich als Arbeitsvertrag 
angeſehen werden muß, was insbeſ. für die ſtrafrechtliche 
Praxis von Bedeutung ſein wird. — Da das Geſetz die 
Arbeitsverhältniſſe erfaſſen will, ſo bedarf auch der neu 
zugezogene Lehrling, aber auch der Volontär, zu ſeiner Be⸗ 
ſchäftigung der vorherigen Zuſtimmung des Arbeitsamtes; 
ebenfalls unterliegen Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende und 
ſonſtige arbeitnehmerähnliche Perſonen dem AEG. Daß auch 
die Hausangeſtellten und Hausgehilfen vom Einſtellungs⸗ 


3) Es liegt hier rechtlich ähnlich wie bei einem gegen die Be⸗ 
ſtimmung des Kinderſchutzc z. verſtoßenden Arbeitsvertrages, deſſen 
Nichtigkeit ebenfalls angenommen wird; ſ. hierzu Hueck⸗Nipper⸗ 
dey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, Bd. 1 S. 140. 

4) Über die Einzelheiten hierzu vgl. Syrup a. a. O. S. 5e ff. 
und Kraemer in „Die Arbeitsloſenhilfe“, Sonderheft 5 über das 
Geſetz zur Regelung des Arbeitseinſatzes S. 81 ff., Otto Elsner Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft, Berlin. 


verbot innerhalb des Sperrbezirks als „Angeſtellte und Ar⸗ 
beiter“ erfaßt werden, kann ebenfalls nicht zweifelhaft fein. — 
Von beſonderer Bedeutung iſt dabei noch, daß das Geſetz ſich 
auch auf Perſonen bezieht, die auf Grund eines Privat⸗ 
dienſtvertrages als Arbeiter oder Angeſtellte in den öffent⸗ 
lichen Dienſt eingeſtellt werden ſollen. Das ergibt ſich 
aus $ 10 ACEG., wonach als Betriebe im Sinne dieſes Ge⸗ 
ſetzes auch (öffentliche) Verwaltungen gelten; es folgt aber 
auch aus $ 1 AEG., der allgemein von der Einſtellung als 
Arbeiter oder Angeſtellte ohne Einſchränkung auf Privat⸗ 
betriebe ſpricht. Somit bedarf auch eine Reichszentralbehörde, 
die einen neu Zugezogenen z. B. als Boten einſtellen will, 
der vorherigen Zuſtimmung des Arbeitsamtes zu der Neu⸗ 
einſtellung. Selbſtverſtändlich werden nicht erfaßt die Beam⸗ 
ten, Beamtenanwärter, Angehörige der Reichswehr, ferner 
aber auch nicht ſolche Perſonen, deren Beſchäftigung nicht in 
erſter Linie ihrem Erwerbe dient, ſondern mehr durch Rück⸗ 
ſichten der körperlichen Heilung, der Wiedereingewöhnung der 
ſittlichen Beſſerung oder Erziehung beſtimmt wird; denn ſie 
ſtehen nicht in einem Arbeitsverhältnis, ihre Einſtellung er⸗ 
folgt nicht als Arbeiter oder Angeſtellte. 


Ebenfalls um ein Einſtellungsverbot handelt es ſich 
beim $ 2 AEG., wonach der Präſident der Reichsanſtalt an⸗ 
ordnen kann, daß Perſonen, die am Tage des Inkrafttretens 
ſeiner Anordnung oder in den vorhergehenden drei Jahren 
in der Landwirtſchaft tätig waren, in anderen als landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben oder Berufen für andere als landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeiten nur mit ſeiner vorherigen Zuſtimmung 
eingeſtellt werden dürfen. Nach der hierzu am 17. Mai 
19345) ergangenen Ausführungsanordnung des Präſidenten 
der Reichsanſtalt dürfen Perſonen, die am Tage des In⸗ 
krafttretens dieſer Anordnung in der Landwirtſchaft als 
landwirtſchaftliche Arbeiter, ländliches Geſinde, Wander⸗ 
arbeiter (Schnitter), Melker oder als Familienangehörige des 
Unternehmers (nicht erfaßt werden ſelbſtändige Landwirte) 
in einer den vorbezeichneten Berufen gleichgearteten Tätigkeit 
beſchäftigt waren, oder die als ſolche innerhalb der letzten 
drei Jahre vor Inkrafttreten dieſer Anordnung wenigſtens 
52 Wochen beſchäftigt waren, in Betrieben des Bergbaues, 
der Eiſen⸗ und Stahlgewinnung, der Metallhütten⸗ und 
Metallhalbzeuginduſtrie, des Baugewerbes und der Bau⸗ 
nebengewerbe, der Ziegelinduſtrie und bei Bau- und Unter⸗ 
haltungsarbeiten der Reichspoſt und der Groß- und Klein⸗ 
bahnen nur mit vorheriger Zuſtimmung des für die Arbeits⸗ 
ſtelle zuſtändigen Arbeitsamts als Arbeiter oder Angeſtellte 
eingeſtellt werden; weibliche Perſonen aus dem eben be⸗ 
zeichneten Perſonenkreis dürfen als Arbeiterinnen oder Ange- 
ſtellte auch in Betrieben der Obſt⸗ und Gemüſeverwertungs⸗ 
induſtrie oder als Kellnerinnen, Köchinnen, Hotel⸗ und 
Zimmermädchen ſowie als ſonſtige Arbeiterinnen im Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaftsgewerbe ebenfalls nur mit vorheriger 
Zuſtimmung des für die Arbeitsſtelle zuſtändigen Arbeits⸗ 
amts eingeſtellt werden. Dieſe Regelung bezweckt die Unter⸗ 
bindung einer volkswirtſchaftlich ſchädlichen Landflucht und 
die Sicherſtellung des Bedarfs der Landwirtſchaft an Arbeits⸗ 
kräften, die häufig gerade im Frühjahr bei beginnender Be⸗ 
lebung der induſtriellen Wirtſchaft in dieſer eine Beſchäfti⸗ 
gungsmöglichkeit ſuchen und damit die Frühjahrsbeſtellung 
in der Landwirtſchaft gefährden. 


Rechtlich handelt es ſich auch hierbei um ein Einſtel⸗ 
lungsverboté), das deshalb von beſonders praktiſcher Be⸗ 
deutung iſt, weil es nicht auf einzelne Bezirke beſchränkt iſt, 
ſondern das ganze Reichsgebiet umfaßt. Hier iſt jedoch immer 
die Vorausſetzung zu prüfen, ob der neu Eingeſtellte den 
eben genannten Berufszweigen zuzuzählen iſt ), denen er 
als Arbeiter (nicht als Angeſtellter) angehört haben muß. 
Ein landwirtſchaftlicher Gutsinſpektor wird demnach von 


5) DRAnz. Nr. 114. 

6) Ahnlich wie in der DemobVO. zur Behebung des Arbeiter⸗ 
mangels in der Landwirtſchaft v. 16. März 1919, die am 31. März 
1922 außer Kraft trat. 

?) Über die einzelnen Berufszweige und ihre Unterteilung ſiehe 
die Erläuterungen bei Syrup a. a. O. ſowie die Ausführungen von 
Timm im Heft 5 der Zeitſchrift „Die Arbeitsloſenhilfe“ a. a. O. 


63. Jahrg. 1934 Heft 38] 


Aufſätze 


2307 


8 2 AEG. nicht erfaßt, auch nicht z. B. die landwirtſchaftliche 
Buchhalterin. Der Unternehmer eines für landwirtſchaftliche 
Arbeitskräfte geſperrten Betriebes muß vor jeder Neu⸗ 
einſtellung ſelbſtändig prüfen, ob der neu Eingeſtellte 
als landwirtſchaftlicher Arbeiter unter die Anordnung des 
Präſidenten der Reichsanſtalt fällt. Rechtlich ergibt ſich für 
verbotswidrige Einſtellungen das gleiche wie oben zu 8 1 
ACH. — Auch hier wird zwiſchen privaten und öffentlichen 
Betrieben und Verwaltungen ein Unterſchied nicht gemacht. 

Weigert ſich ein Unternehmer, das Beſchäftigungsver⸗ 
hältnis mit einem von ihm verbotswidrig eingeſtellten Ar⸗ 
beiter oder Angeſtellten zu löſen, ſo kann er dazu nur durch 
Strafen auf Grund des $ 13 ACÖ. angehalten werden; eine 
zwangsweiſe Entfernung des verbotswidrig Beſchäftigten iſt 
nicht vorgeſehen. — Hat andererſeits das zuſtändige Arbeits⸗ 
amt zur Neueinſtellung eines Arbeiters oder Angeſtellten, 
die dem AG. unterliegt, feine Zuſtimmung erteilt, fo kann 
dieſe nicht wieder zurückgenommen werden. Nur auf Grund 
des 8 3 ACE. kann die Entlaſſung eines Arbeiters oder 
Angeſtellten angeordnet werden. 

2. Die Entlaſſungspflicht. Durch 83 ACG. iſt 
nur in beſchränktem Umfange eine Entlaſſungspflicht von 
landwirtſchaftlichen Arbeitskräften aus nichtlandwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben oder Berufen vorgeſehen. Danach ſind zum 
Zwecke der Befriedigung des Bedarfs der Landwirtſchaft an 
Arbeitskräften für das Jahr 1934 (alſo zeitliche Beſchrän⸗ 
kung auf das Jahr 1934!) Unternehmer von Betrieben, die 
der eben beſprochenen Anordnung nach $ 2 unterliegen, auf 
Anordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt verpflichtet, 
Arbeiter oder Angeſtellte zu entlaſſen, die in den letzten drei 
Jahren vor Erlaß jener Anordnung in der Landwirtſchaft 
tätig waren. Die Entlaſſungspflicht trifft alſo die gleichen 
Unternehmer und die gleichen Arbeitskräfte, die von der An⸗ 
ordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt auf Grund des 
82 ACH. erfaßt werden. — Die Entlaſſungsverpflichtung 
ſetzt eine Einzelverfügung des Präſidenten der Reichsanſtalt 
voraus, der ſeine Befugniſſe aus 8 3 AEG. durch Ermäd- 
tigungsanordnung v. 17. Mai 1934 (Deutſcher Reichsanzeiger 
Nr. 114) auf die Vorſitzenden der Arbeitsämter übertragen 
hat. Dieſe verpflichtende Verwaltungsverfügung, die den zu 
entlaſſenden Arbeiter oder Angeſtellten bezeichnen muß, muß 
dem Unternehmer im Einzelfalle ordnungsmäßig zugeſtellt 
ſein, um wirkſam zu werden. Durch die Einzelanordnung des 
Arbeitsamts ſelbſt wird noch nicht die Löſung des Arbeits- 
verhältniſſes ausgeſprochen; vielmehr muß der Unternehmer, 
an den ſich die Anordnung richtet, den Arbeitsvertrag mit 
dem in der Anordnung bezeichneten Arbeiter oder Angeſtell⸗ 
ten kündigen. Die Anordnung muß auch den Zeitpunkt der 
Löſung des Arbeitsverhältniſſes angeben. Sie kann dabei von 
den geſetzlichen oder vertraglichen Kündigungsfriſten ab⸗ 
weichen s), was jedoch in der Praxis nach Möglichkeit ver⸗ 
mieden werden wird. Für die auf Grund einer Anordnung 
des Arbeitsamtes ausgeſprochene Kündigung gilt der Kün⸗ 
digungsſchutz der 88 56 ff. AO. nicht, da die Kündigung 
in dieſem Falle auf einer geſetzlichen Verpflichtung beruht 
(8 62 AOG.) s). 


8) Das ergibt ſich daraus, daß 83 AEG. von der Verpflich- 
tung zur Entlaſſung ſpricht; er will damit auch eine von 
den geltenden Kündigungsfriſten abweichende Entlaſſungsverpflich⸗ 
tung ermöglichen (ebenſo Zſchucke a. a. O. ſ. auch Syrup 
a. a. O. S. 37 Anm. 8). Zu Anrecht nimmt Stritzke: Arbeits⸗ 
recht und Volbstum 1934, 187 an, daß die Kündigung unter Ein⸗ 
haltung der im Geſetz, in der Tarifordnung, Betriebsordnung oder 
im Einzelvertrag vorgeſehenen Formen und Friſten auszuſprechen 
ſei. Das die Entlaſſung anordnende Arbeitsamt wird ſich vielfach 
ſchon deshalb nicht an die geſetzlichen oder vertraglichen Kündigungs⸗ 
friſten halten können, weil es u. U. die Entlaſſungsverpflichtung zu 
einem Zeitpunkt wirkſam werden laſſen muß, der die Unterbringung 
des zur Entlaſſung kommenden Arbeiters oder Angeſtellten in eine 
andere Arbeitsſtelle ohne Arbeitsunterbrechung ermöglicht. 

9) M. E. gilt für eine vom Arbeitsamt angeordnete Entlaſſung 
auch nicht der Kündigungsſchutz für Vertrauensmänner des 8 14 ADG. 
(a. A. Stritzke a. a. O.), da es ſich hier um eine Kündigung han⸗ 
delt, die auch ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt ausgeſprochen 
werden kann; allerdings iſt das nur eine theoretiſche Frage, ebenſo 
wie die Frage der Kündigung einer Schwangeren, da das Arbeitsamt 
in der Praxis nicht die Entlaſſung dieſer Perſonen anordnen wird. 


Soweit überhaupt von der Entlaſſungsanordnung in der 
Praxis Gebrauch gemacht wird, wird das Arbeitsamt den 
Entlaſſungszeitpunkt nach Möglichkeit ſo feſtſetzen, daß weder 
der Arbeiter noch der Unternehmer einen beſonderen Scha⸗ 
den erleidet. Ein ſolcher kann aber insbeſ. mittelbar leicht 
eintreten. Keinesfalls haftet für den aus einer Entlaſſungs⸗ 
anordnung entſtehenden Schaden das Reich oder die Reichs⸗ 
anſtalt (§ 11 AC.). Hat der zur Entlaſſung kommende Ar⸗ 
beiter z. B. eine Wohnung gemietet, die er zum Antritt einer 
neuen Stelle nach erfolgter Entlaſſung aufgeben muß, ſo 
kann er den Schaden, den er durch die Einhaltung der Kün⸗ 
digungsfriſt aus feinem Mietvertrage etwa erleidet, nicht 
einem Dritten gegenüber geltend machen. 

Kommt der Unternehmer der Entlaſſungsanordnung 
eines Arbeitsamtes nicht nach, ſo kann die Entlaſſung nicht 
von Amts wegen erſatzweiſe ausgeſprochen werden; der ſich 
weigernde Unternehmer kann nur durch Beſtrafung auf 
Grund des 8 13 AEG. zur Durchführung der Entlaſſung 
angehalten werden. 


3. Die Sonderregelung für Notſtands⸗ 
arbeiten. Verſchiedenartige rechtliche Auswirkungen er⸗ 
geben ſich ſchließlich aus der Sonderregelung des 8 4 AC. 
für öffentliche Notſtandsarbeiten. Zur Regelung des Arbeits⸗ 
einſatzes bei Maßnahmen, zu denen die Reichsanſtalt nach 
8 139 ArbVermG. Darlehen oder Zuſchüſſe zur Verfügung 
ſtellt, kann der Präſident der Reichsanſtalt die Förderung, 
auch wenn die Anerkennung bereits erfolgt iſt, davon ab⸗ 
hängig machen, daß der Beginn der Maßnahme hinaus⸗ 
geſchoben oder die Fortführung zeitweilig ausgeſetzt wird, daß. 
ferner von der Maßnahme nur Teilabſchnitte ausgeführt 
werden, daß die Zahl der Beſchäftigten geändert wird, wobei 
von den vorgeſehenen Ausführungszeiten abgewichen werden 
kann, und daß ſchließlich Arbeiter und Angeſtellte aus Ge⸗ 
bieten mit hoher Arbeitsloſigkeit zu den Arbeiten heran⸗ 
gezogen werden. Wird nun auf Grund dieſer geſetzlichen Er⸗ 
mächtigung vom Präſidenten der Reichsanſtalt z. B. die zeit⸗ 
weilige Ausſetzung einer Notſtandsarbeit gefordert, ſo erhält 
der Träger der Arbeit für die Zeit der Ausſetzung der Not⸗ 
ſtandsarbeit von der Reichsanſtalt das ihm zugeſagte Dar⸗ 
lehen oder die Zuſchüſſe nicht. Der Träger der Arbeit wird 
durch die Anordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt auf 
Grund des 8 4 AEG. nicht unmittelbar gezwungen, die Not⸗ 
ſtandsarbeit einzuſtellen; nur dadurch, daß die Weiterzahlung 
der Förderung eingeſtellt wird, ergibt ſich für ihn ein mittel⸗ 
barer Zwang zur Einſtellung der Notſtandsarbeit. Würde 
der Träger der Arbeit die Notſtandsarbeit dennoch aus eige⸗ 
nen Mitteln weiter durchführen, ſo könnte der Präſident der 
Reichsanſtalt daraus u. U. die Folgerung ziehen, die An⸗ 
erkennung der geſamten Notſtandsarbeit zurückzuziehen; ſtraf⸗ 
bar macht ſich der Träger der Arbeit in dieſem Falle nicht, 
da ein Verſtoß gegen $ 4 ACG. durch $ 13 des Geſ. nicht 
mit Strafe bedroht iſt. — Bekanntlich ſollen Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts, insbeſ. die Gemeinden, die Träger 
von Notſtandsarbeiten ſind, dieſe in der Regel nicht in eigener 
Regie ausführen, ſondern die Notſtandsarbeiten ausſchreiben 
(8 8 Richtl. des Verwaltungsrats der Reichsanſtalt über die 
wertſchaffende Arbeitsloſenfürſorge v. 28. März 1928 [RArb⸗ 
Bl. I, 87). Deshalb wird die Ausführung der Notſtands⸗ 
arbeit, deren Träger eine öffentliche Körperſchaft iſt, in der 
Regel einem (Bau⸗) Unternehmer übertragen, der mit dem 
Träger der Arbeit über die Ausführung der Notſtandsarbeit 
einen beſonderen Vertrag abſchließt. Dieſe Verträge zwiſchen 
dem Träger der Arbeit und einem Unternehmer enthalten 
vielfach Sonderverpflichtungen insbeſ. z. B. über die Be⸗ 
ſchäftigung von arbeitsloſen Arbeitern und Angeſtellten, die 
vom Arbeitsamt zugewieſen werden; es können aber auch 
andere Beſtimmungen noch getroffen ſein, die ſich aus dem 
beſonderen Charakter der einzelnen Notſtandsarbeit ergeben. 
Bei zivilrechtlichen Fragen aus dem Verhältnis zwiſchen 
dem Träger der Arbeit und dem ausführenden Unternehmer 


Dasſelbe gilt für die Schwerbeſchädigten, für die nach 8 3 Abſ. 2 
ACH. die geſetzlichen Vorſchriften, nach denen eine Kündigung nur 
mit Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle zuläſſig iſt, unberührt bleiben; 
denn auch Schwerbeſchädigte werden in der Praxis nicht auf An⸗ 
ordnung des Arbeitsamts zur Entlaſſung kommen. 
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muß deshalb immer auf dieſen Vertrag im Einzelfalle zurüd- 
gegriffen werden. — Wird nun im obigen Beiſpiel die Not⸗ 
ſtandsarbeit ausgeſetzt, weil der Präſident der Reichsanſtalt 
die ſpätere weitere Förderung der Maßnahme von ihrer 
zeitweiligen Ausſetzung abhängig macht, ſo wird zunächſt 
einmal das Arbeitsamt die zugewieſenen Notſtandsarbeiter 
abberufen; dieſes Abberufungsrecht muß ſchon aus 84 AEG. 
ſelbſt hergeleitet werden. Mit der Abberufung eines Not⸗ 
ſtandsarbeiters endet ſein Arbeitsverhältnis mit dem Unter⸗ 
nehmer, das in der Regel ſo abgeſchloſſen wird, daß es auf 
Abruf des Arbeitsamts gelöſt werden kann. Inſoweit ergeben 
ſich für das Recht des Notſtandsarbeiters aus der Sonder⸗ 
regelung des 84 ACG. keine rechtlichen Schwierigkeiten. 
Schwieriger iſt es ſchon mit den Stammarbeitern, die der 
Unternehmer zur Durchführung der Maßnahme angeſtellt 
hat. Ihr Arbeitsverhältnis kann nur unter Einhaltung der 
geſetzlichen oder vertraglichen Kündigungsfriſten gelöſt wer⸗ 
den. Muß der Unternehmer die Notſtandsarbeit auf An⸗ 
weiſung des Trägers der Arbeit ausſetzen, ſo werden u. U. 
die Stammarbeiter gekündigt werden müſſen, denen bis zum 
Ablauf der Kündigungsfriſt vom Unternehmer der vertrag⸗ 
liche Arbeitsentgelt ohne Rückſicht auf die Ausſetzung der 
Notſtandsarbeit gezahlt werden muß. Dadurch entſteht u. U. 
für den Unternehmer ein Schaden. Ein weiterer Schaden 
kann ſich für ihn daraus ergeben, daß er zur Durchführung 
der Arbeiten Material angeſchafft hat, das er jetzt nach Ein⸗ 
ſtellung der Notſtandsarbeit nicht mehr oder nicht zur Zeit 
verwenden kann. Auch dem Träger der Arbeit, der vielleicht 
ſelbſt große Mengen von Materialien angekauft hat, kann 
durch die Nichtverwertung des Materials ein Schaden ent⸗ 
ſtehen. Daß all dieſer Schaden, der ſo durch eine Anordnung 
des Präſidenten der Reichsanſtalt auf Grund des $ 4 ACG. 
verurſacht wird, nicht vom Reich oder der Reichsanſtalt zu 
erſetzen iſt, iſt durch 8 11 AEG. eindeutig ausgeſprochen. 
Der Träger der Arbeit muß den ihm etwa entſtehenden 
Schaden ſelbſt tragen. Er muß aber auch dem Unternehmer 
der Notſtandsarbeit den Schaden erſetzen, der dieſem durch die 
unvorhergeſehene Ausſetzung der Arbeit entſteht. Wenn der 
Träger der Arbeit die Maßnahme nicht durchführen kann, 
weil die Reichsanſtalt die finanzielle Förderung der Arbeit 
auf Grund des $ 4 AEG. einſtellt, ſo werden dadurch die 
Leiſtungen des Trägers aus dem gegenſeitigen Vertrage mit 
dem Unternehmer infolge eines Umſtandes unmöglich, den 
der Träger zu vertreten hat. Daß nämlich der Träger dieſe 
Unmöglichkeit zu vertreten hat, dürfte nicht zweifelhaft ſein; 
denn die durch die Einſtellung der finanziellen Förderung 
u. U. eintretende Mittelloſigkeit des Trägers der Arbeit muß 
dieſer als Schuldner aus dem Vertrage mit dem Unter⸗ 
nehmer vertreten. Demzufolge ergeben ſich für den Unter⸗ 
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nehmer aus der Einſtellung der Notſtandsarbeit die Rechte 
aus § 325 BGB., es ſei denn, daß beſondere Beſtimmungen 
im Vertrage die Rechte aus § 325 einſchränken. In der 
Praxis wird jedoch nach Möglichkeit die Durchführung des 
8 4 AE. fo eingerichtet werden, daß die von der Reichs⸗ 
anſtalt erlaſſenen Anordnungen die Entſtehung wirtſchaft⸗ 
licher Schaden vermeiden. 


II. Strafrechtliche Fragen 


Nach § 13 AEG. wird mit Geldſtrafe oder mit Gefäng⸗ 
nis bis zu drei Monaten beſtraft, wer vorſätzlich einen ande⸗ 
ren entgegen einer auf Grund der 88 1—3 erlaſſenen An» 
ordnung als Arbeiter oder Angeſtellten einſtellt oder be⸗ 
ſchäftigt, ferner wer ſich vorſätzlich entgegen einer Anordnung 
nach 88 1—3 als Arbeiter oder Angeſtellter einſtellen oder 
beſchäftigen läßt; ein fahrläſſiger Verſtoß gegen die Vor⸗ 
ſchriften der 88 1—3 wird mit Geldſtrafe bis zu 150 AM 
beſtraft. Die Strafe trifft alſo ſowohl den Unternehmer als 
auch den von ihm verbotswidrig Beſchäftigten. Hat eine Auf⸗ 
ſichtsperſon die verbotswidrige Neueinſtellung vorgenommen, 
ſo wird dieſe beſtraft; neben ihr wird der Unternehmer zu 
beſtrafen ſein, wenn die ſtrafbare Beſchäftigung mit ſeinem 
Vorwiſſen begangen iſt oder wenn er bei der nach den Ver⸗ 
hältniſſen möglichen eigenen Beaufſichtigung des Betriebs 
oder bei der Auswahl oder der Beaufſichtigung der Auf⸗ 
ſichtsperſon es an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen 
laſſen (entſprechend 8 151 Gew.). Die Strafdrohung erfaßt 
auch den Leiter einer öffentlichen Dienſtſtelle, der eine ver⸗ 
botswidrige Neueinſtellung vorgenommen hat. — Selbſtver⸗ 
ſtändlich gilt auch hier der Satz, daß Unkenntnis nicht vor 
Strafe ſchützt. Die Unternehmer ſind demnach verpflichtet, 
in allen Fällen von Neueinſtellungen zu prüfen, ob ſie auch 
dem ACG. entſpricht; von ihrer Nachprüfungspflicht werden 
ſie auch nicht dann enthoben, wenn der neu Einzuſtellende 
vom Arbeitsamt vermittelt worden iſt; denn dieſes iſt in 
vielen Fällen nicht in der Lage feſtzuſtellen, ob der von ihm 
Vermittelte unter die Sonderregelung des Arbeitseinſatzes 
fällt. — Stimmt das Arbeitsamt einer zunächſt verbots⸗ 
widrig vorgenommenen Neueinſtellung nachträglich zu, ſo 
entfällt dadurch die urſprüngliche Strafbarkeit nicht; in einem 
ſolchen Falle könnte das Strafverfahren nur nach 8 153 
StPO. zur Einſtellung kommen. — Bei der Aburteilung 
eines Einzelfalles werden ſich die Strafgerichte immer des 
Zweckes des Geſetzes zur Regelung des Arbeitseinſatzes be⸗ 
wußt ſein müſſen, der darauf hinausgeht, die von der Reichs⸗ 
regierung angeordneten Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit organiſch zum Wohle des Volksganzen durch» 
zuführen. 


B. Verordnung und Anordnung über die verteilung von Arbeitskräften“) 


Im engen Zuſammenhang mit der Regelung des Arbeits⸗ 
einſatzes ſteht die neue geſetzliche Regelung der Verteilung 
von Arbeitskräften. 

Die im Juni 1933 und 1934 von der Reichsanſtalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung durchgeführ⸗ 
ten Erhebungen über die Altersgliederung der bei den Ar⸗ 
beitsämtern gemeldeten Arbeitsloſen haben ergeben, daß im 
Verlaufe der von der nationalſozialiſtiſchen Reichsregierung 
durchgeführten Arbeitsſchlacht die Arbeitsloſigkeit in der Al⸗ 
tersgruppe der 18 bis 25jährigen Arbeitsloſen im letzten 
Jahre mit 67,6% am ſtärkſten zurückgegangen iſt, während 
die Altersgruppe der 40» bis 60jährigen Arbeitsloſen nur 
einen Rückgang von 36,1% aufzuweiſen hat. Dieſe Ungleich⸗ 
heit im Rückgang der Arbeitsloſigkeit der beiden Alters⸗ 
gruppen iſt zum Teil auch durch die Art der öffentlichen 


*) Hierzu: Dr. Fr. Syrup, Präſident der Reichsanſtalt 
f. A. u. A., Kommentar zur Anordnung über die Verteilung von 
Arbeitskräften, Otto Elsner Verlagsgeſ. m. b. H., Berlin 1934, und 
MinR. Dr. Beiſiegel in Pfundtner⸗ Neubert, Das neue 
deutſche Reichsrecht. 


Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen, vor allem aber dadurch ver⸗ 
urſacht worden, daß ſchon ſeit Jahren viele Unternehmer be⸗ 
ſtrebt waren, bei Neueinſtellungen jüngere Arbeitskräfte den 
älteren vorzuziehen. In den vergangenen Jahren wurde viel⸗ 
fach darüber diskutiert, wie die älteren Jahrgänge der Ar⸗ 
beitsloſen wieder in den Arbeitsprozeß eingegliedert werden 
könnten, ohne daß dies jedoch zu einem praktiſchen Erfolg 
geführt hatte. — Mit dem Beginne des Kampfes gegen die 
Arbeitsloſigkeit im vergangenen Jahr hatten ſich nun zahl⸗ 
reiche Stellen auf die verſchiedenſte Weiſe um eine beſſere 
Verteilung von Arbeitskräften bemüht; dabei ſei hier erinnert 
an die Beſtrebungen zur Auswechflung der Doppelverdiener, 
eine Frage, die durch die Grundſätze der Reichsregierung vom 
20. Nov. 1933 über das Doppelverdienertum (RArbBl. J, 295) 
ihre Löſung gefunden hat. In den letzten Monaten richteten 
ſich nun die Bemühungen vieler Stellen auf einen Austauſch 
von Beſchäftigten gegen Unbeſchäftigte. Dadurch ſind — wie 
eine Preſſemitteilung des Reichswirtſchaftsminiſteriums feſt⸗ 
ſtellte — Unklarheiten über Zuſtändigkeiten ſowie über Art 
und Umfang deſſen, was auf dieſem Gebiete tragbar iſt, ent⸗ 
ſtanden, die bei den beteiligten Kreiſen, und zwar ſowohl der 


63. Jahrg. 1934 Heft 38] 
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Arbeitgeber als auch der Arbeiter und Angeſtellten, eine große 
Unſicherheit ausgelöſt haben. Um künftig die erforderliche Ver⸗ 
teilung von Arbeitskräften nach einheitlichen Richtlinien und 
unter einheitlicher Führung durchführen zu können, hat der 
Reichswirtſchaftsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
arbeitsminiſter und dem Stellvertreter des Führers der 
NSDAP. auf Grund des Geſetzes über wirtſchaftliche Maß⸗ 
nahmen v. 3. Juli 1934 (RGBl. I, 565) die VO. über die 
Verteilung von Arbeitskräften v. 10. Aug. 1934 
(RGBl. I, 786) erlaſſen. Die VO. ſtellt im § 1 feſt, daß 
allein der Präſident der Reichsanſtalt f. A. u. A. ermächtigt 
iſt, die Verteilung von Arbeitskräften, insbeſ. ihren Aus⸗ 
tauſch zu regeln. Einwirkungen anderer (privater, amtlicher 
oder parteiamtlicher) Stellen auf die Verteilung von Arbeits⸗ 
kräften ſind nach 8 2 der VO. verboten; dabei gilt als Ein⸗ 
wirkung auch das Verlangen nach Auskünften, insbeſ. auf 
Grund von Fragebogen. Durch $ 3 iſt ſchließlich dem Präſi⸗ 
denten der Reichsanſtalt f. A. u. A. die Aufgabe übertragen 
worden, die erforderlichen Anordnungen und Richtlinien über 
die Verteilung von Arbeitskräften zu erlaſſen. (Auf die Straf⸗ 
beſtimmung des § 4 der VO. wird zum Schluß eingegangen.) 

Der Präſidenk der Reichsanſtalt f. A. u. A. hat dann mit 
Zuſtimmung des Reichswirtſchaftsminiſters und des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters die Anordnung über die Verteilung 
von Arbeitskräften v. 28. Aug. 1934 erlaſſen 1). Ihr 
Zweck iſt, die altersmäßige Gliederung der in den Betrieben 
und Verwaltungen beſchäftigten Arbeiter und Angeſtellten 
unter Berückſichtigung betriebstechniſcher und wirtſchaftlicher 
Erforderniſſe ſo zu geſtalten, daß ſie den ſtaatspolitiſchen 
Geſichtspunkten nach bevorzugter Beſchäftigung arbeitsloſer 
älterer Arbeiter und Angeſtellter, insbeſ. kinderreicher Fa⸗ 
milienväter, Rechnung trägt. Sie erfaßt nach ihrem § 1 alle 
privaten, aber auch die öffentlichen Betriebe und Verwal⸗ 
tungen, die Arbeiter und Angeſtellte beſchäftigen 2), mit Aus⸗ 
nahme der Land⸗, Forſt⸗ und Hauswirtſchaft ſowie der Schiffe 
der See⸗, Binnen⸗ und Luftſchiffahrt (wohl aber die Land⸗ 
betriebe). Im einzelnen regelt ſie: den Austauſch von Arbeits⸗ 
plätzen, die Einſtellung von Arbeitern und Angeſtellten unter 
25 Jahren, die Gewährung eines öffentlichen Zuſchuſſes für 
die Einſtellung älterer Angeſtellter und enthält noch Sonder⸗ 
beſtimmungen für die Landwirtſchaft. Im VI. Abſchnitt der 
Anordnung ſind Strafbeſtimmungen vorgeſehen, die die Durch⸗ 
feen der ſozialpolitiſch wichtigen neuen Maßnahmen ſichern 
ollen. 

Auch aus dieſer neuen geſetzlichen Regelung ergeben 
ſich für die Praxis wichtige arbeitsrechtliche und ſtrafrechtliche 
Fragen, die kurz erörtert werden ſollen. 


I. Arbeitsrechtliches 


Wie das Geſetz zur Regelung des Arbeitsplatzes, ſo 
ſchränken auch die Verordnung und Anordnung über die Ver⸗ 
teilung von Arbeitskräften den Unternehmer bei der Auswahl 
der von ihm zu beſchäftigenden Arbeiter und Angeſtellten 
ſehr ſtark ein. Sie verpflichten den Unternehmer zur Ent⸗ 
laſſung beſtimmter Arbeiter und Angeſtellter beim Vorliegen 
der in der Anordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt feſt⸗ 
gelegten Vorausſetzungen und enthalten Einſtellungsbeſchrän⸗ 
kungen für Jugendliche. 

1. Der Austauſch von Arbeitsplätzen. Schon 
dieſe Überſchrift des zweiten Abſchnittes der Anordnung des 
Präſidenten der Reichsanſtalt ſtellt den weſentlichſten Grund⸗ 
ſatz der Anordnung heraus. Im Verfolg der Austauſchdurch⸗ 
führung ſoll der zum Austauſch kommende Jugendliche nicht 
etwa arbeitslos werden, ſondern einen anderen Arbeitsplatz 
erhalten; er ſoll alſo zum Zwecke einer beſſeren Alters⸗ 
gliederung im Betriebe oder in der Verwaltung den von ihm 
innegehabten Arbeitsplatz zugunſten eines arbeitsloſen älteren 
Arbeiters oder Angeſtellten mit einem anderen ihm zugewie⸗ 
ſenen Arbeitsplatz austauſchen. 

a) Die Freimachung von Arbeitsplätzen. Erfaßt 


1) Die Anordnung iſt im DR Anz. Nr. 202 veröffentlicht worden. 
2) Nicht erfaßt werden Haushaltungen, da ſie nicht als Be⸗ 
triebe anzuſehen ſind; iſt die Haushaltung mit einem gewerblichen 
Betriebe verbunden, ſo unterliegen die dort beſchäftigten Arbeitskräfte 
der Anordnung nur dann, wenn ſie überwiegend im Betriebe tätig ſind. 


werden von dem Arbeitsplatzaustauſch die Arbeiter und An⸗ 
geſtellten unter 25 Jahren. Dabei iſt kein Unterſchied gemacht 
worden zwiſchen den Arbeitern und Angeſtellten weiblichen 
oder männlichen Geſchlechts. Arbeiterinnen und weibliche An⸗ 
geſtellte über 25 Jahre unterliegen dem Arbeitsplatzaus⸗ 
tauſch auf Grund der Anordnung nicht. Ebenſo kommen die 
Beſtimmungen der Anordnung nicht zur Anwendung auf die 
Beſchäftigungsverhältniſſe zwiſchen dem Führer des Betriebes 
(Verwaltung) und deſſen Ehegatten, Kindern, Eltern und Vor⸗ 
eltern ($ 1 Abſ. 3 der AO.). 


Zum Zwecke der Durchführung des Arbeitsplatzaustauſchs 
iſt jeder Führer eines Betriebes oder einer Verwaltung (mit 
den obigen Ausnahmen) verpflichtet, die Zuſammenſetzung 
ſeiner Gefolgſchaft zu dem vom Präſidenten der Reichsanſtalt 
angeordneten Zeitpunkten zu prüfen s). Nach 8 2 der AO. hat 
der Führer des Betriebes ſeine Prüfung darauf zu erſtrecken, 
ob die altersmäßige Gliederung der Arbeiter und Angeſtellten 
unter Berückſichtigung der betriebstechniſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Erforderniſſe feines Betriebes den ſtaatspolitiſchen Ge⸗ 
ſichtspunkten gerecht wird, die eine bevorzugte Beſchäftigung 
arbeitsloſer älterer Arbeiter und Angeſtellten, insbeſ. kinder⸗ 
reicher Familienväter, gegenüber Arbeitern und Angeſtellten 
unter 25 Jahren erfordern; dabei gehört zu den Erforder⸗ 
niſſen des Betriebes (Verwaltung) auch die Sicherſtellung des 
unentbehrlichen Nachwuchſes an ordnungsmäßig ausgebildeten 
Facharbeitern und Angeſtellten. Dieſe Prüfung der Alters⸗ 
9 0 im Betriebe muß in Kleinbetrieben erſtmalig im 

aufe des Monat September 1934 durchgeführt werden (83 
Abf. 1 der AO.). Die Führer ſolcher Betriebe und Verwal⸗ 
tungen, für die ein Vertrauensrat zu bilden iſt ), haben bis 
zum 1. Okt. 1934 dem zuſtändigen Arbeitsamt auf einem be⸗ 
ſonderen Formblatt mitzuteilen, wieviel Arbeiter und wieviel 
Angeſtellte über und unter 25 Jahren, nach Geſchlechtern ge⸗ 
trennt, zur Zeit der Prüfung in dem Betrieb tätig waren; ſie 
haben dabei gleichzeitig die Erklärung abzugeben, in welchem 
Umfange und in welchem Zeitraum ein Austauſch von Ar⸗ 
beitskräften vorgenommen werden ſoll (8 3 Abſ. 2 der AD.). 
Es folgt alſo daraus, daß allein der Führer des Betriebes 
oder der Verwaltung das Recht und die Pflicht zur Prüfung 
und zur Beſtimmung der einzelnen für den Austauſch in 
Frage kommenden Arbeiter und Angeſtellten hat. In Be⸗ 
trieben und Verwaltungen, in denen ein Vertrauensrat beſteht, 
wird aber der Führer des Betriebes die durchzuführenden Aus⸗ 
tauſchmaßnahmen im Vertrauensrat zur Beratung ſtellen, 
ſchon um dieſem Gelegenheit zu geben, ihn über die einzelnen 
zum Austauſch zu beſtimmenden Jugendlichen nähere Aus⸗ 
künfte zu geben. Andere, insbeſ. außerbetriebliche (private, 
amtliche oder parteiamtliche) Stellen haben keinerlei Einfluß 
auf die Austauſchmaßnahmen, die in einem Betriebe durch⸗ 
geführt werden ſollen, mit Ausnahme der Arbeitsämter, die 
den Austauſch überwachen. Hier greift alſo der 8 2 VO. v. 
10. Aug. 1934 Platz, der Einwirkungen anderer Stellen ver⸗ 
bietet, ſowie der 8 4 der VO., der ſolche verbotene Einwirkun⸗ 
gen unter Strafe ſtellt. 

Es kommen nicht alle Jugendlichen unter 25 Jah⸗ 
ren für den Arbeitsplatzaustauſch in Frage. Das ergibt ſich 
ſchon aus 8 2 der AO., wonach der Führer des Betriebes bei 
ſeinen Austauſchmaßnahmen die betriebstechniſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Erforderniſſe ſeines Betriebes, ſowie die Sicher⸗ 
ſtellung des unentbehrlichen Nachwuchſes an ordnungsmäßig 
ausgebildeten Facharbeitern und Angeſtellten berückſichtigen 
muß. Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des $ 4 der AD. ſind 
bei der Freimachung von Arbeitsplätzen, die mit Perſonen 
unter 25 Jahren beſetzt ſind, ferner außer Betracht zu laſſen: 
verheiratete männliche (alſo nicht weibliche) Arbeiter und An⸗ 
geſtellte, ſodann ſolche Arbeiter und Angeſtellte, die durch 
ihren Arbeitsverdienſt zur Unterhaltung von Familienmit⸗ 
gliedern weſentlich beizutragen haben, ſowie ſolche, die im 


) Der Prüfungstermin wird künftig im Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger ſowie im Reichsarbeitsblatt bekanntgegeben. 

4) Dabei kommt es nicht darauf an, ob ein Vertrauensrat tat⸗ 
ſächlich beſteht (ebenfo Syrup a. a. O. 8 3 Anm. 9). Öffentliche Be⸗ 
triebe und öffentliche Verwaltungen, in denen nach 83 ArbOG. ein 
Vertrauensrat nicht gebildet wird, unterliegen nicht der Beſtimmung 
des 83 Abſ. 2 der AO. 
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Lehrverhältnis ſtehen oder das Lehrverhältnis erft vor weniger 
als einem Jahr beendet haben, die ferner nach einem ehren⸗ 
vollen Dienſt aus der Wehrmacht ausgeſchieden oder min⸗ 
deſtens ein Jahr im freiwilligen Arbeitsdienſt oder in der 
Landhilfe tätig geweſen ſind, und ſchließlich Arbeiter und 
Angeſtellte, die zum Perſonenkreis der ſogenannten Sonder⸗ 
aktion (bevorzugte Arbeitsvermittlung arbeitsloſer Kämpfer 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung) gehören. Eine weitere 
Einſchränkung des Perſonenkreiſes, der für die Freimachung 
von Arbeitsplätzen in Frage kommt, ergibt ſich aus § 6 der 
AO., wonach der Führer des Betriebes den Austauſch unter 
Vermeidung unbilliger Härten vorzunehmen hat; es 
wird alſo dadurch dem Führer des Betriebes beſonders zur 
Pflicht gemacht, bei ſeiner Entſcheidung die ſozialen Verhält⸗ 
niſſe des zum Austauſch zu beſtimmenden Jugendlichen be⸗ 
ſonders zu prüfen. Schließlich iſt bereits oben hervorgehoben 
worden, daß ein Austauſch nur dann erfolgen darf, wenn der 
Auszutauſchende in einer anderen Arbeitsſtelle untergebracht 
werden kann. So beſagt der §8 7 Abſ. 2 der AO. noch aus⸗ 
drücklich, daß die Austauſchmaßnahme nicht zu einer unfrei⸗ 
willigen Arbeitsloſigkeit der zur Entlaſſung kommenden Ar⸗ 
beitskräfte führen darf. Die Jugendlichen, die ihren Arbeits⸗ 
platz zugunſten der älteren Arbeitsloſen freimachen ſollen, 
brauchen alſo nur dann ihren Arbeitsplatz aufzugeben, wenn 
ihnen ein anderer offener Arbeitsplatz in der Wirtſchaft, be⸗ 
ſonders in der Landwirtſchaft, im Freiwilligen Arbeitsdienſt 
oder in der Landhilfe, bei weiblichen Arbeitskräften auch in 
der Hauswirtſchaft, angeboten wird (87 Abſ. 1 der AO.). 

In Kleinbetrieben hat der Führer des Betriebes das Er⸗ 
gebnis ſeiner Überprüfung der Altersgliederung im Betriebe 
ſchriftlich feſtzulegen und dieſes erſt auf ausdrückliches Ver⸗ 
langen dem für den Betrieb zuſtändigen Arbeitsamt vorzu⸗ 
legen (8 3 Abſ. 1 der AO.). In Betrieben, für die ein Ver⸗ 
trauensrat zu bilden iſt, iſt dagegen, wie bereits erwähnt, das 
Ergebnis der Prüfung und die Erklärung, in welchem Um⸗ 
fange und in welchem Zeitraum ein Austauſch von Arbeits⸗ 
kräften vorgenommen werden ſoll, dem zuſtändigen Arbeitsamt 
mitzuteilen, das dann die Angaben über den Austauſch von 
Arbeitsplätzen durchzuprüfen hat. Kommt dabei das Arbeits⸗ 
amt zu dem Ergebnis, daß der Führer des Betriebes bei ſeiner 
Prüfung die betriebstechniſchen und wirtſchaftlichen Erforder⸗ 
niſſe des Betriebes oder die perſönlichen Verhältniſſe des 
Jugendlichen unrichtig gewertet hat, dann hat es mit dem 
Führer des Betriebes im Verhandlungswege eine Klärung 
über die Freimachung von Arbeitsplätzen herbeizuführen. 
Dabei braucht ſich die Beanſtandung des Arbeitsamts nicht 
nur darauf zu beziehen, daß zu wenig Arbeitsplätze für die 
Freimachung vom Führer des Betriebes genannt ſind; viel⸗ 
mehr hat das Arbeitsamt auch zu prüfen, ob der Unternehmer 
zu viele Jugendliche für den Arbeitsplatzaustauſch vor⸗ 
geſchlagen hat, weil er z. B. nicht die genügende Rückſicht 
auf die Sicherſtellung des unentbehrlichen Nachwuchſes ge⸗ 
nommen hat oder weil er Jugendliche zum Austauſch vor⸗ 
geſchlagen hat, deren beſondere ſozialen Verhältniſſe ihre Ein⸗ 
beziehung in den Arbeitsplatzaustauſch unbillig hart erſcheinen 
laſſen. So hat alſo auch das Arbeitsamt die Pflicht, darauf 
zu achten, daß beim Arbeitsplatzaustauſch unbillige Härten 
vermieden werden. — Kommt zwiſchen dem Arbeitsamt und 
dem Führer des Betriebes über die Freimachung von Arbeits⸗ 
plätzen eine Einigung nicht zuſtande, ſo hat das Arbeitsamt 
die gegenſätzlichen Auffaſſungen dem Präſidenten des Landes⸗ 
arbeitsamts zur Entſcheidung vorzulegen, der dann darüber 
entſcheidet, ob und in welchem Umfange und in welchem Zeit⸗ 
raum in dem Betriebe Arbeitsplätze zum Austauſch freigemacht 
werden müſſen (85 Abſ. 2 der AD.); gegen die Entſcheidung 
des Präſidenten des Landesarbeitsamts kann der Führer des 
Betriebes innerhalb von zwei Wochen Beſchwerde beim Präſi⸗ 
denten der Reichsanſtalt f. A. u. A. einlegen, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung endgültig iſt. Die Durchführung dieſer Entſchei⸗ 
dungen der Dienſtſtellen der Reichsanſtalt ſind durch die 
Strafandrohung des § 21 der AD. ſichergeſtellt. 

Um den Arbeitsplatzaustauſch im einzelnen durchzuführen, 
hat ſich der Führer des Betriebes mit dem zuſtändigen Ar⸗ 
beitsamt darüber ins Benehmen zu ſetzen, ob und wann 
den zur Entlaſſung kommenden Arbeitern und Angeſtellten ein 
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anderer Arbeitsplatz angeboten werden kann. Sobald feſtſteht, 
wann die anderweitige Unterbringung der ausſcheidenden jün⸗ 
geren Arbeiter oder Angeſtellten erfolgen kann, hat der 
Führer des Betriebes deren Kündigung auszuſprechen. Die 
Kündigung muß ſo rechtzeitig erfolgen, daß im unmittelbaren 
Anſchluß an die Aufgabe des bisherigen Arbeitsplatzes die 
neue Arbeitsſtelle von dem zur Entlaſſung kommenden Ju⸗ 
gendlichen eingenommen werden kann; u. U. muß das Arbeits⸗ 
verhältnis mit dem Jugendlichen vorſorglich gekündigt wer⸗ 
den, was jedoch nur dann erforderlich iſt, wenn längere 
Kündigungsfriſten beſtehen. Dabei iſt zu beachten, daß der 
Führer des Betriebes auch bei einer Kündigung zum Zwecke 
des Arbeitsplatzaustauſches die vertraglichen oder geſetzlichen 
Kündigungsfriſten einhalten muß. 


Dem zum Zwecke des Arbeitsplatzaustauſches gekündig⸗ 
ten Jugendlichen ſteht der KRündigungsſchutz nach dem 
Arb O G. nicht zu; denn die zur Freimachung des Arbeits⸗ 
platzes in Durchführung der Anordnung des Präſidenten der 
Reichsanſtalt ausgeſprochene Kündigung erfolgt auf Grund 
einer Verpflichtung, die auf Geſetz (nämlich der VO. vom 
10. Aug. 1934) beruht (8 62 ArbOG.). Der Unternehmer iſt 
im Rahmen der Anordnung über die Verteilung von Ar⸗ 
beitsplätzen verpflichtet, beim Vorliegen der dort näher 
beſtimmten Vorausſetzungen die Kündigung der Jugendlichen 
zum Zwecke des Arbeitsplatzaustauſches auszuſprechen. Ein 
Unternehmer, der entgegen einer endgültigen Entſcheidung 
der Reichsanſtalt den Austauſch von Arbeitskräften vorſätz⸗ 
lich verzögert, macht ſich nach 8 21 Abſ. 2 Ziff. 2 der AD. 
ſtrafbar (Geldſtrafe oder Gefängnis bis zu drei Monaten). 
Wird alſo von einem Jugendlichen, dem zum Zwecke des 
Arbeitsplatzaustauſches gekündigt worden iſt, die Klage auf 
Widerruf der Kündigung erhoben, ſo muß das ArbG. die Klage 
ohne Prüfung der materiellen Frage, ob die Kündigung unbillig 
hart iſt, als unzuläſſig abweiſen. Die Notwendigkeit des Aus⸗ 
ſchluſſes der Kündigungswiderrufsklage ergibt auch die fol⸗ 
gende Erwägung: Würde man die Klage auf Widerruf der 
Kündigung zulaſſen, dann könnte u. U. die ganze Austauſch⸗ 
aktion in Frage geſtellt werden, wenn das ArbG. die Kün⸗ 
digung des Jugendlichen widerruft, der bereits vom Arbeits⸗ 
amt für eine andere Stelle vorgeſehen iſt. Allein das Ar⸗ 
beitsamt hat darüber zu entſcheiden, ob und in welchem Um⸗ 
fange und zu welchem Zeitpunkt der Arbeitsplatzaustauſch in 
einem Betriebe vorgenommen werden muß, und hat dabei 
im Einzelfalle zu prüfen, ob eine unbillige Härte vorliegt. — 
Die Kündigungswiderrufsklage iſt auch dann unzuläſſig, wenn 
der jugendliche Kläger die ihm vom Arbeitsamt angebotene 
neue Stelle abgelehnt hat; denn auch in dieſem Falle erfolgte 
die Kündigung zum Zwecke des Arbeitsplatzaustauſches. Nur 
wenn der Kläger nachweiſt, daß die Kündigung nicht zum 
Zwecke des Arbeitsplatzaustauſches ausgeſprochen wurde oder 
wenn er nachweiſt, daß die Kündigung erfolgt iſt, ohne daß 
ihm vom Arbeitsamt eine andere Stelle nachgewieſen wurde, 
iſt die Widerrufsklage nach 8 56 ArbOG. zuläffig, weil eine 
ſolche Kündigung nicht in den Rahmen der Anordnung des 
Präſidenten der Reichsanſtalt fällt. — Der Unternehmer, der 
einer Widerrufsklage des Jugendlichen mit der Behauptung 
entgegentritt, die Kündigung ſei zum Zwecke des Arbeits⸗ 
platzaustauſches erfolgt, hat ſeine Behauptung durch Vor⸗ 
legung einer Beſcheinigung des Arbeitsamts nachzuweiſen, 
aus der ſich ergibt, daß der gekündigte Jugendliche für den 
Arbeitsplatzaustauſch in Frage kommt und daß dieſem vom 
Arbeitsamt eine andere Stelle nachgewieſen ift>). 


Ein Jugendlicher, der vom Führer des Betriebes für 
den Arbeitsplatzaustauſch beſtimmt iſt, kann beim Arbeits⸗ 
amt beantragen, ihn z. B. wegen Vorliegens einer unbilligen 
Härte vom Arbeitsplatzaustauſch auszunehmen. Lehnt das 
Arbeitsamt dies ab, ſo hat er nur die Möglichkeit, im Wege 
der Dienſtaufſichtsbeſchwerde den Präſidenten des Landes⸗ 
arbeitsamts zu bitten, die Entſcheidung des Arbeitsamts auf⸗ 
zuheben. Ein förmliches Rechtsmittel gegen ſeine Einbezie⸗ 
hung in den Arbeitsplatzaustauſch hat er jedoch nicht. 


5) Zur Frage des Kündigungsſchutzes wie hier auch Syrup 
a. a. O. 86 Anm. 3; a. A. Goerrig: Der deutſche Unternehmer 
Nr. 36 v. 9. Sept. 1934, Beiblatt, ohne nähere Begründung. 
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b) Die Neueinſtellung im Zuge des Arbeits⸗ 
platzaustauſches. Der Arbeitsplatzaustauſch darf nicht 
zu einer Verminderung der Gefolgſchaft führen (8 7 Abſ. 2 
der AO.). Die durch den Arbeitsplatzaustauſch freigewordenen 
Arbeitsplätze ſollen mit arbeitsloſen älteren Arbeitern und 
Angeſtellten, in der Regel mit Familienvätern, insbeſ. mit 
kinderreichen, beſetzt werden. Um die Einſtellung älterer 
Arbeitsloſer zu gewährleiſten, iſt durch 8 8 der AD. ein Be⸗ 
nutzungszwang des Arbeitsamts vorgeſchrieben. Danach hat 
der Betrieb die zur Beſetzung der durch Arbeitsplatzaustauſch 
freigewordenen Arbeitsplätze erforderlichen Arbeitskräfte beim 
zuſtändigen Arbeitsamt anzufordern, das die den Erforder⸗ 
niſſen des Betriebes entſprechenden Arbeitskräfte zur Ein⸗ 
ſtellung zuzuweiſen hat. Unmittelbare Einſtellungen dürfen 
vom Betriebe erſt vorgenommen werden, wenn das Arbeits⸗ 
amt innerhalb von drei Tagen ſeit der Anforderung keine 
geeigneten Arbeitskräfte zuweiſt. In dieſem Falle hat der Be⸗ 
triebsführer dem Arbeitsamt von der unmittelbaren Einſtellung 
einer neuen Arbeitskraft unverzüglich Mitteilung zu machen; 
die Verletzung dieſer Mitteilungspflicht iſt nach 8 21 Abſ. 1 
der AO. unter Strafe geſtellt. Verſtößt ein Führer des Be⸗ 
triebes gegen den vorgeſchriebenen Zwang zur Benutzung des 
Arbeitsamts, und ſtellt er ſofort von ſich aus eine neue Ar⸗ 
beitskraft ohne Einſchaltung des Arbeitsamts ein, ſo iſt 
dennoch der neue Arbeitsvertrag rechtswirkſam, es ſei denn, 
daß der Neueingeſtellte ein Jugendlicher unter 25 Jahren iſt 
(ſ. unten Ziff. 2). Eine Umgehung des Arbeitsamts dürfte 
nach § 21 der AD. nicht ſtrafbar ſein. Die Strafverfolgung 
würde ſich auch nicht auf SS 257 oder 257 2 Arb VermG. 
ſtützen laſſen, da der durch 
Benutzungszwang des Arbeitsamts nicht auf 88 65 oder 65a 
ArbVermG. beruht. — Der Führer des Betriebes iſt bei 
der Auswahl der einzuſtellenden Arbeiter oder Angeſtell⸗ 
ten, die ihm vom Arbeitsamt zugewieſen werden, frei; er 
ſelbſt hat ihre Eignung für den Arbeitsplatz zu prüfen und 
hat deshalb auch keinen Schadenserſatzanſpruch gegen das 
Arbeitsamt, wenn ſich ſpäter herausſtellt, daß der ihm vom 
Arbeitsamt zugewieſene und von ihm eingeſtellte Arbeitsloſe 
ungeeignet iſt. 


2. Die Einſtellungsbeſchränkung von Ar⸗ 
beitern und Angeſtellten bis zu 25 Jahren. Wäh⸗ 
rend der eben beſprochene Austauſch von Arbeitsplätzen die 
bereits beſchäftigten Jugendlichen bis zu 25 Jahren erfaßt, 
hat der III. Abſchnite der Anordnung über die Verteilung 
von Arbeitsplätzen eine allgemeine Einſtellungsbeſchränkung 
für Arbeiter und Angeſtellte unter 25 Jahren vorgeſchrieben. 
Danach dürfen künftig grundſätzlich männliche und weibliche 
Perſonen unter 25 Jahren nur mit Zuſtimmung des 
zuſtändigen Arbeitsamts als Arbeiter oder Ange⸗ 
ſtellte in den (privaten und öffentlichen) Betrieb (Ver⸗ 
waltung) eingeſtellt werden; nur bei der Einſtellung von 
Lehrlingen iſt die Zuſtimmung des Arbeitsamts entbehrlich, 
ſofern mit dieſen ein ordnungsmäßiger ſchriftlicher Lehr⸗ 
vertrag von mindeſtens zweijähriger Dauer abgeſchloſſen oder 
der Abſchluß eines ſolchen Lehrvertrages binnen vier Wochen 
nach Beginn der Lehrzeit vereinbart iſt (8$ 9 und 10 der 
AO.). Der Antrag auf Zuſtimmung zur Einſtellung eines 
jugendlichen Arbeiters oder Angeſtellten iſt vom Führer des 
Betriebes beim zuſtändigen Arbeitsamt zu ſtellen; dabei iſt 
gleichzeitig die Erklärung abzugeben, daß nach pflichtgemäßer 
Prüfung die beantragte Einſtellung des Arbeiters oder Ange⸗ 
ſtellten unter 25 Jahren nötig iſt (z. B. zur Sicherung des 
Nachwuchſes oder weil aus betriebstechniſchen Gründen die 
Arbeit von Jugendlichen verrichtet werden muß, wie z. B. 
vielfach in Webereien). Das Arbeitsamt kann die Zuſtim⸗ 
mung erteilen, was in ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen ſteht. 
Es kann auch ſeine Zuſtimmung an beſondere Bedingungen 
hinſichtlich der Eigenſchaften der neueinzuſtellenden Jugend⸗ 
lichen knüpfen. Wird die Zuſtimmung zur Neueinſtellung 
eines Jugendlichen verſagt, ſo entſcheidet darüber der Prä⸗ 
ſident des Landesarbeitsamts, gegen deſſen Entſcheidung der 
Führer des Betriebes innerhalb zweier Wochen Beſchwerde 
beim Präſidenten der Reichsanſtalt f. A. u. A. einlegen kann 
(8 14 i. Verb. m. § 5 der AO.). Dem Jugendlichen ſelbſt 
ſteht nur die Dienſtaufſichtsbeſchwerde an den Präſidenten 


§ 8 der AD. vorgeſchriebene 


des Landesarbeitsamts zu. — Auch in dieſem Falle muß 
der Führer des Betriebes ſich zur Neueinſtellung eines 
Jugendlichen der Vermittlung des Arbeitsamtes bedienen; 
kann dieſes einen geeigneten Jugendlichen innerhalb dreier 
Tage nicht zuweiſen, dann erſt kann der Führer des Be⸗ 
triebes unmittelbar die Neueinſtellung vornehmen. 


Stellt ein Unternehmer einen Jugendlichen ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Arbeitsamts ein, dann iſt der Arbeitsvertrag 
nichtig. Es gilt in dieſem Falle dasſelbe, was oben zum 
Einſtellungsverbot aus dem Geſetz zur Regelung des Arbeits⸗ 
einſatzes gejagt worden iſt. Nichtig iſt auch der Arbeits⸗ 
vertrag mit einem Jugendlichen, der nicht die Bedingungen 
erfüllt, an die das Arbeitsamt ſeine Zuſtimmung zur Neu⸗ 
einſtellung eines Jugendlichen geknüpft hat. Ein Unter⸗ 
nehmer, der Perſonen unter 25 Jahren ohne die erforder⸗ 
liche Zuſtimmung des Arbeitsamts einſtellt, wird mit Geld⸗ 
ſtrafe oder Gefängnis bis zu drei Monaten beſtraft (8 21 
Abſ. 2 Ziff. 1 der AO.). 


3. Leiſtungsaus gleich für ältere Angeſtellte. 
Um die Eingliederung der arbeitsloſen älteren Angeſtellten, 
die in der Regel auch in Zeiten des wirtſchaftlichen Aufſtiegs 
erſt ſehr ſpät wieder zu einer normalen Beſchäftigung ge⸗ 
langen, zu erleichtern, ſieht die Anordnung über die Ver⸗ 
teilung von Arbeitskräften die Gewährung eines Leiſtungs⸗ 
ausgleichs bei der Einſtellung arbeitsloſer fachlich vorgebilde⸗ 
ter, männlicher Angeſtellten über 40 Jahren vor, die in den 
letzten drei Jahren vor der Einſtellung länger als zwei 
Jahre Arbeitsloſenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln er⸗ 
halten haben und die auf Arbeitsplätzen beſchäftigt werden, 
die bisher mit Angeſtellten unter 25 Jahren beſetzt waren. 
Für dieſe älteren Angeſtellten wird dem Betriebe auf Antrag 
zum Ausgleich von Minderleiſtungen der Neueingeſtellten 
ein Zuſchuß aus Mitteln der Reichsanſtalt von höchſtens 
50 Hel im Monat gewährt, der ſich für jedes Kind unter 
16 Jahren um 5 RM monatlich erhöht, aber zu kürzen iſt, 
wenn der Arbeitsentgelt im Monat mehr als 100 AM be⸗ 
trägt. Der Leiſtungsausgleich wird jedoch nicht gewährt bei 
Einſtellungen in öffentlichen Verwaltungen, ferner bei Ein⸗ 
ſtellungen, die auf namentlichen Anforderungen der Betriebe 
beruhen, ſowie bei Einſtellungen in Saiſon⸗ und Kampagne⸗ 
betrieben (8 16 der AO.). Ein Rechtsanſpruch iſt den Be⸗ 
trieben auf Gewährung des Leiſtungsausgleichs nicht gegeben; 
vielmehr iſt die Gewährung des Zuſchuſſes in das pflicht⸗ 
gemäße Ermeſſen der Dienſtſtellen der Reichsanſtalt ge⸗ 
ſtellt. — Der Leiſtungsausgleich wird unmittelbar an den 
Betrieb gezahlt. Der Unternehmer iſt verpflichtet, dem Neu⸗ 
eingeſtellten älteren Angeſtellten den Arbeitsentgelt zu zahlen, 
der dieſem nach der Betriebsordnung oder der Tarifordnung 
zuſteht; er wird für die Minderleiſtung des Neueingeſtellten 
durch den Zuſchuß der Reichsanſtalt entſchädigt. Der Arbeits⸗ 
vertrag mit dem Angeſtellten wird durch die Gewährung des 
Leiſtungsausgleichs nicht beeinflußt; insbeſ. iſt die Gewäh⸗ 
rung des Leiſtungsausgleichs für die Kündigungsfriſten ohne 
Bedeutung. Der Leiſtungsausgleich, der für ſechs Monate ge⸗ 
zahlt werden kann, fällt mit der Beendigung des Arbeits⸗ 
derhältniſſes weg. Beſondere arbeitsrechtliche Folgerungen 
ergeben ſich aus ſeiner Gewährung nicht. 

4. Die Landwirtſchaft. Wie einleitend erwähnt 
wurde, finden die bisher erörterten Beſtimmungen der An⸗ 
ordnung über die Verteilung von Arbeitskräften auf die 
Landwirtſchaft keine Anwendung; für ſie ſind aber im Ab⸗ 
ſchnitt V der Anordnung einige Sonderbeſtimmungen vor⸗ 
geſehen. Danach darf die Vermittlung von Perſonen unter 
25 Jahren in die Land⸗ und Forſtwirtſchaft durch nicht⸗ 
gewerbsmäßige Arbeitsvermittlungseinrichtungen oder durch 
ſonſtige Stellen nur im Auftrage und nach den Weiſungen 
des Präſidenten der Reichsanſtalt f. A. u. A. erfolgen. Ver⸗ 
ſtöße hiergegen werden nach § 21 der AD. auf Antrag des 
Landesarbeitsamts mit Geldſtrafe oder Gefängnis bis zu 
drei Monaten beſtraft. — Um fernerhin die Neueinſtellung 
verheirateter land⸗ und forſtwirtſchaftlicher Arbeiter zu be⸗ 
günſtigen, kann nach $ 18 der AO. dem Inhaber eines land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Betriebes aus Mitteln der Reichs⸗ 
anſtalt ein Zuſchuß zur Verzinſung und Tilgung der Her⸗ 
ſtellungskoſten neuer Familienwohnungen gewährt werden. — 


2312 


Aufſätze 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Schließlich gelten auch die oben beſprochenen Beſtimmungen 
über den Leiſtungsausgleich für arbeitsloſe, aber verheiratete 
männliche land⸗ und forſtwirtſchaftliche Angeſtellte über 
40 Jahre. Im übrigen kann hierzu im Rahmen dieſes Auf⸗ 
ſatzes weiteres nicht ausgeführt werden. 


II. Strafrechtliches 


Der 8 4 der BD. über die Verteilung von Arbeits⸗ 
kräften ſchreibt vor: „Wer gegen die vorſtehenden Beſtim⸗ 
mungen und die auf Grund des $ 3 ergangenen Anord⸗ 
nungen verſtößt, ſetzt ſich der Beſtrafung aus 8 2 des Gef. 
über wirtſchaftliche Maßnahmen v. 3. Juli 1934 (RG Bl. 1, 
565) aus.“ Der angezogene § 2 des Gef. v. 3. Juni 1934 
beſagt, daß der Reichswirtſchaftsminiſter beſtimmen kann, 
daß Zuwiderhandlungen gegen die von ihm erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften mit Gefängnis und Geldſtrafe oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft werden können. Wenn nun auch die Faſſung 
des 8 4 der VO. v. 10. Aug. 1934 „ſetzt ſich der Beſtrafung 
aus“ eigenartig erſcheint, ſo kann es doch nicht zweifelhaft 
ſein, daß damit geſagt werden ſollte, daß Verſtöße gegen die 
Verordnung im Rahmen des § 2 des Gef. v. 3. Juli 1934 
beſtraft werden ſollen. Wirken alſo z. B. unzuſtändige Stellen 
auf die Verteilung von Arbeitskräften verbotswidrig ein 
(8 2 der V.), fo können fie gem. § 4 der VO. i. Verb. m. 
§ 2 des Gef. über wirtſchaftliche Maßnahmen mit Gefängnis 
en oder mit einer diefer Strafen beftraft wer⸗ 
den). 

Der Präſident der Reichsanſtalt hat in feiner Anord⸗ 
nung über die Verteilung von Arbeitsplätzen im $ 21 die 
Strafandrohung des § 4 der VO. v. 10. Aug. 1934 ſpeziali⸗ 
ſiert und vor allem eingeſchränkt. Danach wird mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 150 AM der Führer des Betriebes beſtraft, der 
die Erklärung über den Austauſch von Arbeitsplätzen oder 


6) Ebenſo Beiſiegel a. a. O., Anm. 1 zu 84 PVO. v. 
10. Aug. 1934. 


die Mitteilung über die unmittelbare Neueinſtellung eines 
Arbeiters oder Angeſtellten oder die von ihm abzugebende 
Erklärung bei der Neueinſtellung eines Jugendlichen vor⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſig nicht oder nicht rechtzeitig oder un⸗ 
richtig oder unvollſtändig abgibt. Die weiteren im 8 21 vor⸗ 
geſehenen Strafbeſtimmungen ſind bereits oben an den ein⸗ 
ſchlägigen Stellen beſprochen worden. Hier ſei nur noch er⸗ 
wähnt, daß die Strafbeſtimmungen des Präſidenten der 
Reichsanſtalt f. A. u. A. auch für die öffentlichen Betriebe 
und Verwaltungen gelten, bei denen ſie jedoch kaum praktiſch 
zur Anwendung kommen werden, da die Durchführung der 
Verteilung von Arbeitskräften bei ihnen im Dienſtaufſichts⸗ 
wege ſichergeſtellt werden kann. 

Zuſammenfaſſend ift noch zu ſagen, daß durch die 
beſprochenen neuen geſetzlichen Beſtimmungen, die im Zuge 
der Arbeitsſchlacht notwendig wurden, der Reichsanſtalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung wichtige Auf⸗ 
gaben übertragen worden ſind, die weit über ihren bisherigen 
Aufgabenkreis hinausgehen. Mit den ihm gegebenen Er⸗ 
mächtigungen kann der Präſident der Reichsanſtalt einen 
maßgeblichen Einfluß auf die Geſtaltung der Arbeitslage 
nehmen und dort beſtimmend eingreifen, wo der hartnäckig 
weitergeführte Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit Schwierig⸗ 
keiten zu überwinden hat. Sowohl das Geſetz zur Regelung 
des Arbeitseinſatzes, als auch die Verordnung über die Ver⸗ 
teilung von Arbeitskräften, beides ſind Maßnahmen, die an 
ſich nur einen vorübergehenden Charakter haben und in Weg⸗ 
fall kommen werden, wenn die Beſſerung der allgemeinen 
Wirtſchaftslage das Elend der Arbeitsloſigkeit weſentlich be⸗ 
hoben haben wird und wenn weiterhin die erforderliche 
Strukturwandlung organiſch ſo weit durchgeführt ſein wird, 
daß ſie den in Deutſchland gegebenen Wirtſchafts⸗ und Ar⸗ 
beitsverhältniſſen entſpricht. Um aber das zu erreichen, iſt 
es Aufgabe eines jeden, der zu ſeinem Teil am Kampfe gegen 
die Arbeitsloſigkeit mitzuwirken hat, die Durchführung der 
Maßnahmen ſo zu geſtalten, daß der erſtrebte Erfolg auch 
wirklich erreicht wird. 


Der Innungsobermeiſter 
Von Rechtsanwalt Dr. Kurt Hofmann, Darmſtadt 


Die erſte Verordnung über den vorläufigen Aufbau des 
deutſchen Handwerks v. 19. Juni 1934 (RGBl. I, 493) hat 
die Pflichtinnung gebracht. Jeder in der Handwerksrolle ein⸗ 
getragene Gewerbetreibende, der das betreffende Handwerk 
ausübt, gehört pflichtgemäß der Innung an (§ 8). Die Be⸗ 
deutung der Innungen wird in Zukunft außerordentlich ſein. 
Das Ehrenamt des Führers einer Innung verdient eine be⸗ 
ſondere Darſtellung, zumal die Rechtsſtellung des Obermeiſters 
nach dem neuen Rechte von der des Innungsvorſtandes alten 
Rechts erheblich verſchieden iſt. Schon in der Aufgabe des an 
das Vereinsrecht erinnernden Namens „Vorſtand“ zugunſten 
des althergebrachten „Obermeiſter“ kommt zum Ausdruck, daß 
das ſo benannte Amt mit einem neuen Geiſte, mit autoritati⸗ 
ven Befugniſſen ausgeſtattet ſein ſoll. Wenn das Amt des 
Obermeiſters von denen, die dazu berufen ſind, im Sinne des 
Geſetzgebers geführt wird, wenn der Obermeiſter nicht nur in 
ſeinem Handwerk, ſondern auch in ſeinem perſönlichen Lebens⸗ 
bereich ſeinen Berufsgenoſſen ein Vorbild gibt, dann werden 
die rechtlichen Fundamente ſeines Amtes ihn tragen, ohne daß 
über ihre Einzelheiten Klarheit zu herrſchen braucht. Zum 
Einleben in das neue Handwerksrecht iſt aber erforderlich, daß 
die rechtliche Struktur des handwerklichen Führeramtes auf⸗ 
gezeichnet wird. 

J. Berufung und Abberuſung 

Der Obermeiſter (= OM.) wird von der Handwerkskam⸗ 
mer (= HK.) beſtellt (8 13 Abſ. 2). Die HK. hat den der 
Innung übergeordneten Fachverband gutachtlich zu hören. 

Der Beſtellungsakt iſt eine Rechtshandlung des öffent⸗ 


lichen Rechts. Beſondere Formen ſind nicht einzuhalten. Die 
in 8 15 Abſ. 3 des Geſetzes erwähnte Beſcheinigung der HR. 


hat nur legitimierende Bedeutung. Ihre Ausſtellung und 
Aushändigung gehört nicht zu den Eſſentialen der Berufung. 
Die Berufung muß gegenüber dem in Ausſicht genommenen 
Innungsmitglied ausgeſprochen werden. Sie wird wirkſam 
mit der Annahme des Amtes durch den Kandidaten. Die An⸗ 
nahme braucht nicht ausdrücklich erklärt zu werden. Sie kann 
konkludent durch Amtsantritt zum Ausdruck gebracht werden. 
Die Ablehnung des Amtes ift nur in den Fällen des 8 32 
möglich, mithin wenn der Berufene das 60. Lebensjahr voll⸗ 
endet hat, durch Krankheit oder Gebrechen an ordnungsmäßi⸗ 
ger Amtsführung verhindert iſt oder wenn ihm mit Rückſicht 
auf andere ehrenamtliche Tätigkeit zum Nutzen der Allgemein⸗ 
heit die Übernahme des Amtes nicht zugemutet werden kann; 
Frauen können außerdem die Berufung ablehnen, wenn ihnen 
die Fürſorge für ihre Familie die Ausübung des Amtes be⸗ 
ſonders erſchweren würde. 

Der Wortlaut der 88 32/26 ſcheint dafür zu ſprechen, daß 
dem OM. kein Ablehnungsrecht zuſteht. Das wäre unvernünf⸗ 
tig. Auch der OM. gehört zu den in $ 26 aufgezählten Per⸗ 
ſonen und wird deshalb von der Bezugnahme des § 32 erfaßt. 

Die Ablehnung muß unverzüglich ausgeſprochen werden. 
Eine Zweiwochenfriſt, wie fie 8 94a Abſ. 2 der alten GewO. 
kannte, iſt nicht vorgeſehen. Verzögerung der Ablehnung wird 
als Annahme des Amtes zu gelten haben. Die Ablehnung be⸗ 
darf (entgegen 8 94a GewO.) keiner Form, jedoch werden die 
Ablehnungsgründe glaubhaft gemacht werden müſſen, wenn ſie 
nicht notoriſch ſind. Über das Recht zur Ablehnung des Amtes 
entſcheidet die HR. endgültig. Wird die Ablehnung als unbe⸗ 
gründet zurückgewieſen und die Berufung vollzogen, dann er⸗ 
wirbt der Berufene die Stellung eines OM. auch ohne ſein 
Einverſtändnis. Weigert er ſich, das Amt anzutreten, dann 
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kann ihn die HK. durch Ordnungsſtrafe dazu anhalten. Die 
Befugnis dazu gibt § 49 Abſ. 3, obwohl auch dieſe Vorſchrift 
ihrem Wortlaute nach ſich auf den OM. nicht zu beziehen 
ſcheint. Daß der Wortlaut auch hier trügt, ergibt die einfache 
Erwägung, daß das Aufſichtsrecht der HR. ein ſehr unvoll⸗ 
kommenes wäre, wenn es nur gegenüber nachgeordneten Or⸗ 
ganen der Innung beſtünde. Der renitente OM. macht ſich 
außerdem regreßpflichtig, wenn die Innung durch ſein Ver⸗ 
halten Schaden erleidet. In der Regel wird natürlich die HR. 
das widerſtrebende Innungsmitglied gar nicht beſtellen oder 
ſofort, wenn Erſatz gefunden iſt, wieder abberufen. 

Die Wahl der HK. darf nur auf Perſonen fallen, die ge⸗ 
wiſſen Mindeſtanforderungen genügen. Das Geſetz beſtimmt 
allerdings in den 88 26/27 nur die Vorausſetzungen, die er⸗ 
füllt ſein müſſen, wenn ein Innungsmitglied zum „In⸗ 
nungswart“ beſtellt werden fol. Innungswart im enge⸗ 
ren Sinne iſt der OM. nicht (vgl. 8 17). In 88 26/27 wird 
jedoch unter der Bezeichnung „Innungswart“ jeder Träger 
eines Innungsamtes verſtanden, auch der OM. Wollte man 
anderer Auffaſſung ſein, dann würden Beſtimmungen über die 
perſönlichen Eigenſchaften des OM. überhaupt fehlen, und 
man wäre genötigt, die 88 26/27 analog anzuwenden. Das 
praktiſche Ergebnis wäre dasſelbe, denn die Anforderungen an 
die Perſon des Führers der Innung können nicht gut gerin⸗ 
gere ſein wie die an ſeine Hilfskräfte. Der Umweg der Ana⸗ 
logie iſt aber entbehrlich, weil das Geſetz in 8 19 Abſ. 1 den 
OM. ſelbſt zu den Innungswarten gezählt hat („ſonſtige In⸗ 
nungswarte“). 

Beſtellbar zum OM. ſind danach nur Reichsangehörige. 
Das mußte betont werden, da zur Innung auch Ausländer 
gehören können (vgl. 88). Der OM. muß 24 Jahre alt fein 
und darf das 65. Lebensjahr nicht überſchritten haben. Er 
muß der Innung als Meiſter (mit Prüfung) angehören und 
mindeſtens ſeit einem Jahr im Bezirk der Innung tätig ſein. 
Durch dieſe Beſtimmungen ſind „kommiſſariſche“ OM., die 
eine Innung verwalten, aber von dem Handwerk nichts ver⸗ 
ſtehen, ausgeſchloſſen. Die Meiſterprüfung mußte gefordert 
werden, weil davon die Befugnis zur Anleitung von Lehrlin⸗ 
gen abhängt und der Führer nicht nur durch ſein Amt, ſon⸗ 
dern auch durch ſein Können legitimiert ſein muß. 

Nicht beſtellbar zum OM. ſind Innungsmitglieder, in 
deren Perſon einer der Ausſchließungsgründe des § 27 vor⸗ 
liegt. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, die „Ab- 
meierung“ als Führer des Betriebes (8 38 Ziff. 4 A8 ,.), 
gerichtlich angeordnete Beſchränkung der Befugnis zur Ver⸗ 
fügung über eigenes Vermögen und Offenbarungseidablage in 
den letzten zwei Jahren vor der Berufung, machen mithin zum 
Amte des OM. abſolut ungeeignet. Eine gerichtliche Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung liegt nicht nur dann dor, wenn das 
Konkursverfahren eröffnet worden iſt, ſondern z. B. auch dann, 
wenn der Kandidat nach 8 6 BGB. entmündigt werden mußte. 
Die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens hat nicht 
ohne weiteres eine Verfügungsbeſchränkung zur Folge, ſie kann 
jedoch auf Antrag eines Gläubigers angeordnet werden. Erſt 
dann und nur für die Dauer der Anordnung iſt das Innungs⸗ 
mitglied für das Amt des OM. unfähig. Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen hinſichtlich einzelner Vermögensgegenſtände, z. B. 
eine einſtweilige Verfügung, in der die Verfügung über ein 
Grundſtück verboten wird, haben auf die Beſtellbarkeit des In⸗ 
nungsmitglieds keinen Einfluß, mag auch das betreffende 
Vermögensſtück ziemlich die ganze Habe des Innungsmitglieds 
darſtellen. Für 8 27 Ziff. 3 (Offenbarungseid) iſt es gleich⸗ 
gültig, ob es wirklich zur Eidesablage kam oder der Schuld⸗ 
ner den Eid durch eine Verſicherung gemäß 8 19d VO. vom 
26. Mai 1933 (RGBl. I, 302 ff.) abwenden konnte. Treten 
Ausſchließungsgründe des 8 27 nachträglich ein, dann ver⸗ 
liert der OM. nicht ohne weiteres ſein Amt, er muß aber von 
der HK. ſofort abberufen werden. Die Landeszentralbehörde 
kann die HK. zu der Abberufung anhalten gem. 8 103 4 
GewO. 

Neben den geſetzlich vorgeſchriebenen Ausſchließungsgrün⸗ 
den gibt es natürlich noch Tatbeſtände, die praktiſch ein 
Mitglied von dem. Amt des OM. ausſchließen. Das Geſetz 
ſagt nichts über die Geltung des Raſſeprinzips im Bereich 
ſeiner Materie. Die Faſſung des $ 8 hat ſogar zwingend zur 


Folge, daß auch Nichtarier Pflichtmitglied der Innung wer⸗ 
den. Die Berufung eines Nichtariers zum OM. würde jedoch 
gegen die Richtlinien der Reichsregierung zu § 3 des Geſetzes 
zur Anderung von Vorſchriften auf dem Gebiet des Beamten⸗ 
rechts v. 30. Juni 1933 (RGBl. 1, 575) verſtoßen und des⸗ 
halb ein Einſchreiten der Verwaltungsbehörde nach ſich ziehen. 
Dasſelbe gilt von der Beſtellung eines jüdiſch Verſippten. Das 
Raſſeprinzip iſt ein Fundament des neuen Staates und als 
ungeſchriebenes Geſetz überall zu beachten. 

Die Berufung durch die HK. iſt immer gültig, auch dann, 
wenn Unfähigkeitsgründe vorliegen. Das erfordert die Rechts⸗ 
ſicherheit. Der geſetzwidrig Berufene iſt Führer der Innung 
mit allen Rechten und Pflichten, bis er abberufen wird. War 
er allerdings geſchäftsunfähig, dann konnten ſeine Erklärun⸗ 
gen keine Wirkung für und gegen die Innung haben. Die 
Berufung des OM. erfolgt grundſätzlich auf unbeſtimmte Zeit. 
Es iſt aber auch zuläſſig, daß die Amtszeit begrenzt wird. Das 
wird ſich ſogar empfehlen, weil dadurch ein Wechſel ermöglicht 
wird ohne die immerhin bloßſtellende Maßnahme der Ab⸗ 
berufung. § 17 Abſ. 2, der die Amtsdauer der Innungswarte 
auf ein Jahr feſtſetzt, iſt auf den OM. nicht anwendbar. Es 
iſt nicht anzunehmen, daß in Abſ. 2 dieſer Vorſchrift der Ter⸗ 
minus, Innungswart“ in anderem Sinne gemeint iſt wie in 
Abſ. 1 und 3 desſelben Paragraphen. Die Satzung kann die 
Amtsdauer des OM. allerdings feſtſetzen (8 24 Ziff. 4). Die 
OK. iſt an dieſe Satzungsbeſtimmung nur inſoweit⸗ gebunden, 
als ſie eine Berufung auf längere Zeit nicht vornehmen 
kann. Dagegen ſteht es ihr frei, das Amt des OM. kürzer zu 
befriſten, z. B. weil ſie die Qualifikation des Berufenen zu⸗ 
nächſt erproben will. 

Der OM. kann von der HK. jederzeit abberufen wer⸗ 
den (8 13 Abſ. 3). Die Satzung kann gem. 8 24 Ziff. 4 be⸗ 
ſtimmte Tatbeſtände aufſtellen, in denen die Abberufung er⸗ 
folgen muß. Die Abberufung wird durch privatrechtliche Ver⸗ 
einbarungen zwiſchen Innung und OM. nicht ausgeſchloſſen. 
Sie bildet vielmehr einen wichtigen Grund zur Kündigung 
ſolcher Abreden. Die Abberufung iſt gegenüber dem OM. aus⸗ 
zuſprechen. Sie iſt eine empfangsbedürftige Willenserklärung. 
Sie gilt als zugegangen in dem Zeitpunkt, zu dem bei 
normaler Geſtaltung der Empfangsmöglichkeiten der Zugang 
ſtattgefunden hätte. Für die Abberufung iſt keine Form vor⸗ 
geſchrieben. Sie braucht nicht mit Gründen verſehen zu wer⸗ 
den. Rechtsmittel dagegen gibt es nicht (abweichend von 8 18 
Abſ. 3). Vor einem Mißbrauch des Abberufungsrechts durch 
die HK. wird der OM. durch die ſtaatliche Aufſicht über die 
HR. geſchützt. 


II. Rechtsſtellung nach innen (Haftung). 


Zwiſchen dem OM. und der Innung beſtehen Rechts⸗ 
beziehungen öffentlich-rechtlicher Art. Es iſt nicht angängig, 
jedenfalls nicht notwendig, ein ziviles Rechtsverhältnis zwi⸗ 
ſchen beiden zu konſtruieren. Die Annahme, daß die HK. bei 
der Berufung für die Innung einen Dienſtvertrag abſchließe, 
begegnet konſtruktiven Bedenken und hat praktiſch keinen Wert. 
Der OM. verfieht (ähnlich wie der Vormund) ein Amt und 
erfüllt nicht privatrechtliche Pflichten, wenn er die Innung 
nach dem Geſetze führt. Andererſeits iſt der OM. nicht Be⸗ 
amter. Er übt keine obrigkeitlichen, ſondern körperſchaftliche 
Befugniſſe aus. 

Es iſt natürlich nicht ausgeſchloſſen, daß der OM. zu der 
Innung in privatrechtliche Beziehungen tritt. Das iſt dann 
der Fall, wenn gem. § 20 Abſ. 3 eine Vergütung mit dem 
OM. vereinbart wird. Bei einer ſolchen Abrede, die der Zu⸗ 
ſtimmung durch die HR. bedarf, wird die Innung durch die 
Innungsverſammlung vertreten. Die Anſprüche des OM. 
aus einer ſolchen Gehaltsvereinbarung können und müſſen vor 
den ordentlichen Gerichten geltend gemacht werden. Die Frage, 
ob ihnen ein Vorrecht im Konkurs zukommt, wird nicht aktuell, 
da nach $ 52 Abf. 1 des Gef. ein Konkurs über das Vermögen 
der Innung nicht ſtattfindet. 

Es iſt auch denkbar, daß andere aus dem Recht des 
Dienſtvertrages bekannten Anſprüche zivilrechtlicher Art zwi⸗ 
ſchen OM. und Innung beſtehen. So können ſich z. B. aus 
3 618 BGB. Anſprüche des OM. ergeben (wobei allerdings zu 
bedenken iſt, daß der OM. Führer der Innung und deshalb 
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ſelbſt in der Lage iſt, Mißſtände abzuſtellen), andererſeits iſt 
der OM. zivilrechtlich für ſeine Amtsführung verantwort⸗ 
lich. Umfang und Geltendmachung des Regreßanſpruchs gegen 
den OM. ſind jedoch in der vorliegenden, dem öffentlichen 
Recht angehörigen VO. geregelt. 


Der OM. haftet für getreue Amtsführung wie ein Vor⸗ 
mund (§ 19 Abſ. 1). Das galt auch früher für den Innungs⸗ 
vorſtand (8 92 b Abſ. 2 GewO .). Die Haftung ſetzt Verſchul⸗ 
den voraus (§ 1833 BGB.). Leichte Fahrläſſigkeit genügt. 
Der OM. iſt nicht entlaſtet, wenn er auf Innungsgeſchäfte 
dieſelbe Sorgfalt verwendet wie auf feine eigenen Angelegen⸗ 
heiten ($ 277 BGB.), er muß vielmehr die „im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt“ (8 276 Abſ. 1 S. 2 BGB.) handhaben. 
Dadurch wird natürlich eine Berückſichtigung der beſonderen 
Maßſtäbe nicht ausgeſchloſſen, die für den Lebenskreis gelten, 
dem der OM. angehört. Die Zumutbarkeit einer Aufgabe darf 
geprüft werden, wenn der OM. ſie falſch gelöſt hat und des⸗ 
halb regreßpflichtig werden ſoll. Andererſeits muß der Grund⸗ 
ſatz gewahrt werden, daß der Träger eines Amtes auch die 
dafür erforderlichen Fähigkeiten und Kenntniſſe präſtieren muß. 
Der Einwand, er ſei gegen ſeinen Willen beſtellt worden, iſt 
dem OM. verſagt. Auch unter dem Geſichtspunkt des Mitver⸗ 
ſchuldens der Innung kann dieſer Einwand nicht gebracht wer⸗ 
den. Ebenſowenig kann ſich der OM. darauf berufen, daß er 
im Einverſtändnis eines Innungswarts oder mit Zuſtimmung 
der Innungsverſammlung gehandelt habe. Als Führer der 
Innung trägt er allein die Verantwortung für ſein Tun und 
Unterlaſſen. Der umfaſſenden Befugnis entſpricht die umfaſ⸗ 
ſende Haftbarkeit. Natürlich kann bei Prüfung der Verſchul⸗ 
densfrage die Tatſache, daß der OM. im Einvernehmen mit 
anderen Innungsorganen, z. B. dem Innungsbeirat, gehan⸗ 
delt hat, entſprechend gewürdigt werden. 


Die Geltendmachung des Regreßanſpruchs erfolgt 
durch die HK. (8 19 Abf. 2 S. 2). Dieſe iſt verpflichtet, die 
Klage zu erheben, wenn ein Erfolg erwartet werden darf. Pro⸗ 
zeſſe gegen notoriſch vermögensloſe Schuldner will das Geſetz 
nicht. Die HK. handelt bei der Geltendmachung des Regreß⸗ 
anſpruchs „an Stelle und auf Koſten“ der Innung, d. h. 
eigenen Namens mit Wirkung für und gegen die Innung. 


Die Vorſchrift enthält materiell-rechtlich eine Ermächti⸗ 
gung zur Geltendmachung fremder Rechte im eigenen Namen 
und begründet prozeſſual eine Prozeßſtandſchaft. Die HK. iſt 
deshalb in der Lage, alle zivilrechtlichen und prozeſſualen Er⸗ 
klärungen abzugeben, die vor oder während des Rechtsſtreits 
hinſichtlich des Streitgegenſtandes notwendig werden. Sie kann 
die Klage zurücknehmen, auf den Klaganſpruch ganz oder teil⸗ 
weiſe verzichten und Vergleiche abſchließen, durch welche die 
Innung mit Koſten belaſtet wird. Andere Verpflichtungen als 
die zur Koſtentragung kann fie jedoch nicht für die Innung 
eingehen. Das Klagerubrum lautet auf den Namen der HK. 
Dieſe iſt prozeſſual Partei, was zur Folge hat, daß der etwa 
beſtellte neue OM. als Zeuge auftreten kann. Die Urteile aus 
dem Prozeß der HK. haben Rechtskraftwirkung gegenüber der 
Innung. Eine Zwangsvollſtreckung aus Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchlüſſen zu Laſten der HK. findet andererſeits gegen die 
Innung nicht ſtatt. Dieſe iſt nur verpflichtet, die HK. intern 
von der Koſtenerſtattungspflicht zu befreien. Wenn und ſolange 
die HK. den Regreßanſpruch geltend macht, unterliegt er auch 
materiell nicht der Dispoſition durch die Innung. Dieſe könnte 
ſonſt durch kolluſiven Verzicht auf den Anſpruch die Prozeß⸗ 
führung der HK. zu Fall bringen. 

Wenn das Geſetz in 8 19 Abſ. 2 S. 3 die HK. ver⸗ 
pflichtet, Regreßanſprüche gegen den OM. zu verfolgen, ſo 
beſagt das, daß die Innung überhaupt nicht legitimiert iſt, 
derartige Prozeſſe zu führen. Andernfalls hatte die Verpflich⸗ 
tung der HK. nur ſubſidiäre Bedeutung, was im Geſetz nicht 
zum Ausdruck gebracht iſt. Rechtspolitiſcher Anlaß für die 
Vorſchrift war offenſichtlich die Erwägung, daß die Innung 
nicht über genügende innere Unabhängigkeit gegenüber dem 
OM., der ſie ſeither autoritativ geführt hat, verfügen werde. 
Die Innung ſoll deshalb überhaupt nicht vor die Entſchlie⸗ 
ßung geſtellt ſein, ob ſie die Haftbarkeit des OM. geltend 
machen will. Daraus folgt wiederum, daß die HK. nicht die 
Prozeßführung der Innung überlaſſen darf, und daß die In⸗ 


nung auch für eine negative Feſtſtellungsklage des OM. nicht 
paſſiv legitimiert wäre. Eine dem § 93 Ziff. 4 GewO. ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift findet ſich bezeichnenderweiſe in dem neuen 
Geſetze nicht. 


III. Rechtsſtellung nach außen 


Der OM. vertritt die Innung gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich ($ 15). Er iſt der alleinige geſetzliche Vertreter der 
Körperſchaft öffentlichen Rechts. Die von ihm beſtellten In⸗ 
nungswarte haben keine Vertretungsmacht kraft Geſetzes, auch 
nicht, ſoweit ihre Berufung obligatoriſch vorgeſchrieben iſt. 
Die Innungswarte empfangen ihre Vollmachten vielmehr aus 
der Hand des OM., der fie in ihr Amt beruft (8 17). Der 
Umfang ihrer Vollmacht kann deshalb von dem OM. beliebig 
abgegrenzt werden. Die Berufung des Innungswarts wird 
regelmäßig konkludent eine Vollmachtserteilung für alle Rechts⸗ 
geſchäfte enthalten, die das betreffende Innungsamt mit ſich 
bringt. Der Stellvertreter des OM. hat demnach dieſelbe um⸗ 
faſſende Vertretungsmacht wie der OM. ſelbſt, ſolange dieſer 
verhindert iſt. Der Kaſſenführer wird befugt ſein, Kontoaus⸗ 
züge anzuerkennen uſw. Bei der Feſtſtellung dieſer abgeleite⸗ 
ten Vollmachten wird aber immer zu bedenken ſein, daß das 
Geſetz den OM. als Führer der Innung eingeſetzt hat und eine 
allzu ſtarke Aufteilung der Vertretungsbefugniſſe dem Sinn 
des Geſetzes nicht entſprechen würde. Die Vollmacht des In⸗ 
nungswarts muß deshalb auch immer von demjenigen bewieſen 
werden, der ſie behauptet. Die Vollmacht iſt nicht dargetan, 
wenn es zweifelhaft iſt, ob das von dem Innungswart vorge⸗ 
nommene Rechtsgeſchäft zu dem engeren Kreis ſeiner Aufgaben 
gehört, oder wenn der Innung der Beweis gelingt, daß der 
OM. ausnahmsweiſe dieſem Innungswart keine Vollmacht für 
ſeinen Amtsbereich geben wollte. Eine Haftung für den Rechts⸗ 
ſchein der Vollmacht kann gegenüber der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mung, daß die Innung durch den OM. vertreten wird, nicht 
eintreten. 

Durch das Statut kann die Vertretungsbefugnis des OM. 
nicht beſchränkt werden. Auch § 24 Ziff. 4 ermächtigt dazu 
nicht. Die Satzung kann zwar beſtimmen, daß der OM. bei 
gewiſſen Rechtsgeſchäften der Mitwirkung des zuſtändigen 
Innungswarts bedarf. Gegenüber Dritten haben derartige Be⸗ 
ſchränkungen jedoch keine Bedeutung. Auch wird es nicht zu⸗ 
läſſig ſein, intern für alle Rechtsgeſchäfte des OM. die Mit⸗ 
wirkung eines Innungswarts, etwa des Stellvertreters, vorzu⸗ 
ſchreiben. Nur ſoweit Innungswarte für Spezialgebiete beſtellt 
wurden (z. B. Lehrlingsweſen) kann der OM. intern an ihre 
Zuſtimmung gebunden werden. 

Der Wille des Geſetzgebers, den OM. mit allen erdenk⸗ 
baren Vollmachten auszuftatten, kommt in 8 15 Abſ. 2 zum 
Ausdruck. Danach iſt der OM. auch zu ſolchen Rechtsgeſchäf⸗ 
ten ermächtigt, die „nach den Geſetzen einer Sondervollmacht 
bedürfen“. Die Vorſchrift entſpricht dem 8 92 b Abſ. 2 S. 2 
der alten GewO. Sie iſt eine hiſtoriſche Reminiſzenz ohne 
praktiſche Bedeutung, denn das Inſtitut der „notwendigen 
Spezialvollmacht“ ift dem geltenden Recht nicht mehr bekannt. 
Eine Befreiung von dem Verbot des Selbſtkontrahierens iſt in 
§ 15 Abſ. 2 ſicher nicht enthalten. Noch weniger geht aus 
dieſer Vorſchrift hervor, daß der OM. auch dann ver⸗ 
tretungsberechtigt iſt, wenn er intern an die Beſchlußfaſſung 
durch die Innungsverſammlung gebunden iſt. 

Das Prinzip des Geſetzes, dem OM. alleinige und um⸗ 
faſſende Vertretungsbefugnis beizulegen, wird durch die Vor⸗ 
ſchrift des § 36 nicht durchbrochen. Dort iſt für beſtimmte 
Rechtsgeſchäfte die Genehmigung der HK. vörgeſchrieben. Ohne 
dieſe Genehmigung (oder Einwilligung) ſind die Rechtsgeſchäfte 
unwirkſam. Indem dieſes Genehmigungserfordernis aufgeſtellt 
wird, wird aber keineswegs die Vertretungsmacht des OM. 
eingeſchränkt, ſondern die Handlungsfreiheit der Innung ſelbſt 
begrenzt. Die Genehmigung durch die HK. iſt ebenſo Wirkſam⸗ 
keitsvorausſetzung wie z. B. die Genehmigung der mit dem 
Denkmalſchutz beauftragten Landesbehörde, wenn es ſich um 
die Veräußerung von Gegenſtänden hiſtoriſchen Wertes han⸗ 
delt (8 36 Ziff. 2). 

Auf die Vertretungsbefugnis des OM. iſt es ferner ohne 
Einfluß, ob das Rechtsgeſchäft intern der vorgängigen Be⸗ 
ſchlußfaſſung durch die Innungsverſammlung unterliegt. In 
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§ 21 Ziff. 2 wurde der Innungsverſammlung vorbehalten, 
über den Erwerb, die Veräußerung oder dingliche Belaſtung 
von Grundſtücken, die Veräußerung von Gegenſtänden künſt⸗ 
leriſchen, hiſtoriſchen oder wiſſenſchaftlichen Werts und die 
Aufnahme von Anleihen zu beſchließen. Der Beſchlußfaſſung 
unterliegen bereits die obligatoriſchen Verträge, während nach 
dem gleichlautenden 8 36 nur die dinglichen Rechtsgeſchäfte der 
Genehmigung durch die HR. bedürfen. Gleichwohl iſt der OM. 
in der Lage, ohne den Beſchluß der Innungsverſammlung der⸗ 
artige Verträge abzuſchließen, und der protokollierende Notar 
braucht ſich den Beſchluß nicht nachweiſen zu laſſen. 

Die Vertretungsbefugnis des OM. wird nachgewieſen 
durch eine Beſcheinigung der HK. nach § 15 Abſ. 3. Iſt das 
Amt des OM. erloſchen, dann hat er die Beſcheinigung unver⸗ 
züglich abzuliefern. Ein Mißbrauch der Beſcheinigung iſt nicht 
möglich, weil ein Schutz des guten Glaubens Dritter nicht 
ſtattfindet. § 172 BGB. iſt unanwendbar, denn die Beſcheini⸗ 
gung der HK. iſt keine Vollmacht im Sinne dieſer Vorſchrift. 


IV. Aufgaben und Befugniſſe 


Der OM. iſt Führer der Innung (8 15 Abſ. 1). Er iſt 
an Weiſungen anderer Innungsorgane grundſätzlich nicht ge⸗ 
bunden. Der perſönlichen Initiative des OM. iſt dadurch ein 
weites Betätigungsfeld eröffnet. Bei richtiger Auswahl der 
OM. durch die HK. wird das Führerprinzip zum Beſten des 
deutſchen Handwerks ausſchlagen. 

Die Aufgaben des OM. werden begrenzt durch die Auf⸗ 
gaben der Innung. Dieſe ſelbſt iſt nach § 43 auf die in dem 
Geſetz geſtellten Aufgaben beſchränkt. Die Aufgaben des OM. 
ſind aber nicht identiſch mit den Aufgaben der Innung. Eine 
verantwortliche Betreuung aller in § 43 umſchriebenen Auf⸗ 
gabengebiete würde die Arbeitskraft des OM. überſteigen, zu⸗ 
mal das Geſetz wünſcht, daß der OM. ein tätiger Meiſter 
ſeines Handwerks iſt. Es iſt deshalb in § 17 vorgeſchrieben, 
daß der OM. intern die Verwaltung beſtimmter Aufgaben⸗ 
gebiete an Innungswarte abgibt. Die Aufteilung im einzelnen 
unterliegt ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen. Die Amter eines 
Stellvertreters, eines Kaſſenführers, Schriftführers und Lehr⸗ 
lingswarts ſind jedoch von dem Geſetz zwingend gefordert. Die 
Satzung kann weitere Innungsämter einrichten. Der OM. tft 
außerdem berechtigt, Innungsmitglieder zur Mitarbeit heran⸗ 
zuziehen, ohne ſie zum Innungswart zu berufen. Sie ſind 
dann ſeine perſönlichen Erfüllungsgehilfen und unterliegen 
nicht der Haftungsvorſchrift des § 19. Eine Pflicht der In⸗ 
nungsmitglieder zu derart inoffizieller Mitarbeit beſteht nicht. 

Bei der Auswahl der Innungswarte hat der OM. voll⸗ 
kommen freie Hand. Auch an die Wünſche der OR. iſt er nicht 
gebunden. Nur inſoweit beſteht eine Beſchränkung, als die 
Innungswarte aus dem Innungsbeirat zu entnehmen ſind. 
Dieſen beruft wiederum der OM. ohne jede Mitwirkung ande⸗ 
rer Innungsorgane oder der HK. (8 14 Abſ. 2). Auch das 
Recht zur Abberufung der Innungswarte ſteht zunächſt dem 
OM. ausſchließlich zu. Die HR. kann nur dann die Ab- 
berufung verfügen, wenn der OM. „behindert“, d. h. tatſäch⸗ 
lich an der Ausübung ſeines Rechts verhindert iſt. Beſteht 
über die Beibehaltung eines Innungswarts Meinungsverfchie- 
denheit zwiſchen OM. und HR, dann muß dieſe entweder 
nachgeben oder den OM. ſelbſt abberufen. Sie wird von dieſer 
Möglichkeit nur äußerſt ſelten Gebrauch machen; denn der Ge- 
ſetzgeber will, daß der OM. ſelbſt über die Auswahl ſeiner 
Mitarbeiter entſcheidet. 

Die Abberufung eines Innungswarts kann nicht „jeder- 
zeit“ erfolgen wie die Abberufung des OM. ſelbſt, ſondern es 
müſſen beſtimmte Vorausſetzungen vorliegen (8 18). Der In⸗ 
nungswart muß entweder gegen die interne Diſziplin oder 
gegen die Grundſätze von Gemeingeiſt und Standesehre gehan⸗ 
delt haben. Auch genügt es, wenn er „den Geſetzen zuwider⸗ 
handelte“ oder die Erfüllung ſeiner Aufgaben vernachläſſigte. 
Die Geſetzesübertretung wird dabei irgendwie Bezug auf das 
Innungsamt oder wenigſtens die Standesehre und den Ge⸗ 
meingeiſt haben müſſen. Beruft der OM. einen Innungswart 
ab, dann kann dieſer binnen zwei Wochen ſeit Bekanntgabe der 
Verfügung Beſchwerde an die HK. verfolgen. Die Beſchwerde 
hat keine aufſchiebende Wirkung. Die Form der Abberufung 
kann durch die Satzung geregelt werden (8 24 Ziff. 8). 


Der Amtsbereich der Innungswarte gehört nicht zu dem 
Aufgabengebiet des OM. Dieſer iſt aber berechtigt, ſich auch 
dieſer Aufgaben anzunehmen und den Innungswarten Anord⸗ 
nungen zu erteilen (arg. § 18 Ziff. 1). Geſchieht das, dann 
iſt der Innungswart ſelbſt in vollem Umfang entlaſtet. Der 
OM. iſt außerdem verpflichtet, die Innungswarte allgemein 
zu beaufſichtigen. Er hat dafür zu ſorgen, daß die Grund⸗ 
linien des Geſetzes befolgt und die weſentlichen Tendenzen 
ſeiner Führung gewahrt werden. Der OM. iſt dafür verant⸗ 
wortlich, daß von den Innungswarten nicht gegen das Ge⸗ 
meinwohl oder die Standesehre gehandelt wird. 

Der OM. iſt berechtigt, die im Geſetz ($ 46) vorgeſehene 
Aufſicht über die Innungsmitglieder auszuüben. Er hat zu 
dieſem Zweck Beauftragte zu beſtellen, wenn nicht die Auswahl 
der Beauftragten durch das Statut einem anderen Innungs⸗ 
organ, z. B. dem Innungsbeirat, übertragen iſt. Bei der Aus⸗ 
wahl der Reviſoren hat der OM. vollkommen freie Hand. Er 
kann auch Nichtmitglieder, z. B. Geſellen, beſtellen. Die Be⸗ 
ſtellung erfolgt grundſätzlich für einen längeren Zeitraum. Das 
Nähere wird in der Satzung zu ſagen ſein. Es wird ſich emp⸗ 
fehlen, daß man die Reviſoren jeweils für ein Jahr beruft, 
d. h. für die Amtsperiode der Innungswarte. Der Name der 
Reviſoren muß der HK. mitgeteilt werden. Die Mitglieder der 
Innung ſind berechtigt, nach 8 49 Beſichtigung durch einen 
anderen Sachverſtändigen zu beanſpruchen, wenn eine Schädi⸗ 
gung ihrer geſchäftlichen Intereſſen zu befürchten wäre. Das 
Mitglied hat ſich dann mit dem OM. über die Auswahl des 
Sachverſtändigen zu einigen. Kommt eine Einigung nicht zu⸗ 
ſtande, daun entſcheidet die HK. Auch der auf dieſe Weiſe be⸗ 
13 . ee handelt im Auftrag und kraft Vollmacht 

es OM. 

Der OM. iſt ferner befugt, Ordnungsſtrafen über In⸗ 
nungsmitglieder zu verhängen, wenn ſie gegen die Satzung, 
die von ihm erlaſſenen allgemeinen Vorſchriften oder ſeine ſpe⸗ 
ziellen Anordnungen verſtoßen (8 50). Verſtöße gegen die 
Standesehre oder den Gemeingeiſt, unlauteres Verhalten, un⸗ 
lauterer Wettbewerb und Übervorteilung von Kunden unter- 
liegen dagegen nicht der Jurisdiktion des OM., auch dann 
nicht, wenn es ſich um minder ſchwere Fälle handelt. Der- 
artige Delikte werden in dem ehrengerichtlichen Verfahren ab- 
geurteilt, das in $ 59 ff. geordnet worden iſt. Der Strafgewalt 
des OM. unterliegen demnach hauptſächlich Verſtöße gegen die 
interne Diſziplin. Der OM. kann auf Warnung, Verweis und 
Geldſtrafe bis 100 AM erkennen. Die Form feiner Entſchei⸗ 
dungen kann durch Statut feſtgelegt werden. Auch ohne aus⸗ 
drückliche Satzungsbeſtimmung muß eine ſchriftliche Nieder⸗ 
legung unter Angabe des Strafgrundes gefordert werden. Die 
Straffeſtſetzung iſt dem Beſtraften bekanntzugeben. Zuſtellung 
durch eingeſchriebenen Brief oder gegen Quittung wird ſich 
empfehlen, da mit dem Tag der Bekanntgabe die Rechtsmittel⸗ 
friſt beginnt. Das beſtrafte Mitglied kann nämlich binnen zwei 
Wochen feit Bekanntgabe Beſchwerde an die HK. verfolgen, 
deren Entſcheidung endgültig iſt. Die erkannten Strafen wer⸗ 
den im Verwaltungswege beigetrieben. Mehrfache Beſtrafung 
durch den OM. kann die Grundlage für ein ehrengerichtliches 
Verfahren bilden. Wer ſich in die innere Ordnung der Hand⸗ 
werksinnung nicht einfügt und den Vorſchriften des Führers 
zuwiderhandelt, verletzt die Standesehre und handelt gegen den 
Gemeingeiſt. f 

Der OM iſt verpflichtet, eine Unterſuchung einzuleiten, 
wenn er erfährt, daß ein Mitglied ſeiner Innung die Standes⸗ 
ehre verletzt oder gegen den Gemeingeiſt verſtoßen hat (§ 78). 
Zu den Verſtößen gegen den Gemeingeiſt gehört insbeſondere 
auch ein Verhalten nach 8 60 des Geſetzes. Darüber hinaus iſt 
jeder Tatbeſtand ehrengerichtlich ſtrafbar, der unter die Gene⸗ 
ralklauſel des § 59 gebracht werden kann. Der OM. kann zur 
erſten Aufklärung des Sachverhalts Zeugen unbeeidigt ver⸗ 
nehmen. Auch kann eine Reviſion nach § 46 dem Unter⸗ 
ſuchungszweck dienlich ſein. Sie darf jedoch nicht in eine 
Durchſuchung ausarten und erſtreckt ſich insbeſondere nicht auf 
die Privaträume des betreffenden Innungsmitglieds. Die Vor⸗ 
lage von Büchern und Korreſpondenzen kann der OM. ver⸗ 
langen, aber nicht erzwingen. Verhaftungen und Beſchlag⸗ 
nahme ſtehen dem OM nicht zu, wie fie denn überhaupt in 
dem ehrengerichtlichen Verfahren ausgeſchloſſen ſind (8 74). 
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Wenn das betreffende Innungsmitglied trotz Anordnung 
nicht erſcheint oder die Ausſage verweigert, dann kann auch 
durch Ordnungsſtrafen gem. § 50 kein Zwang ausgeübt wer⸗ 
den. Der OM. würde dabei nicht „im Rahmen ſeiner Befug⸗ 
niſſe“ handeln, denn eine Pflicht zum Erſcheinen und Aus⸗ 
ſagen beſteht für das Innungsmitglied nicht. Ergibt die Unter⸗ 
ſuchung die Haltloſigkeit einer Beſchuldigung, dann kann der 
OM. von einer Anzeige aus eigenem Entſchluß abſehen. An 
dernfalls muß er bei dem Vorſitzenden der HN. Anzeige er⸗ 
ſtatten. In der Hand des Handwerkskammervorſitzenden liegt 
dann der weitere Gang des Verfahrens. Er nimmt dabei etwa 
dieſelbe Stellung ein wie der Treuhänder der Arbeit in dem 
ehrengerichtlichen Verfahren nach dem A Och. 

Der OM. hat keinerlei Einfluß auf die Arbeit der In⸗ 
nungsausſchüſſe, die gem. § 44 zur Verhandlung von Streitig⸗ 
keiten zwiſchen ſelbſtändigen Handwerkern und ihren Lehrlingen 
gebildet werden müſſen. Von der Mitgliedſchaft in ſolchen 
Ausſchüſſen iſt er allerdings nicht ausgeſchloſſen. Die Wahl 
der Ausſchußmitglieder kann einem anderen Innungsorgan 
durch die Satzung übertragen werden. Iſt nichts beſtimmt, 
dann erfolgt die Auswahl „durch die Innung“, d. h. durch 
den OM. 

Der OM. iſt nicht berechtigt, über die in § 21 aufgezähl⸗ 
ten Verhandlungsgegenſtände ſelbſtändig zu verfügen. Das 
Statut kann noch weitere Rechtsgeſchäfte von der Genehmigung 
der Innungsverſammlung abhängig machen (8 24 Ziff. 4). 
Die H., die das Statut erläßt und ſpätere Abänderungen ge⸗ 


nehmigen muß (§ 23), wird jedoch dafür ſorgen müſſen, daß 
die Führerſtellung des OM. durch derartige Beſtimmungen 
nicht allzu ſtark beeinträchtigt wird. Wo er allein zu entſchei⸗ 
den hat, braucht der OM. auch nicht die übrigen Innungs⸗ 
organe zu fragen. Selbſtverſtändlich ſoll aber zwiſchen dem 
OM. und den Innungswarten, auch zwiſchen dem OM. und 
den Innungsmitgliedern ein Verhältnis vertrauensvoller Zu⸗ 
ſammenarbeit beſtehen. Der Führer ſoll ſeine Autorität aus 
dem Vertrauen ſeiner Gefolgſchaft herleiten. Das Geſetz hat 
deshalb beſtimmt, daß der OM. alljährlich in der Innungs⸗ 
verſammlung die Vertrauensfrage ſtellen muß (§ 22). Wird 
ihm das Vertrauen verweigert, dann hat das auf ſeine Füh⸗ 
rerſtellung zunächſt gar keinen Einfluß. Das Abſtimmungs⸗ 
ergebnis iſt jedoch der HK. mitzuteilen. Dieſe kann der Urſache 
der Unzufriedenheit nachgehen und, wenn nötig, den OM. ab⸗ 
berufen. Der OM. muß außerdem in „grundſätzlichen und 
wichtigen Angelegenheiten“ — das Statut kann beſtimmen, 
was darunter verſtanden werden ſoll — den Innungsbeirat 
um ſeine Meinung befragen. Die Außerung des Innungs⸗ 
beirats hat jedoch lediglich die Bedeutung eines Gutachtens 
und bindet den OM. nicht (8 16). Ein OM., der ſich grund⸗ 
ſätzlich über die Meinung des Innungsbeirats hinwegſetzt und 
es nicht verſteht, in ſtetem Kontakt mit den Innungsmitglie⸗ 
dern zu bleiben, wird jedoch das Vertrauen der Innungsver⸗ 
ſammlung mit Recht verlieren und durch die HK. abzuberufen 
ſein. Das Geſetz will auch hier zwar den Führer, aber nicht 
den wirtſchaftlichen Diktator. 


Spezielle Einkommenſteuerfragen der Rechtsanwälte 
und Notare 


1. Werbungskoſten und Sonderleiſtungen. 

Der Gewinn im Sinne des 8 12 Eink6t®. ergibt ſich nach 
Abzug der Ausgaben (8 15 EinkStG.) von den Roheinnahmen. 
Zu den Ausgaben gehören insbeſondere die „Werbungskoſten“ und 
„Sonderleiſtungen“. 

a) Als „Werbungskoſten“ (816 EinkSt&.) find nach 
Nic. 22, 339 alle Aufwendungen anzuſehen, die das Amt mit ſich 
bringt. Es ſcheiden alſo zunächſt ſämtliche berufsfremden Aus- 
gaben aus, es ſei denn, daß ihr Abzug in 8 17 EinkStG. als 
Sonderleiſtungen zugelaſſen iſt. Bei den Werbungskoſten muß es 
ſich grundſätzlich um Aufwendungen handeln, die eine gewiſſe engere 
oder unmittelbare Beziehung zu den Einkünften haben. „Wer⸗ 
bungskoſten“ ſind die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung 
der Einkünfte gemachten „Aufwendungen“ — 8§ 16 Abſ. 1 EinkStG. 
Nach der Rechtſprechung iſt auch der Abzug der mit der Tätigkeit 
nur mittelbar zuſammenhängenden Aufwendungen zuläſſig, es ſei 
denn, daß es ſich um nicht abzugsfähige Lebensunterhaltungs⸗ 
koſten (8 18 Eink6t6.) handelt. Es genügt alſo, daß der Beruf 
gewiſſe Ausgaben mit ſich bringt, ſelbſt wenn ſie nicht immer der 
Erzielung von Einkünften dienen (z. B. Unterſtützung des Per⸗ 
ſonals im Falle der Not, Jubiläumsausgaben, Teilnahme an Be⸗ 
rufsvertretungen u. ä.). Zu beachten iſt aber, daß die Abzugsfähig⸗ 
keit der Ausgaben bei freier Berufstätigkeit enger begrenzt iſt 
als z. B. bei einem kaufmanniſchen Betrieb. Der Betrieb eines 
Kaufmanns reicht kraft Handelsrecht und Gewohnheitsrecht weiter 
(3. B. Hilfsgeſchäfte!). So darf z. B. der Auwalt Verluſte und 
Koſten aus der Anlage von Einkommen in Wertpapieren in der 
Regel nicht abziehen (vgl. NFH. v. 3. Nov. 1927, VIA 257/27: 
StW. 27 Nr. 562 und RSthBl. 1928, 113). 

Ohne Zweifel ſind abzugsfähig die Geſchäftsunkoſten im 
engeren Sinne (Miete, Gehälter, Schreibmaterial, Steuern, außer 
Einkommen», Kriſen⸗, Bürger⸗ und Vermögenſteuer [ſogenannte 
Perſonalſteuern im Sinne des 8 18 EinkStch.], Haftpflichtverſiche⸗ 
rung, Bürounterhaltungskoſten, Fortbildungskoſten, Umſchulungs⸗ 
koſten, Beiträge zu Berufsvertretungen, Abſtandsgelder für Büro⸗ 
räume uſw.). 

Schwierigkeiten bereitet die Frage der Abzugsfähigkeit dann, 
wenn die Büroräume oder ein Arbeitszimmer im eige⸗ 
nen Hauſe unterhalten werden. Der Mietwert dieſer Räume 
kommt ſolchenfalls als Einkünfte aus Vermietung nicht in Anſatz. 
Deshalb darf auch dafür nichts bei der Berechnung des beruf⸗ 
lichen Einkommens als Ausgabe angeſetzt werden. Abzugsfähig 
find nur die unmittelbar erwachſenen Unkoſten (Ausſtatkung des 
Zimmers, Anteil an Steuern, Verſicherung, Abſetzung für Ab⸗ 
nutzung, Beleuchtung, Heizung und Löhnung ſowie Beliöſtigung 
des Dienſtmädchens, wenn dieſe Aufwendungen durch die berufliche 
Benutzung von Räumen erheblich beeinflußt werden (RF. 11, 288; 


22, 306, 322). Bei einer Reihe von Ausgaben hängt die Zuläſſig⸗ 
keit der Abzugsfähigkeit von beſtimmten Vorausſetzungen ab. 
Im folgenden werben die in der Regel im Verkehr mit dem Fin. 
auftretenden Zweifels⸗ und Streitfälle behandelt. 

Aufwendungen für Berufskleidung. 

Die Aufwendungen für ausgeſprochene Berufskleidung ſind 
abzugsfähige Ausgaben. Dagegen gehören Aufwendungen für täg⸗ 
liche Kleidung innerhalb und außerhalb des Berufes grundſätzlich 
zu den nicht abzugsfähigen Lebenshaltungskoſten. Dies gilt auch, 
ſoweit die Perus Stellung ein ſtandesgemäßes Auftreten er⸗ 
fordert. Werbungskoſten liegen aber dann vor, wenn der Steuer⸗ 
pflichtige zu Ausgaben gezwungen wird, die über das nach ſeinem 
Einkommen als ftandesgemäß Anzuſehende hinausgehen (RF. vom 
7. Sept. 1928, VIA 1013/28: NET. 28, 335). 

Nepräfentationskoften. 

Zu ihnen gehören der Aufwand für teuere Wohnung und Ge- 
ſelligkeit in Klientenkreiſen ſowie Beiträge an Vereine (außer 
Berufsverbänden). In der Regel wird der Abzug ſolcher Ausgaben 
als Werbungskoſten nicht zugelaſſen, weil ſchwer erkennbar iſt, 
ob die Aufwendungen überwiegend im Berufsintereſſe gemacht 
werden. Nach den Grundſätzen des Steuerrechts — Gleichmäßigkeit 
der Beſteuerung, Leichtigkeit und Beguemlichkeit der Ermittlung 
und Durchführung der Steuerfälle, Maßgeblichkeit der Verkehrs⸗ 
anſchanung und Ableitung der Typiſierungslehre hieraus — ver- 
ſtößt die Abſtellung der Abzugsfähigkeit auf die Willensrichtung 
des Steuerpflichtigen gegen die Gleichmäßigkeit der Beſteuerung. 
Nur wenn derartige Aufwendungen im allgemeinen Verkehr (8 6 
Abſ. 2 EinkSt®.) als typiſch dem Berufe dienend angeſehen wer⸗ 
den, wird die ſteuerliche Abzugsfähigkeit bejaht (NFH. v. 20. Mai 
1931, VI A 1034/31: SLOT. 1931, 877). 

Reiſekoſten. 

Abgezogen werden dürfen nur die tatſachlichen Aufwendungen, 
nicht etwa die in Rechnung geſtellten Pauſchbeträge. Wenn der 
Anwalt die Geſchäftsreiſen ſelbſt macht, ſo ſind die Reiſekoſten um 
die privaten Ausgaben, insbeſondere aber um das zu kürzen, was 
während der Reiſe zu Haufe weniger ausgegeben worden iſt. Die 
Find. dürfen aber bei der Nachprüfung der Reiſekoſten nicht Rlein- 
lich verfahren. „Es kann auch zugebilligt werden, daß der Zweck 
der Geſchäftsreiſen höhere Aufwendungen für den Lebensunterhalt 
verurſacht. Deshalb iſt, ſoweit jemand auf einer Geſchäftsreiſe nicht 
übermäßigen Aufwand treibt, lediglich in Anſatz zu bringen, was 
er in derſelben Zeit zu Haufe ausgegeben hätte“ (RZ H. v. 12. Aug. 
1927, VI A 394/27: RStBl. 1927, 212). Bei kürzeren Reifen wird 
man regelmäßig von einer Einſparung von Haushaltskoſten nicht 
ſprechen können. Der Begriff „Erſparnis“ verlangt m. E. fachliche 
Ausdehnung auf die geſamten Lebenshaltungskoſten. In dieſer 
Beziehung intereſſiert nun ein Urteil des PrOVG. in einer Ge⸗ 
werbeſteuerſaſche. Darin wird ausgeführt, daß bei Reiſen 
eine Erſparnis im Haushalt in der Regel nicht eintreten wird. 
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Dem geringeren perſönlichen Verbrauch zu Hauſe ſtehe ein Mehr⸗ 
verbrauch an Kleidern, Schuhen und Wiſche gegenüber, ſo daß eine 
Erſparnis nur in beſonderen Ausnahmefällen eintreten könne (Urt. 
v. 14. April 1931, VIII St 118/30). 

Einnahme von Mahlzeiten außerhalb der Woh- 
nung. 

Das Urt. NFH. v. 15. Jan. 1930, VI A 1675/9: RStBl. 
1930, 265 erklärt Aufwendungen dafür nur dann für abzugs⸗ 
fähig, wenn ſie durch die Berufstätigkeit veranlaßt ſind und den 
Rahmen der ſtandesgemäßen Lebenshaltung überſchreiten. 

Das Urteil behandelt die Frage der Abzugsfähigkeit, m. E. zu 
Unrecht, nicht auf der Grundlage des Erſparnisgedankens. Es iſt 
denkbar, daß der RF. heute anders entſcheiden würde (vgl. oben). 

Verluſte aus Geldgeſchäften (Bürgſchaft, Dar⸗ 
lehn u. ä.). 

Der Anwalt oder Notar darf nur die ſeiner Praxis dienen⸗ 
den Geldgeſchäfte der Buchführung als Hilfsgeſchäfte einbeziehen. 
Die Verkehrsauffaſſung ($6 Eink&t®.) entſcheidet darüber, ob 
ſolche Geſchäfte berufszugehörig ſind und deshalb ſteuerlich berück⸗ 
ſichtigt werden können. So hat ſich der Deutſche Anwaltverein auf 
Veranlaſſung des NFH. gutachtlich dahin geäußert, daß die Ge⸗ 
währung von Darlehn und die Übernahme von Bürgſchaften dem 
Anwaltsberufe grundſätzlich weſensfremd ſeien und die Verluſte 
aus dieſen Geldgeſchäften nicht abgeſetzt werden könnten. Der 
Ri H. hat fi dieſem Gutachten angeſchloſſen (RFH. v. 27. Aug. 
1930, VI A 264/29: Ri. 25, 255). Im Urt. RH. b. 27. Aug. 
1930, VIA 1798/30: RStBl. 1931, 104 hat er die Abzugsfähig⸗ 
keit von Bürgſchaftsverluſten auch für den Fall verneint, daß der 
Anwalt die Bürgſchaft in der Eigenſchaft als Mitglied eines Auf⸗ 
ſichtsrates eingegangen iſt! 

Anders iſt die Rechtslage ſelbſtverſtändlich, wenn infolge üb⸗ 
licher Vorſchußleiſtung und Haftung für Gerichtskoſten, zur Er⸗ 
u oder Abwendung von Zwangsvollſtreckungen Verluſte ent» 
tehen. 

Spehulationsverluſte können auch dann, wenn die Anſchaf⸗ 
fung der Wertpapiere aus beruflichen Mitteln erfolgte, nur im 
Rahmen des 842 Abſ. 3 EinkSt®. abgezogen werden (RF. vom 
3. Nov. 1927, VIA 257/27: RStBl. 1928, 45). 

Schadenserſatzleiſtungen. 

Wird der Anwalt innerhalb ſeiner Berufstätigkeit auf Scha⸗ 
denserſatz in Anſpruch genommen, ſo ſind die Aufwendungen da⸗ 
für unter Berückſichtigung einer Deckung durch Verſicherung ab⸗ 
ugsfähig. Zweifel beſtehen nur über den Zeitpunkt des Abzuges. 
In der Regel wird die Einkommensberechnung durch Gegenüberſtel⸗ 
lung der Einnahmen und Ausgaben erfolgen. Nach Komm. Becker 
zum Eink&t®., 2. Teil, S. 767 darf auch in dieſem Falle bereits 
die Verpflichtung zur Schadensleiſtung ohne Rüchkſicht auf 
Fälligkeit und Zahlung, und zwar unter Verrechnung einer Deckung 
im Falle einer Haftpflichtverſicherung berückſichtigt werden. 

Teilhaberverſicherungen bei Sozietät. 

Aufwendungen dafür ſind nur dann als Werbungskoſten ab⸗ 
zugsfähig, wenn die Verſicherung zugunſten der Sozietät 
mit dem Ziele abgeſchloſſen iſt, beim Ausſcheiden eines Sozius 
Mittel für die Abfindung der Erben zur Verfügung zu haben. 
Dagegen find Beiträge zu Kaſſen für Penſionszwecke nicht abzugs⸗ 
fähig (RF H. v. 17. Dez. 1930, VIA 1616/30: RStBl. 1931, 452). 

Der Anwalt als Aufſichtsrat⸗ und Vorſtands⸗ 
mitglied u. ä. 

Die Tatſache, daß der Aufbau der Geſamtwirtſchaft von Tag 
zu Tag komplizierter wird und immer feinere rechtliche Konſtruk⸗ 
tionen notwendig macht, hat zur natürlichen Folge, daß das be- 
rufsmäßig bearbeitete Tätigkeitsfeld des Rechtsanwalts auch die 
Tätigkeit als Wirtſchaftsjuriſt umfaßt. In ſolcher Eigenſchaft wer⸗ 
den Rechtsanwälte nicht ſelten in den Aufſichtsrat und Vorſtand 
juriſtiſcher Perſonen berufen. Dieſe Tätigkeit liegt alſo zumeiſt 
im Intereſſe des Ausbaues ſeiner Anwaltspraxis und wird deshalb 
zuweilen auch unentgeltlich ausgeübt. Iſt ſomit ſolche Tätigkeit als 
ein Ausfluß oder beſonderer Teil der Anwaltstätigkeit aufzu⸗ 
faſſen, jo find nach dem Urt. RF. v. 19. Mai 1932, VI A 765/31 
(RStBl. 1932, 730) auch die dadurch verurſachten Koſten Wer⸗ 
bungskoſten des Anwaltberufs. Nach dem angeführten Urteil rech⸗ 
nen zu den Werbungskoſten u. U. ſogar Aufwendungen in Erfül⸗ 
lung einer Haftungspflicht (Genoſſenſchaft!). 

Die Steuerbehörde iſt beweispflichtig, wenn ſie die Aufſichts⸗ 
ratstätigkeit nicht als einen Ausfluß der anwaltlichen Tätigkeit 
anſieht. 

Kraftwagenkoſten des Anwalts. 

Die Koſten der Haltung eines eigenen Kraftwagens, der über⸗ 
wiegend im Zuſammenhang mit der Praxis benutzt wird, ſind in 
der Regel abzugsfähige Geſchäftsunkoſten. Überwiegend geſchäftlich 
benutzt wird der Kraftwagen dann, wenn mit ihm vornehmlich 
Fahrten zu den Behörden, zum rechtsſuchenden Publikum (Sitzun⸗ 


gen, Lokaltermine u. ä.) ſowie zwiſchen Wohnung und 
Büro gemacht werden und die Fahrten privater Natur nicht ins 
Gewicht fallen (andernfalls anteilmäßige Abſetzung). Dabei iſt un⸗ 
erheblich, ob die Haltung von Kraftwagen, insbeſondere wegen der 
Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeitsſtätte am Wohnort des 
Anwalts in Anwaltskreiſen gerade üblich iſt. Die Koſten für die 
Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeitsſtätte find nur dann nicht 
abzugsfähig, wenn die Wohnung ſo weit entfernt liegt, daß die 
Notwendigkeit der täglichen Zurücklegung der Entfernung nicht 
mehr berufliche Gründe hat, ſondern aus einer nach der Auf⸗ 
faſſung der beteiligten Kreiſe die üblichen und angemeſſenen Be⸗ 
dürfniſſe überſchreitenden Lebenshaltung erwächſt (z. B. Landſitz 
außerhalb der üblichen Wohnanlagen). So R§ H. v. 2. Juni 1932, 
VIA 2276/31: RStBl. 1932, 732. Nach RF H. v. 2. Juni 1932, 
VIA 322/32: RStBl. 1932, 734 iſt das Wohnen in einem „äußeren 
Stadtteil“ dann unſchädlich, wenn das Wohnen dort für An⸗ 
gehörige der ſozialen Kreiſe des Anwalts nichts Ungewöhnliches iſt 
und den angemeſſenen Bedürfniſſen Rechnung trägt. 

Ausgaben für den Gebrauch gemieteter Kraftwagen ſind 
unter den gleichen Vorausſetzungen abzugsfähig. 

b) Bei den Sonderleiſtungen handelt es ſich um be⸗ 
ſtimmte (vgl. § 17 EinkSt®.) einzelne Gruppen von Ausgaben 
recht verſchiedener Natur. 

Die Behandlung von Ausgaben als die in 817 EinkSt®. 
genannten Sonderleiſtungen kommt erſt daun in Frage, 
wenn dieſe Ausgaben nicht ſchon als Werbungskoſten oder 
Schuldzinſen (815 Abſ. 1 Ziff. 3) zu behandeln und abs 
zuſetzen ſind. Die Einreihung unter die Werbungskoſten geht alſo 
vor. Dies hat Bedeutung 

1. für die Begrenzung der Sonderleiſtung durch Höchſtbeträge 
(8 17 Abſ. 2, 3), 

2. für die Gewährung von Pauſchbeträgen ohne Einzelnachweis 
von Sonderleiſtungen. 

Ausgaben z. B. für die Fortbildung im Berufe (817 Abſ. 1 
Ziff, 4), Beiträge an Berufsverbände (817 Abſ. 1 Ziff. 6) ſowie 
Koſten der Haftpflichtverſicherung (817 Abſ. 1 Ziff. 1) find beim 
Anwalt und Notar Werbungskoſten! Sie können daher in 
unbegrenzter und tatſächlicher Höhe abgezogen werden, wodurch an⸗ 
dererſeits der Vorteil einer Sonderleiſtungspauſchale von 240 N. 
(8 51 EinkSt®.) nicht verloren geht. 

2. Steuerfragen bei Nebenbeſchäftigung. 

In den Rahmen beruflicher Tätigkeit fällt z. B. die vorüber⸗ 
gehende Tätigkeit als Konkursverwalter, Zwangsverwalter, Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker, Vermögensverwalter, Steuerberater n. ä. Die 
daraus anfallenden Vergütungen ſind ſteuerpflichtige Einnahmen. 
Wegen der Umſatſteuerpflicht z. B. des Konkurs⸗ und Zwangsver⸗ 
walters vgl. R H. v. 28. April 1920, II A 117/20: RF. 2, 313, 

Beachtenswert iſt lediglich, daß dem Anwalt in ſolcher Eigen⸗ 
ſchaft u. U. beſondere Steuerpflichten obliegen oder weitergehende 
Rechte zuſtehen (Steuererklärungspflicht für Dritte [8 103 RAbgd. ], 
Steuermittelbereitſtellung als Teſtamentsvollſtrecker nach 8 106 
NAbgd., Vertretungsbefugniſſe vor den Fink. nach 8 107 RAbgd., 
Anzeigepflicht von Steuerdelikten Dritter im Falle des 8 117 
RAbgd., Schadenserſatzpflicht bei Verletzung der Berufspflicht 
gemäß 9109 Rbge., Recht auf Auskunftsverweigerung nach 
9177 RAbgd., ſtrafrechtliche Verfolgung bei Steuerdelikten erſt 
nach ehrengerichtlicher Unterſuchung [8423 RAbgo.] und endlich 
die mannigfachen Pflichten, die ſich auf Grund des KapVerkStch., 
GrErwStGh., ErbſchStcß. und der StempStch. ergeben). Außerhalb 
der eigentlichen Berufstätigkeit fällt die ſchriftſtelleriſche Tätigkeit, 
die im Angeſtelltenverhältnis ausgeübte Tätigkeit als Syndikus 
(Rc. v. 24. Sept. 1930, VI A 1062/29: RELBL. 1931, 8) oder 
auch die Wahrnehmung von Geſchäften als Vorſtands⸗ oder Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied (vgl. jedoch Ausnahmen unter „Der Anwalt als 
Aufſichtsrat⸗ und Vorſtandsmitglied“). Die Einnahmen aus ſchrift⸗ 
ſtelleriſcher Arbeit find u. U. umſatzſteuerfrei nach 83 Nr. 5 Umſ⸗ 
StG. Die Aufſichtsratsvergütungen find gemäß § 2 Nr. 11 UnfSt®. 
von der Umſatzbeſteuerung ausgenommen. (Fälſchlich in den An⸗ 
leitungen zum Kaſſenbuch der Hans⸗Soldan⸗Stiftung als ſteuer⸗ 
pflichtig bezeichnet!) Die Einnahmen als Vorſtandsmitglied oder 
augeſtellter Syndikus unterliegen ebenfalls nicht der Umſatzbeſteue⸗ 
rung, weil ſelbſtändige Tätigkeit im Sinne des SL Nr. 1 UmfSt®. 
nicht vorliegt. 

Einkommenſteuerlich gehören die Einnahmen aus ſchrift⸗ 
ſtelleriſcher oder ſelbſtändiger Syndikustätigkeit ſowie Aufſichtsrats⸗ 
tantiemen ebenfalls zu den Einkünften aus ſelbſtändiger Berufs⸗ 
tätigkeit im Sinne des 86 Abf. 1 Ziff. 3 und 835 Einkstc., 
während bei unſelbſtändiger Tätigkeit als Vorſtandsmitglied oder 
Syndikus Einkommen aus unſelbſtändiger Tätigkeit (8 6 Abſ. 1 
Ziff. 4) vorliegt und u. U. Steuerabzugspflicht nach § 69 a. a. O. ge⸗ 
geben iſt. Bei der nebenberuflichen Tätigkeit kann u. U. die in 
5 58 Eink StG. vorgeſehene Steuerbegünſtigung Platz greifen. Über⸗ 
ſteigt nämlich das Einkommen den Betrag von 8000 K und ſind 
darin außerordentliche, nicht regelmäßig wiederkehrende Einkünfte 
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ſowie Einkünfte enthalten, welche die Entlohnung für eine ſich 
über mehrere Jahre erſtreckende Tätigkeit darſtellen, ſo iſt die 
Steuer auf Antrag gemäß dem in 8 58 Abſ. 2 vorgeſehenen Tarif 
zu ermäßigen. § 58 kann nur angewendet werden, wenn entweder 
eine mit der Berufstätigkeit des Rechtsanwalts nicht zuſammen⸗ 
hängende Tätigkeit in Frage kommt, oder zwar dies, daneben aber 
ſonſtige Berufstätigkeit im weſentlichen nicht ausgeübt wird. Es 
ſollen nicht die Fälle begünſtigt werden, in denen der Beruf es 
mit ſich bringt, daß der Steuerpflichtige fortlaufend in den ein⸗ 
zelnen Steuerabſchnitten neben Vergütungen für die in dem be⸗ 
treffenden Steuerabſchnitt liegenden Tätigkeiten auch Vergütungen 
für gleichartige Tätigkeit, die ſich über mehrere Jahre er⸗ 
ſtreckt (Prozeß), bezieht (vgl. Grundſätze in RF H. v. 21. Nov. 1928, 
VI A 1196/28: RStBl. 1929, 63 und RF H. v. 24. Sept. 1930, VI A 
1062/29: RStBl. 1931, 8). 


Steuerinſpektor Martin Girſchner, Bremen. 


Stillhaltung des Vermieters. — Wann iſt die Miete zu 
zahlen? — Der Gemeinſchaftsgedanke im Mietrecht 


Die durch das Fegefeuer der nationalſozialiſtiſchen Revolution 
geläuterte deutſche Rechtsanſchauung wird weſentlich beſtimmt durch 
den Gemeinſchaftsgedanken. Dieſer iſt begründet in dem Bewußtſein 
der blutsmäßigen Verbundenheit aller deutſchen Volksgenoſſen. Er 
wird gefördert durch die Erkenntnis der Hintanſtellung von Einzel⸗ 
intereſſen gegenüber Geſamtintereſſen. Gemeinſames Stammesblut ver⸗ 
langt gegenſeitige Achtung, gegenſeitiges Verſtehen, gegenſeitigen Bei⸗ 
ſtand. Förderung des Geſamtintereſſes verlangt Opferſinn des ein⸗ 
zelnen. Jede Rechtsverfolgung und jede Rechtsverteidigung hat ſich 
im Rahmen des Gemeinſchaftsgedankens zu halten und kann nur 
innerhalb dieſes erfolgreich fein. Gemeinſchaft iſt nicht denkbar ohne 
Willen des einzelnen zur Unterordnung und Diſziplin. Die Lehre vom 
Recht iſt daher in erſter Linie eine Lehre von der Pflicht. 

Dies gilt auch, und zwar erſt recht, für die Rechtsverhältniſſe 
des täglichen Lebens. Der Inhalt des Mietverhältniſſes insbeſondere 
erſchöpft ſich nicht in der Summe der im einzelnen aufgeführten Be⸗ 
rechtigungen und Verpflichtungen. Solche können ſich vielmehr jeder⸗ 
zeit anderweitig, unter Umſtänden auch gegen den Wortlaut des 
Mietvertrages, aus dem Gemeinſchaftsgedanken ergeben. So hat zu⸗ 
treffend beiſpielsweiſe das Ach. Wedding ein Untermietverbot gegen⸗ 
über der im Laufe des Mietverhältniſſes geſchiedenen Ehefrau für 
unbeachtlich erklärt, wenn ſie nach Wegzug ihres Ehemannes auf 
Untervermietung angewieſen ſei und durch eine ſolche die Perſonen⸗ 
zahl in der Wohnung nicht vermehrt werde (Grundſtückswarte 1933 
S. 96). Freilich ergibt ſich niemals aus dem Gemeinſchaftsgedanken, 
was im Einzelfall gegen Treu und Glauben verſtieße. Iſt daher im 
Mietvertrag vereinbart, daß der Mieter auch ohne ſein Verſchulden 
entzweigegangene Fenſterſcheiben zu erſetzen habe, ſo kann er nicht 
geltend machen, der Vermieter müſſe aus dem bezeichneten Geſichts⸗ 
punkt die Hälfte der Erſatzltoſten ſelber beſtreiten. Ebenſowenig kann 
er Erfah für die Überlaſſung einer von ihm angelegten Lichtleitung 
verlangen, wenn er im Mietvertrag die Verpflichtung zur ent⸗ 
ſchädigungsloſen Überlaſſung an den Hauswirt eingegaugen iſt. Denn 
der tragende Geſichtspunkt des deutſchen Rechtslebens iſt der Satz: 
Ein Mann ein Wort. Er enthält urſprünglichſte Rechtsüberzeugung 
eines ehrliebenden Volkes. Mit Recht ſagt daher das LG. Dresden 
(JW. 1934, 710), allein aus den ſchlichten Ehrbegriffen folge, daß 
der Vertragspartner grundſätzlich für das im Vertrag gegebene Ver⸗ 
ſprechen einzuſtehen habe. Es kann deshalb entgegen einer nur allzu 
oft geltend gemachten Anſicht keine Rede davon ſein, daß un⸗ 
geachtet der im Mietvertrag erfolgten Feſtſetzung des Monatserſten 
als Zahlungstag die Miete mit Fug und Recht erſt im Laufe des 
Monats entrichtet zu werden brauche. Jene Auffaſſung verſtößt, 
vielmehr gegen das korrekte deutſche Rechtsbewußtſein und verkennt 
den preußiſchen Pflichtbegriff. Allerdings kann ſich auch hier aus dem 
Gemeinſchaftsgedanken die Pflicht des Vermieters zur Rückſichtnahme 
ergeben. Dieſe Pflicht iſt alsdann eine Rechtspflicht, auf die ſich der 
Mieter im Prozeß berufen kann. Sie muß es ſein, weil das ger⸗ 
maniſche Rechtsgefühl einen Unterſchied zwiſchen moraliſcher und recht⸗ 
licher Verpflichtung nicht kennt. Es iſt daher nicht billigenswert, 
wenn das frühere LG. I Berlin allgemein in feiner Entſcheidung v. 
14. Febr. 1932 ausgeſprochen hat, daß die verſpätete Zahlung des 
Wohlfahrtsamtes an den Mieter, der lediglich demzufolge die Miete 
nicht friſtgemäß hatte zahlen können, den Verzug des letzteren nicht 
hindere (Grundeigentum 1932, 542, 543). In dem erwähnten 
Falle handelte es ſich zudem um einen Räumungsvergleich, fo daß 
die Bejahung des Verzuges die Räumungspflicht des Mieters zur 
Folge hatte. Die Entſcheidung war damit begründet, daß nach der 
Vorſchrift des 8 279 BGB. bei Geldſchulden der Schuldner fein 
Unvermögen zur Zahlung auch dann zu vertreten habe, wenn ihm 
ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt. Allein die Vorſchrift des 8 279 
BGB. ſchließt, wie das NG. in wahrer Geſetzesauslegung für Recht 
erkannt hat, nicht die Berückſichtigung von Umſtänden aus, die nach 
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dem Grundſatz von Treu und Glauben das Verlangen der Leiſtung 
als unbillig und ungerechtfertigt erſcheinen laſſen (RG. 99, 1). 
Widerſprach aber das Beſtehen des Vermieters auf friſtgerechte Zah⸗ 
lung dieſem Grundſatze, deſſen Inhalt durch das lebendige Rechts⸗ 
bewußtſein des deutſchen Volkes beſtimmt wird, ſo war der Verzug 
mit ſeinen Folgen zu verneinen. Daß er hiernach verneint werden 
mußte, kann nicht zweifelhaft ſein. 

Der geläuterten Rechtsauffaſſung entſpricht das Urteil des LG. 
Berlin v. 7. Okt. 1933 (JW. 1934, 376). Dieſes erklärt die 
Zwangsvollſtreckung aus einem Räumungsvergleich gegenüber einem 
Mieter für unzuläſſig, der mit einem etwa ein Fünftel ſeiner Zah⸗ 
lungspflicht ausmachenden Betrag von 410 % etwa zwei Wochen 
lang in Rückſtand gekommen war. Es erwägt, daß die Bejahung der 
Verzugsfolgen die Zerſtörung der Erwerbsgrundlage des Mieters zur 
Folge haben würde, der ſeit langen Jahren eine Konditorei in den 
Mieträumen betrieb und die im Laufe der Zeit für das Unternehmen 
aufgewendeten Vermögensanlagen würde preisgeben müſſen. Es mutet 
mit Recht dem Vermieter eine mäßige Stillhaltung zu. Als tragenden 
Geſichtspunkt ſeiner Entſcheidung führt das LG. die „gegenüber dem 
früheren Rechtszuſtand in den Vordergrund getretene verſtärkte Be⸗ 
rückſichtigung der allgemeinen Rechtsanſchauung“ an. Es will damit 
offenbar zutreffend auf die völkiſche Rechtsüberzeugung abſtellen. 
Nur darüber iſt es ſich unbeſchadet der Richtigkeit der aus ſicherem 
Rechtsinſtinkt gefällten Entſcheidung nicht klar geworden, daß nicht 
ein „verhältnismäßig unweſentlicher Schuldnerverzug“ vorlag, ſondern 
überhaupt kein Verzug. Aus dieſem Geſichtspunlet wird auch in allen 
denjenigen Fällen die richtige Entſcheidung zu finden ſein, in 
denen der Vermieter einen um feine Exiſtenz ringenden Mieter ſchon 
allzu kurze Zeit nach dem Monatserſten mit einer Zahlungsklage 
überzieht. Zahlt der Mieter im Laufe des Prozeſſes mit einer Ver⸗ 
zögerung, die unter Berückſichtigung der Lebensintereſſen des Ver⸗ 
mieters für dieſen zumutbar erſcheint, und erledigt ſich dadurch der 
Prozeß in der Hauptſache, ſo ſind die Koſten dem Kläger aufzuerlegen. 

Allerdings muß der Beklagte die Vorausſetzungen feines Schutzes 
dartun. Es genügt in dieſer Beziehung der Nachweis unverſchuldeten 
Geldmangels nicht. Einen Rechtsſatz, daß derjenige, der ſchuldlos nicht 
zahlen könne, nicht zu zahlen brauche, gibt es nicht. Die Frage nach 
dem Verſchulden iſt jedoch inſofern weſentlich, als bei ſeinem Vor⸗ 
liegen dem Vermieter in aller Regel eine Stillhaltung nicht zumutbar 
iſt. Unter Umſtänden freilich kann anderſeits ſogar ein geringes 
Verſchulden an der Nichtzahlung unſchädlich ſein, ſo zum Beiſpiel, 
wenn der Hauswirt unmittelbar nach dem Monatserſten den Mieter, 
der aus Flüchtigkeit die Miete aut Zahlungstermin zu zahlen ver⸗ 
abſäumt hatte, ohne weiteres verklagen würde oder wenn ſonſtwie 
die aus der Bejahung des Verzugs für den Mieter ſich ergebenden 
Folgen zu dem Nachteil des Vermieters aus der Verzögerung außer 
allem Verhältnis ſtünden. Das Maß deſſen, was dem Vermieter nach 
Treu und Glauben aus dem Geſichtspunkt des Gemeinſchaftsgedan⸗ 
kens an Stillhaltung zugemutet werden Kann, beſtimmt ſich daher 
vor allem nach ſeiner eigenen Lage. Ein berechtigtes Intereſſe des 
Vermieters wirkt auch gegenüber dem Unverſchulden des Mieters. 
Es braucht ſich dabei nicht immer um ein materielles Intereſſe zu 
handeln, wie zum Beiſpiel die eigene Angewieſenheit auf den pünkt⸗ 
lichen Mieteingang, vielmehr reicht auch ein moraliſches Intereſſe hin. 
So wird der Vermieter einem erſt neu zugezogenen Mieter gegen⸗ 
über kaum zu einer Stillhaltung wegen des Mietzinſes verpflichtet 
ſein, während er einem alten Mieter unter Umſtänden ſehr wohl die 
Bezahlung der Miete in zwei Raten oder ſonſtwie im Laufe des 
Monats wird zubilligen müſſen. Daß dem Vermieter auch in An⸗ 
ſehung feiner Wirtſchaftslage die Stillhaltung zumutber iſt, muß 
der Mieter durch Widerlegung etwaiger in dieſer Beziehung anf⸗ 
geſtellter Gegenbehauptungen des Vermieters beweiſen. 


Aus dem — regelmäßig ſtillſchweigenden — Einverſtändnis des 
Vermieters mit der ganzen oder teilweiſen Hinausſchiebung der 
Mietszahlung folgt jedoch keineswegs, wie in Mieterkreiſen häufig 
angenommen wird, eine Abänderung des Mietvertrages hinſichtlich 
des Zahlungstermins. Denn der unter Umſtänden gerechtfertigte 
Zahlungsaufſchub ergibt ſich gerade auf der Grundlage des unabge⸗ 
änderten Mietvertrages ungeachtet der in ihm enthaltenen Beſtim⸗ 
mung, daß der Mietzins am Monatserſten zahlbar ſei. Sobald ſich 
daher das Verlangen des Vermieters nach Zahlung am Monats- 
erſten nicht mehr als unbillig darftelit, muß der Mieter wieder am 
Monatserſten die ganze Miete entrichten. Freilich können die Par⸗ 
teien auch eine Abänderung des Mietvertrages beabſichtigt haben. 
Dieſe würde dann für die Dauer des Mietverhältniſſes gelten. Die 
Mietvertragsklauſel, daß Abänderungen des Vertrages der Schrift⸗ 
form bedürfen, ſteht einer ſolchen Abänderung nicht entgegen; denn 
die Parteien können ein in freier Vereinbarung geſetztes Forma 
erfordernis jederzeit wieder aufheben (RG. 95, 175). Die Wirkung 
auf das Mietverhältnis iſt freilich die, daß es fortan auf un⸗ 
beſtimmte Zeit abgeſchloſſen gilt (vgl. 88 566, 580 BGB.). Eine 
Abänderung des Mietvertrages wird aber der Vermieter kaum je 
gewollt haben, wenn er ſich mit der Mietzahlung im Laufe des 
Monats einverſtanden erklärt hat. Im Gegenteil wird in der 
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Regel ſogar in einer längere Zeit hindurch ſtattfindenden Duldung 
der verzögerten Mietzahlung nicht einmal eine Vereinbarung dahin 
zu erblicken ſein, daß der Vermieter auch nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung gleichbleibender Sachlage für die Zukunft auf friſtgerechte 
Mietzahlung ohne Prüfung verzichte. 

Ger Aſſ. Dr. Kurt Linkhorſt, Kirchhain N. -L. 


Zur Anwendung des 8 7 96. 
I. 


87 des Geſetzes über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 
1908 lautet: 

„Iſt die Dauer der Verſicherung nach Tagen, Wochen, 
Monaten oder nach einem mehrere Monate umfaſſenden Zeitraum 
beſtimmt, ſo beginnt die Verſicherung am Mittage des Tages, 
an welchem der Vertrag geſchloſſen wird. Sie endigt am Mittage 
des letzten Tages der Friſt.“ 

Dieſe Vorſchrift regelt alſo den Beginn und das Ende des Ver⸗ 
ſicherungsſchutzes. Ihr nachgebildet find 8 830 HGB. (i. d. Faſſ. des 
Geſ. v. 30. Mai 1908) und 839 der Allgemeinen Deutſchen See⸗ 
verſicherungsbedingungen (UDS.) von 1919. Ihre Auslegung iſt 
nicht ganz einfach. 

37 VG. beſtimmt nicht etwa, daß der Verſicherungsſchutz an 
dem Tage, an dem der Vertrag zuſtande kommt, notwendig einſetzen 
muß, daß alſo der Tag des formellen Beginns der Verſicherung (des 
Abſchluſſes des Verſicherungsvertrages) und des materiellen Beginns 
(des Anfangs des Verſicherungsſchutzes) zuſammenfallen müſſen. Das 
läßt ſich unſchwer aus dem Geſetz ſelber beweiſen. Es kann z. B. 
nach § 2 VVG. die Verſicherung in der Weiſe genommen werden, daß 
ſie in einem vor der Schließung des Vertrages liegenden Zeitpunkt 
beginnt, daß alſo der materielle Beginn vor dem formellen liegt (ſog. 
Vergangenheitsverſicherung), und nach 88 134 Abſ. 2, 138 VVG. be⸗ 
ginnt die Güterverſicherung gegen die Gefahren der Beförderung zu 
Lande oder auf Binnengewäſſern und die Schiffsverſicherung gegen 
die Gefahren der Binnenſchiffahrt in aller Regel erſt nach dem Ab⸗ 
ſchluß des Vertrages. Es kann auch nicht zweifelhaft ſein, daß Ver⸗ 
ſicherungsverträge wirkſam abgeſchloſſen werden können, ohne daß 
bei dem formellen Beginn das verſicherte Intereſſe oder die Gefahr, 
gegen die die Verſicherung genommen wird, ſchon entſtanden iſt, ohne 
daß alſo der gleichzeitige Beginn der materiellen Verſicherung über⸗ 
haupt möglich if. Aus 8 38 PVG., der beſtimmt, daß bei Nicht⸗ 
zahlung der vor oder bei Abſchluß des Vertrages zu zahlenden erſten 
Prämie der Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei iſt, 
läßt ſich allerdings nichts gegen die Annahme folgern, daß nach 87 
VVG. der formelle und der materielle Beginn zuſammenfallen muß 
(a. A. Bruck: JW. 1925, 564). Denn § 38 VVG. regelt überhaupt 
nicht den materiellen Beginn der Verſicherung, ſondern nur die Folgen 
der Nichtzahlung der erſten Prämie. Im übrigen ſetzt er gerade den 
materiellen Beginn der Verſicherung gleichzeitig mit dem formellen 
voraus, ſpricht alſo nicht für die hier und auch von Bruck ver⸗ 
tretene Auffaſſung, ſondern gegen ſie (a. A. Bruck a. a. O.). 

Die Bedeutung des 87 VVG. liegt in Wirklichkeit darin, daß 
er unvollſtändige Erklärungen der Parteien ergänzt. Er will, wenn 
ein genauer Zeitpunkt für den Beginn und das Ende des Verſiche⸗ 
rungsſchutzes nicht vereinbart iſt, den Willen der Parteien in einer 
jedem Teil gerecht werdenden Weiſe ergänzen. Die Verſicherung ſoll 
unter Abweichung der in den 88 187, 188 BGB. ge⸗ 
troffenen Regelung am Mittag des Tages, an dem der Ver⸗ 
trag geſchloſſen wird, beginnen, und am Mittag des letzten Tages 
der Friſt enden. 

Es wird die Auffaſſung vertreten, die Anwendung des 87 VVG. 
ſetze voraus, daß der formelle und materielle Beginn der Verſicherung 
auf den gleichen Tag fallen. Wenn der formelle und materielle Be⸗ 
ginn auseinanderlägen, verſage 87 VVG. Auch eine entſprechende 
Anwendung derart, daß in ſolchen Fällen der Verſicherungsſchutz am 
Mittag des Tages des materiellen Beginns einſetze, ſei nicht möglich 
(ogl. Bruck: JW. 1925, 564; Bruck, VVG., 7. Aufl. 1932, 8 7 
Note 6—7). Dieſe Auffaſſung würde die Anwendbarkeit des 5 7 VVG. 
ſehr ſtark einſchränken. Denn die Fälle, in denen der formelle und 
materielle Beginn der Verſicherung auf den gleichen Tag fallen, ſind 
recht ſelten. Die Verſicherer machen nämlich in der Regel den Ein⸗ 
tritt des Verſicherungsſchutzes (aufſchiebend bedingt) von der ſog. 
Einlöſung des Verſicherungsſcheins abhängig, und die Einlöſung er⸗ 
folgt häufig erſt einige Zeit nach dem formellen Beginn. 

Wenn man 87 VVG. wörtlich betrachtet, hat Bruck zweifel⸗ 
los recht. Wenn man näher zuſieht, hat er nicht recht. Der Zweck der 
Beſtimmung iſt, wie bereits dargelegt iſt, der, fehlende Erklärungen 
der Parteien zu ergänzen. Das Bedürfnis nach einer ſolchen Rege⸗ 
lung beſteht aber, gleichgültig ‚ob die Verſicherung formell und 
materiell am gleichen Tage beginnt, oder ob der formelle Beginn 
vor dem materiellen oder umgekehrt der materielle vor dem formellen 
Beginn liegt. Bei der Faſſung des 8 7 VVG. iſt man, wie die Be⸗ 


gründung des Geſetzes ergibt !), davon ausgegangen, daß mit dem 
Abſchluß des Vertrages die Verſicherung auch materiell beginnt. 
Dadurch erklärt ſich die Faſſung: 
„. . jo beginnt die Verſicherung am Mittage des Tages, 
an dem der Vertrag geſchloſſen wird.“ 

Das it theoretiſch auch durchaus richtig. Denn gemäß 
5271 SGB. trägt der Verſicherer, wenn nichts anderes vereinbart 
iſt und ſich auch nichts anderes aus den Umſtänden ergibt, das Riſiko 
ſogleich vom Abſchluß des Vertrages an, und 8 88 VVG., der den 
Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei ſein läßt, wenn 
die vor oder bei Abſchluß des Vertrages zu leiſtende erſte Prämie 
nicht gezahlt iſt, regelt nach richtiger Anffaſſung nicht den materiellen 
Beginn der Verſicherung, ſondern nur die Folgen der Nichtzahlung 
der erſten Prämie (vgl. oben). Die Faſſung des 87 VVG. führt 
aber irre. Der Geſetzgeber hat m. E. nicht die nur in wenigen Fällen 
praktiſch brauchbare und in ihrer Beſchränkung unverſtändliche Be⸗ 
ſtimmung treffen wollen, daß nur dann, wenn der formelle und 
materielle Beginn der Verſicherung auf den gleichen Tag fällt, die 
Verſicherung am Mittag dieſes Tages materiell beginnt. Er hat viel⸗ 
mehr allgemein die Mittagsſtunde des Tages des materiellen Be⸗ 
ginns als genauen Zeitpunkt des Anfangs des Verſicherungsſchutzes 
beſtimmen wollen ohne Rückſicht darauf, wann die Verſicherung for⸗ 
mell beginnt. Zum Verſtändnis des 87 VVG. tut man alſo gut, 
die Worte: 

„ . Jo beginnt die Verſicherung am Mittag des Tages, an 
welchem der Vertrag geſchloſſen wird“ 
durch die Worte: 
„ . jo beginnt die Verſicherung am Mittag des für ihren 
Beginn beſtimmten Tages“ 
zu erſetzen. 
II. 

Die im 87 VVG. getroffene Regelung iſt nicht zwingend. 
Es kann alſo ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart werden, 
daß der Verſicherungsſchutz nicht am Mittag des Tages des Beginns 
oder des Endes der Verſicherung, ſondern zu einer anderen Stunde 
eintritt oder aufhört. 

III. 


Iſt 87 VVG. anwendbar, wenn die Parteien um den genauen 
Zeitpunkt des Beginns oder des Endes des Verſicherungsſchutzes 
ſtreiten? Man denke an den Fall, daß der Verſicherungsnehmer 
behauptet, die Verſicherung habe ſchon am Vormittag begonnen, wäh⸗ 
rend der Verſicherer behauptet, ſie habe erſt am Nachmittag ihren 
Anfang genommen. Ein ſolcher Streit wird durch 87 VVG. nicht 
geſchlichtet. Dieſe Beſtimmung will nur fehlende Erklärungen der 
Parteien über den Beginn und das Ende der materiellen Verſiche⸗ 
rung erſetzen (vgl. oben J. 

IV. 


Der Verſicherungsvertrag kommt im allgemeinen durch die An⸗ 
nahme eines, ſei es vom Verſicherungsnehmer, ſei es vom Verſicherer 
geſtellten Vertragsangebotes zuſtande. Wenn die Parteien aber die 
ſog. Billigungsklauſel, d. h. die Vereinbarung getroffen haben, daß 
die widerſpruchsloſe Annahme des Verſicherungsſcheins als „Genehmi⸗ 
gung“ des Inhalts des Scheins gelten ſoll, ſo kommt ein Verſiche⸗ 
rungsvertrag allein durch das Schweigen des Verſicherungsnehmers 
nach Annahme des Scheins zuſtande, ohne daß ein Annahmewille 
vorhanden zu ſein braucht und gerade dann, wenn er nicht vorhanden 
iſt (ogl. 85 VVG.) Findet 87 VVch. auch auf dieſe Fälle des Ab⸗ 
ſchluſſes von Verſicherungsverträgen Anwendung? Meines Erachtens 
ja. Da bei der widerſpruchsloſen Annahme des Verſicherungsſcheins, 
der von dem vorher vom Verſicherungsnehmer geſtellten Vertrags⸗ 
angebot oder von dem vorher bereits zuſtande gekommenen Vertrag 
abweicht, der Vertrag mit dem Ablauf des letzten Tages der Wider⸗ 
ſpruchsfriſt als geſchloſſen gilt und mit dem folgenden Tag meiſt auch 
die Verſicherung materiell beginnt, die Verſicherung aber nach 87 
BVG. mit dem Mittag des Tages des materiellen Beginns ihren 
Anfang nimmt, ſo ſetzt der Verſicherungsſchutz hier erſt volle 
12 Stunden nach dem Abſchluß des Vertrages ein. 


V. 

Wenn die Verſicherung am Tage des formellen Beginns auch 
materiell beginnt, und zwar gemäß 87 VVG. am Mittag dieſes 
Tages, und der Vertrag am Nachmittag geſchloſſen wird, liegt eine 
(geſetzliche) Vergangenheitsverſicherung vor. Denn der materielle Be⸗ 
ginn liegt vor dem formellen (vgl. 8 2 VVG.). Nach 8 2 Abſ. 2 
Sag 2 BIO. iſt bei der vertraglichen Vergangenheitsverſiche⸗ 
rung der Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei, wenn 
der Verſicherungsfall vor der Schließung des Vertrages eingetreten 
iſt und der Verſicherungsnehmer bei der Schließung davon weiß. Nach 


) Begründung des Geſetzes: „Fehlt es an einer ſolchen Ab⸗ 
rede über den Beginn (Zuſatz des Verfaſſers: an der Abrede, daß 
die Verſicherung am Mittag des Abſchlußtages beginnen jo), fo 
würde an ſich der Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes dafür entſcheidend ſein.“ 
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allgemeiner Meinung ſchadet bet der geſetzlichen Vergangenheits⸗ 
verſicherung gemäß 87 VVG. die bei der Schließung des Vertrages 
vorhandene Kenntnis des Verſicherungsnehmers vom Eintritt des 
Verſicherungsfalls nicht (vgl. z. B. Weil: LZ. 1909, 846; Joſef: 
Iherings J. 57, 213; Schweighauſer: ZVerſWeſ. 1919, 283). Dieſe 
Auffaſſung wird mit dem Fehlen einer dem 8 2 Abſ. 2 Satz 2 VVG. 
entſprechenden Vorſchrift im 8 7 VVG. begründet. 

Das erſcheint nicht richtig. 87 VVG. enthält nichts weiter als 
eine Beſtimmung über den Beginn der Verſicherung. Welche Rechts⸗ 
folgen eintreten, wenn bei einer Vergangenheitsverſicherung der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer bei der Schließung des Vertrages von dem Eintritt 
des Verſicherungsfalls weiß, iſt aus § 2 Abſ. 2 u. 3 VVG. zu ent⸗ 
nehmen, der allgemein für jede Vergangenheitsverſicherung die Folgen 
dieſer Kenntnis regelt. Abgeſehen davon ergibt ſich die Unrichtigkeit 
der herrſchenden Auffaſſung aus der Überlegung, daß es, wenn es 
auf die Kenntnis nicht ankäme, an einem begriffsweſentlichen Merk⸗ 
mal des Verſicherungsvertrages fehlen würde, nämlich der wenn 
auch nur ſubjektiven Ungewißheit über den Eintritt des Ereigniſſes. 
Die herrſchende Meinung würde auch zu dem unmöglichen Ergebnis 
führen, daß der Verſicherungsnehmer, der ſo vorſichtig geweſen iſt, 
eine Vergangenheitsverſicherung zu vereinbaren, ſchlechter geſtellt iſt 
als der, der keine vereinbart hat. Tritt nämlich bei einer vereinbarten 
Vergangenheitsverſicherung der Verſicherungsfall am Nachmittag des 
Tages, an dem der Vertrag geſchloſſen wird, aber vor dem Abſchluß 
des Vertrages ein, und weiß der Verſicherungsnehmer davon bei der 
Schließung des Vertrages, ſo hat er keinen Anſpruch auf die Ver⸗ 
ſicherungsſumme (§ 2 Abſ. 2 Satz 2 VVG.). Hat er aber keine Ver⸗ 
gangenheitsverſicherung vereinbart und beginnt die Verſicherung 
mangels abweichender Vereinbarungen gemäß 87 VVG. als geſetz⸗ 
liche Vergangenheitsverſicherung am Mittag des Abſchlußtages, ſo 
würde er unter ſonſt gleichliegenden Umſtänden (Eintritt des Ver⸗ 
ſicherungsfalls am Nachmittag des Abſchlußtages vor dem Abſchluß, 
Kenntnis davon zur Zeit des Abſchluſſes) Anſpruch auf die Verſiche⸗ 
rungsſumme haben (vgl. Greifer, Die Vergangenheitsverſicherung, 
JurRdſchprVerſ. 1934, 145 ff., 149). 

AGR. Dr. Greiſer, Berlin. 


Wann liegt eine gebührenpflichtige ſchriftliche Auskunft 
aus dem Schuldnerverzeichnis vor? 


Folgende Entſcheidung eines AG. läßt eine Erörterung der 
Frage der Gebührenpflicht einer ſchriftlichen Auskunft aus dem 
Schuldnerverzeichnis an dieſer Stelle angebracht erſcheinen: 

„Der Bezirksreviſor ordnete an, daß nachträglich eine Aus⸗ 
kunftsgebühr von 19% der Gläubigerin in Rechnung geſtellt würde. 
Die Beſchwerde der Gläubigerin richtet ſich gegen die nachträgliche 
Gebühr, iſt aber unbegründet. Nach der VO. v. 14. Juni 1932 iſt 
eine Auskunftsgebühr fällig. Wie der Bez-Reviſor zutreffend aus⸗ 
führt, iſt in dieſem Falle in der Anberaumung eines Termins zur 
Leiſtung des Offenbarungseides eine Auskunft zu erblicken. Das 
Vollſtreckungsgericht gibt dem Gläubiger die Auskunft, daß gegen 
den Schuldner in den letzten 5 Jahren ein Offenbarungseidsver⸗ 
1 105 nicht anhängig geweſen iſt. Für dieſe Auskunft iſt 1 K zu 
zahlen.“ 

Bekanntlich iſt ſeit der VO. des RPräſ. v. 14. Juni 1932 
(RGBl. I, 288) über Maßnahmen auf dem Gebiete der Rechtspflege 
und Verwaltung Kap. II Art. 2 die Einſicht in das Schuldnerver⸗ 
zeichnis (8 915 3PO.) nur gegen eine Gebühr von 0,50 %, eine 
Schriftliche Auskunft gegen eine Gebühr von 19% zuläſſig. Ob in 
dem oben entſchiedenen Falle nun die Vorausſetzungen für die 
Entſtehung der Auskunftsgebühr vorgelegen haben, läßt die Ent⸗ 
ſcheidung nicht erſehen, da ſie nicht angibt, was für einen Antrag 
der Gläubiger geſtellt hat, ob er insbeſondere eine Erklärung ab⸗ 
gegeben hat, die ſich als Aulrag auf Erteilung einer ſchriftlichen 
Auskunft darſtellt. 

Daß in dem bloßen Antrag auf Anberaumung eines Termins 
zur Ableiſtung des Offenbarungseides nicht zugleich ein Antrag auf 
Erteilung einer Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis zu erblicken 
iſt, bedarf eigentlich keiner Erörterung. Eine derartige Auffaſſung 
ließe ſich nur vertreten, wenn zur prozeſſualen Schlüſſigkeit des 
Antrags auf Abnahme des Offenbarungseides die Darlegung durch 
den Gläubiger gehörte, daß der Schuldner in den letzten 5 Jahren 
noch nicht offenbart habe. Nur dann ließe ſich aus ſeinem Antrag 
auf Terminsanberaumung zugleich der Antrag herausleſen, für 
ihn aus dem Schuldnerverzeichnis die entſprechenden Feſtſtellungen 
zu treffen und je nachdem weiter zu verfahren. Das iſt aber nicht 
der Fall. Auch von Amts wegen iſt dieſe Prüfung nicht an⸗ 
zuſtellen, vielmehr iſt es ausſchließlich Sache des Schuldners, 
durch Widerſpruch ſich gegen eine erneute Eidesleiſtung zu wehren, 
falls er in den letzten 5 Jahren bereits offenbart hat. Dieſe An⸗ 
ſicht iſt zwar keineswegs unbeſtritten (zu pgl. hierzu die Zitate bei 
Stein⸗Jonas, I zu 8 903 3 O.), ergibt ſich aber wohl 
zwingend allein ſchon aus der Tatſache, daß der Schuldner der 


Haftbefehlsanordnung gegenüber mit dieſem Einwand nicht mehr 
gehört wird, wenn er ihn nicht bereits im Widerſpruchsverfahren 
geltend gemacht hat (vgl. Stein⸗Jonas, IVI zu 8 901). 

Unbedingte Vorausſetzung für die Berechnung einer Aus⸗ 
kunftsgebühr iſt alſo in jedem Falle, daß ein Antrag des Gläu⸗ 
bigers nicht nur auf Terminsanberaumung, ſondern darüber hinaus 
auch auf Aus kunftserteilung geſtellt wird. Das kann in 
verſchiedener Art und Weiſe geſchehen, wird aber wohl meiſt — 
formularmäßig — etwa mit folgendem Wortlaut erfolgen: „Falls 
der Schuldner ..., bitten wir, die Terminsbeſtimmung zu untere 
laſſen und die Anlagen dieſes Antrages mit einer Abſchrift des 
vom Schuldner beſchworenen Vermögensverzeichniſſes an uns zu⸗ 
rückzuſenden.“ Damit will der Gläubiger ſich in vereinfachter Form 
durch die Behandlung ſeines Antrages auf Terminsanberaumung 
Kenntnis über den Inhalt des Schuldnerverzeichniſſes verſchaffen. 
Dann entſteht, ſofern das Gericht die entſprechenden Feſtſtellungen 
aus dem Schuldnerverzeichnis trifft und dem Gläubiger davon 
Kenntnis gibt, die Auskunftsgebühr von 1 NK. 

Keine Rolle kann es dabei ſpielen, in welcher Form dem 
Gläubiger dieſe Kenntnis übermittelt wird. Man wird hier viel⸗ 
mehr den Ausführungen von Melsheimer: JuſtVerwBl. 1933, 
36 zuſtimmen dürfen, daß der Begriff der ſchriftlichen Auskunft 
im Sinne der genannten koſtenrechtlichen, rein fiskaliſchem Inter⸗ 
eſſe dienenden Vorſchrift ſich nicht nach bürgerlichem Recht, ſon⸗ 
dern nach ihrem Sinn und Zweck richtet, daß alſo das Schwer⸗ 
gewicht darauf ruht, daß der Gläubiger auf eine Anfrage ohne 
eigene Bemühung die gewünſchte Aufklärung über den Inhalt des 
Schuldnerverzeichniſſes erhalt. Deshalb kann andererſeits der Auf⸗ 
faſſung von Baumbach, Reichskoſtch. 1933, Anh. zu 8 34 GKG. 
Erl. 1 nicht gefolgt werden, daß eine nur mündlich erteilte Aus⸗ 
kunft ſteuerfrei bleibt. Mündliche Auskunft an Stelle der eigenen 
Einſichtnahme ſteht dieſer ohne Frage gleich und läßt die Gebühr 
von 0,50 RM fällig werden. Daneben gibt es dann nur den an⸗ 
deren Weg, nämlich durch ſchriftliche Auskunft die gewünſchte 
Kenntnis ſich zu verſchaffen. 

Ob dieſe nun ausdrücklich erteilt wird oder ob das Ge⸗ 


richt durch Anberaumung und Ladung zum Termin zum Ausdruck 


bringt, daß die Einſichk in das Verzeichnis negativ ausgefallen 
iſt, oder ob es durch Rückſendung des Antrages das Gegenteil 
kenntlich machen will, kann für die Beurteilung keine Rolle 
ſpielen: in jedem Falle tut das Gericht dem Gläubiger, ſei es 
verbis, ſei es durch ſchlüſſige Handlung, entſprechend dem geſtellten 
Antrag kund, welches Ergebnis die erbetene Einſichtnahme in das 
Schuldnerverzeichnis 1 hat. Mag dieſe Auskunft nun nega⸗ 
tiv oder poſitiv ausfallen, die Auskunftsgebühr iſt damit erwachſen. 

Es kann wohl auch nicht zweifelhaft ſein, daß dieſe Aus⸗ 
kunftsgebühr dann neben der ordentlichen Verfahrensgebühr des 
833 Ziff. 5 Gch. zu erheben iſt, ſofern nicht letztere deshalb 
gar nicht entſteht, weil der Antrag auf Anberaumung des Eides⸗ 
ktermins als zurückgenommen oder nur unter der Bedingung nega⸗ 
tiven Ausfalls der Einſicht in das Schuldnerverzeichnis als ge⸗ 
ſtellt gilt (zu vgl. hierzu Melsheimer: Blroblatt 1932, 321). 

Obige den Ausgangspunkt dieſer Erörterung bildende Enk⸗ 
ſcheidung des AG. iſt alſo zutreffend, wenn ein entſprechender 
Antrag des Gläubigers vorlag, ſie iſt dagegen als unhaltbar zu 
bezeichnen, falls ein ſolcher über den bloßen Terminsanberaumungs⸗ 
antrag hinausgehender Antrag nicht geſtellt war. 


KGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Die Forderungen der öffentlichen Hand im landwirt- 
ſchaftlichen Entſchuldungs verfahren 


Das landwirtſchaftliche Entſchuldungsverfahren ſoll eine Rege⸗ 
lung ſämtlicher Schulden des Betriebsinhabers auf dem Wege der 
Zins⸗ und Kapitalkürzung und Umwandlung in unhündbare Til⸗ 
gungsforderungen herbeiführen mit dem Ziele, den Betriebsinhaber 
in die Lage zu verſetzen, die Zinſen aufzubringen, daneben auch 
die Schulden tilgen zu können, damit der Schuldenſtand allmählich 
auf die Grenze der Mündelſicherheit zurückgeführt werden kann. An 
dem Verfahren find nach § 10 Sch. alle Gläubiger beteiligt, 
die zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens einen dinglichen oder 
perſönlichen Anſpruch gegen den Betriebsinhaber haben. Es unter⸗ 
liegen alſo Forderungen öffentlich⸗ rechtlicher Art ebenſo wie die 
privatrechtlichen dem Entſchuldungsverfahren. Der Grundſatz der 
Umwandlung aller beteiligten Forderungen in unkündbare Tilgungs⸗ 
forderungen erfährt dadurch wichtige Ausnahmen, daß gem. 8 16 
SHNEG. nach dem 12. Juli 1931 begründete Forderungen in bar 
abzulöſen ſind, wenn der Gläubiger dies innerhalb einer ihm zu be⸗ 
ſtimmenden Stift verlangt, und daß gem. 8 17 Abſ. 3 Schad. auf 
Antrag des Gläubigers Forderungen, deren Ablöfung die Ent⸗ 
ſchuldungsſtelle aus Billigkeitsgründen für nötig hält, ebenſo zu 
behandeln ſind, wie die im 8 16 bezeichneten Forderungen. 

In dieſen an ſich für Forderungen jeder Art geltenden Rechts⸗ 


63. Jahrg. 1934 Heft 38) 
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zuſtand greift hinſichtlich der Forderungen der öffentlichen Hand 
§ 64 SHNG. ein, indem er beſtimmt, daß alle Reichs⸗ und Staats⸗ 
ſtellen, Anſtalten und Korporationen des Reichs und der Länder, 
ferner alle öffentlich⸗rechtlichen Korporationen und die ihrem Ein⸗ 
fluſſe unterliegenden Anſtalten und Geſellſchaften verpflichtet find, 
ſich mit der in dem Scheich. angeordneten Umwandlung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Schulden in Tilgungsſchulden einverſtanden zu er⸗ 
klären. Die Frage nach der Tragweite dieſer Vorſchrift iſt einer 
Prüfung zu unterziehen, nachdem neuerdings zwar nicht Reich oder 
Länder, wohl aber in wiederholten Fällen andere Körperſchaften oder 
Geſellſchaften der im 8 64 Schach. genannten Art ihr eine Aus⸗ 
legung zu geben ſuchen, die mit ihrem Wortlaut und Sinn unverein⸗ 
bar erſcheint. 

So hat im Juli 1934 der Vorſtand einer oſtpreußiſchen Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft, alſo einer öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft, an 
ſämtliche oſtpreußiſchen AG. ein Rundſchreiben gerichtet, in welchem 
er für ſeine nach dem 12. Juli 1931 begründeten Forderungen 
generell Barablöſung nach 8 16 SHARE. fordert und damit gleich⸗ 
zeitig gem. 8 17 Abſ. 3 Scheich. den Antrag verbindet, auch die 
vor dem 13. Juli 1931 begründeten Beitragsforderungen aus in dem 
Schreiben näher begründeten Billigkeitsgründen in bar abzulöſen. 
Auf die Vorſchrift des 8 64 SHNG. verwieſen, hat der Vorſtand 
der genannten Berufsgenoſſenſchaft erwidert, daß dieſe Beſtimmung 
die geſtellten Anträge auf Barablöſung nicht ausſchließe. 864 könne 
nicht den Zweck haben, die Reichs⸗ und Staatsſtellen ſowie die 
offentlich⸗rechtlichen Körperſchaften uſw. in dem Entſchuldungsver⸗ 
fahren bezüglich der Ablöſung ihrer Forderungen ſchlechter als die 
Privatgläubiger des Schuldners zu ſtellen. Die Beſtimmung könne 
nur ſo ausgelegt werden, daß die Forderungen der öffentlichen 
Hand nicht, wie es ihre Natur rechtfertigen würde, eine beſſere 
Stellung als die Anſprüche der übrigen Gläubiger einnehmen ſollten. 
Dem 864 könne allenfalls i. Verb. m. § 39 SHNG. eine Bedeutung 
zukommen, g 64 ſtelle im übrigen für die genannten Stellen ledig⸗ 
lich die Verpflichtung auf, ſich mit der in dem Schach. angeordneten 
Umwandlung der landwirtſchaftlichen Schulden in Tilgungsſchulden 
einverſtanden zu erklären. Das Geſetz habe jedoch für die im 8 16 
näher bezeichneten Forderungen die Umwandlung in Tilgungsforde⸗ 
rungen nicht angeordnet, vielmehr den Grundſatz aufgeſtellt, daß 
dieſe Forderungen in bar abzulöſen ſeien. Von dieſem Grundſatz 
laſſe das Geſetz nur dann eine Ausnahme zu, wenn der Gläubiger 
nicht rechtzeitig die Barablöſung verlange. Ahnlich verhalte es ſich 
mit den im $17 Abſ. 3 erwähnten Forderungen, deren Ablöfung 
das Geſetz dem Ermeſſen der Entſchuldungsſtelle überlaſſe. 

Dieſen Gedankengängen kann nicht gefolgt werden. Wie ſchon 
oben betont, ſind nach der generellen, keinerlei Ausnahmen nachen⸗ 
den Vorſchrift des 8 10 Schach. an dem Verfahren Gläubiger jeder 
Art, alſo auch ſolche der öffentlichen Hand, beteiligt. Auch die For⸗ 
derungen der öffentlichen Hand find demnach gem. 8 14 SHNG,, 
ohne daß dies beſonderer Hervorhebung durch eine weitere Vorſchrift 
bedurft hätte, in unkündbare Tilgungsforderungen umzuwandeln. 
Wenn daher 864 Satz 1 SCHNG. überhaupt eine Bedeutung haben 
ſoll, ſo kann dieſe in der Tat nur in einer Schlechterſtellung der 
Gläubiger der öffentlichen Hand in dem Sinne gefunden werden, 
daß dieſe Gläubiger ſich mit der Umwandlung ihrer Forderungen 
in Tilgungsſchulden auch in den Fallen einverſtanden zu erklären, 
d. h. keinen gegenteiligen Antrag zu ſtellen haben, wo andere Gläu⸗ 
biger ausnahmsweiſe Barablöſung ihrer Forderungen verlangen 
Können. Nicht richtig iſt die oben erwähnte Behauptung, für die in 
88 16, 17 Abſ. 3 ShNG. bezeichneten Forderungen ſei die Um⸗ 
wandlung in Tilgungsſchulden nicht i. S. von 8 64 „angeordnet“, 
ſondern ſtelle nur eine Ausnahme dar. Die Umwandlung in Til⸗ 
gungsſchulden tft vielmehr, wie der Zuſammenhang der 88 10—17 
Sch. ergibt, allgemein angeordnet und hat nur dann zu unter⸗ 
bleiben, wenn ein Gläubiger die in 88 16, 17 Abſ. 3 SHNG. be⸗ 
zeichneten Anträge ſtellt; derartige Anträge zu ſtellen, verwehrt aber 
gerade 8 64 Abſ. 1 SHNG. den Gläubigern der öffentlichen Hand. 
Dabei wird dieſe Verpflichtung der öffentlichen Hand, keine Ab⸗ 
löſungsanträge zu ſtellen, nicht nur i. S. einer an ſie gerichteten 
Anweiſung, deren Nichtbeachtung dem doch geſtellten Antrage auf 
Barablöſung nicht entgegenſtände, ſondern als unmittelbar in die 
88 16, 17 Abſ. 3 SHNG. eingreifendes Recht aufzufaſſen fein, welches 
Entſchuldungsſtellen und Enkſchuldungsgerichte bei Aufſtellung und 
Beſtätigung der Entſchuldungspläne von Amts wegen zu beachten 
haben. Es iſt auch anzunehmen, daß der Gefeßgeber dieſe Schlechter⸗ 
ſtellung der öffentlichen Hand bewußt gewollt hat. Einmal iſt eine 
ſolche auch an anderen Stellen des Geſetzes, jo z. B. im 8 40 SHNE., 
zu beobachten. Sodann wird ausſchlaggebend geweſen ſein, daß die 
Mittel zur Barablöſung, wie 88 59ff. des Geſetzes ergeben, zunächſt 
im weſentlichen von der öffentlichen Hand aufzubringen ſind und es 
unzweckmäßig wäre, öffentliche Gelder zur Verfügung zu ſtellen, da⸗ 
mit ſie von anderen öffentlichen Stellen vereinnahmt werden. 

Die gleiche wie die hier vertretene Auffaſſung findet ſich in 
dem für das Entſchuldungsrecht maßgeblichen Kommentar „Die 
landwirtſchaftliche Schuldenregelung“ von Harmening⸗Pätzold, 
wo S. 248 ausgeführt wird, daß die im 8 64 genannten Stellen die 


Barablöſung ihrer Forderungen auch dann nicht verlangen können, 
wenn die Vorausſetzungen des § 16 gegeben find. Ihre Nichtigkeit 
wird endlich dadurch beſtätigt, daß in der als Beilage zu Heft 60 
der „Amtlichen Mitteilungen in Entſchuldungsſachen“ v. 26. Mai 
1934 erſchienenen Muſtereintragung eines Vergleichsvorſchlages für 
Eigentümerbetriebe unter III 20 bis 23 die Forderungen ſämtlicher 
beteiligten öffentlich⸗rechtlichen Gläubiger als Rechte, für die Reine 
Barablöſung in Frage kommt, behandelt und demgemäß die Spal⸗ 
ten 17 und 18 daſelbſt unausgefüllt geblieben find. 
AGR. Dr. Doſe, Marienwerder (Weſtpr.). 


Die „Verfügung“ in dem Geſetz über die Pfündung von 
Miet- und Pachtzins forderungen vom 9. März 1934 


In Abſ. 2 dieſes Geſetzes iſt der Fall geregelt, daß zunächſt 
der aus der öffentlichen Laſt Berechtigte (kurz: Steuergläubiger) 
die Miet⸗ oder Pachtzinsforderungen gepfändet hat und danach ein 
Hypothekengläubiger; dann bleibt nämlich die Pfändung des Steuer⸗ 
gläubigers unberührt. Dieſes Vorrecht genießt der Steuergläubiger 
aber nur wegen des zuletzt fällig geivorbenen Teilbetrages der 
öffentlichen Laſt und — falls die Leiſtungen in monatlichen Be⸗ 
trägen fällig werden — auch für den vorletzten Teilbetrag. Iſt 
der Steuergläubiger durch die eingegangenen Mieten wegen dieſer 
bevorrechtigten Forderungen befriedigt, ſo tritt die inzwiſchen er⸗ 
folgte Pfändung des Realgläubigers in Wirkfamkeit, ihm ſtehen 
jetzt die Mieten zu. Falls die weiteren Beträge der öffentlichen 
Laſt nun nicht gezahlt werden, wird der Steuergläubiger wieder 
pfänden, und es ergibt ſich die Frage, in welchem Verhältnis dieſe 
beiden Pfändungen zueinander ſtehen, alſo die des Realgläubigers 
und die nachfolgende des Steuergläubigers. Der Sachverhalt iſt 
jetzt der umgekehrte wie der von Abſ. 2 des Geſetzes geregelte. 

Ob die Entſcheidung aus Abf. 3 des Geſetzes zu entnehmen iſt, 
hangt davon ab, wie man dort den Begriff der Verfügung verſteht. 
Umfaßt er nur die rechtsgeſchäftlichen oder auch die im Wege der 
Zwangsvollſtreckung durch Pfändung und Überweiſung bewirkten 
Verfügungen? Pätzold, Grundeigentum 1934, 244 meint, daß 
durch den Abſ. 3 der Grundſatz des § 1124 BGB. auf das Ver⸗ 
hältnis von Steuergläubiger zu Realgläubiger ausgedehnt werde. Der 
Wortlaut des Abſ. 3: „iſt vor der Pfändung der Miet⸗ oder Pacht⸗ 
zins eingezogen oder in anderer Weiſe über ihn verfügt“, lehnt ſich 
offenbar an 8 1124 BGB. an und bei dieſer Vorſchrift wird unter 
Verfügung unſtreitig auch die Pfändung im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung verſtanden. Bedenken entſtehen aber bei der Gegenüber⸗ 
ſtellung von Abſ. 2 und Abſ. 3 des Geſetzes. Denn in Abſ. 2 
wird nur von einer ſpäter bewirkten Pfändung geſprochen, und 
das Geſetz ſollte nach der Begründung (RStBl. 1934, 241) auch 
nur das Verhältnis von pfändendem Steuergläubiger zu pfändendem 
Realgläubiger regeln. Weshalb ſpricht Abſ. 3 nun nicht von einer 
vorgehenden Pfändung durch einen Realglaubiger, ſondern ganz 
allgemein von Verfügung? Das Geſetz hat hier über ſeinen urſprüng⸗ 
lichen Zweck hinaus auch Schiebungen des Grundeigentümers er⸗ 
faſſen wollen. Es ſollte nicht zum Nachteil des Steuergläubigers der 
Miet⸗ oder Pachtzins lange im voraus eingezogen oder abgetreten 
werden können. Aus dieſer Feſtſtellung ergeben ſich aber noch keine 
zwingenden Schlüſſe für die zu beantwortende Frage. Man muß 
hierfür wie ſtets auf die Abſicht und den Willen des Geſetzgebers 
zurückgreifen. 

Nach dem Urt. des KG.. v. 8. April 1933: JW. 1933, 2468, 
hatte der Steuergläubiger die Rechte eines beſtrangigen Hypotheken⸗ 
gläubigers entſprechend § 10, I, 3 ZwVerſtG.; die wirklichen Hy⸗ 
pothekengläubiger wurden dadurch gezwungen, Zwangsverwaltung 
zu beantragen. Von dem OLG. Düſſeldorf — Urteil v. 9. Nov. 
1933, 4 0 16/33 — und der herrſchenden Meinung wird dem 
Steuergläubiger dieſe Stellung abgeſprochen, er muß alſo die 
Zwangsverwaltung beantragen. Das Geſetz v. 9. März 1933 wollte 
einen Mittelweg gehen, um dieſe widerſtreitenden Intereſſen aus⸗ 
zugleichen (RStBl. 1934, 244). Von dieſem Geſichtspunkt aus muß 
unter Verfügung in Abf. 3 des Geſetzes auch die Pfändung verſtanden 
werden. Denn anderenfalls würde abgeſehen von dem einmaligen 
Vorrecht des letzten Teilbetrages der öffentlichen Laſt der bisherige 
Zuſtand entſprechend dem Düſſeldorfer Urteil wieder hergeſtellt ſein; 
und das wollte das Geſetz ja gerade nicht. 

In unſerem Falle geht alſo der Realgläubiger nur für den 
laufenden Monat und, wenn der Steuergläubiger nach dem 15. des 
Monats gepfändet hat, auch für den folgenden Monat dem Steuer⸗ 
gläubiger vor. Dieſe Anſicht wird auch von der Hauptſteuerverwaltung 
der Stadt Berlin vertreten (Dienſtblatt Teil IX, Nr. 35). Bei lau⸗ 
fenden Pfändungen der Steuer⸗ und Realgläubiger ergibt ſich danach 
ein ſtändiger Wechſel in ihren Berechtigungen, der ihren widerſtreben⸗ 
den Intereſſen durchaus gerecht wird. 


GerAſſ. Dr. Wiehr, Potsdam. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Kann der Gläubiger einer Zwangshypothek auf Grund 
feines perſönlichen Schuldtitels im Range der Hypothek 
die Zwangsverſteigerung betreiben? 


I. Von LGR. Dr. Hentſchel: JW. 1934, 1627. 
Il. Von RA. Wilhelm Scholz: JW. 1934, 1628. 


III. 


Hentſchel kommt in ſeinem Aufſatz — entgegen der herr⸗ 
ſchenden Meinung — zu dem Ergebnis, daß die geſtellte Frage zu 
bejahen ſei. Der gleichen Auffaſſung iſt neben dem OLG. Breslau 
(JW. 1928, 739) — zumindeſt im Ergebnis — Eccius: Gruch. 44, 
530; Meyn: SächſArch. 1903, 603; Planck vor 81120, 34d; 
Lindemann, ZmBerit®. § 44, 3; OLGRſpr. 1905, 74; KGBl. 
28, 60, während die abweichende herrſchende Meinung von 
Reinhard Müller, 816 IV; Jaeckel⸗Güthe, 815/16, 11; 
NENKomm. 8 1147, 4; Staudinger, 81147, V; Bay Obs G.: 
Seuff Arch. 69, 340 und auch vom RG. (76, 116 = JW. 1911, 
538) vertreten wird. Gegen die Ausführungen Hentſchels be⸗ 
ſtehen folgende Bedenken: 


Die Vorausſetzung, daß der perſönliche Gläubiger, der auf 
Grund feines Schuldtitels die Eintragung einer Zwangshypothek 
erreicht hat, aus demſelben Titel die Verſteigerung mit dem Range 
der Hypothek betreiben könne, wird vom NG. ſelbſt (RG. 76, 116) 
nicht für richtig erachtet, indem es der Anſicht iſt, zur Wahrung 
des Ranges des dinglichen Rechtes bedürfe es auch eines Voll⸗ 
ſtreckungstitels aus dieſem. Die Unterſcheidung der beiden Mei⸗ 
nungen iſt die: Stellt man ſich auf den Standpunkt von Hent⸗ 
ſchel, Eccius und Meyn, fo muß der Verſteigerungsrichter, 
wenn ihm die Identität der Forderung aus dem Vollſtreckungstitel 
und der durch die Hypothek geficherten Forderung nachgewieſen 
wird, den Gläubiger als Realberechtigten in der vierten Klaſſe 
nach 8 10 ZmBerft®. berückſichtigen und die Zwangshypothek nicht 
in das geringſte Gebot aufnehmen. Nach herrſchender Meinung wird 
der Gläubiger nur als perſönlicher Gläubiger der fünften Klaſſe 
des 8 10 ZmXerft®. behandelt. Seine Hypothek wird im geringjlen 
Gebot berückſichtigt und bleibt nach 8 52 ZmXerft®. beim Zuſchlag 
beſtehen. Er muß ſich ſämtliche Gläubiger der erſten vier Klaſſen, 
deren Rechte ſämtlich in das geringſte Gebot aufzunehmen ſind, 
vorgehen laſſen. Kommt es zum Zuſchlag, kann der Glaubiger 
die Übernahme der Hypothek gemäß 853 ZwVerſtG., § 416 BGB. 
genehmigen, oder er kann, ſoweit etwas auf ſeine perſönliche 
Forderung entfällt, den Betrag entgegennehmen, wodurch in Höhe 
feiner Befriedigung die Hypothek gemäß § 1164 BGB. auf den 
Schuldner übergehen würde. 


Die Begründung des OLG. Breslau, wonach der Gläubiger 
wegen der Vorſchrift des $ 866 Abſ. 2 3PO. die Vollſtreckung aus 
dem perſönlichen Schuldtitel mit dem Range der Hypothek be⸗ 
treiben könne, wird der Bedeutung dieſer Vorſchrift nicht gerecht. 
Dieſe Vorſchrift beſagt: Der Gläubiger kann verlangen, daß eine 
der drei Maßregeln (Zwangshypothek, Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung) allein oder neben den übrigen ausgeführt 
werde. Sie ſoll es dem Gläubiger möglich machen, nach ſeiner Wahl 
die ihm von jenen drei Vollſtreckungsmaßregeln günſtig erſcheinende 
oder auch mehrere, ſogar alle drei Vollſtreckungsmaßnahmen 
nebeneinander zu treffen (Steine$ona3, 8 866 II). Hinſichtlich 
der Wirkung der Beſchlagnahme beſtehen Unterſchiede (88 22 f. 
und 148 f. ZwVerſtGG.). Die Wirkung der Beſchlagnahme geht 
bei der Zwangsverwaltung weiter als bei der Zwangsverſteigerung. 
Um nun dem Gläubiger die Möglichkeit zu geben, alle dieſe 


Wirkungen für ſich in Anſpruch zu nehmen, iſt die Beſtimmung des 
8 866 Abſ. 2 ZRD. getroffen worden. In ihr kommt ein ge⸗ 
wiſſes Abgehen von dem für die Fahrnisvollſtreckung aufgeſtellten 
Verbot der Überpfändung zum Ausdruck. Daher kann aus 8 866 
Abſ. 2 ZPO. nicht die Bejahung, ſondern nur die Verneinung der 
geſtellten Frage gefolgert werden: Dieſe Vorſchrift gewährt zwar 
dem Gläubiger — ausnahmsweiſe — die Möglichkeit, ſich alle 
Vorteile der einzelnen Vollſtreckungsart nutzbar zu machen, 
jedoch lediglich in der Weiſe, daß nur die einmal gewählte Art 
der Vollſtreckung durchgeführt werden kann. Bietet die Voll⸗ 
firekung aus dem eingetragenen Recht Vorteile für den⸗ 
jenigen, der ſie aus einem ſolchen betreibt, ſo muß dieſer ſich 
auch einen dinglichen Titel verſchaffen. Auch die Erwägung, daß 
die Befolgung dieſer Anſicht für Gläubiger und Schuldner gefähr⸗ 
lich ſei und ein unbefriedigendes Ergebnis nach ſich ziehen würde, 
ſcheint nicht zutreffend. Einmal könnte — abgeſehen von den 
Koſten — das Ergebnis durch Erhebung der Klage aus 8 1147 
BGB. zu einem befriedigenden gemacht werden, außerdem würde 
der Gläubiger ſchlechteſtenfalls ſeine Hypothek behalten. Zum 
andern kann aber die Bejahung der Frage auch zu weſent⸗ 
lichen Unſicherheiten im Rechtsverkehr führen. 


Nach 826 ZwvVerſtch. hat, wenn die Zwangsverſteigerung 
wegen des Anſpruches aus einem eingetragenen Recht angeordnet 
iſt, eine nach der Beſchlagnahme bewirkte Veräußerung auf den 
Fortgang des Verfahrens gegen den Schuldner keinen Einfluß. 
Bei der vom perſönlichen Schuldner betriebenen Zwangsverſteige⸗ 
rung iſt dies erſt mit Eintragung des Zwangsverſteigerungsver⸗ 
merkes (8 19 ZwvVerſtch.) der Fall. Soll nun 8 26 ZwVerſtG. 
auch dann gelten, wenn der Gläubiger das Verfahren aus dem 
perſönlichen Titel betreibt, kraft deſſen er die Eintragung der 
Zwangshypothek erreichte? Mit Hentfchel müßte man das be⸗ 
jahen, jedoch erhebt ſich dann ſofort die Frage, wie die Rechtslage 
iſt, wenn vor Eintragung des Vermerkes nach 8 19 Zwverſtch., 
aber nach Beſchlagnahme und Veräußerung des Grundſtückes die 
Identität der perſönlichen Forderung mit der durch die Zwangs⸗ 
hypothel geſicherten Forderung nachgewieſen iſt. Hierin liegt eine 
Gefährdung der Sicherheit des Rechtsverkehrs, die bei der Be⸗ 
folgung der anderen Anſicht vermieden wird, ſo daß man die oben 
geſtellte Frage, die doch eine Frage des mehr formalen und zwin⸗ 
genden Vollſtreckungsrechtes iſt, entgegen der Meinung Hent⸗ 
ſchels verneinen muß. 


GerAſſ. Max le Viſeur, Berlin. 


Haftpflichtecke 
der Allianz und Stuttgarter Verein, Verſicherungs⸗Aktien⸗ 
Geſellſchaft 
1. Nicht auf den letzten Tag warten. 


Was du heute tun Rannft, verſchiebe nicht auf morgen, gilt 
auch im Rechtsleben. 


2. Bei Grundſtüchks⸗Zwangsverſteigerungen muß der Richter 
während der einen Stunde Bietungszeit im Terminslokal gegen⸗ 
wärtig ſein. 

3. Nach Verſäumnisurteil und Einſpruch ſofort ſtreitig ver⸗ 
handeln. Dann iſt ein etwa danach ergehendes weiteres Verſäumnis⸗ 
urteil kein zweites i. S. des §8 345 ZPO. 


Gauführerkongreß der deutſchen Rechtsfront 


Am 1. und 2. Sept. fand in den Räumen des Hauſes der Deut⸗ 
ſchen Rechtsfront, des „Nationalſozialiſtiſchen Reichsjuſtizamtes“, der 
Kongreß der Vertreter des Deutſchen Rechtsſtandes ſtatt, zu dem 
ſämtliche Gauführer des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher 
Juriſten, die Reichsfachgruppenleiter und Hauptabteilungsleiter der 
Deutſchen Rechtsfront ſowie die führenden politiſchen Leiter der 
Rechtsabteilung⸗Reichsleitung erſchienen waren. Unter Vorſitz des 
Reichsjuriſtenführers Reichsjuſtizkommiſſars Dr. Frank wurde der 
Kongreß gleich zu Beginn zu einem machtvollen Bekenntnis der 
Vertreter des deutſchen Rechtsſtandes für den Führer Adolf Hitler. 


Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten 
Keichsfachgruppe Rechtsanwälte 


Der Reichsjuriſtenführer hob in ſeinem Appell hervor, daß 
das große Werk, das Adolf Hitler ſchickſalhaft begonnen habe, nur 
durchgeführt und durchgehalten werden könne, wenn der Gedanke der 
unbedingten Treue und des Vertrauens wirklich zum Gemeingut des 
Volkes und des Staates werde. Es ſei die große Aufgabe der Ver⸗ 
ſammelten, als Führer des nationalſozialiſtiſchen Rechtsdenkens und 
als Führer des nationalſozialiſtiſch geleiteten Deutſchen Rechtsſtandes, 
ſich mit dem Gedanken immer wieder vertraut zu machen, daß es 
nicht genügt, eine Idee nur in einigen Grundſätzen programmatiſch 
feſtzulegen, und daß es nicht genügt, nur einige Spitzen des Staates 
zu beſetzen, um damit ſchon dem Nationalſozialismus die Wirkungs⸗ 
möglichkeit zu übermitteln. Vordringlichſte Aufgabe ſei es, in zähem 
Ringen auf dem geſamten Gebiete des Rechtes menſchlich und ſachlich, 
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perſönlich und ideell dem Nationalſozialismus den Lebensraum zu 
erkämpfen. Der Kampf um unſere national ſozialiſtiſche 
Idee auf dem Gebiete des deutſchen Rechts ſei der 
Kampf um die Exiſtenz eines eigenen deutſchen Rechts⸗ 
lebens überhaupt. 

Das letzte Jahr ſei für die Deutſche Rechtsfront und für den 
BNSDI. das Jahr des Aufbaues geweſen, dem nunmehr die Her- 
ſtellung des ideellen und organiſatoriſchen Geſamtzuſammenhangs mit 
der Partei nach einheitlichen Grundſätzen folge. Daher werde im 
kommenden Jahr die Rechtsabteilung⸗Reichsleitung als die maßgeb⸗ 
liche Parteiinſtanz für das Recht des Volkes ſtärker in Erſcheinung 
zu kreten haben und ein enges Kampfverhältnis mit den anderen 
Gliederungen der Bewegung eintreten. In dieſe Einheit werde auch 
die Akademie für Deutſches Recht und das Reichsjuſtiz⸗ 
kommiſſariat einbezogen, deren Einrichtung auf die Initiative 
des Reichsjuriſtenführers zurückzuführen iſt. Somit werde in Zukunft 
das deutſche Rechtsleben in zwei Exponenten zutage treten: im Reichs⸗ 
juſtizminiſterium als Repräſentantin des reichsformalen Rechtslebens 
und die Rechtsabteilung⸗Reichsleitung als Repräſentantin der ge⸗ 
ſamten nationalſozialiſtiſchen Rechtsidee der NS DAP. Dieſe Art von 
Kombination könne dann als muſtergültig angeſehen werden für den 
Aufbau des Verhältniſſes zwiſchen ſonſtigen Reichsbehörden und 
Parteidienſtſtellen. Dieſe Tagung der Vertreter des deutſchen Rechts⸗ 
ſtandes habe unter dem Bewußtſein zu ſtehen, daß eine einmalige 
Möglichkeit dem deutſchen Volle gegeben ſei, die Rechtszuſtände des 
deutſchen Landes und deutſchen Lebens fo herzuſtellen, daß ſie eine 
Freude und ein Glück für unſere Nation werden. 


Der Reichsgeſchäftsführer Dr. Heuber gab ſodann ein um⸗ 
faſſendes Bild von dem Werden und dem Stand der Geſamtorgani⸗ 
ſation der Deutſchen Rechtsfront, die aus der älteſten Untergliederung 
der Partei, dem NS. ⸗Juriſtenbund, hervorgegangen iſt. Der Bericht 
gab ein lebhaftes Bild von den unendlichen Schwierigkeiten, mit 
denen der BRS DJ. ſich gegenüber den widerſtreitenden Kräften aller 
Art in der Kampfzeit durchſetzen mußte, die dieſem Kampf ſeine 
Härte und den Streitern ihre Unbeugſamkeit gaben. Der Reichs⸗ 
geſchäftsführer wies beſonders auf die Perſon des Reichsjuriſten⸗ 
führers Dr. Frank hin, der die Fahne ſtets unbeirrt hochgehalten 
habe und damit der Geſamtbewegung und ihrem Führer eine brauch⸗ 
bare Spezialtruppe auf dem Rechtsgebiet geſchaffen habe. 


Der Kongreß erlebte in den Worten Dr. Heubers noch ein⸗ 
mal das Werden und Ringen der vergangenen Jahre mit, wobei die 
Erfolge der Organiſation ſeit der Machtergreifung mit berechtigtem 
Stolz feſtgeſtellt werden konnten. 


Der Preſſechef der Deutſchen Rechtsfront, Dr. Freiherr 
du Prel, erſtattete ein ausführliches Referat über die Organiſation 
und die Wirkungsweiſe des Preſſe⸗ und Zeitſchriftenamtes, 
deſſen weſentlichſte Aufgabe darin beſteht, in Verbindung mit der 
Tagespreſſe der deutſchen Volksgemeinfchaft ein klares und einwand⸗ 
freies Bild von der nationalſozialiſtiſchen Rechtserneuerung zu geben, 
die Verbundenheit zwiſchen dem Rechtsempfinden des Volkes und der 
Rechtspflege wiederherzuſtellen, durch ein Syſtem von zweckmäßig auf⸗ 
gebauten Fachzeitſchriften den Rechtswahrern ſelber den Geiſt 
nationalſozialiſtiſchen Rechtswollens zu übermitteln und ſie damit zu 
Trägern der Idee zu machen. Der Reichsjuriſtenführer betonte in 
einem zuſammenfaſſenden überblick über das Referat, das es ſich 
beim Preſſe⸗ und Zeitſchriftenamt der Deutſchen Rechtsfront um eine 
völlig neuartige Handhabung der publiziſtiſchen Arbeit auf einem gei⸗ 
ſtigen Gebiete handle, das in dieſer Form für das deutſche Rechts⸗ 
leben etwas vollſtändig Neues ſei. 

Es folgten dann die Berichte der einzelnen Reichsfachgruppen⸗ 
leiter. Aus einer Reihe der Berichte klang beſonders die Sorge um 
den Nachwuchs für den deutſchen Rechtsſtand hervor. Für die Richter 
beklagte der ſtellvertr. Reichsfachgruppenleiter L Dir. Dr. Schmidt 
einerſeits eine außerordentlich ſtarke Überlaſtung der Richter, während 
andererſeits bei faſt 5000 Gerichtsaſſeſſoren nur wenigen eine be⸗ 
ſoldete Beſchäftigung gegeben werden könne. Der Leiter der Reichs⸗ 
gruppe Jungjuriſten, Reg. Dr. Rühle, gab für die jungen Juriſten 
die Verſtcherung ab, daß ſie den unbändigen Willen haben, das Werk 
des Führers als Aufgabe ihres Lebens zu übernehmen, daß darum 
aber auch jeder die Pflicht habe, um den Nachwuchs des deutſchen 
Rechtsſtandes aus tiefſter Verantwortung heraus zu ſorgen. Der 
Leiter der Reichsfachgruppe Hochſchullehrer, Staatsrat Prof. Car! 
chmitt, zeigte nachdrücklichſt die Gefahren auf, die ſich daraus er- 
geben, daß der Lehrkörper der deutſchen Hochſchulen nicht erſt ſeit 
15 oder 16 Jahren, ſondern ſeit faſt einem Jahrhundert von liberali⸗ 
ſtiſchem Geiſte beherrſcht werde, daß beſonders auf den Gebieten der 
Jurisprudenz und der Wirtſchaftswiſſenſchaft jüdiſcher Geiſt in ſeiner 
gefährlichſten Form den maßgebenden Einfluß ausgeübt habe. Gefähr⸗ 
lich namentlich auch deshalb, weil dieſen Vertretern eines undeutſchen 
Geiſtes die Gabe der äußerlichen Aſſimilation beſonders zu eigen ſei. 
Gegen dieſen noch ſtark an unſeren Hochſchulen herrſchenden Geift 
gelte es Front zu machen: die nationalſozialiſtiſchen Hochſchullehrer, 
wenn ihre Zahl auch heute noch verſchwindend gering ſei, hatten den 


Willen, das feinſte Präziſionsinſtrument in der Hand des Reichs⸗ 
juriſtenführers zu ſein. 

Reichsfachgruppenleiter Dr. Raeke gab den Bericht über die 
Fachgruppe Rechtsanwälte und über das große Sozialwerk der NG. - 
Rechtsbetreuung. Aus ſeinen Worten ging der Wille hervor, 
den deutſchen Rechtsanwalt zu einem Anwalt der Volksgemeinſchaft 
zu machen, ihn aus der Enge des bloßen Gewerbetreibenden heraus⸗ 
zuführen. 

Der Reichsfachgruppenleiter Verwaltungsjuriſten, Min Dir. 
Dr. Nicolai, gab einen kurzen Bericht über die Entwicklung der 
Reichsfachgruppe ſeit ihrem Beſtehen und über die bisher geleiſtete 
fachliche Arbeit. Teilweiſe wirke die Reichsfachgruppe eng zuſammen 
mit den einſchlagigen Behörden, insbeſ. mit der Reichsfinanzverwal⸗ 
tung. Man ſolle ſich aber in der Arbeit nicht in Einzelheiten ver⸗ 
lieren, nicht etwa einzelne Paragraphen eines Geſetzes behandeln, 
ſondern den Blick aufs Ganze richten. Nicht bloß das Wiſſen ſolle 
vermehrt, ſondern nationalſozialiſtiſches Denken auf dem Gebiete des 
Rechts vertieft und verankert werden. 


Der Reichsfachgruppenleiter Notare, Notar Wolpers, berich⸗ 
tete eingehend über die bisher geleiſtete ſachliche Arbeit, die ſich u. a. 
auf folgende Gebiete erſtreckte: Ausarbeitung eines Entwurfes einer 
Reichsnotariatsordnung, Arbeit an der Verwirklichung dieſes Ent⸗ 
wurfs und erſte Verwirklichung dieſer Beſtrebungen durch Errichtung 
einer Reichsnotarkammer (BD. v. 17. Juli 1934), deren Hauptaufgabe 
die Förderung der Vereinheitlichung des Notariats im Reiche ſein wird. 
Ausarbeitung des Entwurfs einer Reichsnotariatsgeſchäftsordnung. 
Bemühungen um die Beſeitigung der Notlage der Notare. Zum 
Notariatsgebührenweſen hat die Fachgruppe Vorarbeiten für eine 
Reichsnotariatsgebührenordnung geleiſtet, hat an dem Reichserbhof⸗ 
recht durch zahlreiche Anregungen mitgewirkt, die in den drei Durch⸗ 
führungsverordnungen zum Ausdruck kommen. Von den laufenden 
Arbeiten der Fachgruppe wurden u. a. betont: die Auskunftserteilung 
an die Mitglieder, zahlreiche Anregungen an die Geſetzgeber auf den 
verſchiedenen Rechtsgebieten (landwirtſchaftliche Entſchuldung, Wechſel⸗ 
recht, Nebenbeſchaftigung der Beamten, Zivilprozeßrecht, Schieds⸗ 
vertrage, Pr. St., Geſ.). 


Der Reichsfachgruppenleiter Rechtspfleger Singer wies u. a. 
darauf hin, daß die Fachgruppe in den vergangenen Arbeitsjahren 
folgende Arbeiten geleiſtet hat: Vorſchläge zur Verbeſſerung und 
Beſchleunigung des Rechtsganges in Zivilſachen, Das Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsrecht im Lichte nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung, Zur 
Neugeſtaltung des Zwangsvollſtreckungsrechts nach der ZPO., Die 
Zwangsvollſtreckung im Entwurf einer ZPO., Zur Neuordnung des 
Vergleichsverfahrens, Das Recht des unehelichen Kindes, Entwurf 
einer Reichsrechtspflegerordnung, Entwurf einer Reichsamtsanwalts⸗ 
ordnung, Vorſchläge zur Neuregelung der Ausbildungsvorſchriften für 
den Rechtspfleger nachwuchs. 

Für die deutſchen Juriſtinnen, die der Deutſchen Rechts⸗ 
front angehören, ſprach Rechtsanwältin Dr. Ilſe Eben⸗Ser⸗ 
vaes unter Hervorhebung der beſonderen Aufgaben, die der 
Frau in der Rechtspflege geſtellt ſind. Die Rednerin betonte unter 
Zuſtimmung der Anweſenden, daß der Frau beſonders auf dem 
Gebiete des Familienrechts, des Vormundſchaftsweſens, der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und des Beratungsweſens, eine ihrem 
Weſen als Frau und Mutter entſprechende Aufgabe zufalle. 


Der Direktor der Akademie für Deutſches Recht, Pg. Dr. 
La ſch, gab dann in großen Umriſſen ein Bild von der Entſtehung, 
den Aufgaben und bisherigen Arbeiten der Akademie für Deutſches 
Recht, die weit über die Grenzen Deutſchlands hinaus die Achtung 
vor dem deutſchen Rechtsgedanken und dem deutſchen Rechts⸗ 
wollen geſchaffen habe. Mik beſonderem Beifall wurde die Mit⸗ 
teilung aufgenommen, daß ſich z. B. in Holland eine Geſellſchaft 
der Freunde der Akademie für Deutſches Recht gebildet habe. 


Reichsjuſtizkommiſſar Dr. Frank beſchloß ſodann die Tagung 
mit einer groß angelegten programmatiſchen Anſprache, in der er 
der Arbeit des NS.⸗Juriſtenbundes als des Stoßtrupps für die 
deutſche Rechtsbewegung den großen Aufriß für die nächſte Zu⸗ 
kunft gab. Es war ein ungeheurer Appell an das Recht, der 
brauſenden Beifall auslöſte, als der Reichsjuriſtenführer das Weſen 
des nationalſozialiſtiſchen Rechtsbewußtſeins in die Formel brachte: 
„Lieber Märtyrer als Verräter des Rechts!“ Der nationalſozia⸗ 
liſtiſche Rechtswahrer habe ſich zu fühlen als Rechtswahrer der ge⸗ 
ſamten Nation; das gibt ihm eine beſondere Stellung im Staat 
Adolf Hitlers, die ſich auch innerhalb der Bewegung organiſatoriſch 
durch den vom Führer gegründeten Bund Nationalſozialiſtiſcher 
Deutſcher Juriſten ausdrückt. Eutſcheidend für das Rechtsleben der 
Nation ſei nicht die Geſetzgebung, ſondern wie die Geſetze dem 
Volke als inneres Erlebnis vermittelt werden. Das Rechtsſchöpfe⸗ 
riſche beruhe auf der geiſtigen Grundlage unſeres Zeitalters, das 
ſpätere Geſchichtsſchreiber einmal als urelementar bezeichnen wür⸗ 
den. Die Welt werde anerkennen müſſen, daß Adolf Hitler mehr 
vermocht habe, als 40 Generationen vor ihm fertiggebracht hätten. 
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Daß die Linie des Rechts niemals unklar, verwirrt oder ſchwäch⸗ 
lich werde, dafür mache er die Gauführer des NS.⸗Juriſtenbundes 
verantwortlich. Zur Stärkung ihrer organiſatoriſchen Stellung 
werde ein Gauamt bei der Reichsführung des BNSDY. geſchaffen, 
mit deſſen Wahrnehmung er die Gauführer Dr. Noack und 
Schroer beauftragte. 

Reichsjuriſtenführer Dr. Frank gab fernerhin bekannt, daß 
zu einem baldigen ſpäteren Zeitpunkt eine Sondertagung der 
Gauführer ſtattfinden werde, die ſich ausſchließlich mit dem 
wichtigen Gebiet der Schulung, hauptſächlich auch des juriſti⸗ 
ſchen Nachwuchſes zu befaſſen habe, eine Schulung, die ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur in enger Zuſammenarbeit mit dem Reichsſchulungsamt 
der Partei durchgeführt werden könne. Die ideelle und perſouelle 
Geſchloſſenheit des NS.⸗Juriſtenbundes garantiere den Erfolg dieſer 
ſeiner weltanſchaulichen Erziehungsaufgabe auf dem Rechtsgebiet. 

Der Reichsjuriſtenführer ſtellte für 1935 die Abhaltung 
eines großen Juriſtentages in Leipzig in Ausſicht, der 
eine Gemeinſchaftskundgebung aller deutſchen Stände zum Recht 
bringen werde. Ebenſo regte er die Schaffung einer Biblio- 
graphie aller deutſchen Rechtsſchöpfer an, die gleichzeitig eine 
Art Ausſcheidung bringen werde aller derer, die in die Ahnen⸗ 
reihe der deutſchen Rechtsdenker artwidrig eingeſchmuggelt worden 
waren. Damit ſchaffen wir dem deutſchen Recht wieder ſeine un⸗ 
verfälſchte Tradition. Den Beginn dazu habe in vorbildlicher Weiſe 
der Gau Naumburg des BNS. mit der Aufſtellung eines Ge⸗ 
denkſteines für den Schöpfer des Sachſenſpiegels, Eike von 
Repgow, an der Stätte ſeines Wirkens, auf der Burg Falken⸗ 
ſtein gemacht. 

Danach beendete der Reichsjuriſtenführer die für das deutſche 
Rechtsleben bedeutſame Tagung mit einem Sieg⸗Heil auf den 
Führer Adolf Hitler. 


Erläuterungen des Sozialamtes der deutſchen Rechts- 
front zur „Anordnung über die verteilung von 
Arbeitskräften“ vom 28. Auguſt 1954) 


Wir halten es für notwendig, daß unſere Mitglieder, insbeſ. 
Rechtsanwälte, Notare und ſelbſtändige Wirtſchaftstreuhänder über die 
ſie betreffenden Auswirkungen der „Anordnung über die Verteilung 
von Arbeitskräften“ v. 28. Aug. 1934 unterrichtet werden. Die 
Anordnung gilt für alle privaten und öffentlichen Betriebe im weite⸗ 
ſten Sinne, ſo daß von ihr auch die Anwaltskanzleien und ſelbſtän⸗ 
digen Wirtſchaftstreuhänder, die Angeſtellte beſchäftigen, betroffen wer⸗ 


1) Vgl. den Aufſatz Krauſe oben S. 2305. 


den. Die Führer der Betriebe ſind verpflichtet, noch im Laufe des 
Monats September die altersmäßige Gliederung der Beſchäftigten 
zwecks Auswechſlung jüngerer Angeſtellter unter 25 Jahren zu 
prüfen. Für die Prüfung iſt die Verwendung des bei dem zuſtändigen 
Arbeitsamt erhältlichen Formblattes vorgeſehen. 


Für ſolche Betriebe, für die ein Vertrauensrat zu bilden iſt und 
die mithin mehr als 20 Beſchäftigte haben, iſt das Prüfungsergebnis 
bis zum 1. Okt. 1934 dem zuſtändigen Arbeitsamt mit einem ent⸗ 
ſprechenden Vorſchlag über den Umfang der Auswechſlung zu melden. 


Von dieſer bis zum 1. Okt. fälligen Meldeverpflichtung ſind 
die kleineren Betriebe mit weniger als 20 Beſchäftigten, alſo alle 
Anwaltskanzleien uſw., ausgenommen. Sie haben die Prüfung unter 
Berückſichtigung der ſtaatspolitiſchen Erforderniſſe des Geſetzes und 
der Notlage der älteren ſtellenloſen Rechtsanwalts⸗ und Notariats⸗ 
angeſtellten vorzunehmen, jedoch geben ſie das ſchriftlich feſtgehaltene 
Prüfungsergebnis erſt auf Verlangen an das zuſtändige Arbeits⸗ 
amt ab. 

Von der Freimachung von Arbeitsplätzen, die mit Perſonen 
unter 25 Jahren beſetzt ſind, ſind außer Betracht zu laſſen: 

1. Verheiratete männliche Angeſtellte, 

2. Angeſtellte, die durch ihren Arbeitsverdienſt zur Unterhaltung 

von Familienmitgliedern weſentlich beizutragen haben, 

3. Angeſtellte, die im Lehrverhältnis ſtehen oder das Lehr⸗ 

verhältnis erſt vor weniger als einem Jahr beendet haben, 

4. Angeſtellte, die nach ehrenvollem Dienſt aus der Wehrmacht 

ausgeſchieden ſind, 

5. Angeſtellte, die mindeſtens ein Jahr im freiwilligen Arbeits⸗ 

dienſt oder in der Landhilfe tätig geweſen ſind, 

6. Angeſtellte, die zum Perſonenkreis der Sonderaktion für alte 

Kämpfer gehören. 


Die Beſetzung freigemachter Stellen erfolgt durch das Arbeits⸗ 
amt, an das die Meldung erſtattet wurde. Weiſt das Arbeitsamt 
innerhalb von drei Tagen ſeit der Anforderung keine Arbeitskräfte 
zu, ſo kann der Betriebsführer eine Einſtellung unmittelbar vor⸗ 
nehmen, hat jedoch dabei die Erforderniſſe des Geſetzes zugunſten 
weisen Angeſtellter zu beachten und dies dem Arbeitsamt nachzu⸗ 
weiſen. 


Angeſtellte unter 25 Jahren dürfen nur mit vorheriger Zu⸗ 
ſtimmung des Arbeitsamtes eingeſtellt werden, es ſei denn, daß es ſich 
um Angeſtellte in einem Lehrverhältnis handelt, deſſen Dauer auf 
mindeſtens zwei Jahre ſchriftlich abgeſchloſſen iſt. Die Beſtimmungen 
über die Einſtellung von Angeſtellten unter 25 Jahren treten für die 
vertrauensratspflichtigen Betriebe am 1. Okt. 1934 und für die 
in ei Betriebe mit weniger als 20 Beſchäftigten am 1. Jan. 1935 
in Kraft. 


Kechtsabteilung⸗Keichsleitung der Sdp.: 


Amt für Kechtsbetreuung des Deutſchen Volkes 


vereinbarung mit der Reichsfachſchaſt für das Sachver⸗ 
ſtändigenweſen in der deutſchen Rechtsfront 
Zwiſchen 
dem Amt der Rechtsabteilung⸗Reichsleitung für Rechtsbetreuung des 
Deutſchen Volkes 
und 

der Reichsfachſchaft für das Sachverſtändigenweſen in der Dentichen 

Rechtsfront wurde folgende Vereinbarung getroffen: 

1. Die Mitglieder der Reichsfachſchaft für das Sachverſtändigenweſen 
in der Deutſchen Rechtsfront ſtellen auf Erſuchen der zuständigen 
NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellenleiter in allen Bedarfsfällen ihre ſach⸗ 
verſtändige Mitwirkung für die Rechtsbetreuungsarbeit der NS.⸗ 
Rechtsbetreuungsſtellen unentgeltlich und ehrenamtlich zur Ver⸗ 
fügung. Be 

2. Die Zuweiſung eines geeigneten Sachverſtändigen erfolgt auf An⸗ 
trag des zuſtändigen NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellenleiters durch die 


in Betracht kommende Gaufachſchaft für das Sachverſtändigenweſen. 
Das erforderte Sachverſtändigengutachten iſt grundſätzlich gegen⸗ 
über der beteiligten NS.⸗-Rechtsbetreuungsſtelle zu erſtatten. In 
beſonderen Ausnahmefällen iſt der NS.⸗Rechtsbetreuungsſtellenleiter 
ermächtigt, den Rechtſuchenden auch unmittelbar an den ihm von 
der Gaufachſchaft aufgegebenen Sachverſtändigen zu verweiſen. In 
ſolchen Fällen iſt der NS.⸗Rechtsbetreuungsſtelle eine Durchſchrift 
des dem Rechtſuchenden etwa unmittelbar zur Verfügung geſtellten 
ſchriftlichen Gutachtens bzw. ein Bericht über das Ergebnis der 
mündlichen Begutachtung zu übermitteln. 


München, 
Berlin den 31. Auguſt 1934. 
Amt der Rechtsabteilung⸗ 
R. für Rechtsbetreuung 
Der Amtsleiter: 
gez. Dr. Raeke. 


Reichsfachſchaft für das Sachverer 
ſtändigenweſen in der Deutſchen 
Rechtsfront. 

Der Reichsfachſchaftsleiter: 
gez. Max Grevemeyer. 
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Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. 


Deutſches Recht. Zentralorgan des Bundes Nationalſoziali⸗ 
ſtiſcher Deutſcher Juriſten. Herausgegeben von Dr. Hans 
Frank. Berlin. Deutſche Rechts⸗ und Wirtſchafts⸗Wiſſen⸗ 
ſchaft Verlags⸗Geſ. m. b. H. 4. Jahrg. Nr. 16. Bezugs⸗ 
preis 6 H, vierteljährlich (6 Hefte). 


Das Auguſtheft (Nr. 16) bringt eine Reihe von Aufſätzen zur 
Frage des juriſtiſchen Nachwuchſes. Prof. Dr. h. o. Ernſt Fried, 
Heidelberg, erörtert unter der Überſchrift „Der völkiſche Nachwuchs“ 
die Grundgeſetze, die für die geſamte völkiſche Jugend, gleich welchen 
Standes und welchen Faches, Gültigkeit haben. Dieſe Grundgeſetze 
wurzeln in der „völkiſchen Gemeinſchaft als dem Mutterboden für 
alles einzelne Leben, für ſein Wachstum ſowohl wie für ſeine er⸗ 
zieheriſche Formung“. Um zur Reife der Perſönlichkeit zu gelangen, 
bedarf der junge Menſch der beſtändigen anreizenden, ausrichtenden, 
formenden und lenkenden Einwirkung der Gemeinſchaft — der Er⸗ 
ziehung. Obergebietsführer Stellrecht erläutert den Begriff und das 
Weſen der Schulung, das nicht in Vermittlung neuen Wiſſens be⸗ 
gründet liegt, ſondern Charakterformung und Willensbildung einer 
neuen Generation iſt. Unter dem Thema „Nachwuchspflege“ ſtellt 
Erhard Mäding die Aufgaben heraus, die für den biologiſchen 
und völkiſchen Neubau der Löſung bedürfen. In den Aufſäßen „Der 
Arbeitsdienſt als Vorausleſe des ſtudentiſchen Nachwuchſes“ von Paul 
Seipp (Leiter des Amtes für Arbeitsdienſt der D. St.) und 
Kameradſchaftserziehung als Ausleſe“ von Siegfried Dreſcher 
(Perſ. Referent des Reichsführers der D. St.) leiten mit ihren Aus⸗ 
führungen über die ſtudentiſche Jugend von den die geſamte Jugend 
behandelnden Spitzenaufſätzen über zu den Abhandlungen von Höhn 
(Der junge Juriſt auf der Hochſchule), Trier (Gemeinſchaft und 
Ausleſe) und Diener (Zur Frage des Rechtsunterrichts an den 
Schulen), die den juriſtiſchen Nachwuchs zum Gegenſtand haben und 
die aus der beſonderen Berufsſtellung erwachſenden beſonderen Auf⸗ 
gaben aufzeigen. 

Mitteilungen aus der Arbeit des BNSDDJ., eine „Kritiſche 
Umſchau“ und Schrifttumsbeſprechungen beſchließen das Heft. 


Die nationale Wirtſchaft. Organ der Fachgruppe Wirtſchafts⸗ 
rechtler des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten. 
Jahrgang 1934, Heft 8. Berlin. Deutſche Rechts⸗ und 
Wirtſchafts⸗Wiſſenſchaft Verlags- GmbH. Bezugspreis 
vierteljährlich 1,25 2.4, Einzelheft 0,50 AM. 

Dieſe Zeitſchrift hat ſich in der kurzen Zeit ihres Beſtehens 
einen guten Namen gemacht. Während die bisherigen Nummern die 
verſchiedenſten Gebiete auf einmal behandelten, iſt das Heft 8 der 
Frage der neuen deutſchen Handelspolitik gewidmet. Vorangeht ein 
warm gehaltener, ſympathiſch berührender Nachruf für den großen 
Deutſchen, Paul v. Hindenburg. Sein Bild, feine Treue zu feinem 
Vaterlande, fein unerſchütterlicher Glaube an Deutſchlands Wieder- 
geburt werden den Nachfahren die Kraft zur Erfüllung der ſchweren 
Aufgaben geben, zu denen mit in erſter Linie die Neugeſtaltung des 
deutſchen Außenhandels gehört. Die gegenwärtige Lage des deutſchen 
Außenhandels iſt ſo ſchwierig, daß ſich jeder Volksgenoſſe ſeine Ge⸗ 
danken darüber macht. Allerdings ſind nur wenige in der Lage, durch 
die Schwierigkeit der Problematik hindurchzukommen. Deshalb iſt es 
angebracht, auch im Rahmen der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ auf das 
vorliegende Heft der „nationalen Wirtſchaft“ hinzuweiſen, das ein 
gewiſſer Führer aus dem Geſtrüpp von Meinungen über die Ge⸗ 
ſtaltung des deutſchen Außenhandels ſein kann. 

Der Leitaufſatz von Dr. Alfred Ringer: „Deutſche Außen⸗ 
wirtſchaft“ umreißt in klaren Ausführungen die gegenwärtige Lage, 
die Deutſchland zu der grundlegenden, gleichſam organiſchen Neu⸗ 
geſtaltung des ganzen Außenhandels zwingt. Es handelt ſich nicht 
um die Anpaſſung au die zweifellos ſehr ſchwierige handelspolitiſche 
Situation Deutſchlands, ſondern um die der liberalen Weltwirtſchafts⸗ 
betrachtung völlig entgegengeſetzte Blickrichtung. „Deutſchland iſt nicht 
mehr ein Sektor der Weltwirtſchaft, einer Weltwirtſchaft, die ſeit 
langem nur noch als Fiktion beſtanden hat. Deutſchland iſt für uns 
geordnete Nationalwirtſchaft, die verſucht, ihren völkiſchen Lebens⸗ 
bedarf zum Beſten der Volksgenoſſen zu erganzen, alſo nicht Eroberung 
des Weltmarktes, wie das liberaliſtiſche Schlagwort hieß, iſt das Ziel, 
ſondern Zuſammenarbeit mit allen anderen Völkern, die bereit ſind, 
ihre Außenwirtſchaft unter dem gleichen Blickpunkt zu ſehen.“ Der 
Verf, behandelt nach Erläuterung der Problematik der Handelsverträge 
den Weg und die techniſchen Mittel der zukünftigen Handelspolitik: 


Eine Rückſendung kann in keinem Falle erfolgen. 


ſinnvolle zentrale Lenkung der Ein» und Ausfuhr, Außenhandelsamt 
und Außenhandelskammer, Skrips, Erſatzdeviſe, Außenhandelsbank, 
Handelsſtellen im Ausland, Fragen der Exporttechnik in bezug auf 
die Groß⸗, Mittel⸗ und Kleinunternehmungen. Erſt die ſinnvolle Ab⸗ 
ſtimmung der einzelnen Nationalwirtſchaften aufeinander wird den 
planmäßigen, geordneten Welthandel ermöglichen, vorausſichtlich auf 
dem Umwege über Großraumwirtſchaften. 

Mit dieſem Problem befaßt ſich der Aufſatz des bekannten Han⸗ 
delsſachverſtändigen, Staatsſekretärs im RWiM. Dr. Ernſt Poſſe, 
der ſich in zahlreichen internationalen Verhandlungen über die prak⸗ 
tiſchen Möglichkeiten einer Großraumwirtſchaft unterrichten konnte. 
Den Südflawiſchen Vertrag bezeichnet Poſſe als Muſterbeiſpiel für 
die Linie der Handelspolitik der nationalſozialiſtiſchen Reichsregierung. 

Nicht weniger klar und zwingend für die nächſtzukünftige Ge⸗ 
ſtaltung des deutſchen Außenhandels iſt der dritte Aufſatz „Welthandel 
von morgen“ von Dr. Walter Grävell, dem Leiter der handels⸗ 
politiſchen Abteilung im Stat. Reichsamt. Seine Aufſätze ſind be⸗ 
kannt für die lebendige und ſyſtemvolle Verwertung des ihm im 
reichſten Maße zur Verfügung ſtehenden ſtatiſtiſchen Materials; ſo 
gibt auch dieſer Aufſatz einen wohldurchdachten Überblick über die Lage 
und die Abhilfs möglichkeiten. Begrüßenswert iſt es, daß der Verf. 
— genau ſo wie Ringer und Poſſe — ſich von aller Schön⸗ 
färberei fernhält und auch die ſehr ernſt zu nehmende Frage auf⸗ 
wirft, ob und inwieweit der deutſche Außenhandel für viele Länder 
zukünftig überhaupt noch eine Bedeutung haben wird. Dieſer Punkt 
erheiſcht nämlich der unbedingten Klärung, um unſere Binnen» und 
Außenwirtſchaft von vornherein möglichſt zwingend zu geſtalten. 

Die Frage der Wege der Ein- und Ausfuhrverlagerung, die in 
den vorhergehenden Aufſätzen geſtreift wurde, wird in dem Aufſaß 
von Dr. Guſtav Plum: „Handelspolitiſche Planung“ ſachlich und 
ſorgfältig erörtert. 

Es iſt bekannt, in welche Rolle das Gold durch die Folgen des 
Verſailler Diktats, durch die Zerreißung der Welt in Gläubiger⸗ und 
Schuldnerländer, durch die Goldhortungspolitik zu wirtſchaftsfremden, 
machtpolitiſchen Zwecken und durch die Währungsabwertungen ge⸗ 
drängt wurde. Dr. Danielcik zieht in feinem Aufſatz: „Außen⸗ 
wirtſchaft und Währung“, der eine glückliche Ergänzung zu den 
anderen Aufſätzen bildet, das Fazit: „Der Zahlungsmiktelumlauf 
innerhalb der Nationalwirtſchaft wie innerhalb der zwiſchenſtaatlichen 
Wirtſchaft muß ſich dem jeweiligen Bedarf der Nationalwirtſchaften 
anpaſſen“, was praktiſch die völlige Löſung von der bisherigen libe⸗ 
raliſtiſchen Goldideologie, die im Golde etwas an ſich Erſtrebenswertes 
ſieht, bedeutet. 

Dieſe fünf handelspolitiſchen Aufſätze deuten die Richtung der 
zukünftigen deutſchen Handelspolitik an, die im Dienſte der Bedarfs⸗ 
deckung der deutſchen Volksgeſamtheit zu ſtehen hat. Jeden Volks⸗ 
genoſſen bewegt die augenblickliche, zweifellos ſchwierige Lage Deutſch⸗ 
lands, und manch einer iſt geneigt, über die gegenwärtigen Hem⸗ 
mungen das große Ziel, die Schaffung der neuen deutſchen Lebens⸗ 
form, des Deutſchen Sozialismus, aus den Augen zu verlieren. Die 
vorliegenden Aufſätze können daher jedem Auffchluß und Stütze bieten. 

Die ſeit dem Frühjahr eingeführte Rubrik „Blick in das Werden 
der neuen Wirtſchaft“ ſetzt die Überſicht über die neueſte landwirt⸗ 
schaftliche und induſtriepolitiſche Geſetzgebung in Deutſchland und 
Amerika fort. 

Ein anregender, die Reform des Aktienrechts behandelnder Auf⸗ 
ſatz „Schutz der Unternehmung“ von Dr. A. Voigt und einige Buch⸗ 
beſprechungen beſchließen das Heft. 

Dr. Oskar Klug, Berlin. 


Der Schulungsbrief. — Reichsſchulungsamt der NSDAP. und 
der Deutſchen Arbeitsfront. — Ausgabe N. S. Juriſten⸗ 
bund. (1. Brief.) Preis —,20 .. 

Der Schulungsbrief des BNSDI. erſchien erſtmalig als eigene Aus⸗ 
gabe der Septembernummer des vom Reichsſchulungsamt der NS DAP. 
und der Deutſchen Arbeitsfront herausgegebenen Schulungsbriefes der 
Partei. Die Herausgabe erfolgt durch den Schulungsbeauftragten des 
BNSDI., Pg. Dr. Pfeiffer, im Einvernehmen mit Reichsleiter Alfred 
Roſenberg, dem Beauftragten des Führers für die geſamte geiſtige 
und weltanſchauliche Erziehung der RS Ac. und dem Reichsſchulungs⸗ 
leiter der NSDAP., Gohdes. Als Leitſatz iſt in dieſer 1. Ausgabe 
der Ausſpruch des Reichsjuriſtenführers bei der Düſſeldorfer Gau⸗ 
tagung im Mai 1934 herausgeſtellt: „Die Erziehung des Juriſten⸗ 
ſtandes zum Nationalſozialismus liegt heute als eine der wichtigſten 
Aufgaben vor uns. Deshalb iſt es notwendig, dem Geiſtesarbeiter 
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auf dem Gebiete des Rechtes ſeine eigene Bildungs⸗ und Schulungs⸗ 
heimſtätte im Juriſtenbund zu erhalten.“ In einem Geleitwort unter⸗ 
ſtreicht Reichsſchulungsleiter Gohdes die Bedeutung der Aufgabe, 
die ſich der Schulungsbrief des BRS. geſtellt hat. Die Schulungs⸗ 
mitteilungen ſollen ſein die wertvolle Ergänzung der Aufgabe der 
Neuformung des deutſchen Menſchen auf dem Gebiet des deutſchen 
Rechtes. Sein Wunſch iſt der von uns allen, daß ſie „bei dem deut⸗ 
ſchen Rechtswahrer den Widerhall finden, den unſer deutſches Volk 
in dieſen Tagen braucht“. 

In einem Leitaufſatz „Der Weg“ formuliert der Schulungs⸗ 
beauftragte des BNS DJ. die Notwendigkeit einer großzügigen 
Schulung, deren Werkzeug in erſter Linie die neuen Schulungsbriefe 
ſein ſollen. Sie ſollen ſomit die notwendige Brücke zur Amtswalter⸗ 
ſchaft ſchlagen und der weltanſchaulichen und fachlichen Erziehungs⸗ 
arbeit einheitliche Richtlinien geben und ſo dienen auch dem großen 
Ziele „Dienſt an Deutſchland“. In einem weiteren Aufſatz, der die 
berufliche und politiſche Laufbahn des Reichsjuriſtenführers ſchildert, 
wird die Vielgeſtalt ſeiner Arbeit und die Größe der auf ihm liegen⸗ 
den Verantwortung hervorgehoben. 

In einer Abhandlung „Der Schulungsvortrag“ werden grund⸗ 
ſätzliche Richtlinien für Schulungsvorträge des BRS Doz., die im 
Mittelpunkt der geſamten Schulungsarbeit ſtehen ſollen, gegeben und 
für die Ausgeſtalkung und Organiſierung von Schulungsabenden bis 
in kleinſte Einzelheiten Ratſchläge erteilt. Der Verf. unterſtreicht, daß 
Schulungsvorträge des BNS”. keine Arbeitsgemeinſchaften alten 
Stils oder ein Repetitorium ſein ſollen und auch nicht die Aufgabe 
haben, dem deutſchen Rechtswahrer Paragraphenkenntniſſe zu über⸗ 
mitteln, ſondern bei ihm die lebendige Verbindung zur nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung herſtellen ſollen, aus der er ſeine Rechts⸗ 
kenntniſſe ſchöpfen könne. Eine Reihe von Themen, in denen welt⸗ 
anſchauliche und fachliche Schulungsarbeit vereint iſt, ſind zur Aus⸗ 
arbeitung für Schulungsvorträge vorgeſchlagen. 

Der Schulungsbrief veröffentlicht weiter noch eine Anordnung 
des Reichsgeſchäftsführers Dr. Heuber über die Einſendung von ge⸗ 
ſchichtlichen Unterlagen aus der Kampfzeit zum Zwecke der Verwertung 
bei dem von der Reichsſchulungsleitung der NSDAP. zu errichtenden 
Archiv für geſchichtliche Vorgänge aus der Kampfzeit der Bewegung 
und ihrer Gliederungen. Eine kartenmäßige Darſtellung der Gau⸗ 
einteilung der NSDAP. beſchließt den erſten Schulungsbrief, der vom 
BNSDI. als der erſten Gliederung der Bewegung durchgeführt wurde. 
Im Mittelpunkt des Oktoberheftes fteht eine Abhandlung mit grund⸗ 
legenden Ausführungen von Reichsfachgruppenleiter Dr. Nicolai 
über „Raſſe und Recht“. 

Möge die Schulungs⸗ und Erziehungsarbeit der Gemeinſchaft 
nationalſozialiſtiſcher deutſcher Juriſten durch dieſe Neuerung in der 
Tat eine wertvolle Stütze erhalten. Die Anzeichen dazu ſind die beſten. 


Gauweiler. 


Dr. Kurt Feſerich, Leiter des Kommunalwiſſenſchaftlichen 
Inſtituts an der Univerſität Berlin: Jahrbuch für Kom⸗ 
munalwiſſenſchaft. (Veröffentlichungen des Kommunal- 
wiſſenſchaftlichen Inſtituts an der Univerſität Berlin. 
1. Jahrgang 1934. 1. Halbjahrsband.) Stuttgart. W. Kohl⸗ 
hammer Verlag. Subſkriptionspreis broſch. 5 %%, in Leinen 
geb. 6,50. RM. 


Ein „Jahrbuch für Kommunalmwiffenfchaft“, das ſich die Aufgabe 
ſtellt, neue Beiträge zur Rommunalwiſſenſchaftlichen Forſchung zu 
liefern, wird in keinem Zeitpunkt lebhafter begrüßt werden als dem 
heutigen. Der Neuaufbau des geſamten öffentlichen Lebens wirft auch 
auf dem Gebiete des kommunalen Lebens Tag für Tag Probleme auf, 
deren wiſſenſchaftliche Vertiefung nötig und dringlich iſt. Die Zeit 
drängt nach Löſung brennendſter praktifcher Fragen für die Ge⸗ 
meinden, für deren Behandlung ein ſolches Jahrbuch wirkſamſte 
Gelegenheit gibt. Stellt das Jahrbuch ſich in den Dienſt dieſer Auf⸗ 
gaben, ſo darf es ſich mit Recht „als Beiſpiel einer wahrhaft 
gegenwartsnahen wiſſenſchaftlichen Darſtellung“ bezeichnen, für die 
man dem Herausgeber nur danken kann. 

Der nunmehr vorliegende 1. Halbjahresband des Jahrbuchs er⸗ 
füllt durchaus hochgeſpannte Erwartungen. Berufene Vertreter der 
Wiſſenſchaft und der kommunalen Praxis behandeln mit hervor⸗ 
ragender Sachkunde aktuelle Fragen aus dem Gebiete der Kom⸗ 
munalwiſſenſchaft und der kommunalen Praxis und vermitteln dem 
Leſer ein ausgezeichnetes Bild der heute brennendſten Probleme. Nur 
die eingehendere Behandlung eines zur Zeit beſonders intereſſierenden 
Themas vermißt man. Die Neugeſtaltung des Kommunalverfaſſungs⸗ 
rechts, die dem 2. Halbjahresband vorbehalten bleiben ſoll, hätte 
durchaus ſchon in dem 1. Band behandelt werden können. Wenn 
auch das Endziel, eine Deutſche Gemeindeordnung, noch nicht erreicht 
iſt, fo bieten doch die Reformen der Länder einen fo intereffanten, 
und reichhaltigen Stoff, daß in feiner Behandlung gerade im Hin⸗ 
blick auf das obengenannte Endziel ein beſonderes Verdienſt des 
Jahrbuchs hätte liegen können. 


Eine erſchöpfende Stellungnahme zu den einzelnen Aufſätzen 
des Jahrbuchs iſt im Rahmen dieſer Beſprechung ſelbſtverſtändlich 
nicht möglich. Nur ein kurzer Überblick kann hier gegeben werden: 

Das Jahrbuch wird eingeleitet durch einen Auffatz des Heraus» 
gebers, Dr. Kurt Jeſerich, Geſchäftsführender Präſident des 
Deutſchen Gemeindetags, über „Kommunalwiſſenſchaft“, Verſuch einer 
Begriffsbildung und Syſtematiſierung. 

Jeſerich findet nach Klarſtellung des Begriffs der Kom⸗ 
munalwiſſenſchaft als der „Lehre von den geſellſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen im nachbarlichen Verbande und deſſen ſozialen Sekretionen“ 
in Anlehnung an die Staatswiſſenſchaft eine durchaus brauchbare 
Syſtematik, in die ſich in der Tat alle politiſchen Phänomene inner⸗ 
halb der Gemeinde eingliedern laſſen. Sehr intereſſaut find auch jeine 
Darlegungen über Weſen, Funktionsſtellung und Aufgaben der Ge⸗ 
meinde im neuen Staate, während der Beſprecher zu den Aus⸗ 
führungen über die Essentialia der Selbſtverwaltung eine Reihe von 
Vorbehalten machen muß (z. B. zur Frage der Ernennung des 
Bürgermeiſters, der Beſtellung des gemeindlichen Beratungsorgans, 
der Schaffung beſonderer verfaſſungsrechtlicher Sicherheiten der 
Selbſtverwaltung gegenüber der Staatsaufſicht). Es kann an dieſer 
Stelle zu dieſen Fragen nur auf den Runderlaß des PrMd . v. 
21. Dez. 1933 (MBliV. 1493) und auf Drews: JW. 1934, 197 
verwieſen werden. 

Einen außerordentlich klaren Aufriß über den „Deutſchen 
Gemeindetag“ gibt deſſen Vorſitzender, der Münchener Oberbürger⸗ 
meiſter Karl Fiehler, klar vor allem auch in der Weiſung der Auf⸗ 
gaben und Ziele, die dem Gemeindetag geſtellt ſind. 

Mitten hinein in brennendſte kommunale Tagesfragen führen 
die beiden folgenden Aufſätze des Staatsſekretärs Gottfried Feder 
über „Die Zukunft der öffentlichen Wirtſchaft“ und des Leipziger 
Oberbürgermeiſters Dr. Goerdeler über „Die Neuordnung der kom⸗ 
munalen Finanzen“. Gerade in der Zeit des organiſatoriſchen Neu⸗ 
aufbaues der Wirtſchaft werden die Federſchen Ausführungen, die 
der privaten und der öffentlichen Wirtſchaft ihren Platz zuweiſen, 
beſonders begrüßt werden. Das gilt in gleichem Maße für die Aus⸗ 
führungen von Goerdeler, deren Aktualität nach dem kürzlich von 
Staatsſekretär Reinhardt verkündeten Steuerreformprogramm gar 
nicht zu überbieten iſt. Hier liegt ganz zweifellos eine der entſcheidend⸗ 
ſten Fragen für die Selbſtverwaltung, deren wichtigſtes Moment 
die möglichſt größte finanzielle Selbſtbewirtſchaftung der Mittel, 
die zur Erledigung der gemeindlichen Aufgaben notwendig ſind, iſt. 

Die beiden folgenden Aufſätze find ausländiſchen Kommunal- 
verhältniſſen gewidmet. Profeſſor Benvenuto Griziotti berichtet über 
„Kommunalverwaltung und Kommunalfinanzen in Italien“, L. W. 
Faulkner über den „Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit in England“, 
dargeſtellt an dem Beiſpiel der Stadt Birmingham. Aus beiden Auf⸗ 
ſätzen ergeben ſich intereſſante Parallelen zu unſern deutſchen Ver⸗ 
hältniſſen. l 

Ein umfangreicher Aufſatz von Erich Heyer behandelt die 
„Zukunftsaufgaben der deutſchen öffentlichen Sparkaſſen“, die auf 
lange Sicht einerſeits im weſentlichen in der Förderung des Schul⸗, 
Jugend⸗ und Werkſparens als Beitrag der Sparkaſſen zur in⸗ 
ländiſchen Kapitalbildung und andererſeits im Ausbau des Perſonal⸗ 
kreditgeſchäfts zwecks wirtſchaftlicher Feſtigung des Mittelſtandes als 
kreditwirtſchaftlicher Aufgabe geſehen werden. 

Den Schluß des 1. Halbjahresbandes bilden der Aufſatz von 
Seutemann über „Kommunalſtatiſtik“, der den Wert ſtatiſtiſcher Ge⸗ 
meindeämter für die praktiſche Verwaltungsarbeit überzeugend heraus⸗ 
ſtellt, die „Kommunalſtatiſtiſche Chronik“ von dem Beigeordneten 
des Deutſchen Gemeindetages Dr. Meyer mit zahlreichen inkereſſanten 
ſtatiſtiſchen Tabellen, die die Vielſeitigkeit der Kommunalſtatiſtik 
dartun, und die „Kommunalpolitiſche Halbjahresüberſicht“ von Harry 
Goetz, die ein Bild der kommunalpolitiſchen Ereigniſſe ſeit der Macht⸗ 
übernahme durch die nationalſozialiſtiſche Regierung gibt. In dieſer 
Überſicht kommen vielleicht die Verfaſſungsreformen bei den Ge⸗ 
meindeverbänden etwas zu Rurz. Ob im übrigen der auf S. 294 im 
Anſchluß an § 14 PrGemVerfch. (nicht Gem Finch.) empfohlene Bes 
l in dieſer Totalität möglich iſt, erſcheint wir zwei⸗ 
felhaft. 

Alles in allem: Das Jahrbuch hat nach dem Inhalt ſeines 
1. Halbbandes Anſpruch auf vollſte Beachtung jedes kommunal⸗ 
wiſſenſchaftlich Intereſſierten. Nicht verſäumt ſei zum Schluß ein an⸗ 
erkennender Hinweis auf die beſondere Preiswürdigkeit des Werkes. 

ORegR. Dr. Loſchelder, Berlin. 


Eberhard Freiherr v. Künßberg: Der Sachſenſpiegel. Bilder 
aus der Heidelberger Handſchrift. (Inſel⸗Bücherei Nr. 347.) 
Leipzig. Inſel⸗Verlag. Preis broſch. —,80 A,. 

Der Sachſenſpiegel (Bilder aus der Heidelberger a 
wird gerade in der Jetztzeit, die Eike von Repgows Verdienſte 
um das deutſche Rechtsgut zu Recht gewürdigt hat, ein viel⸗ 
geleſenes Büchlein werden. Es veranſchaulicht in der Wieder⸗ 
gabe der Bilder aus der Heidelberger Handſchrift auf 32 bunten 
Tafeln die verſchiedenen Rechtsbräuche Anfang des 13. Jahrhun⸗ 
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derts. Die Erläuterungen geben ein klares Bild vom Werke des 
großen Eike, deutſche Rechtsgedanken werden uns nahegebracht. 

Insbeſ. zeigen uns die Tafeln, daß Eikes Sachſenſpiegel ein 
wahres Volksbuch war. Möchten doch auch unſere Geſetze dieſen 
Ruf erlangen. 


RA. und Notar Prof. Dr. Noack, Halle a. S. 


Dr. Karl Dverner, ORegR. im RIM: Die neue Ehrengerichts⸗ 
barkeit der Wirtſchaft und des Handwerks. Syſtematiſche 
Darſtellung der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit auf Grund 
des ArbOG. v. 20. Jan. 1934 und der Ehrengerichtsbar⸗ 
keit des Handwerks auf Grund der 1. VO. über den vor⸗ 
läufigen Aufbau des deutſchen Handwerks v. 15. Juni 1934. 
Berlin 1934. Otto Elsner, Verlagsgeſ. m. b. H. 215 S. Preis 
geb. 5 RM. 


Im Arbeitsrecht der Nachkriegszeit hatte ſich neben der durch 
das Geſetz gegebenen Ordnung eine eigenartige ſoziale Zwangs⸗ 
ordnung entwickelt, die auf wirtſchaftlicher Macht und politiſchem 
Einfluß der Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmerverbände beruhte und in 
ihren Wurzeln weit in die Zeit vor dem Kriege hineinreichte. An 
ihre Stelle will das Arb OG. eine neue Ordnung ſetzen, die man viel⸗ 
leicht als eine freie, ſittlich gebundene Sozialordnung 
bezeichnen darf: frei von dem Zwang der Intereſſenverbände, und 
ſittlich gebunden durch die Gedanken der Arbeitsgemeinſchaft im 
Betriebe und der Volksgemeinfchaft. Eine neue Sozialordnung ſolcher 
Art kann durch äußere Regeln allein nicht geſchaffen werden; die 
Vorausſetzungen für ihren Beſtand liegen vielmehr in den arbeiten⸗ 
den Menſchen ſelbſt und in deren Einſtellung zueinander ſowie zum 
Vollisganzen. 

Das Arb OG. hat nun das Wagnis unternommen, in der Form 
von Rechtsſätzen die Grundgedanken feſtzulegen, an denen die neue 
ſoziale Geſinnung ſich entwickeln ſoll, und es hat zugleich in der 
ſozialen Ehrengerichtsbarkeit eine Einrichtung geſchaffen, die der 
Erweckung und Bewährung der vom Nationalſozialismus verlangten 
Geſinnung dient. Hieraus ergibt ſich von ſelbſt die gebieteriſche For⸗ 
derung, daß nicht nur die Juriſten, ſondern alle beteiligten Volks⸗ 
kreife fi) mit dem Weſen und den Formen der fozialen Ehren⸗ 
gerichtsbarkeit genau vertraut machen. 

Das vorliegende Buch, dem Mansfeld ein Geleitwort vor⸗ 
angeſchickt hat, kommt demnach einem lebhaften Bedürfnis entgegen. 
Es bietet eine erſchöͤpfende und zuverläſſige ſyſtematiſche Darſtellung 
in klarer, verſtändlicher Form und gibt auch über juriſtiſche Zweifels⸗ 
fragen, wie z. B. die Vollſtreckung der ehrengerichtlichen Strafen 
und die Möglichkeit der omen wohlbegründete Auskunft. 
Der Abdruck der in Betracht kommenden geſetzlichen Beſt. erleichtert 
die Benutzung des Werkes, das namentlich für die Vertrauensräte 
der Betriebe und für die Treuhänder der Arbeit und die Arbeits⸗ 
gerichtsbehörden ſich als ausgezeichnetes Hilfsmittel bewähren wird. 


RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Dr. Guſtav Rohmer, Staatsrat, NegPräf. a. D.: Die neue 
Innungsordnung. 1. VO. über den vorl. Aufbau des 
deutſchen Handwerks vom 15. Juni 1934 nebſt AusfBeft. 
Textausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sachver- 
zeichnis. München und Berlin 1934. Beckſche Verlagsbuchh. 
Preis Leinenband 2,80 AM. 


Durch das Geſetz über den vorläufigen Aufbau des deutſchen 
Handwerks v. 29. Nov. 1933 wurden der RWiM. und der RAM. 
ermächtigt, über den Aufbau des deutſchen Handwerks eine vor⸗ 
läufige Regelung auf der Grundlage allgemeiner Pflichtinnungen 
und des Führergrundſatzes zu treffen. Die erſte Etappe auf dem hier⸗ 
mit vorgeſchriebenen Wege zur Reorganiſation des Handwerks iſt durch 
die „Erſte Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deutſchen 
Handwerks“ v. 15. Juni 1934 zurückgelegt; ſie regelt das Innungs⸗ 
weſen und führt die Kreishandwerkerſchaften und die handwerkerliche 
Ehrengerichtsbarkeit ein. Die VO. gewinnt beſondere Bedeutung da⸗ 
durch, daß das Innungsweſen grundlegend geändert wird und die 
Neuregelung richtunggebend zum mindeſten für die weitere Ausgeſtal⸗ 
tung des Handwerksrechtes iſt. 

Zur Unterrichtung über das neue Innungsrecht wie für ſeine 
praktiſche Anwendung iſt die im Beckſchen Verlag erſchienene 
„Neue Innungsordnung“ um ſo wertvoller, als ſie im Anhang 
die ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriften und Verwaltungsanordnungen 
bringt, deren ergänzende Kenntnis zum Verſtändnis des neuen 
Innungsrechtes dient. Die erſchöpfenden Erläuterungen aus der 
Feder des bekannten Herausgebers des Kommentars zur Gewd. 
von Robert v. Landmann beweiſen die beſondere Sachkennt⸗ 
nis und Berufung. des Verf. Die handliche Form und die niedere 
Preisſtellung ſind eine weitere Empfehlung für das Erläuterungsbuch. 


MinR. Dr. Zee⸗ Heraeus, Berlin. 


RegR. Dr. Horſt Schieckel: Das Recht der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in der Sozialverſicherung im jeweils neueſten 
Stande (Loſeblattausgabe). München 1934. Rechts⸗Verlag. 
Preis in Leinen geb. 4,80 .. 


Die Zwangsvollſtreckung gehört, namentlich unter der Her⸗ 
ſchaft der gegenwärtigen Notgeſetzgebung, zu den verwickelſten Rechts⸗ 
gebieten. Für alle, die auf dem Gebiete der Sozialverſicherung mit 
der Beitreibung zu tun haben, wird eine überſichtliche Zuſammen⸗ 
ſtellung der für die Praxis wichtigen Beſt. gewiß begrüßt werden. 
Das Werk von Schiechel iſt für dieſen Zweck durchaus geeignet. 
Das Vollſtreckungsrecht einſchließlich der neuen Beſt. über Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz, der Beſonderheiten des landwirtſchaftlichen Beſitzes 
uſw. ift für die praktifche Anwendung ausreichend dargeſtellt. Darüber 
hinaus findet ſich aus dem materiellen Recht der Sozialverſicherung 
eine nützliche Überſicht über die Rechtsbeziehungen, aus welchen An⸗ 
ſprüche der Verſicherungsträger überhaupt erwachſen können, über 
die Verſchiedenheit der Rechtsgrundlage für die Beitreibung in den 
einzelnen Ländern, Muſter für Beitreibungsmaßnahmen ſowie ein 
Übergreifen in das Zivilrecht. 

Der zivilrechtliche Teil der Darſtellung iſt dem Verf. nicht recht 
gelungen. Der Begriff der „uneigentlichen Vollſtreckung“, in welchem 
Aufrechnung, Erfüllungsſurrogate, Erlaß, Verzicht, Niederſchlagung 
zuſammengefaßt werden, iſt der Rechtswiſſenſchaft fremd und ebenſo 
entbehrlich wie mißverſtändlich. Der Verzicht i. S. des öffentlichen 
Rechts wird zwar richtig von dem Erlaßvertrag des bürgerlichen 
Rechtes unterſchieden; es muß aber irreführen, wenn für beide Be⸗ 
griffe unterſchiedslos geſagt wird, „er begründet eine Einrede, durch 
welche die Geltendmachung des Anſpruchs dauernd gehemmt iſt, ohne 
dieſen ſelbſt zum Erlöſchen zu bringen“ (S. 41). Die Geſamtſchuld 
hätte getrennt und nicht unter den Abſchnitt „Schuldübernahme“ be⸗ 
handelt werden ſollen. Die Abtretung wird definiert (S. 42). „Durch 
die Abtretung einer Forderung auf Grund eines Vertrages zwiſchen 
Schuldner und Glaubiger tritt der neue Gläubiger an die Stelle des 
alten, der aus dem Schuldnerverhältnis ausſcheidet (3 398 BGB.).“ 
Das iſt unrichtig. Der Abtretungsvertrag wird nicht zwiſchen 
Schuldner und Gläubiger, ſondern zwiſchen dem alten und neuen 
Gläubiger abgeſchloſſen. Das wichtige Gebiet der Erfüllungsſurrogate 
iſt ausreichend behandelt. Der Satz aber, daß die „Abtretung einer 
Forderung mangels beſonderer Vereinbarung als Erfüllung gilt“ 
(S. 39), iſt nicht zutreffend. Zu dieſem Teil der ſonſt durchaus 
anzuerkennenden Arbeit iſt eine durchgreifende Beſſerung erwünſcht. 
Der praktifche Wert des Werkes für ſeine eigentliche Aufgabe wird 
durch dieſe Unzulänglichkeit nicht beeinträchtigt. 

RA. Dr. A. Bergſchmidt, Berlin. 


Prof. Dr. F. Klauſing, Mitgl. d. Akad. f. Deutſch. Recht, Frank⸗ 
furt a. M.: Reichsgeſetz betr. die Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung ſowie die wichtigſten die GmbH. be⸗ 
rührenden Nebengeſetze und Verordnungen. 2., erweit. Aufl. 
Berlin 1934. Carl Heymanns Verlag. Preis 2,40 H. 

Dieſe Sammlung enthält in überſichtlichem Druck das GmbchG. 
und feine wichtigſten Nebengeſetze, wie z. B. Teile der Gold Bil VO., 
der VerglO., das Geſ. v. 28. Juni 1926, das Geſetz über die Bil» 
dung eines Anleiheſtocks bei Kapitalgeſellſchaften und ſchließlich das 

Ummandlungs®. v. 5. Juli 1934 mit feiner Durchführungs verordnung. 
„Die faſt die Hälfte des Buches, etwa 60 Seiten umfaſſende Ein⸗ 

leitung Klauſings beſchäftigt ſich in 7 Abſchnitten mit der Ge⸗ 

ſchichte und der Verbreitung im In⸗ und Ausland, der Entwicklung 
der Geſetzgebung, der Syſtematik, dem Weſen und den Organiſations⸗ 
formen, der Reform, dem Steuerrecht und dem Schrifttum des 

GmbHG. Klauſing trägt bei feiner Darſtellung der neuen Rechts- 

auffaſſung Rechnung. 

AGR. Dr. Karl⸗Auguſt Criſolli, Berlin. 


Dr. Paul Sattelmacher, OLGPräſ. in Naumburg: Bericht, 
Gutachten und Urteil. Eine Anleitung für praktiſche Juriſten 
im Vorbereitungsdienſt. 14. veränderte und ergänzte Auflage 
von Daubenſpeck. Referat, Votum und Urteil. Berlin 1934. 
Verlag Franz Vahlen. Preis geb. 8,50 AM. 


Das genannte Werk liegt in einer neuen Auflage, der 14. Aufl., 
vor. Es iſt eins der wenigen juriſtiſchen Werke, von dem wohl 
behauptet werden kann, daß es keinem Volljuriſten unbekannt iſt. 

Dennoch möchte ich hervorheben, daß Daubenſpech 1 
1884 das Buch unter dem Titel: Referat, Votum und Urteil, erſt⸗ 
malig herausgab. Fünfzig Jahre Lebensdauer und die Tatſache, 
daß die 14. Aufl. erreicht iſt, ſagen genügend über den Wert 
dieſes Buches. 0 

Das Merk iſt für die jungen Kollegen im Vorbereitungsdienſt 
beſtimmt. Ich habe keinen Referendar kennengelernt, der während 
des Vorbereitungsdienſtes dieſes wertvolle Buch nicht benutzt hat. Be⸗ 
merkt habe ich aber, daß ſehr viele junge Kollegen erwarten, bloßes 
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Durchleſen dieſes Werkes bereite einen Referendar genügend vor, um 
mit Erfolg das große juriſtiſche Staatsexamen abzulegen. An dieſer 
Stelle ſei vor einer derartigen Benutzung gewarnt. Das verhältnis⸗ 
mäßig kleine Werk gibt fo außerordentlich viele Anregungen, ſtellt 
mit Recht auch gute Anforderungen, daß der Benutzer Seite um 
Seite des Werkes ſich erarbeiten muß. Nur dann wird er für 
ſein ganzes Leben einen unſchätzbaren Vorteil haben. Das Zivil⸗ 
prozeßrecht tritt in den Jahren des Studiums immer mehr in den 
Hintergrund. Ich möchte ſagen, leider. Denn um ſo ſchwerer wird 
es dem jungen Kollegen in der Ausbildungszeit werden, ſich mit der 
Anwendung des Zivilprozeßrechtes vertraut zu machen. Um ſo mehr 
wird ihm aber das vorliegende Werk auf dem ſicherlich beſchwerlichen 
Weg helfen. 

Ich habe viele Studierende kennengelernt, die auf der Uni⸗ 
verſität bei der Anfertigung der Arbeit für das Zivilprozeßpraktikum 
feſtſtellten, daß ihnen trotz großen Fleißes die Vorleſungen nicht die 
geringſte Fertigkeit verſchafft hatten, eine Zivilprozeßrechtsarbeit 
anzufertigen. Allgemein hörte ich die Auffaſſung vertreten, es liege 
eben daran, daß ſich die Ideen des Zivilprozeßrechts nicht ohne die 
Praxis lehren laſſen. Ich habe dieſer Auffaſſung energiſch wider⸗ 
ſprochen. Mir war klar, daß Studenten, die mit derartigen Fragen 
an mich traten, vorwärts ſtrebten und dankbar jede Anregung auf⸗ 
greiſen würden, um vorwärts zu kommen. Ich gab dieſen Studenten 
das vorliegende Werk in die Hand. Oft auch noch Stölzels Schu⸗ 
lung für die ziviliſtiſche Praxis, Bd. 1. Der Erfolg war ein außer⸗ 
ordentlich günſtiger. Dieſe Studenten verſanken nicht in Theorien, 
ſie lernten die Anwendung der abſtrakten Norm auf den konkreten 
Fall verſtehen. Mir iſt häufig genug geſagt, „warum wird auf dieſe 
Weiſe nicht Zivilprozeßrecht gelehrt“? Ich kann daher aus dieſen 
Erfahrungen das Werk jedem Studierenden der Rechtswiſſenſchaft, 
der anſtrebt, ſpäter einmal Ganzes in ſeinem Beruf leiſten zu wollen 
— für den Halbintereſſierten iſt das Buch zu ſchade —, genau ſo 
dringend empfehlen, wie dem in der Ausbildung begriffenen Re⸗ 
ferendar. Mit der Durcharbeitung dieſes Buches würde der Student 
zu beginnen haben, ſobald er ſich mit den elementaren Grundſätzen 
des Zivilprozeßrechtes beſchäftigt hat. 

Das Werk berückfichtigt bereits die eingetretene Geſetzänderung 
der Zivilprozeßnovelle v. 27. Okt. 1933. Das Buch war 
ſtets eins der Bücher, welches den jungen Juriſten erziehen wollte 
zum Dienſt am Recht und das wiederum als Recht anſah, was dem 
Rechtsbewußtſein des Volkes entſprach. Dieſe Grundſätze werden 
aber noch mehr als bisher unterſtrichen. 

Bearbeiter und Verlag verdienen die beſten Wünſche für die 


kommenden fünfzig Jahre. 
RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 


R. Sellien, DiplKaufm. u. Reviſ., Dipl Hand Lehr.: Die GmbH. 
nach neuem Recht unter Berückſichtigung der erleichterten 
Kapital herabſetzung und Umwandlung. Wiesbaden. Be⸗ 
triebswirtſchaftlicher Verlag Dr. Th. Gabler. Preis broſch. 
3,90 Hl. 


Die ſehr teure Broſchüre von 80 Seilen führt ihren Titel nicht 
mit Recht. Von dem „neuen Recht“ der GmbH. find nur die neuen 
Geſetze enthalten. Von der neuen Rechtsauffaſſung und der neueren 
Rechtsentwicklung, wie z. B. von den in der Rechtſprechung ent⸗ 
wickelten Lehren über das Erlöſchen, über die Mantelverwertung uſw., 
iſt ebenſowenig die Rede wie von Reformgedanken. 

Die Broſchüre enthält das GmbHG. mit feinen wichtigeren 
Nebengeſetzen. Der Verf. hat in knapper Darſtellung den einzelnen 
Abſchnitten der geſetzlichen Vorſchriften Erläuterungen beigefügt. Eine 
ſtichprobenweiſe durchgeführte Nachprüfung der Anmerkungen hat er⸗ 
geben, daß die Darſtellung nicht ganz frei von kleineren Irrtümern 
zu ſein ſcheint; ſo hält es der Verf. z. B. auf S. 24 für möglich, die 
Vertretung dahin zu regeln, daß „jeder oder nur beſtimmte Geſchäfts⸗ 
führer in Gemeinſchaft mit einem Prokuriſten“ vertreten können, 
trotzdem es anerkannten Rechtes iſt, daß es nicht zuläſſig iſt, jeden 
Geſchäftsführer an einen Prokuriſten zu binden (vgl. Staub⸗ 
Hachenburg, Anm. 23 zu 835); fo erklärt er ferner auf S. 8, 
eine GmbH.⸗Firma könnte „lauten: „Richter & Betz⸗Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung‘; ſie könnte auch heißen: „Richter Betz & Co. 
Gmbg.““, trotzdem es anerkannten Rechtes iſt, daß der GmbH.⸗Zuſatz 
in der Firma ſtets ausgeſchrieben werden muß (vgl. Staub⸗ 
Hachenburg, Anm. 6 zu 8 4). 

AGR. Dr. Karl⸗Auguſt Criſolli, Berlin. 


Egon Freiherr von Eickſtedt: Raſſenkunde und Raſſenge⸗ 
ſchichte der Menſchheit. Stuttgart 1934. Verlag Fer⸗ 
dinand Enke. 936 S., 613 Abbildungen, 3 Tafeln, 8 far⸗ 
bige Karten. Preis geh. 72,50 K, geb. 76,50 AM. 


Der bekannte Breslauer Anthropologe hat in dem vorliegenden 
umfangreichen Werk einen ganz groß angelegten Überblick über die 


geſamten Fragen der Raſſenkunde gegeben. Während Günther 
in ſeinen bekannten Raſſenbüchern eine mehr ſtatiſche Betrachtung 
der Raſſe liefert, alſo die ſogenannten Syſtemraſſen nebeneinander 
betrachtet, ſchildert Eickſtedt die Raſſenkunde dynamiſch, d. h. er 
erfaßt die Raſſen in ihrem Werden und Vergehen und dauernden 
Wandlungen und ewigem Wechſel. Eickſtedt gibt einen wiſſen⸗ 
ſchaftlich begründeten Geſamtüberblick über das Leben überhaupt und 
die allmähliche Entſtehung des Menſchengeſchlechts und deſſen Zer⸗ 
fall in drei große Raſſenkreiſe der Dft-, Süd⸗ und Nordmenſchheit, 
die dann wieder in die verſchiedenen einzelnen Raſſen zerfallen. 
Immer wieder weiſt er darauf hin, wie ſehr der Menſch ein Teil 
der geſamten Natur ift, die ihn bildet und von der er bewußt, meiſt 
aber unbewußt abhängig iſt, und wie alles Leben ſich nicht in 
Schemen einpreſſen läßt, ſondern tauſendfachen Wandlungen unter⸗ 
worfen iſt und mannigfache, flüſſige Grenzen und Verzahnungen 
zwiſchen den einzelnen Raſſen entſtehen. Er verfolgt die Wan⸗ 
derungen und die Geſchichte der verſchiedenen Raſſen in den ver⸗ 
ſchiedenen Erdteilen von der Urzeit bis in die Gegenwart; uner⸗ 
ſchöpflich ſind gerade die geſchichtlichen Anregungen, die er uns gibt. 

Dies mag genügen, um in dieſen Blattern den Leſern eine un⸗ 
gefähre Vorſtellung von der Bedeutung des vorliegenden Buches zu 
vermitteln. Es handelt ſich hier tatſächlich um ein Standardwerk der 
Raſſenkunde, das von höchſter wiſſenſchaftlicher Bedeutung iſt, und 
zwar nicht nur für den Anthropologen, ſondern vor allem auch für 
jeden, der ſich mit der Geſchichte der Welt und des Menſchen⸗ 
geſchlechts befaßt. Das ſollte aber eigentlich jeder Deutſche! Wer 
ſich zur Anſchaffung dieſes Buches entſchließt, und ſich der Arbeit 
unterzieht, es genau zu leſen, wird jedenfalls nicht enttäuscht fein, 
ſondern einen großen Gewinn durch Weitung ſeines Geſichtskreiſes 
haben, vor allem auch reiche Anregungen über alle Fragen der 
Raſſenkunde, die ja der Schlüſſel zur Weltgeſchichte und Politik iſt. 

Im übrigen möchte ich auf meine größeren Beſprechungen im 
R.⸗ u. PrVerwBl. 1934, 273 Nr. 14 und in Deutſche Verwaltung 1934, 


157/58 Nr. 11 verweiſen. 
Min Dir. Dr. Nicolai, Berlin. 


Alfred Roſenberg: Kriſis und Neubau Europas. (Schriften 
der Deutſchen Hochſchule für Politik, Heft 5). Berlin 1934. 
Junker und Dünnhaupt Verlag. Preis 0,80 . 


Die angezeigte Schrift gibt einen Vortrag wieder, den der 
Leiter des Außenpolitiſchen Amtes der NSDAP. in der Hoch⸗ 
ſchule für Politik gehalten hat. Die Bedeutung des Vortrags be⸗ 
ſteht darin, daß im Gegenſatz zur paneuropaiſchen Ideologie, die 
die Einheit Europas on der franzöſiſchen Hegemonie zu begrün⸗ 
den ſuchte, die Idee einer europäiſchen Ordnung entwickelt wird, 
die auf den gleichberechtigten verſchiedenartigen Volkstümern 
Europas aufgebaut iſt. Die großen Nationen, die die neue Ordnung 
tragen ſollen, werden, ſo legt Roſenberg dar, durch eine ver⸗ 
ſchiedene Idee des Nationalismus geleitek: Italien durch den 
ſtaatsnationalen Gedanken, Frankreich durch die Idee des Bodens, 
England durch die Idee der Geſellſchaft (society), Deutſchland durch 
den Blutsgedanken. Vielleicht iſt dieſe Kennzeichnung der vier 
Nationvorſtellungen nicht ganz vollſtändig; ſo wird für Frankreich 
(wie vor allem Rénan gezeigt hat) neben der Bodenverbunden⸗ 
heit die formende Macht der ſtaatlichen Geſchichte und das ſtändig 
erneuerte Bekenntnis zur „eivilisation“ zu beachten ſein, und für 
England iſt die in den Kolonien bewieſene ſchroffe Abgrenzung 
gegenüber den Farbigen immerhin bemerkenswert. Dieſe ergän⸗ 
zende Anmerkung beeinträchtigt natürlich die wichtige Feſtſtel⸗ 
lung des verſchiedenen Artgefüges der Völker in keiner Weiſe. 
Aus der vierfachen Wurzel der verſchiedenartigen Nationen, fo 
führt Roſenberg weiter aus, erwächſt der europäiſche Ge⸗ 
danke, deſſen erſte, wenn auch durchaus unvollkommene Geſtal⸗ 
tung der Viermächtepakt iſt. Das künftige europäiſche Prinzip ſoll 
weder Unterwerfung unter eine Nation noch chaotiſcher Gegenſatz 
aller Nationen, ſondern eine ausgleichende Ordnung ſein. Roſen⸗ 
berg entwickelt dieſen Ausgleich aus der verſchiedenen politiſchen 
Dynamik, die ſich aus dem Artgefüge der vier großen Nationen 
ergibt und die die einzelnen Völker in verſchiedene Richtungen 
weiſt: Frankreich nach Nordafrika, Italien nach dem Mittelmeer⸗ 
gebiet und dem mittleren Nordafrika, England nach den über⸗ 
ſeeiſchen Kolonien, während Deutſchlands kulturelle und wirtſchaft⸗ 
liche Dynamik, die nichts mit aggreſſiv⸗militäriſcher Expanſion zu 
tun hat, nach Nordoſten und Südoſten geht. Aus dieſer verſchie⸗ 
denartigen Bewegungsrichtung der Völker braucht ſich alſo kein 
Gegenſatz zu entwickeln, ſondern kann ſich die organiſche Neu⸗ 
geburt der zerſtörten europäiſchen Ordnung vollziehen. 

Die Schrift iſt nicht nur ein wichtiges Glied in dem poli⸗ 
tiſchen Kampf Deutſchlands um den wahren europäiſchen Frieden. 
Sie zeigt auch Wege für den Neubau des europäiſchen Völkerrechts, 
indem ſie den Grundgedanken einer neuen, zwiſchen den Nationen 
vermittelnden rechtlichen Ordnung ausſpricht. 

Prof. Dr. E. R. Huber, Kiel. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte 
Reichsgericht 


a) Zivilſachen 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


[* Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgericht. — 7 Anmerkung.] 


** 1. 88 179, 195, 196, 254 BGB.; 868 3 PO .; 8 14 
Abſ. 1 Dev VO. v. 23. Mai 1932. 

Der Anſpruch aus 8 179 BGB. unterliegt der 
dreißigjährigen Verjährung. 

8254 BGB. iſt gegenüber 868 3 PO. nicht 
anwendbar. 

Der Gegner des vollmachtloſen Vertreters 
kann das Vertrauensintereſſe als Schadens⸗ 
erſatz in entſprechender Anwendung des 8 179 
BGB. auch ohne die Vorausſetzung verlangen, 
daß der Vertrag bei Vorhandenſein der Boll- 
macht gültig ſein würde, ſofern nur der andere 
Teil überhaupt auf das gültige Zuſtandekom⸗ 
men des Vertrags vertrauen konnte. 

Eine Zahlung iſt nicht ſchon dann eine ſolche 
„zugunſten eines Ausländers“, wenn der Em p⸗ 
fänger durch einen Vertrag mit dieſem ver⸗ 
pflichtet iſt, einen Bruchteil davon an ihn ab⸗ 
zuführen. 

Der Bekl. ſchloß am 10. Mai 1919 in Zürich namens 
des reußiſchen Miniſteriums mit der Schweizer AktG. A. 
einen Vertrag über Lieferung von 1000 000 kg Lebensmittel. 
Das Miniſterium in Gera beſtritt aber die Vollmacht des 
Bekl. In einem Vorprozeß verklagte die A. mit der Behauptung, 
der Bekl. ſei bevollmächtigt geweſen, das Gebiet Gera — Greiz, 
ſpäter das Land Thüringen, auf 705 214 ſchw. Franken 
Schadenserſatz und verkündete dem Bekl. den Streit; er trat 
ihr als Nebenintervenient bei. Das LG. ſtellte feſt, daß der 
Bekl. nur einen Reiſeausweis gehabt, den er mißbräuchlich 
als Vollmacht ausgegeben habe, und wies die Klage ab. Die 
Berufung der A. wurde als unzuläſſig verworfen, weil ſie die 
erforderte Prozeßgebühr verſpätet einzahlte. 

Im gegenwärtigen Rechtsſtreit wird der Bekl. als Ver⸗ 
treter ohne Vertretungsmacht auf Schadenserſatz in Anſpruch 
genommen. Der Kl. (ein Kaufmann in Berlin) leitet ſeine 
Klagbefugnis aus Abtretung her. Er hat 6200 RM eingeklagt. 
BG. gab der Klage ſtatt. Die Rev. wurde zurückgewieſen. 

Das BG. beurteilt die Haftung des Bekl. aus Ver⸗ 
tretung ohne Vertretungsmacht nach deutſchem Recht, weil 
die Parteien ihre geſamten Rechtsbeziehungen deutſchem Recht 
hätten unterſtellen wollen. Das iſt unbedenklich, und wird 
auch von der Rev. nicht angegriffen. 

Das BG. ſtützt die Verurteilung des Bekl. auf $ 179 
BGB. Daß der Anſpruch daraus verjährt wäre, kann der 
Rev. nicht zugegeben werden. Vielmehr hat das BG. mit 
Recht die Regel des 8 195 BGB. angewandt, wonach die 
Verjährungsfriſt dreißig Jahre beträgt, und die Anwendung 
des § 196 BGB. abgelehnt. Wenngleich $ 196 BGB. nicht 
nur vertragliche Anſprüche trifft (RG. 86, 971)), ſo iſt dort 
die kurze Verjährungsfriſt doch nur für die Geſchäfte des täg⸗ 
lichen Verkehrs aus Zweckmäßigkeitsgründen angeordnet. Der 
Fall, daß ein vollmachtloſer Vertreter als Bevollmächtigter 
auftritt, weicht aber von den Tatbeſtänden des 8 196 BOB. 


1) JW. 1915, 325. 


D. S. 


weſentlich ab (ogl. RGRKomm. § 196 BGB. Anm. 1), er 
iſt keine tägliche Erſcheinung, und es wäre höchſt unzweck⸗ 
mäßig, auch für die Haftung aus 8 179 BOB. die kurze Ver⸗ 
jährungsfriſt einzuführen. Denn dieſe kann verſtrichen ſein, 
bevor ſich überhaupt der Tatbeſtand hat feſtſtellen laſſen, der 
die Haftung des Vertreters begründet; ja bevor deſſen nicht 
immer bekannte Perſönlichkeit ermittelt iſt. Die Streitver⸗ 
kündung iſt nur ein Notbehelf, der bei Unbekanntheit des 
Vertreters gänzlich verſagen würde. Alſo nicht nur darum, wie 
Hupka (die Haftung des Vertreters ohne Vertretungsmacht 
S. 253) meint, weil das Geſetz nichts anderes beſtimmt, 
ſondern darum, weil ein anderer Tatbeſtand vorliegt und 
weil die kurze Verjährungsfriſt geeignet wäre, den Anſpruch 
zu vereiteln, iſt ſie für 8179 BGB. nicht anwendbar. Der 
gegenteiligen Anſicht von Staudinger-⸗Riezler (8 195 
BGB. Anm. 4) kann nicht beigetreten werden. 

Bei der Anwendung des 8 179 BGB. lehnt nun das BG. 
eine Nachprüfung der Frage ab, ob der Bekl. wirklich keine 
Vollmacht zum Abſchluſſe des Vertrages gehabt hat, weil dieſe 
Frage durch den Vorprozeß zuungunſten des Bekl. bereits 
entſchieden ſei, und zwar nach 868 ZPO. mit für ihn binden⸗ 
der Wirkung. Daß im Vorprozeß die Rechtsvorgängerin des 
jetzigen Kl., nicht er ſelbſt, Klagepartei geweſen war, hält das 
BG. wegen der Wirkung der in 8 68 ZPO. erweiterten 
Rechtskraft mit Recht für unerheblich (8 325 ZPO.; RG. 82, 
1732)). Dagegen erhebt die Rev. auch keine Einwendungen. 
Aber ſie meint, es müſſe dem Bekl. unter dem Geſichtspunkt 
des 8254 BGB. zugute gehalten werden, daß im Vor⸗ 
prozeſſe die A. AktG. die rechtzeitige Einzahlung der Prozeß⸗ 
gebühr für die Berufung verabſäumt habe und daß dadurch 
das Urt. rechtskräftig geworden ſei. Dieſer vereinzelt ver⸗ 
tretenen Anſicht von der Anwendbarkeit des 8254 BGB. 
gegenüber 868 3PO. (OLG. Marienwerder: Rſpr. der 
OLG. 4, 216; Skonietzki⸗Gelpcke, 868 ZPO. Anm. 4) 
läßt ſich nicht beitreten. Der Bekl. war als Nebenintervenient 
ſelbſt in der Lage, wenn er das Urt. für unrichtig hielt, da⸗ 
gegen Berufung einzulegen. Fehlten ihm dazu die Mittel, ſo 
hätte er um Bewilligung des Armenrechts nachſuchen können, 
vorausgeſetzt, daß die Berufung nicht ausſichtslos war. Wollte 
man dem Nebenintervenienten in ſolchem Falle den Einwand 
aus 8254 BGB. geben, fo würde ihm damit das geſtattet, 
was 868 ARD. gerade ausſchließen will, nämlich die Gel⸗ 
tendmachung, daß der Rechtsſtreit unrichtig entſchieden worden 
ſei (ogl. Stein⸗Jonas 868 Anm. III; Hellwig, Lehr⸗ 
buch des deutſchen Zivilprozeßrechts 2, 515 Anm. 110). 


Zugegeben muß der Rev. werden, daß die Gründe, aus 
denen das BG. die Nichtigkeit des Vertrages für unerheblich 
erachtet, mit 8179 BGB. nicht verträglich ſind. Es iſt in 
der Rſpr. des RG. wiederholt ausgeſprochen worden, daß 
8179 BGB. nicht unmittelbar anwendbar iſt, wenn der vom 
Vertreter geſchloſſene Vertrag auch bei Vorhandenſein der 
Vertretungsmacht nichtig fein würde (RG. 106, 715); Recht 
1909 Nr. 1841; Warngſpr. 1926 Nr. 152; Urt. v. 29. Juni 
1923 III 540/22). Ein Erfüllungsanſpruch kann in ſolchem 
Falle gegen den Vertreter ebenſowenig gegeben ſein, wie 
er bei Vorhandenſein der Vertretungsmacht gegen den Ver⸗ 
tretenen gegeben wäre. Hier lagen nun zwei Gründe vor, 
welche die Entſtehung eines gültigen Vertrages hinderten: das 
Fehlen der Einfuhrerlaubnis nach den vom BG. angeführten 
Beſtimmungen und das Fehlen der Einwilligung der Reichs⸗ 
bank nach § 3 Abſ. 2 der VO. über den Zahlungsverkehr mit 
dem Ausland v. 8. Febr. 1917 (RGBl. 105). Für die un⸗ 
mittelbare Anwendung des 8179 BOB. iſt es gleichgültig, 
ob der Vertrag v. 10. Mai 1919 für den Fall geſchloſſen wor⸗ 
den iſt, daß die fehlenden behördlichen Genehmigungen noch 
erteilt würden, und ob ſie dem reußiſchen Miniſterium er⸗ 


3) JW. 1924, 165. 
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teilt worden wären, wenn dieſes ſich darum bemüht hätte. 
Beides hat das BG. zwar bejaht, aber es kommt darauf für 
die unmittelbare Anwendung des 8 179 BGB. nicht an, denn 
tatſächlich ſind die behördlichen Genehmigungen nicht erteilt 
worden, und der Vertrag iſt, auch abgeſehen von dem Mangel 
der Vertretungsmacht des Bekl., nach den 88 134, 309 BGB. 
nichtig geblieben. Der Kl. könnte daher keinesfalls Erfüllungs⸗ 
anſprüche auf Grund des urſprünglich vereinbarten oder des 
ſpäter ermäßigten Vertragspreiſes gegen den Bekl. geltend 
machen. 

Ihm iſt aber vom BG. auch nur Erſatz ſolchen Schadens 
zugeſprochen worden, welcher der A.⸗AktcG. daraus erwachſen 
iſt, daß ſie auf die Vollmacht des Bekl. vertraut hatte, alſo 
ſogenanntes Vertrauensintereſſe oder negatives Vertragsinter⸗ 
eſſe. Dieſen Schadenserſatz kann der Gegner des vollmachtloſen 
Vertreters nach den in RG. 106, 73 entwickelten Grund⸗ 
ſätzen in entſprechender Anwendung des § 179 BGB. 
auch ohne die Vorausſetzung verlangen, daß der Vertrag bei 
Vorhandenſein der Vollmacht gültig ſein würde, ſofern nur 
der andere Teil überhaupt auf das gültige Zuſtandekommen 
des Vertrags vertrauen konnte. Hier war der Bekl. als Ver⸗ 
treter der reußiſchen Gebietsregierung, alſo einer ſtaatlichen 
Behörde, aufgetreten und nach der rechtsirrtumsfreien Aus⸗ 
legung des BG. hatte er die Beſchaffung der Einfuhrerlaubnis 
und der Einwilligung der Reichsbank als Vertragspflicht der 
Käuferin übernommen. Es iſt nicht abzuſehen, warum er für 
deren Nichterlangung nicht ebenſo haftbar ſein ſollte, wie für 
die Verweigerung der Genehmigung ſeitens der vertretenen 
Perfon im Falle eines genehmigungsfähigen Vertrages. In 
jener Entfch. iſt weiter angenommen worden, daß es jo wenig 
wie nach $ 179 BGB. bei deſſen unmittelbarer Anwendung 
eines ſubjektiven Verſchuldens des als Vertreter Aufgetretenen 
bedarf. Dies mag dahinſtehen. Auch ein Verſchulden des Bekl. 
müßte im vorliegenden Fall angenommen werden. 

Schließlich war noch zu prüfen, ob der vom BG. feſt⸗ 
geſtellte Umſtand, daß der Kl. einen Bruchteil der erſtrittenen 
Summe an den Treuhänder der Liquidationsmaſſe der A.⸗ 
AktG. nach einer zwiſchen ihnen getroffenen Vereinbarung 
abzuführen hat, die Verurteilung hindert, ſolange nicht die 
Genehmigung der Deviſenſtelle nach 8 14 Abſ. 1 DevVO. v. 
23. Mai 1932 (RGBl. I, 231) vorliegt. Daß dieſe Beſtim⸗ 
mung vor einer Verurteilung zu beachten ift, ſteht in der Rſpr. 
des RO. feſt (RG. 143, 328 )). Es fragt ſich aber, ob jene 
Vereinbarung die Zahlung des Bekl. an den Kl. zu einer 
Zahlung „zugunſten eines Ausländers“ machen würde. Das 
BG. hat das verneint, weil der Kl. keineswegs vorgeſchobene 
Perſon des Treuhänders ſei. Die Rev. will den Begriff Zah⸗ 
lung „zugunſten eines Ausländers“ weiter ausdehnen und 
auch den vorliegenden Fall darunter bringen. Indeſſen wird 
man ſelbſt bei weiter Auslegung des Begriffs nicht ſoweit 
gehen können, daß eine Zahlung ſchon dann eine ſolche zu⸗ 
gunſten eines Ausländers ſei, wenn der Empfänger durch 
einen Vertrag mit dieſem verpflichtet iſt, einen Bruchteil da⸗ 
von an ihn abzuführen. Andernfalls müßte jede Inlands⸗ 
zahlung genehmigungspflichtig ſein, von der ein Ausländer 
eine Proviſion zu beanſpruchen hat. Weder die VO. noch die 
dazu ergangenen Richtlinien v. 23. Juni 1932 (RGBl. I, 
317) geben einen Anhalt dafür, daß das beabſichtigt geweſen 
ſei (ogl. die andersgearteten Fälle in III Nr. 11 der Richt⸗ 
linien, die Zahlungsempfänge nicht nur für Rechnung, ſon⸗ 
dern auch im Namen von Ausländern betreffen). Es muß ge⸗ 
nügen, daß der Bekl. den Bruchteil nur mit Genehmigung 
der Deviſenſtelle an den Treuhänder abführen darf. 

[9-] 


(U. v. 25. Juni 1934; VI 120/34. — Jena.) 

* 2. 8 242 BGB. Wenn ein Darlehensgeber das 
Darlehen in engl. Pfunden gegeben hat, weil er 
der Reichsmark nicht traute, wohl aber dem engl. 
Pfund, aber eine Bindung hinſichtlich des Kur⸗ 
ſes des Pfundes nicht erfolgt iſt, kann er nach dem 
Fallen des Pfundes nicht Rückzahlung in Höhe 


des Wertes zur Zeit der Darlehenshingabe ver- 
langen. Eine Vertragslücke kann nicht ſchon dann 


) JW. 1934, 337. 


angenommen werden, wenn die vom Gläubiger 
erwartete Sicherung ſerner Forderung ſich 
ſpäter als ungenügend erweiſt. Keine Aufwer⸗ 
tung des engl. Pfundes. Beim Darlehen kann, 
abgejehen von Vertragsauslegung, nur Auf⸗ 
wertung, nicht Ausgleichung in Betracht 
kommen. f) 

Der Kl. hat der Bekl. in den Jahren 1926 bis 1928 Dar⸗ 
lehen von 2250 engl. Pfund gegeben. Im Anſchluß an die 
Zahlung des erſten Betrages von 1000 £ beſtätigte die Bekl. 
in einem Schreiben v. 1. März 1926 den Empfang und be⸗ 
merkte dabei, daß die Zinſen vierteljährlich in engl. Geld zu 
zahlen ſeien. Im Antwortſchreiben v. 2. März 1926 bemerkte 
der Kl., daß auch das Kapital in engl. Währung zurückzu⸗ 
zahlen ſei. Dem hat die Bekl. nicht widerſprochen. Die Zinſen 
ſind zunächſt in engl. Währung, ſpäter in Reichsmark unter 
Umrechnung des Kurſes für den Fälligkeitstag gezahlt worden. 
In einem früheren Rechtsſtreit hat der Kl. an Zinſen den 
Unterſchiedsbetrag gegenüber der Berechnung des Pfundes 
zu 20,40 AM verlangt. Die Klage iſt vom LG. in der BerInſt. 
abgewieſen worden. Darauf hat der Kl. das Kapital gekündigt. 
Es wurde mit einem Teilbetrage von 950 & am 1. Febr. und 
mit 1300 K am 1. April 1933 fällig. 

Der Kl. verlangt Rückzahlung der Darlehen in Reichs⸗ 
mark unter Umrechnung des Pfundes zu einem Kurſe von 
20,40 AM. Er begründet fein Verlangen auf Zahlung in 
Reichsmark damit, daß der Bekl. auf Grund der Deviſengeſetz⸗ 
gebung die Zahlung in engl. Pfunden nicht möglich ſei, und 
der Anſpruch auf Zahlung zum Kurſe von 20,40 RM in fol⸗ 
gender Weiſe: Bei Hingabe des erſten Darlehns ſei zwiſchen 
den Parteien ausdrücklich Vertragsgegenſtand geworden, daß 
der Kl. leine Kursverluſte erleiden ſolle. Das Darlehn ſei 
gerade deshalb in engl. Pfunden gegeben worden, weil derzeit 
die allgemeine Auffaſſung beſtanden habe, daß die Entwertung 
des engl. Pfundes unmöglich ſei. Deshalb müſſe die Bekl. 
Eu Geldwert der damals hingegebenen engl. Pfunde zurück⸗ 
zahlen. 

BG. erkannte: 

Die Bekl. wird verurteilt, an den Kl. 950 engl. Pfund 
nebſt Zinſen feit 1. Febr. 1933 und 1300 engl. Pfund nebſt 
Zinſen ſeit 1. April 1933 zu zahlen, und zwar beide Beträge 
in deutſcher Währung zum Kurſe vom 1. Febr. bzw. 1. April 
1933, hinſichtlich aller Beträge jedoch zum Kurſe des 
Zahlungstages, falls dieſer Kurs ein höherer iſt. Im übrigen 
wird die Berufung des Kl. zurückgewieſen. 

Die Rev. des Kl. wurde zurückgewieſen. 

Es handelt ſich in der RevInſt. allein um die Frage, ob 
der Umrechnung des nach dem Darlehnsvertrage zurückzu⸗ 
gebenden Pfundbetrages in Reichsmark der Betrag zugrunde 
zu legen iſt, der bei dem Erwerb des Pfundbetrages an den 


Zu 2. Der Wert des Geldes eines Landes kann ſich ändern, 
ohne daß ſich die Währung ändert. Die Kaufkraft des Geldes kann 
gegenüber einzelnen Waren oder gegenüber der Geſamtheit der Waren 
größer oder geringer werden, auch die Kaufkraft gegenüber dem Gelde 
anderer Länder kann ſich ändern. Tritt eine ſolche Anderung des 
Wertes des Geldes ein, ſo iſt es nicht zweifelhaft, daß bei einer Geld⸗ 
ſchuld der geſchuldete Gegenſtand derſelbe iſt wie vorher. Anders iſt 
die Rechtslage, wenn eine Anderung der Währung eintritt, 
wenn an die Stelle der Goldwährung Silberwährung oder Papier⸗ 
währung tritt oder wenn der Metallgehalt der Rechnungseinheit der 
Währung geändert wird. Allerdings ſteht die Annahme, daß in ſolchen 
Fällen eine Anderung der Währung vorliege, nicht im Einklang mit 
der Begründung der Entſch. des RG. v. 12. Okt. 1933 (NG. 142, 23 
JW. 1934, 546). Es handelte ſich dort um die Frage, ob im Sinne 
der allgemeinen Beſtimmungen über den Geſchäftsverkehr mit der 
Reichsbank durch das mexikaniſche Münzch. v. 27. Juli 1931 eine 
Anderung der mexikaniſchen Währung eingetreten ſei. Das RG. hat 
dieſe Frage verneint. Ich laſſe dahingeſtellt, ob dieſe Entſch. im Er⸗ 
gebniſſe richtig iſt; hierfür kommt es weſentlich auf die Auslegung 
der allgemeinen Beſtimmungen für den Geſchäftsverkehr mit der Reichs⸗ 
bank an. Die in den Gründen des Urt. enthaltenen Ausführungen, 
in denen das RG. im Gegenſatz zu der Auffaſſung der Reichsbank, 
alſo einer gewiß ſachverſtändigen Stelle, den Begriff einer Währungs⸗ 
änderung beſtimmt, vermag ich indeſſen nicht als zutreffend an⸗ 
zuerkennen. Unter Berufung auf Ausführungen von Nußbaum 
und Helfferich vertritt das RG. die Anſicht, daß eine Anderung 
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Fälligkeitstagen der Darlehen hätte aufgewendet werden müſſen, 
oder ob die Bekl. die Folgen des Sinkens des Pfundkurſes ſeit 
der Hingabe der Darlehen auf ſich zu nehmen hat. Das BG. 
prüft dieſe Frage zunächſt unter dem Geſichtspunkt der Ver⸗ 
tragsauslegung. Es ſtellt den Vorgang, welcher der Hingabe 
der Darlehen zugrunde lag, ſo feſt: Die Bekl. hat das Geld 
gebraucht und ſich deshalb an den Kl. gewendet. Dieſer hat 
ſich zur Hergabe des Geldes bereiterklärt, aber geſagt, er wolle 
nicht Reichsmark leihen, weil ſie ihm nicht ſicher genug ſei; 
er wolle das Darlehen nur in engl. Pfund geben; er wolle 
keine Verluſte haben, die Reichsmark ſei ihm dazu nicht ſicher 
genug. Das BG. fügt als Erklärung des Kl. im jetzigen 
Rechtsſtreit hinzu. Er habe bei den Kursverluſten an die 
Mark gedacht; dieſer habe er nicht getraut, wohl aber dem 
engl. Pfund. Das BG. nimmt hiernach an, daß das Rechts⸗ 
geſchäft nur deshalb in engl. Pfunden abgeſchloſſen ſei, weil 
die Mark dem Kl. nicht ſicher erſchienen ſei. Dieſer Umſtand 
ſei für den Kl. nur der Beweggrund dafür geweſen, daß zum 
Gegenſtand des Darlehnsvertrags das engl. Pfund gemacht 
wurde. Dieſer Beweggrund ſei aber nicht zum Inhalt des Ver⸗ 
trages erhoben worden. Daß der Kl. auch etwaige mit dem 
engl. Pfund verbundene Kursverluſte nicht habe tragen wollen 
und inſofern die Fortdauer der Goldwährung für den Um⸗ 
fang der vertraglichen Leiſtung habe beſtimmend ſein ſollen, 
ſei nicht vereinbart. Dieſe Ausführungen laſſen eine Ver⸗ 
letzung der 88 133, 157 BGB. nicht erkennen. Die ſpäter nicht 
geänderte Einigung der Parteien hat ſich bei der Hingabe des 
erſten Darlehens lediglich auf das engl. Pfund bezogen. Die 
Reichsmark iſt völlig außerhalb der Vertragsbindung geblieben. 
Es mag dahinſtehen, ob die Ausführung des BG. maßgebend 
ſein könnte, die Bekl. könne nicht daran gedacht haben, ein 
Riſiko hinſichtlich des engl. Pfundes zu übernehmen, weil in⸗ 
ſoweit keiner der Parteien eine Gefahr möglich erſchienen ſei. 
Denn es kommt auf die Erkennbarkeit des Willens für den Ver⸗ 
tragsgegner an (RG. 67, 433 u. a. 1). Aber dieſer hat eine 
Bindung hinſichtlich des Kurſes des Pfundes nicht gewünſcht; 


der Währung nur dann vorliege, wenn die Grundlage des Geld— 
ſyſtems geändert wird, und daß dieſe Grundlage die ideelle Einheit 
ſei, auf der das Syſtem beruht (Nußbaum), oder der Wert, den 
die der Geldverfaſſung zugrunde liegende Einheit repräſentiert 
(Helfferich). Das RG. ſcheint anzunehmen, daß die ideelle Ein⸗ 
heit einer Währung auch bei Anderungen des Münzſyſtems un⸗ 
verändert bleibt, wenn die Rechnungseinheit eines neuen Münzch. 
nach den Umrechnungsvorſchriften der Rechnungseinheit des alten 
Münz, gleichgeſetzt wird. Ich kann nicht finden, daß eine Annahme 
dieſer Art in den Ausführungen von Nußbaum und Helfferich 
ihre Stütze findet. Beide unterſcheiden zwiſchen Währungen, die in 
einer feſten Beziehung zu einem beſtimmten Quantum von Edelmetall 
ſtehen (gebundene Währungen), und Währungen, bei denen dies nicht 
der Fall iſt (freie Währungen). Sie müfjen daher einen Übergang 
von einer dieſer beiden Währungsarten zu einer anderen als eine 
Währungsänderung betrachten. Ein ſolcher Übergang hat ſowohl bei 
dem Pfunde als auch bei dem Dollar ſtattgefunden, indem an Stelle 
der an das Gold gebundenen Währung eine Papierwährung getreten 
iſt, die von jeder Bindung an ein Edelmetall frei iſt. Da wir es 
nur mit den Währungsänderungen zu tun haben, die jetzt in Eng⸗ 
land und Amerika vorgekommen ſind, kann ich mich mit dieſer Feſt⸗ 
ſtellung begnügen und brauche auf die Frage, ob in Mexiko eine 
Währungsänderung eingetreten iſt, nicht einzugehen. Ich glaube mich 
in Übereinſtimmung mit der allgemeinen Auffaſſung zu befinden, wenn 
ich annehme, daß eine Goldwährung eine andere Währung ſei als 
eine Silberwährung oder eine Papierwährung. Ich lege daher meinen 
weiteren Ausführungen trotz der Entſch. des RG. die Anſicht zu⸗ 
grunde, daß die Verpflichtung zur Zahlung von Goldpfund einen 
anderen Inhalt hat, als eine Verpflichtung zur Zahlung von Papier⸗ 
pfunden. Ich kann dies um ſo mehr tun, als ich in meinen Dar⸗ 
legungen dahingeſtellt ſein laſſe, ob in jeder Hinſicht eine neue 
Währung vorliegt, und darauf abſtelle, ob im Sinne des Vertrages 
eine Währungsanderung ſtattgefunden hat. 

Wenn eine Währungsanderung der bezeichneten Art eingetreten 
iſt, ſollte man eigentlich nicht, wie dies vielfach geſchieht, von dem 
Probleme einer Geldentwertung ſprechen. Denn man ſieht dabei eine 
weſentliche Frage vorweg als entſchieden an, indem man davon aus⸗ 
geht, daß die beiden Währungen identiſch ſeien, und daß es ſich nur 
um eine Anderung des Wertes handele. Die Identität beider Wäh⸗ 
rungen folgt aber noch nicht daraus, daß beides die Währungen des⸗ 
ſelben Landes ſind. Die Frage, ob ſie identiſch ſind, kann je nach 
den Umſtänden des Falles verſchieden beantwortet werden. In der 
Regel wird bei Anderungen der Währung durch den Währungsgeſetz⸗ 


es war vielmehr nach der zum Ausdruck gekommenen Auf⸗ 
faſſung der Parteien ein Entgegenkommen der Bekl., daß fie 
auf den Wunſch des Kl. einging, das Pfund überhaupt zum 
Gegenſtand des Vertrages zu machen. Inſoweit iſt die Erwä⸗ 
gung des BG., daß das von dem Kl. gewählte Sicherungs⸗ 
mittel untauglich geweſen ſei, daß er ſich über die Tauglichkeit 
dieſes Mittels im Irrtum befunden habe, rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden. Deshalb geht aber auch die Rüge der Rev. fehl, 
daß das BG. zu Unrecht eine ergänzende Auslegung des Ver⸗ 
trages nicht in Erwägung gezogen habe. Eine ſolche kommt 
nur in Betracht, wenn der Vertrag ſelbſt eine Lücke enthält 
(RG. 87, 213 2); 67, 433 1)). Eine ſolche Lücke kann aber nicht 
ſchon dann angenommen werden, wenn die vom Gläubiger er⸗ 
wartete Sicherung ſeiner Forderung ſich ſpäter als ungenügend 
erweiſt (RG. 118, 373 3)). Zu Unrecht beruft ſich die Rev. 
für einen Sachverhalt der vorliegenden Art auf die Aus⸗ 
führungen von Mügel: JW. 1934, 517. Mügel erkennt 
dort vielmehr an, daß das deutſche Recht bezüglich der Rechts⸗ 
folgen des Verfalls der Mark den Geſichtspunkt der Ver⸗ 
tragslücke abgelehnt und die anderweite Beſtimmung des un⸗ 
ſicher gewordenen Inhalts des Schuldverhältniſſes der Auf⸗ 
wertung überlaſſen habe und daß deshalb in dem ange⸗ 
führten, vom RG. in RG. 118, 3733) entſchiedenen Falle eine 
Entſch. nur nach Aufwertungsgrundſätzen habe in Frage 
kommen können. Mügel betont ferner, auch nach ſeiner Auf⸗ 
faſſung begründe der Umſtand allein, daß der Gläubiger ſich 
in ſeinen Erwartungen über die Sicherung ſeiner Forderung 
getäuſcht habe, keine Vertragslücke. Er bezweifelt nur, daß es 
ſich bei dem Verfall der Mark nur hierum gehandelt habe. 

Das BG. prüft den Sachverhalt ſodann unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt der Aufwertung. Auch eine ſolche Betrachtung 
kann der Auffaſſung des Kl. nicht zum Siege verhelfen. Die 
Frage der Aufwertung von Anſprüchen in ausländiſcher 
Währung iſt nach den allgemeinen Grundſätzen des hier an⸗ 
zuwendenden deutſchen Rechts zu beurteilen (RG. 120, 75%); 
RGuUrt. v. 2. Juni 1930, IV 560/29 Zeiler, Aufwf. 


geber ausdrücklich oder ſtillſchweigend beſtimmt, in welcher Weiſe Geld⸗ 
ſchulden, die zur Zeit der alten Währung begründet ſind, in der 
neuen Währung zu berichtigen ſind (Umrechnungsvorſchriften). Dieſe 
Umrechnungsvorſchriften können eine rein techniſche Bedeutung haben, 
wenn die Grundlagen der Währung (z. B. Goldwährung) unverändert 
bleiben und nur die Rechnungseinheit geändert wird, mag gleichzeitig 
ihr Name geändert werden oder nicht. Wenn die alte Einheit einen 
Goldgehalt von x Gramm hatte, die neue einen ſolchen von x/2 Gramm, 
jo wird das Schuldverhältnis nicht geändert, wenn das neue Münz. 
beſtimmt, daß Schulden, die in alter Währung begründet ſind, in 
dem doppelten Betrage der neuen Rechnungseinheit zu erfüllen ſind. 
Die Umrechnungsvorſchriften können aber einen bewußten Eingriff 
in das Schuldverhältnis darſtellen, wenn beſtimmt wird, daß die 
Umrechnung in einer Weiſe zu erfolgen hat, die dem Wertverhältnis 
der beiden Währungen nicht entſpricht, alſo, wenn ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend beſtimmt wird, daß Papiergeld, das nicht in Gold ein⸗ 
zulöſen iſt, dem Goldgeld gleichzuachten iſt, oder wenn trotz der Herab⸗ 
ſetzung des Goldgehalts auf die Hälfte beſtimmt wird, daß Geld⸗ 
ſchulden durch Leiſtung der gleichen Anzahl von Goldmünzen zu 
erfüllen ſind. Derartige geſetzliche Eingriffe in das Schuldverhältnis 
ſind bindend, ſoweit das Schuldverhältnis dem Herrſchaftsbereich des 
Geſetzgebers unterliegt. Iſt dies nicht der Fall, iſt alſo z. B. ein auf 
Pfund lautendes Schuldverhältnis nach deutſchem Recht zu beurteilen, 
ſo iſt nach deutſchem Recht zu entſcheiden, welche rechtliche Wirkung 
der Umrechnungsvorſchrift zukommt. Dies iſt zunächſt eine Frage der 
Auslegung. Es kann der Sinn des Vertrages dahin gehen, daß die 
jeweilige engliſche Währung den Inhalt des Schuldverhältniſſes be⸗ 
ſtimmen ſoll. Dann rechtfertigt ſich die Annahme, daß nach dem Ver⸗ 
tragswillen auch die Umrechnungsvorſchriften wirkſam ſind. Es ändert 
ſich dann mit der Währungsänderung auch der Inhalt der Schuld, 
und es kann ſich nur fragen, ob das deutſche Recht Handhaben dafür 
enthält, daß und in welcher Weiſe für dieſe Anderung des Schuld⸗ 
verhältniſſes ein Ausgleich zu gewähren ſei. Der Sinn des Vertrages 
kann aber auch ein anderer ſein. Nach dem Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden kann die Eigenſchaft der engliſchen Währung als Gold⸗ 
währung derart weſentlich geweſen ſein, daß im Sinne des Vertrages 
das Goldpfund ein anderer Gegenſtand iſt als das Papierpfund. Dann 
gewinnt die Frage, ob Aufwertung oder Ausgleich zu erfolgen hat, 
ein anderes Geſicht. Dann tritt auch die Frage auf, ob im Wege der 
Auslegung oder der ergänzenden Auslegung der Inhalt des Vertrages 


2) JW. 1915, 907 


1) JW. 1908, 300. 
) JW. 1928, 1197. 


2 JW. 1927, 2289. 
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Nr. 2164; Warngſpr. 1933 Nr. 112). Wenn in einigen 
Entſch. des RG. die Aufwertung von Anſprüchen in aus⸗ 
ländiſcher Währung abgelehnt worden iſt (JW. 1925, 19862, 
1926, 13238; WarnRſpr. 1933 Nr. 112), jo war entſcheidend, 
daß die Währungen, um die es ſich dort handelte, nicht von 
einer ſo tiefgreifenden Geldentwertung betroffen waren, wie die 
deutſche Mark. So liegt die Sache aber auch hier. Zu den hier 
in Betracht kommenden Tagen der Fälligkeit der Darlehen 
— 1. Febr. 1933 und 1. April 1933 — ſtand der Kurs des 
engl. Pfundes zwiſchen 14 und 15; die Entwertung des engl. 
Pfundes betrug alſo gegenüber dem Stande zur Zeit des Ab⸗ 
ſchluſſes des Darlehnsvertrages noch nicht /. Die Ablehnung 
der Aufwertung der Klageforderung durch das BG. wider⸗ 
ſpricht alſo nicht dem Grundſatze des §8 242 BGB. Daß 
übrigens in England ſelbſt trotz der Loslöſung des Pfundes 
vom Gold die Identität der früheren Goldwährung mit der 
jetzigen Papierwährung der allgemeinen Auffaſſung entſpreche, 
iſt in Rſpr. und Schrifttum anerkannt (vgl. RG. 141, 214°) 
und dortige Nachweiſungen) und mag nebenher bemerkt 
werden. 


Das BG. hat ſchließlich den Geſichtspunkt des Aus⸗ 
gleichsanſpruchs herangezogen. Er beruht auf der in 8242 


dahin zu beſtimmen iſt, daß bei Aufgabe der Goldwährung der Gold⸗ 
wert des Pfundes, wie er zur Zeit der Begründung der Schuld war, 
maßgebend iſt. 

Ich habe dieſe grundſätzlichen Erörterungen vorausgeſchickt, weil 
es nur bei Gewinnung einer feſten Grundlage für die Entſch. der 
durch die engliſche Währungsänderung geſchaffenen Probleme möglich 
ift, die vorl. Entſch. des RG. richtig zu würdigen, und ihre Trag⸗ 
weite richtig zu beſtimmen. Man gerät ſonſt in die Gefahr, die Entſch. 
ohne weiteres dahin zu verſtehen, daß in allen Fällen, in welchen 
eine Schuld auf Pfund lautet, eine Aufwertung oder ein Ausgleichs⸗ 
anſpruch ausgeſchloſſen iſt und eine Verurteilung zur Zahlung des 
Goldwertes des Pfundes auf Grund einer Auslegung oder ergänzen⸗ 
den Auslegung (Ausfüllung einer Vertragslücke) nicht ſtattfindet. Es 
beſteht weiter die Gefahr, daß man die gleichen Grundſätze anwendet, 
wenn die Schuld nicht auf Pfund lautet, aber das Pfund den Maß⸗ 
ſtab für die Bemeſſung des Umfanges des Pfundes bildet. Ich halte 
es für zweifellos, daß die letztere Annahme der Abſicht der Entſch. 
nicht entſprechen würde, daß das Gericht der Entſch. der Frage nicht 
hat vorgreifen wollen, wie der Umfang der Leiſtung zu beſtimmen iſt, 
wenn die Schuld auf Reichsmark oder Goldmark lautet, und zur 
Beſtimmung des Umfanges der Leiſtung in Reichsmark eine Beziehung 
zum Pfund oder zum Dollar hergeſtellt iſt, daß es auch den Fall 
nicht hat treffen wollen, daß eine Goldwertklauſel dem Vertrage bei⸗ 
gefügt iſt (vgl. über dieſe Fragen meine Ausführungen Dig. 1933, 
1151 und JW. 1934, 513; auch BankArch. XXXIII, 287). Das RG. 
erwähnt ausdrücklich, daß die Reichsmark völlig außerhalb der Ver⸗ 
tragsbindung geblieben ſei und prüft den Vertrag daraufhin, ob eine 
Bindung hinſichtlich des Kurſes des Pfundes vereinbart ſei. Zweifel⸗ 
haft iſt mir, ob die Ausführungen des NG. für alle Fälle gelten 
ſollen, in denen die Schuldner zur Leiſtung von Pfunden verpflichtet 
ſind oder nur für den beſonderen, vom RG. entſchiedenen Fall, in 
dem ein Darlehen in Pfunden gegeben und effektive Rückzahlung 
in Pfunden verabredet war. M. E. iſt dieſer Sonderfall anders zu 
beurteilen wie der Fall, in dem darlehnsweiſe Reichsmark hingegeben 
iſt und der Gläubiger ſich zur Sicherung gegen die Entwertung der 
Mark Rückzahlung einer beſtimmten Anzahl von Pfunden ausbedungen 
hat. In dem von dem NG. entſchiedenen Falle liegt die Annahme 
nahe, daß, wenn nicht beſonders ein anderes vereinbart iſt, es den 
Parteien nur auf das Pfund, nicht auf den Wert des Pfundes an⸗ 
gekommen iſt, und es kann angenommen werden, daß für den Inhalt 
der Leiſtung die jeweiligen Vorſchriften der engliſchen Währung ein⸗ 
ſchließlich der Umrechnungsvorſchriften maßgebend ſein ſollten. Dagegen 
habe ich Bedenken gegen die Richtigkeit der Entſch, wenn fie auf 
alle Fälle bezogen wird, in denen eine Pfundforderung begründet iſt. 
Meine abweichende Meinung habe ich in meinen oben erwähnten 
Auffägen, ferner in DIZ. 1932, 26 und JW. 1934, 1477 näher aus⸗ 
geführt. Zu der Begründung des vorl. Urt. möchte ich nur in Kürze 
folgendes bemerken. 

Das NG. führt zunächſt aus, daß eine, eine ergänzende Aus⸗ 
legung rechtfertigende Vertragslücke nicht vorliege; eine ſolche 
könne nicht ſchon dann angenommen werden, wenn die vom Gläu⸗ 
biger erwartete Sicherung ſeiner Forderung ſich ſpäter als ungenügend 
erweiſe. Es erwähnt hierbei, daß auch nach der von mir vertretenen 
Auffaſſung dieſer Umſtand allein keine Vertragslücke begründe. Dieſe 
Anführung iſt richtig. Unvollſtändig iſt es aber, wenn das NG. weiter 
fagt, „er bezweifelt nur, daß es ſich bei dem Verfall der Mark 
nur hierum gehandelt habe“. Ich habe allerdings an der angezogenen 
Stelle ausgeführt, daß die Bedeutung des Verfalles der Mark nicht 


BOB. ihre Stütze findenden Erwägung, daß es in einem Falle, 
wo ein gewiſſes Verhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung die erkennbare Geſchäftsgrundlage eines gegenſeitigen 
Vertrages bildet, Treu und Glauben widerſprechen kann, wenn 
der eine Teil den anderen an dem Vertrage ſo, wie er abge⸗ 
ſchloſſen iſt, feſthält, wiewohl das Verhältnis zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung durch eine ſpätere Anderung der Geſetz⸗ 
gebung weſentlich verſchoben wird (vgl. aus der neueren Zeit 
RG. 141, 216 )). Der alsdann von der Rſpr. entwickelte 
„Ausgleichsanſpruch“ kommt aber bei einem Darlehn nicht in 
Betracht, deſſen Rechtsnatur darin beſteht, daß das Emp⸗ 
fangene zurückzugeben iſt. Ein Verhältnis zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung zur Zeit des Vertragsſchluſſes und eine 
Verſchiebung dieſes Verhältniſſes in der ſpäteren Zeit beſteht 
hier nicht. Das wird von der Rev. verkannt, wenn fie Rück⸗ 
gewähr und Gegenleiſtung gleichſetzt und meint, bei einem 
Darlehnsvertrage ſei die Ausgleichung mindeſtens ſo not⸗ 
wendig wie bei einem Kaufvertrage. Beim Darlehen kann viel⸗ 
mehr — abgeſehen von Vertragsauslegung — nur Aufwer⸗ 
tung, nicht Ausgleichung in Betracht kommen. 


(u. v. 28. Juni 1934; VI 68/34. — Kiel.) 9. 


darin liege, daß ſich ihr Wert verringert habe, ſondern darin, daß 
wir infolge Verſagens der Geſetzgebung überhaupt keine richtige 
Währung mehr hatten und infolgedeſſen der Inhalt der Geldſchuld 
ein unſicherer geworden war. Ich habe aber hinzugefügt: 


„Ebenſo iſt beim Pfund und beim Dollar nicht die Wert⸗ 
verminderung das Entſcheidende, ſondern die Erſetzung der früheren 
Währung (Goldwährung) durch eine andere (Papierwährung). Ob 
dieſe Anderung der Währung den Inhalt des Schuldverhältniſſes 
berührt, iſt nicht allgemein zu entſcheiden, ſondern hängt davon 
ab, ob nach dem Parteiwillen die Eigenſchaft der Währung als 
Goldwährung weſentlich war oder ob es den Parteien darauf ankam, 
die jeweilige Währung eines beſtimmten Landes als maßgebend 
anzuſehen. Deshalb bedarf es zur Annahme einer Vertragslücke 
der Feſtſtellung, in welchem Sinne die fremde Währung zum Gegen⸗ 
ſtand der Schuld gemacht iſt.“ 


Es iſt daher nicht zutreffend, wenn das NG. ſagt, daß ſich die 
Rep. für einen Sachverhalt der vorliegenden Art „zu Unrecht“ auf 
meine Ausführungen berufe. 


Eine Aufwertung von Pfundforderungen halte ich für zu⸗ 
läſſig, wenn für die Parteien bei Vertragsſchluß die Eigenſchaft des 
Pfundes als Goldwährung weſentlich war, weil unter dieſen Um⸗ 
ftänden eine Entwertung um 20 oder 300% als ausreichend anzufehen 
war. Ich habe aber betont, daß es einerlei ſei, ob man Aufwertung 
oder Ausgleichsanſpruch für gegeben anſehe, weil beides prak- 
tiſch im weſentlichen zu demſelben Ergebnis führe. Ich habe hierbei 
allerdings vorausgeſetzt, daß die vom AG. am 21. Juni 1933 für 
den Fall eines Austauſchgeſchäftes erlaſſene Entſch. (JW. 1933, 644) 
auch in anderen Fällen, insbeſ. bei Darlehen, Anwendung finden 
könne. Das RG. will jetzt die Anwendbarkeit dieſer Entſch. auf Aus⸗ 
tauſchgeſchäfte beſchränken und lehnt ihre Anwendung auf Darlehen 
ab, weil hier ein Verhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung und 
eine Verſchiebung dieſes Verhaltniſſes in der ſpäteren Zeit nicht bes 
ſtehe; Rückgewähr und Gegenleiſtung könnten einander nicht gleich⸗ 
geſetzt werden. Dieſe Auffaſſung des Gebiets der Ausgleichsanſprüche 
ſcheint mir eine zu enge zu ſein. Das NG. hat Ausgleichsanſprüche 
nicht nur bei Kaufverträgen zugelaſſen, ſondern (JW. 1928, 202; 
1933, 2271) auch bei Vergleichen, die zwar zu den gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen gehören, bei denen aber Gleichwertigkeit der beiderſeitigen 
Leiſtungen nicht vorausgeſetzt wird und in ſeinen Entſch., in denen 
bei Austauſchgeſchäften Ausgleichsanſprüche zugelaſſen werden, wird 
immer wieder betont, daß durch eine nicht vorauszuſehende Anderung 
der Geſetzgebung eine Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage eingetreten 
ſei. Dieſer Geſichtspunkt trifft auch bei Darlehen zu. Ob die Er⸗ 
wartung der Gleichwertigkeit einer Leiſtung mit einer anderen ſich 
darauf gründet, daß die eine ein Entgelt für die andere ſein ſoll, 
oder darauf, daß die gleiche Leiſtung ($ 607 BGB.) zurückzugewähren 
iſt, ſollte, wie mich dünkt, keinen Unterſchied machen. Das Aqui⸗ 
valenzprinzip bei Austauſchgeſchäften war ſeinerzeit der Wegbereiter 
für die allgemeine Anerkennung des Aufwertungsgedankens. Es durfte 
daher angenommen werden, daß auch für den Ausgleichsanſpruch die 
Zulaſſung bei Austauſchgeſchäften die allgemeine Zulaſſung bei Er⸗ 
ſchütterung der Geſchäftsgrundlage nach ſich ziehen würde, und die 
Einſchrankung auf Austauſchgeſchäfte hat die Bedeutung einer rück⸗ 
läufigen Entwicklung. 


Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
5) JW. 1933, 1644. 
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3. 88 872, 853 ZRD.; 88 372, 839 BGB. 

1. Amtspflichtverletzung des mit einer Ver⸗ 
teilung nach 8872 3 PO. befaßten Richters, der 
dabei die Verteilung an die Pfändungsgläubi⸗ 
ger vornimmt, dagegen die Rechte des Zeſ⸗ 
fionar3, für den ebenfalls die Hinterlegung er⸗ 
folgt war, unberückſichtigt läßt. Bei einer 
Hinterlegung nach § 372 BGB. iſt das in SS 872 ff. 

PO. geregelte Verteilungsverfahren unzu⸗ 
läſſig. Iſt eine Forderung teils abgetreten, 
teils gepfändet, kommt eine Hinterlegung nach 
ee: Frage, ſondern nur nach 8372 


2. Der Beamte hat jedem Dritten gegenüber 
die Amtspflicht, die Grenzen feiner Zuſtändig⸗ 
keit einzuhalten. 

Durch Vertrag v. 3. Juli 1930 trat der Steinſetz⸗ 
meiſter N. an den Kl. eine Forderung von 3151,75 Nl ab, 
die ihm für ausgeführte Straßenarbeiten gegen die Stadt⸗ 
gemeinde B. zuſtand. Dieſe, über die Perſon des Gläubigers 
im ungewiſſen, hinterlegte unter Hinweis auf § 372 S. 2 
BGB. und unter Verzicht auf Rücknahme am 5. Jan. 1931 
den Betrag beim AG. B. Als Berechtigte gab ſie dabei den 
Kl. und den Zedenten N. an. 

Von dem Zedenten N. war die Freigabe weder freiwillig 
noch zwangsweiſe bewilligt worden. Am 15. Jan. 1931 hatte 
die Ortskrankenkaſſe L., die die abgetretene Forderung wegen 
einer Schuld des N. im Nov. 1930 gepfändet und ſich zur 
Einziehung hatte überweiſen laſſen, beim AG. B. den An⸗ 
trag auf Verteilung des hinterlegten Betrages nach 8 872 
PD. geſtellt. 

Das AG. führte antragsgemäß das Verfahren durch. 
Es berückſichtigte hierbei auch noch eine Anzahl von Stein⸗ 
ſetzern, die wegen ihrer vollſtreckbaren Forderungen gegen N. 
im Febr. 1931 deſſen Anſpruch gegen den Staat auf Aus⸗ 
zahlung des hinterlegten Betrages gepfändet hatten. Dagegen 
wurde der in der Hinterlegungserklärung als Beteiligter auf⸗ 
geführte Kl. nicht als Beteiligter angeſehen und nicht berück⸗ 
ſichtigt. Nach dem Verteilungstermin v. 14. Nov. 1931 wurde 
die Hinterlegungsſtelle vom Vollſtreckungsgericht auf Grund 
des Teilungsplans erſucht, 2183,57 AM auszuzahlen. Davon 
erhielten die vorerwähnten Steinſetzer einen Betrag von ins⸗ 
geſamt 582,72 RM. 

Der Kl. hat von dem Bekl. Schadenserſatz in Höhe von 
583,82 AM nebſt Zinſen verlangt. Er hat vorgetragen, die 
acht im Verteilungsverfahren berückſichtigten Steinſetzer hätten 
lediglich die Forderung des N. gegen den Staat auf Aus⸗ 
zahlung des Hinterlegungsbetrages gepfändet, nicht aber die 
frühere gegen die Stadtgemeinde B. Dieſe Pfändung habe die 
Rechtsſtellung der übrigen Beteiligten nicht berühren oder gar 
verſchlechtern können. Da dies ganze Verteilungsverfahren un⸗ 
zuläſſig geweſen ſei, hätte auch die Hinterlegungsſtelle auf das 
Auszahlungserſuchen hin nicht auszahlen dürfen, ſondern 
ſelbſtändig prüfen müſſen. Für den Streit über die beſſere 
Berechtigung unter den Beteiligten ſei allein der Spruch⸗ 
richter zuſtändig geweſen. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben, das KG. die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen. 

1. Das KG. ſteht auf dem Standpunkt, daß die Ein⸗ 
leitung eines Verteilungsverfahrens nach §8 872 ZPO. über⸗ 
haupt unzuläſſig geweſen ſei, weil es ſich im gegebenen Falle 
nur um eine Hinterlegung auf Grund des § 372 BGB. ge⸗ 
handelt habe. Dieſer Anſicht iſt beizutreten. Denn nach 8872 
3PO. hat ein Verteilungsverfahren dann einzutreten, wenn 
bei der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen ein 
Geldbetrag hinterlegt iſt, der zur Befriedigung der beteiligten 
Gläubiger nicht ausreicht. Da hier von einem Drittſchuldner 
ein Geldbetrag hinterlegt iſt, jo käme nur der Fall des § 853 
ZPO. in Frage. Auf Grund dieſer Beſtimmung iſt aber nicht 
hinterlegt. Sie greift auch nicht ein, wenn, wie hier, ſowohl 
gepfändet als auch abgetreten iſt (NG. 59, 14; Stein⸗ 
Jonas, Anm. 2 zu 8853; Baumbach, Anm. 2 zu 8853 
Po.; OLG. Dresden: ROG. 33, 120). Immerhin wird 
auch die Meinung vertreten, daß bei Konkurrenz von Pfän⸗ 
dungsgläubigern und Zeſſionaren eine Hinterlegung nach 


8372 BGB. und nach 8853 ZPO. angenommen werden 
könne und daher die Einleitung eines Verteilungsverfahrens 
zuläſſig ſei (OLG. München: ROL G. 26, 407; Sydow⸗ 
Buſch, Anm. 1 zu 8872 3PO.). Mit Rückſicht hierauf iſt es 
allerdings dem AG. nicht als Verſchulden anzurechnen, daß 
es das Verteilungsverfahren eingeleitet hat. Wohl aber hat 
das KG. ohne Rechtsirrtum ein Verſchulden darin erblickt, daß 
der mit dem Verteilungsverfahren befaßte Richter die Hinter⸗ 
legungsſtelle um Auszahlung des hinterlegten Betrags an die 
in dem Teilungsplan aufgenommenen Gläubiger erſucht hat, 
ohne die Rechte des Kl. zu berückſichtigen. Denn darüber kann 
kein Zweifel beſtehen, daß der mit dem Verteilungsverfahren 
befaßte Richter ſich nur mit der Verteilung des auf die 
Pfändungsgläubiger entfallenden Betrags der Hinterlegungs⸗ 
ſumme zu befaſſen hat, daß er dagegen über das Recht des 
Zeſſionars, für den hinterlegt iſt, nicht zu entſcheiden hat (vgl. 
NG. 49, 358, OLG. München in der angeführten Entſch.). 
Wenn die Rev. unter Berufung auf Stein-Jonas und 
Sydow⸗Buſch darzulegen verſucht, der Verteilungsrichter 
habe ſich um die Rechte des Kl. nicht zu kümmern brauchen, 
weil der Kl. nicht die Klage aus § 771 ZPO. erhoben habe, 
ſo beruht dies auf einer mißverſtändlichen Auslegung der 
Ausführungen jener Schriftſteller. Dieſe ſagen an den ange⸗ 
führten Stellen nichts weiter, als daß derjenige, der hinſichtlich 
des hinterlegten Betrags ein die Veräußerung hinderndes 
Recht geltend mache, nicht zu den Beteiligten des Verteilungs⸗ 
verfahrens gehöre und nicht zu berückſichtigen ſei, ſolange er 
fein Recht nicht gemäß den §8 771, 769 ZPO. geltend ge⸗ 
macht habe. Das bezieht ſich aber nur auf den Fall, daß für 
den Zeſſionar, der den hinterlegten Betrag für ſich be⸗ 
anſprucht, nicht hinterlegt iſt. Iſt aber, wie hier, gerade mit 
Rückſicht auf die Abtretung hinterlegt, ſo hat der Zeſſionar 
durch die Hinterlegung ein Recht erlangt, das ihm nur im 
Prozeßwege ſtreitig gemacht werden kann, und über das der 
Verteilungsrichter nicht zu entſcheiden hat. Gegenſtand des 
Verteilungsverfahrens kann dann nur der Betrag ſein, der 
von der Abtretung nicht erfaßt wird und deshalb den Pfän⸗ 
dungsgläubigern gebührt (vgl. Stein⸗-Jonas, Bd. II, 
Fußnote 4 zu § 853 ZPO.; Sydow-Buſch, Anm. 1 zu 
$ 853 daſ.). Der Kl. war daher nicht darauf angewieſen, eine 
Klage aus § 771 3PO. zu erheben, da er in feinem Rechte 
durch die zu ſeinen Gunſten erfolgte Hinterlegung geſchützt 
war. Ebenſowenig konnte er gegen die Einleitung des Ver⸗ 
teilungsverfahrens nach $ 766 daj. eine Erinnerung erheben, 
da er ja von dieſem Verfahren nicht betroffen wurde. Eine 
Erinnerung gegen das Auszahlungserſuchen an die Hinter⸗ 
legungsſtelle kam ſchon um deswillen nicht in Frage, weil der 
Kl. von dieſem Erſuchen keine Kenntnis hatte. 

2. Durch dieſes Erſuchen hat der Vollſtreckungsrichter 
ſeine Zuſtändigkeit überſchritten. Inſoweit hat er eine ihm dem 
Kl. gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt. Denn der Be⸗ 
amte hat nach der ſtändigen Rſpr. des RG. jedem Dritten 
gegenüber die Amtspflicht, die Grenzen ſeiner Zuſtändigkeit 
einzuhalten. Eine ſchuldhafte Amtsüberſchreitung begründet 
daher eine Schadenserſatzpflicht nach 8839 BGB. gegenüber 
jedem, der durch fie geſchädigt worden iſt (RG. 140, 423 bis 
4281)). Daß aber der Vollſtreckungsrichter bei Anwendung der 
erforderlichen Sorgfalt hätte erkennen müſſen, daß er über 
das dem Kl. als Hinterlegungsbeteiligten erwachſene Recht 
nicht im Verteilungsverfahren entſcheiden und verfügen dürfe, 
hat das KG. zutreffend angenommen. Wie der Zuſammen⸗ 
hang ſeiner Gründe ergibt, geht es auch davon aus, daß die 
Zeſſion an den Kl. zu Recht beſtand und daß dahev der Kl. 
Anſpruch auf den hinterlegten Betrag hatte. Demgemäß hat 
es den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Amtspflicht⸗ 
verletzung und dem Schaden des Kl. ohne Rechtsirrtum bejaht. 
Da nach der Feſtſtellung des KG. eine anderweite Erſatzmög⸗ 
lichkeit weder beſtand noch beſteht, da auch die ſchuldhafte Ver⸗ 
ſäumung der Einlegung eines Rechtsmittels gem. 8 839 
Abſ. 3 BGB. nicht in Frage kommt und ein ſonſtiges Mitver⸗ 
ſchulden des Kl. nicht dargetan iſt, ſo iſt der Entſch. der Vor⸗ 
inſtanzen beizutreten. 


(u. v. 6. Juni 1934; V 59/34. — Berlin.) lv. B. 


1) JW. 1934, 25. 
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4. 58 6 A bſ. 1, 32 Abſ. 2 VV G.; § 242 BEL. 

Bei der Verſicherung eines Zuchttieres gegen 
den Schaden, der dadurch entſteht, daß es ver⸗ 
endet oder wegen einer tödlichen Krankheit oder 
eines Unfalls getötet werden muß oder zu Zucht⸗ 
zwecken dauernd unbrauchbar wird, kann die ver⸗ 
tragliche Verpflichtung des Verſicherungsneh⸗ 
mers, jede „erhebliche“ Erkrankung des Tieres 
anzuzeigen, nur den Zweck haben, dem Ver⸗ 
ſicherer Gelegenheit zu geben, Schritte zur Ver⸗ 
hütung einer Erhöhung der Gefahr zu tun, daß 
die Krankheit tödlich oder fo erheblich wird, daß 
das Tier zur Zucht unbrauchbar wird. Deshalb 
kann ſich der Verſicherer auf eine Vereinbarung 
dahin, daß er bei Verletzung dieſer Obliegenheit 
zum Rücktritt berechtigt oder von der Verpflich- 
tung zur Leiſtung frei ſein ſoll, auch im Falle 
ſchuldhafter Verletzung nicht berufen, wenn die 
Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt des 
Verſicherungsfalls und auf den Umfang der 
Leiſtung des Verſicherers gehabt hat. 

Hat der Tierarzt eine Erkrankung des Tiers 
(hier eines Bullen) als „abſolut unerheblich an⸗ 
geſehen und dies auch dem Verſicherungsnehmer 
gegenüber geäußert, ſo bedeutet es eine Über⸗ 
ſpannung der Sorgfaltspflicht, wenn das Ge- 
richt lediglich die Kenntnis des Verjiherungs- 
nehmers als Landwirt und Bullenhalter für die 
Auffaſſung verwertet, daß er die Erkrankung 


als weſentlich hätte anſehen und anzeigen 
müſſen. f) 
(U. v. 22. Juni 1934; VII 59/34. — Celle.) [H.] 


5. Eingaben, die nach dem Geſetz von einem 
R A. unterzeichnet fein müſſen, müſſen von einer 
nach der RAD. zur Rechtsanwaltſchaft bei einem 
deutſchen Gericht zugelaſſenen Perſönlichkeit 
unterſchrieben werden. Hierzu gehört ein Dan⸗ 
ziger RA. nicht, da er nicht bei einem Gericht 
des Deutſchen Reichs zugelaſſen iſt. ) 

Unter einem „Rechtsanwalt“, von dem nach Art. 124 


Zu 4. I. Die — oben ſtark gekürzt wiedergegebene — Entſch. 
verfucht in ihrem erſten Teil darzulegen, daß die Anzeige einer er⸗ 
heblichen Erkrankung des verſicherten Tieres in der Viehverſicherung 
(8 121 VVG.) nicht „einfache“ Obliegenheit i. S. des $6 VVG., 
ſondern eine „Obliegenheit zum Zwecke der Verhütung einer Gefahr⸗ 
erhöhung“ (8 32 VVG.) iſt. 

1. Dem RG. iſt darin beizupflichten, daß die Frage, ob eine 
einfache Obliegenheit oder eine Obliegenheit i. S. des § 32 VVG. 
vereinbart iſt, aus dem Zweck der fraglichen Beſtimmung beantwortet 
werden muß. Die Erwägungen, die das RG. zur Annahme einer 
Obliegenheit i. S. des 8 32 VVG. führen, treffen indeſſen nicht zu. 
Die Anzeige des 8 121 VVG. hat nicht nur den Zweck, dem Ver⸗ 
ſicherer Gelegenheit zu geben, den Verſicherungsfall zu verhüten. Sie 
hat auch dieſen Zweck; zur Hauptſache ſoll die Anzeige nach 
9 121 VVG. ermöglichen, daß der Erſatzwert des verſicherten Tieres 
(8 116 Abſ. 1 VVG.) feſtgeſtellt wird, ſolange er noch einigermaßen 
zuverläſſig feſtgeſtellt werden kann (vgl. Begründung bei Gerhard⸗ 
Hagen S. 479; Bruck’, Anm. 5 zu 8121). 

2. Aber nicht nur der verſicherungstechniſche Zweck der An⸗ 
zeigepflicht ſpricht gegen die Annahme des RG.; ſie iſt auch aus 
konſtruktiven Gründen abzulehnen. 

a) Wie § 121 Satz 2 VVG. zeigt, wird die Unfallanzeige des 
8 121 Satz 1 VVG. wie die Schadensanzeige, alſo eine Obliegenheit 
nach Eintritt des Verſicherungsfalls, behandelt; § 121 iſt nichts als 
eine Ergänzung des 833 VVG. (OLG. Braunſchweig: VAuffA⸗ 
PrVerſ. 1922 Anh. S. 48). Ebenſowenig wie bei der Schadensanzeige 
des 8 33 VVG. kommt es daher darauf an, ob die Unterlaſſung oder 
die Verzögerung der Anzeige irgendwelche Nachteile für den Ver⸗ 
ſicherer gehabt hat (für 833 VVG. RG. ſtändig, z. B. RG. 127, 367 
JW. 1930, 3617). Die Anwendung des 832 Satz 2 VVG. auf 
eine Vereinbarung, welche bei Verletzung der Anzeigepflicht nach 8 121 
VVG. Leiſtungsfreiheit vorſieht, wird deshalb von der herrſchenden 
Meinung mit Recht abgelehnt: KG.: Veröffentl. 1920 Anh. S. 16; 
OLG. Celle: JurgdſchprVerſ. 1934, 238 (das zweite BU.; das 
erſte BU. iſt in JurRdſchprVerſ. 1933, 372, das erſte Revllrt. in 
JurgſchprVerſ. 1933, 334 abgedruckt); Bruck, Anm. 18 zu 8 121. 

b) Der § 32 VVG. iſt auch deshalb nicht anwendbar, weil er 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Abſ. 2 Satz 3 der DurchfVO. zum AufwG. v. 29. Nov. 1925 
die Beſchwerdeſchrift der weiteren ſofortigen Beſchwerde unter⸗ 
zeichnet ſein muß, iſt grundſätzlich ein bei einem deutſchen 
Gericht zugelaſſener RA. zu verſtehen. Denn ein deutſches 
Geſetz, welches aus beſonderen Gründen der Rechtsordnung die 
Mitwirkung eines RA. fordert, meint damit ſelbſtverſtändlich 
einen RA. i. S. der deutſchen Geſetzgebung, d. h. eine nach 
der RAO. zur Rechtsanwaltſchaft bei einem deutſchen Gericht 
zugelaſſene Perſönlichkeit. Das aber iſt der in Danzig zuge⸗ 
laſſene RA. nicht. Auf Grund von Art. 100 f. des VV. iſt 
die Stadt Danzig mit umliegendem Gebiet aus dem Deutſchen 
Reich ausgeſchieden und als „Freie Stadt“ ein ſelbſtändiger 
Staat geworden (vgl. RGSt. 67, 255 1)). Die dort anſäſſigen 
Rechtsanwälte ſind nicht bei einem Gericht des Deutſchen 
Reichs zugelaſſen. Es beſteht keine geſetzliche Handhabe, um 
eine Ausnahme von dem Formerfordernis der Unterzeichnung 
durch einen bei einem Gericht des Deutſchen Reichs zuge⸗ 
laſſenen RA. zugunſten der Danziger Rechtsanwälte zu be⸗ 
gründen. Angeſichts der klaren Geſetzesvorſchrift kann nicht 
darauf abgeſtellt werden, daß die berufliche Ausbildung eines 
Danziger RA. der eines bei einem Gericht des Deutſchen 
Reichs zugelaſſenen RA. entſpricht. Entſcheidend iſt vielmehr 
lediglich, daß die zwingend vorgeſchriebene Form der weiteren 
Beſchwerde nur bei Unterzeichnung durch einen RA. der 
letzteren Art gewahrt iſt. 


(Beſchl. v. 28. April 1934; VB 5/34. — Leipzig.) [L.] 


6. 87 KraftfG. Wenn jemand auf einen 
Anhängewagen auffährt, den der Führer los— 
gekoppelt hatte, um mit dem Laſtkraftwagen zu 
tanken, ſo ereignet ſich der Unfall „bei dem Be⸗ 
trieb eines Kraftfahrzeugs“. Anders, wenn der 
Anhängewagen nicht wieder angekoppelt wer⸗ 
den ſollte, jo z. B. wenn er nur noch mit Men⸗ 
ſchenkraft in die Garage geſchoben werden 
ſollte. In dieſem Falle wäre er endgültig aus 
dem Kraftfahrbetrieb gezogen geweſen und wie 
irgendein anderes ſtehengebliebenes Fahrzeug 
anzuſehen. 


(u. v. 12. Juli 1934; VI 78/34. — Berlin.) 9. 


Obliegenheiten behandelt, die den Zweck haben, durch Handlungen 
des Verſicherungsnehmers ſelbſt eine Gefahrerhöhung zu 
verhüten („indirekte pſychologiſche Bedarfsvorbeugung“: Prölß: 
VerſWiuR. 1933, 21/22, 46). Das NG. meint aber, daß dem Ver⸗ 
ſicherer durch die Anzeige Gelegenheit gegeben werden ſolle, ſchaden⸗ 
verhütende Maßnahmen zu treffen („direkte ſachliche Bedarfs⸗ 
vorbeugung“: Prölß a. a. O.). 

e) Schließlich kann 8 32 VVG. auch deshalb nicht angewandt 
werden, weil der Verſicherungsnehmer Anzeige erſt nach einer er⸗ 
heblichen Erkrankung zu erſtatten braucht, alſo nachdem die Ge⸗ 
fahr ſich bereits erhöht hat. Eine ſolche Anzeige kann daher niemals 
„zum Zwecke der Verhütung einer Gefahrerhöhung“ vorgeſchrieben 
ſein. Das VVG. betrachtet die weitere Steigerung einer ſchon er⸗ 
höhten Gefahr nicht als neue Gefahrerhöhung; Gefahrerhöhung iſt 
vielmehr nur die erſtmalige ungünſtige Veränderung der bei mate⸗ 
riellem Verſicherungsbeginn beſtehenden Gefahrlage. 

II. Das NG. hat ſich, wenn auch nicht ausdrücklich, ſo doch 
der Sache nach für eine Anwendung des § 6 Abſ. 1 VVG. auf die 
Anzeige einer erheblichen Erkrankung ausgeſprochen — von ſeiner 
Auffaſſung aus, daß die Anzeige eine „Obliegenheit zum Zwecke der 
Verhütung einer Gefahrerhöhung“ (8 32 Satz 1 VVG.) ſei, ſicherlich 
mit Recht; auch die Vorinſtanz hatte 8 6 Abſ. 1 angewandt (OLG. 
Celle: JurRdſchprVerſ. 1934, 238). Anders die herrſchende Meinung, 
die die Anzeige nach 8 121 Satz 1 VVG. wegen 8 121 Satz 2 VVch. 
wie eine Schadenanzeige, alſo eine Obliegenheit nach Eintritt des Ver⸗ 
ſicherungsfalls, behandelt und daher den für den Verſicherungsnehmer 
inſoweit günſtigeren $6 Abſ. 2 VVG. anwendet: Bruck !, Anm. 18 
zu § 121; Schneider, VVG., zu § 121; Sprinz zu 8 121; 
OLG. Braunschweig: VAuffAPrVerſ. 1922 Anh. S. 48. Wie das RG. 
Gerhard⸗Hagen, Anm. 1 zu 8 121. 


RA. Dr. Erich R. Prölß, Hamburg. 
Zu 5. Vgl. Aufſatz Rumpf oben S. 2303. 
1) JW. 1933, 1777. 
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b) Strafſachen 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden 


7. § 42 StGB. ſetzt einen beſonderen Grad 
von Gefährlichkeit voraus. Dieſe kann in der Er⸗ 
heblichkeit des verletzten Rechtsgutes, in der 
Anwendung der Mittel oderinder Hartnäckigkeit 
und Stärke des verbrecheriſchen Willens be⸗ 
gründet ſein. 


Die Gefährlichkeit kann nicht damit begründet werden, 
daß der Angekl. die Verbrechen aus eigennützigen Motiven, 
um ſeines eigenen beſſeren Fortkommens willen begangen 
hat. Eine gewiſſe Gefahr bildet jeder Gewohnheitsverbrecher, 
es wird daher ein beſonderer Grad von Gefährlichkeit voraus- 
geſetzt, der weiter geht. Sie kann in der Erheblichkeit des ver⸗ 
letzten Rechtsgutes, in der Anwendung der Mittel (Einbruch, 
diebiſches Einſchleichen bei Nacht, Verübung von Gewalttätig⸗ 
keit bei Eigentumsverbrechen u. a.) oder überhaupt in der 
Hartnäckigkeit und Stärke des verbrecheriſchen Willens be⸗ 
gründet ſein. Im Urt. iſt zwar geſagt, der Angekl. habe ſeine 
Volksgenoſſen auf das empfindlichſte geſchädigt. Es iſt aber 
nicht erkennbar, ob das LG. die Schädigung in Einzelfällen 
gemeint und ſolche überhaupt darauf geprüft hat, oder ob es 
den Geſamtſchaden im Auge hat, der durch die große Zahl der 
Straftaten insgeſamt entſtanden iſt, was nicht ausreichen 
würde. 


(2. Sen. v. 9. Juli 1934; 2 D 651/34.) [Hn.] 

7a. 88 43, 177 StGB. Enthält ein Vorgang 
die Merkmale des Verſuchs eines Verbrechens, 
fo hat die einſetzende Einwilligung des Ver⸗ 
letzten nicht die Wirkung, dem Verſuche nach⸗ 
träglich die Strafbarkeit zu nehmen. 


Das LG. hat den Angekl. freigeſprochen, weil eine Be⸗ 
ſtrafung nach der herrſchenden Rſpr. nur in Betracht komme, 
wenn der Widerſtand nach »eisbar bis zur Beendigung des 
Beiſchlafs angedauert habe; andernfalls ſei der Notzuchtver⸗ 
ſuch wegen der Einwilligung der Verletzten ſtraflos geworden. 
Das iſt in doppelter Hinſicht rechtsirrig. Enthält ein Vorgang 
die Merkmale des Verſuchs eines Verbrechens, ſo hat die nun⸗ 
mehr einſetzende Einwilligung des Verletzten nicht die Wir⸗ 
kung, dem Verſuch nachträglich die Strafbarkeit zu nehmen. 
Davon macht der Verſuch der Notzucht keine Ausnahme. Eine 
nach dem Verſuch, d. h. dem Anfang der Ausführung der 
Notzucht eintretende Einwilligung kann nur unter Umſtänden 
auf dem Gebiete der Beweiswürdigung für die Tatfrage von 
Bedeutung ſein, ob der Täter nicht von vornherein an eine 
Einwilligung geglaubt und die Gegenwehr nur für eine ſchein⸗ 
bare gehalten hat, ſo daß ein ſtrafbarer Verſuch mangels des 
erforderlichen ſubjektiven Tatbeſtandes überhaupt nicht vor⸗ 
läge. Das LG. beſtimmt aber auch den Zeitpunkt der Voll⸗ 
endung der Notzucht unrichtig. Dies Verbrechen iſt vollendet, 
ſobald der Täter mit ſeinem Gliede in die Scheide der An⸗ 
gegriffenen einzudringen beginnt. Geſchieht dies unter der 
Einwirkung der Gewalt, ſo liegt nicht ein Verſuch, ſondern 
Vollendung vor. Ob die Gewalteinwirkung noch bei Beendi⸗ 
gung des Beiſchlafs beſtand, iſt für die Frage der Vollendung 
ohne Bedeutung. 


(3. Sen. v. 11. Juni 1934; 3 D 548/34.) W.] 

7 b. 8 157 A b ſ. 1 Nr. 2 StG B. Dem Mangel der 
Belehrung über das Zeugnisverweigerungs⸗ 
recht ſteht es nicht gleich, daß der Zeuge die Be⸗ 
lehrung des Richters nicht verſteht. f) 


1. Das Schwch. legt den äußeren und inneren Tat⸗ 
beſtand des eigenen Meineides des BeſchwF. einwandfrei dar. 


Zu Tb. Der 8157 des geltenden StchB. iſt keine erfreuliche 
Beſtimmung: fie nötigt zu formaliſtiſchen Auslegungen und führt 
nicht ſelten gerade dort zu Strafmilderungen, wo ſolche am wenigſten 
verdient find (weil der Eidesleiſtung felbſt ein ſtrafbares Ver⸗ 
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Die Verurteilung des BeſchwF. wegen Meineids iſt daher 
im Schuldſpruche gerechtfertigt. 


Durchgreifende Bedenken beſtehen aber gegen den Aus⸗ 
ſpruch der Strafe und der Nebenfolge des 8 161 StGB., 
weil das Schw. überſehen hat, den 8 157 Abſ. 1 Nr. 1 
StGB. anzuwenden. 


Bei der Entſch. über die Anwendung dieſer Vorſchrift 
muß die Sachlage ins Auge gefaßt werden, die zur Zeit der 
Leiſtung des Zeugeneides des BeſchwF. beſtand. In dieſem 
Zeitpunkte hatte nicht nur der BeſchwF. die Zeugenausſage 
gemacht, in der er den Geſchlechtsverkehr mit der Angekl. 
P. vom Juli 1931 verſchwieg, ſondern dieſe hatte auch ſchon 
die Richtigkeit der Ausſage des BeſchwF. auf Befragen des 
Richters beftätigt. Wenn jetzt der Angekl., wie es allerdings 
ſeine Pflicht geweſen wäre, noch vor der Eidesleiſtung ſeine 
Zeugenausſage berichtigt hätte, ſo hätte das nahezu mit 
Sicherheit zu einer Nachforſchung des Richters führen müſſen, 
wie es ſich denn erkläre, daß die erſte Ausſage berichtigt 
werden müſſe, während ſie doch ſoeben von der Mitzeugin 
P. als zutreffend beſtätigt worden ſei; und mit größter 
Wahrſcheinlichkeit hätte dabei zutage kommen müſſen, daß 
der BeſchwF. — nach den Feſtſtellungen des SchwG. — auf 
die P. eingewirkt hatte, um ſie zu einer falſchen Angabe in 
ihrer Eigenſchaft als Zeugin zu bringen. Der BeſchwF. hätte 
alſo durch Angabe der Wahrheit ſich ſelbſt einer Strafver⸗ 
folgung wegen eines Verbrechens — mindeſtens wegen Unter⸗ 
nehmens der Verleitung zum Meineide nach 8 159 StGB. — 
ausgeſetzt. 


2. Die Verurteilung des Beſchw§. wegen Anſtiftung 
zum Meineide wird durch die Feſtſtellungen des Urteils ſo⸗ 
gar im Schuldſpruche nicht ausreichend geſtützt. 


Das Schw. nimmt an, daß die Mitangekl. P. noch zur 
Ausſage der Wahrheit entſchloſſen geweſen ſei, als ſie ſich am 
Tage der Zeugenvernehmung vor dem Gerichtsgebäude von 
dem Beſchw§. trennte. Das Verhalten des BeſchwF. bis zu 
dieſem Zeitpunkt war alſo nach den getroffenen Feſtſtellungen 
noch nicht ausreichend, den ſpäter nach Anſicht des SchwG. 
geleiſteten Meineid der P. herbeizuführen. 


Über die ſpätere Einwirkung des BeſchwF. im Verhand- 
lungszimmer des Gerichts ſagt das SchwG.: der Beim. 
habe die P., während der Richter ihr ſeine Ausſage vorlas, 
abſichtlich ſcharf angeſehen, um zu erreichen, daß ſie einge⸗ 
ſchüchtert würde und ſeine falſche Ausſage beſtätigte; das ſei 
ihm auch gelungen; aus Angſt vor ihm habe die P. ſeine 
falſche Ausſage beſtätigt. Daraus ergibt ſich aber noch 
keineswegs, daß der BeſchwF. der Anftiftung zum Mein⸗ 
eide ſchuldig iſt. Der Vorgang des ſcharfen Blickes des 
BeſchwF. auf die Angekl. P. muß im Rahmen der geſamten 
damaligen Gerichtsverhandlung beurteilt werden. 


Der Prozeßrichter beſchäftigte ſich in dieſem Teile der 
Verhandlung im weſentlichen noch mit der Zeugenverneh⸗ 
mung des jetzigen BeſchwF.; dieſer hatte feine Ausſage ab⸗ 
gegeben und ſollte vereidigt werden; vorher aber wurde — 
offenbar zur Nachprüfung der Ausſage des BeſchwF. und um 
nötigenfalls Vorhaltungen zu machen — die P. hereingerufen 
und unter Bekanntgabe der Ausſage des BeſchwF. über 
deren Richtigkeit kurz gehört. Darauf erfolgte die Vereidigung 
des BeſchwF., und danach wandte ſich der Richter erſt der 
eigentlichen Zeugenvernehmung der P. zu. 

Die bei dieſer Vernehmung niedergeſchriebene Ausſage 
der P. war in keinem Punkte nachweisbar unrichtig. Das 
Protokoll enthält dann den Vermerk: „Die Ausſage wurde 
ihr vorgeleſen und von ihr genehmigt; darauf wurde ſie be⸗ 
eidigt.“ 

Solange es an ausreichenden Gründen für eine gegen⸗ 
teilige Auffaſſung fehlt, muß man die Vereidigung der Zeu⸗ 
gin auf die ihr vorgeleſene niedergeſchriebene Ausſage be⸗ 


halten vorangegangen ift, deſſen Verfolgung bei Angabe der Wahr⸗ 
heit drohen würde). . 

Das vorl. Urt. billigt die Milderung des 8 157 StGB. zu, 
wo der Beſchwß. ſich zuvor einer Verleitung zum Meineid nach 
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ziehen, und es wirkt als ein Widerſpruch gegen die voran⸗ 
gegangenen Feſtſtellungen des Urteils, wenn das Schw. an 
ſpäterer Stelle ſagt, die beeidigte Ausſage der P. habe nicht 
nur in dem beſtanden, was als ihre Darſtellung nieder⸗ 
geſchrieben worden war, ſondern auch in dem, was der 
BeſchwF. ausgeſagt hatte und dann — ohne Niederſchrift — 
die P. auf Befragen beſtätigte. Zum mindeſten iſt es bisher 
nicht ausreichend begründet, daß die Eidesleiſtung der P. 
auch auf ihre kurze, nicht niedergeſchriebene Beſtätigung der 
Ausſage des BeſchwF. zu beziehen wäre. 

Noch zweifelhafter aber iſt es, wie die P. ſelbſt in dem 
maßgebenden Zeitpunkte ihrer Eidesleiſtung die Vorgänge 
der gerichtlichen Verhandlung und insbeſ. den Umfang ihrer 
beſchworenen Außerungen aufgefaßt hat. Später nach längerer 
Überlegung haben ſich allerdings ſchwere Gewiſſensbedenken 
bei ihr eingeſtellt, und ſie hat dabei ſelbſt die Anſicht gehabt, 
mit ihrem Zeugeneide nicht nur ihre niedergeſchriebene Aus⸗ 
fage, ſondern auch ihre Beſtätigung der Ausſage des Angekl. 
gedeckt zu haben. Aber dieſe ſpäteren ruhigen Überlegungen 
können nicht ohne weiteres zur Grundlage für die Aburtei⸗ 
lung der Eidesleiſtung ſelbſt genommen werden. 


Das SchwG. meint im Anſchluß an das Gutachten eines 
Sachverſtändigen, daß die Zurechnungsfähigkeit der P. ver⸗ 
mindert ſei; es hält ſie anſcheinend für einen Menſchen, der 
leicht beeinflußt und beſonders leicht in Verwirrung gebracht 
werden kann. Daher glaubt das Gericht auch, daß die P. „in 
begreiflicher Aufregung“ die Belehrung des Richters über 
ihr Zeugnisverweigerungsrecht nicht verſtanden habe. Im 
Hinblick auf ſoviel Mangel an Verſtändnis für die Vorgänge 
der Verhandlung liegt die Möglichkeit eines ungenügenden 
Verſtändniſſes auch für den Umfang der durch die Eides⸗ 
leiſtung gedeckten Außerungen recht nahe; fie liegt um fo 
näher, als gerade dieſes Verſtändnis durch die Eigenartig⸗ 
keit des Hergangs in der gerichtlichen Verhandlung ſtark er⸗ 
ſchwert wurde. Das Schw. ſpricht ſich gleichwohl nicht dar⸗ 
über aus, worauf die Angekl. P. den Eid zur Zeit ſeiner Lei⸗ 
ſtung bezogen habe. 

Die Verurteilung der Mitangekl. P. wegen Meineides 
entbehrt daher genügender Begründung. Damit entfällt auch 
die Grundlage für die Verurteilung des BeſchwF. wegen An⸗ 
ſtiftung zu dieſem Meineide. Gemäß § 357 StPO. muß 
neben dieſer Verurteilung des BeſchwF. auch der Schuld⸗ 
ſpruch gegen die Mitangekl. P. aufgehoben werden. 


Bei der neuen Entſch. wird das Schw. gegebenenfalls 
erkennen laſſen müſſen, daß es den § 42 b StGB. nicht über⸗ 
ſehen hat (vgl. auch 8 358 Abſ. 2 Satz 2 StPO.). — Nicht 
aufrechtzuerhalten ſein wird die Anſicht, daß der Mangel an 
Verſtändnis für die Belehrung des Richters über das Zeug⸗ 
nisverweigerungsrecht dem Unterbleiben der Belehrung gleich⸗ 
zuſetzen wäre. Die Belehrung über das Zeugnisverweige⸗ 
rungsrecht hat eine gewiſſe formale Bedeutung, hinter der 
die Tatſache der Kenntnis des Schwurpflichtigen von ſeinem 
Zeugnisverweigerungsrecht zurücktritt (RGSt. 60, 106). Ent⸗ 
ſcheidend iſt alſo in der Regel, ob die Belehrung geſchehen 
iſt. Wer ordnungsmäßig belehrt worden iſt, muß das dem⸗ 
gemäß gegen ſich gelten laſſen; wer aus irgendwelchen Grün⸗ 
den die Belehrung nicht verſtanden hat, mag um Wieder⸗ 
holung oder nähere Aufklärung bitten. Gemäß § 358 StPO. 
darf allerdings die Strafe gegenüber der Angekl. P. bei der 
neuen Entſch. keinesfalls erhöht werden. Es darf auch nicht 
überſehen werden, daß vor einer Verurteilung wegen Anſtif⸗ 
tung zum Zeugenmeineide die Frage geprüft werden muß, 
ob der Anſtifter gerade mit einer eidlichen unrichtigen 
Zeugenausſage des Angeſtifteten gerechnet habe. 

On. 


(1. Sen. v. 26. Juni 1934; 1 D 431/34.) 
8159 StB. oder einer andern ſtrafbaren Handlung ſchuldig ge⸗ 
macht hat — es verſagt fie, wo die Angehl. zwar formell vom 
Richter über ihr Zeugnisverweigerungsrecht belehrt worden iſt, dieſe 
Belehrung aber gar nicht verſtanden hat. Beides entſpricht recht wenig 
den Grundſätzen materieller Gerechtigkeit. Aber es dürfte auf Grund 
des geltenden Rechts kaum anders zu entſcheiden ſein: der grund⸗ 
legende Fehler liegt nicht in der Auslegung des Geſetzes, ſondern im 
gegebenen Geſetze ſelbſt. 
Prof. Dr. Edmund Mezger, München. 
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* S. § 159 StGB. Wer einen Zeugen zur eid⸗ 
lichen Bekundung einer Tatſache zu beſtimmen 
verſucht, iſt des Unternehmens der Verleitung 
zum Meineid ſchuldig, wenn er zwar die Tat⸗ 
ſache für wahr hält, aber weiß, daß der Zeuge 
von ihr kein eigenes Wiſſen oder keine Erinne⸗ 
rung mehr beſitzt, und wenn er gleichwohl will, 
daß der Zeuge durch die Art ſeiner Bekundung 
bewußt den Anſchein erweckt, als bekunde er die 
Tatſache auf Grund eigener Wahrnehmung und 
eigener Erinnerung. ) 


Gegen den Angekl. Sch. ſchwebte vor dem AG. ein Ver⸗ 
fahren wegen Jagdvergehens. Es war ihm zur Laſt gelegt, 
am 15. Juni 1931 ein Reh erlegt zu haben, ohne zur Jagd 
berechtigt und ohne im Beſitz eines Jagdſcheins zu ſein. Der 
Angekl. beſtritt die Täterſchaft und berief ſich zum Beweiſe 
dafür, daß er zu der Zeit, in welcher der fragliche Schuß ab⸗ 
gegeben worden fein ſoll, ſich nicht am Tatort befunden 
habe, auf den Kaufmann D. in S. Dieſer wurde auf Antrag 
des Verteidigers des Augekl. als Entlaſtungszeuge zu der 
A den 28. Okt. 1931 anberaumten Hauptverhandlung ge- 
aden. 

Schon bald nach dem 15. Juni 1931 ſuchte der Angekl. 
den Zeugen D. auf und ſagte zu ihm, er müſſe ſich erinnern, 
daß er (D.) ihn (den Angekl.) am 15. Juni 1931 um 
20% Uhr an der K.mühle getroffen habe. D. konnte ſich er⸗ 
innern, den Angekl. einmal abends auf ſeinem „Rollfix“ 
von der K.mühle nach S. mitgenommen zu haben, der genaue 
Tag und die genaue Zeit war ihm aber nicht mehr bekannt. 
Ferner redete der Angekl. bei dieſer Gelegenheit dem D. zu, 
er müſſe ſich auch an die Kleidung erinnern, die er (der 


Angekl.) an dieſem Tage getragen habe. Als D. erklärte, ſich 


auch daran nicht mehr erinnern zu können, beſchrieb der 
Augekl. ihm, was er angeblich an dieſem Tage getragen 
habe. D. gab daraufhin dem Angekl. zu verſtehen, daß er 
ſich auch inſoweit an nichts Genaues mehr erinnern könne. 
Gleichwohl ſuchte der Angekl. den Zeugen dazu zu bringen, 
daß er die von ihm ſtammende Darſtellung ſich zu eigen 
mache, damit er auch bei ſeiner Vernehmung in dieſer Weiſe 
ausſage. Als ſpäter D. dem Angekl. erzählte, was er dem 
Oberlandjäger angegeben hatte, machte ihm der Angekl. Vor⸗ 
würfe, weil die Angaben Dis bezüglich der Zeit und der Klei⸗ 
dung nicht genau mit der Darſtellung des Angekl. überein⸗ 
ſtimmten. Auch ſpäter ſuchte der Angekl. den D. nochmals 
auf und machte ihm genaue Angaben über die Zeit des Zu- 
ſammenſeins und über die Kleidung, um ihn zu beſtimmen, 
dieſe Angaben künftig als ſeine eigenen zu machen. Auch hier⸗ 
bei ließ D. den Angekl. nicht im unklaren darüber, daß er 
ſich an jene Tatſachen nicht mehr genau erinnern könne. Am 
Tage der Hauptverhandlung ſelbſt ſagte der Angekl. zu D.: 
„Heinrich, Du weißt doch, was Du zu ſagen haſt.“ Der Zeuge 
hat jedoch in der Hauptverhandlung vor dem Schöff®. be⸗ 
kundet, daß er ſich an nichts mehr genau erinneen könnte. 

Der Angekl. wurde vom SchöffGG. wegen Jagdvergehens 
verurteilt. 


Auf Grund des obengeſchilderten Verhaltens gegenüber 
dem Zeugen D. wurde gegen Sch. Anklage wegen unter⸗ 
nommener Meineidsverleitung erhoben. Durch das ange⸗ 
fochtene Urteil wurde er wegen unternommener Meineids⸗ 
verleitung verurteilt. 

„Die Str. hat als wahr unterſtellt, daß der Angekl. 
die „Angaben, die er dem Zeugen D. einzureden ver⸗ 
ſuchte“, für richtig hielt. Gemeint iſt damit, wie ſich aus dem 
Zuſammenhalt mit den folgenden Ausführungen ergibt, es 
werde als wahr unterſtellt, daß der Angekl. die Tat⸗ 


Zu 8. Ich billige die Entſch. Zeuge D. ſollte nach dem Willen 
des Angekl. bekunden, daß er noch wiſſe oder ſich erinnere, wie er 
ihn z. Z. des Jagdvergehens an einem beſtimmten Orte getroffen 
habe. Da er dies aber — wie er dem Angekl. auf ſeine Zumutun⸗ 
gen ausdrücklich mitgeteilt hat — nicht mehr wußte, wäre die 
wahrheitswidrige Bekundung eines ſolchen Wiſſens auf Eid ein 
Meineid geweſen, ſelbſt wenn das vom Angekl. behauptete Zu⸗ 
ſammentreffen ſtattgefunden haben ſollte. Darüber war der Angekl. 
im klaren, jo daß auch an der Vorſätzlichkeit feines Handelns kein 
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ſachen, deren Bekundung er dem D. zumutete, für richtig 
hielt. Dagegen hat das Gericht der Einlaſſung des Angekl., 
er habe lediglich den Zeugen bewegen wollen, ſorgfältig nach⸗ 
zudenken und ſein Gedächtnis aufzufriſchen, keinen Glauben 
geſchenkt. 

Die Rev. des Angekl. iſt nicht begründet. 


In der RevBegr. wird — in Anlehnung an den Ipz⸗ 
Komm., Anm. 6 zu § 159 StGB. — ausgeführt: „Iſt der 
Verleiter von der objektiven Richtigkeit deſſen, was er dem 
anderen zu beſchwören zumutet, überzeugt, weiß er aber, daß 
der andere es für unwahr hält, jo entfällt $ 159 StGB.; 
denn „der zu Verleitende würde, wenn er die von ihm für 
unwahr gehaltene Tatſache beſchwört, ſich nicht des Meineids 
ſchuldig machen. Der Wille des Täters geht alſo in dieſem 
Fall nicht dahin, den anderen zu einer Tat zu verleiten, die 
objektiv und ſubjektiv den Tatbeſtand des Meineids erfüllt.“ 


Allein die Auslegung des 8 159 StGB., die dem ange⸗ 
fochtenen Urteile zugrunde liegt, iſt nicht zu beanſtanden und 
entſpricht der neueren Rſpr. des NG. Auszugehen iſt aller⸗ 
dings davon, daß der Wille des Verleitenden darauf gerichtet 
ſein muß, daß der zu Verleitende einen „Meineid“ leiſtet. 
Hält der Verleitende die einem Zeugen zugemutete eidliche 
Ausſage, mag ſie objektiv richtig oder unrichtig ſein, in ſeiner 
Vorſtellung für richtig, ſo hat er nicht den Willen, den Zeu⸗ 
gen zu einem „Meineid“, zu einer wiſſentlich falſchen 
Ausſage i. S. des Geſetzes zu verleiten (vgl. RGUrt. vom 
16. Febr. 1905, 3 D 76/05; v. 11. Jan. 1909, 3 D 776/05; 
v. 26. Febr. 1909, 5 D 34/09; v. 18. Nov. 1920, 3D 1352/20 
— 23. 1921, 66). Die Beurteilung der Frage aber, ob man 
in einem beſtimmten Falle ſagen könne, daß die dem Zeugen 
zugemutete Ausſage falſch geweſen wäre und der Verleitende 
ſie für falſch gehalten habe, wird beeinflußt durch die Streit⸗ 
frage, ob Gegenſtand des Eides die beſchworene Tatſache oder 
das Wiſſen bzw. Überzeugtfein des Schwörenden von der be⸗ 
ſchworenen Tatſache iſt, ob demgemäß für die Annahme der 
Falſchheit der Ausſage die objektive Unrichtigkeit der bekun⸗ 
deten Tatſache oder die ſubjektive Auffaſſung des Schwören⸗ 
den von der Sachlage maßgebend iſt. In den oben angeführ⸗ 
ten Entſch. 3 D 776/05 und 5 D 34/09 ſowie in dem in der 
22. veröffentlichten Teile der Entſch. 3 D 1352/20 wird zum 
Ausdruck gebracht, daß ein Meineid nur dann vorliege, wenn 
der Zeuge etwas tatſächlich Falſches, wiſſend, daß es falſch 
iſt, bekundet, nicht aber dann, wenn der Zeuge eine wahre, 
von ihm aber für falſch gehaltene Tatſache beſchwört. Die im 
Schrifttum teilweiſe vertretene Anſicht, daß die objektive Un⸗ 
wahrheit der Ausſage kein Begriffsmerkmal des Meineids 
bilde, daß vielmehr als wahr anzuſehen ſei, was dem Wiſſen 
des Zeugen entſpreche, wird in der Entſch. 5 D 34/09 aus⸗ 
drücklich abgelehnt. In den erwähnten Entſch. wird ferner 
hieraus der Schluß gezogen, daß der Tatbeſtand des $ 159 
StGB. entfalle, wenn der Verleitende der — ſei es auch irri⸗ 
gen — Meinung iſt, das, was er dem zu Verleitenden aus⸗ 
zuſagen zumutet, entſpreche der Wahrheit, und daß es hierbei 
gleichgültig ſei, ob der zu Verleitende die Ausſage für falſch 
hält und der Verleiter dies weiß. Allein in dem in der LZ. 
1921, 66 nichtveröffentlichten Teil der Eutſch. 3 D 1352/20 
heißt es dann weiter: „Aus dem Zuſammenhange ergibt ſich 
aber mit Sicherheit die Beweisannahme des LG., daß der 
Gegenſtand der Zeugenausſage, zu welcher die Frau K. ver⸗ 
leitet werden ſollte, nach der bei der Tat obwaltenden Auf⸗ 
faſſung des Angekl. nicht ſowohl die Tatſache der Beſtechung 
des W. durch Geldzahlungen, als vielmehr die Wiſſen⸗ 
ſchaft der Frau K. von dieſer Beſtechung war... 
Demnächſt wird hervorgehoben, der Angekl. habe aus den Er⸗ 
klärungen der Frau K. gewußt, daß ſie keinerlei Kennt⸗ 
nis von den angeblichen Geldzahlungen an W. habe, er habe 
mithin auch gewußt, daß Frau K., wenn ſie gleichwohl die 
von ihm verlangte, dahingehende Zeugenausſage vor Ge⸗ 


Zweifel beſtand. Er war alſo zu Recht aus § 159 StGB. verur⸗ 
teilt worden. 2 

Meineid und Urkundenfälſchung ſind Beweismittelfälſchung 
oder Beweisführung mit unechten Beweismitteln; zwiſchen beiden 
Deliktsgruppen beſteht demnach — ſo auffallend es auch auf den 
erſten Blick ſcheinen möchte — eine gewiſſe Verwandtſchaft. Be⸗ 
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richt machte und eidlich erhärtete, wiſſentlich die Eidespflicht 
verletzen würde. Die Frau K. ſollte alſo beſchwören, ſie 
hätte Kenntnis von einer Beſtechung des W., obwohl ſie, 
wie der Angekl. wußte, dieſe Kenntnis nicht hatte. Dann 
würde ſie aber einen Meineid geleiſtet haben, ſelbſt wenn 
der Empfang von Beſtechungsgeldern in Wirklichkeit ſtatt⸗ 
gefunden hätte (vgl. RGSt. 37, 395, 398). Es iſt demnach 
unerheblich, ob der Angekl. die Tatſache des Empfangs für 
richtig oder möglich oder für falſch hielt.“ Hieraus ergibt 
ſich, daß nach Annahme des damals erk. Sen. für die Frage 
der Falſchheit einer eidlichen Ausſage die ſubjektive Auf⸗ 
faſſung des Schwörenden von der Sachlage jedenfalls dann 
entſcheidend iſt, wenn in einem beſtimmten Falle ausdrück⸗ 
lich die Kenntnis, das Wiſſen des Schwörenden von einer 
Tatſache, nicht lediglich die Tatſache ſelbſt zum Gegenſtand 
der Ausſage gemacht wird, daß folgeweiſe derjenige, der einen 
Zeugen zur eidlichen Bekundung der Kenntnis, des Wiſſens 
von einer Tatſache oder auch des Sicherinnerns an ſie zu be⸗ 
ſtimmen ſucht, eine Meineidsverleitung unternimmt, wenn er 
weiß, daß der Zeuge die Kenntnis, das Wiſſen, die Erinne⸗ 
rung nicht beſitzt, mag auch die zu bekundende Tatſache wahr 
ſein oder von ihm für wahr gehalten werden. In der ange⸗ 
führten Entſch. RGSt. 37, 395, 398 wird aber weiter an⸗ 
erkannt, daß beim Zeugeneid die in der Eidesformel ent⸗ 
haltenen Worte, der Zeuge werde nach beſtem Wiſſen die 
reine Wahrheit ſagen, nichts verſchweigen und nichts hinzu⸗ 
ſetzen, nicht anders zu behandeln ſind als der Inhalt der 
Ausſage ſelbſt, daß daher die objektive Unwahr⸗ 
heit der Ausſage auch dadurch gegeben ſein kann, 
daß die Erklärung, ſie ſei nach beſtem Wiſſen 
erſtattet, unrichtig iſt. Bei Zugrundelegung dieſer 
Auffaſſung verliert der in der Entſch. 5 D 34/09 ſo ſtark 
betonte Unterſchied zwiſchen der objektiven und ſubjektiven. 
Theorie beim Zeugenmeineid weſentlich an Bedeutung. Jener 
Satz kann nur dahin verſtanden werden, daß beim Zeugeneid 
auch die in der Eidesformel enthaltene Verſicherung, nach 
beſtem Wiſſen auszuſagen, Gegenſtand des Eides iſt, daß alſo 
eine Zeugenausſage — ohne Rückſicht auf die Wahrheit oder 
Unwahrheit der bekundeten Tatſache — dann falſch iſt, wenn 
der Zeuge durch die Art, wie er ausſagt, etwas als ſein 
Wiſſen bekundet, worüber er ein eigenes Wiſſen nicht beſitzt, 
mag er auch — von der Eidesformel abgeſehen — nicht aus⸗ 
drücklich hervorheben, daß die von ihm bekundete Tatſache 
feinem Wiſſen entſpricht. Einen Meineid leiſtet dann 
ein Zeuge, der ſich bewußt iſt, daß auch die Ver⸗ 
ſicherung, nach beſtem Wiſſen auszuſagen, Ge⸗ 
genſtand des Eides iſt, und gleichwohl bewußt 
durch die Art ſeiner Ausſage den Anſchein er⸗ 
weckt, als entſpräche ſeine Bekundung ſeinem 
Wiſſen, während er in Wirklichkeit ein eigenes 
Wiſſen nicht oder nicht mehr beſitzt. Von dieſem 
Standpunkt aus macht ſich derjenige, der einen Zeugen zur 
eidlichen Bekundung einer Tatſache zu beſtimmen ſucht, des 
Unternehmens der Verleitung zum Meineid auch dann ſchul⸗ 
dig, wenn er zwar die Tatſache für wahr hält, wenn er aber 
weiß, daß der Zeuge von ihr kein eigenes Wiſſen oder keine 
Erinnerung mehr beſitzt, und wenn er gleichwohl will, daß 
der Zeuge durch die Art ſeiner Bekundung bewußt den An⸗ 
ſchein erweckt, als bekunde er die Tatſache auf Grund eigener 
Wahrnehmung und eigener Erinnerung. — Im gegebenen 
Falle hat das LG. unterſtellt, daß der Angekl. die Tat⸗ 
ſachen, deren eidliche Bekundung er dem D. zumutete, für 
wahr gehalten hat. Es hat aber ſeiner Verteidigung, er habe 
den Zeugen lediglich bewegen wollen, ſorgfältig nachzudenken 
und fein Gedächtnis aufzufriſchen, den Glauben verſagt, viel⸗ 
mehr angenommen, daß der Angekl. auf Grund der Er⸗ 
klärung Dis nicht der Meinung habe fein können, der Zeuge 
könne aus eigenem Wiſſen etwas Genaues über jene Tat⸗ 


rückſichtigt man das, fo entſpricht der vorl. Fall bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grad etwa der Fälſchung einer Urkunde mit wahrem In⸗ 
halt. Daß eine derartige Urkundenfälſchung nach § 267 StGB. 
ſtrafbar iſt, iſt nie beſtritten worden. 

Prof. Dr. Fr. Doerr, München. 


293 


2338 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſachen bekunden, und daß er gleichwohl den Zeugen habe be⸗ 
ſtimmen wollen, den Sachverhalt ſo zu bekunden, als könne er 
ſich erinnern. Angeſichts dieſer Feſtſtellungen iſt — bei Zu⸗ 
grundelegung der Entſch. 3 D 1352/20 i. Verb. m. RGSt. 
37, 395, 398 — die Verurteilung des Angekl. wegen Unter⸗ 
nehmens einer Meineidsverletzung nicht zu beanſtanden. 

Wie ſich aus dem Zuſammenhang der Urteilsgründe er⸗ 
gibt, beruhen die Feſtſtellungen auch nicht etwa auf einer 
Verkennung des Erfahrungsſatzes, daß Perſonen, die als Ent⸗ 
laſtungszeugen benannt ſind, zuweilen wahrheitswidrig er⸗ 
klären, ſie wüßten von der Sache nichts, weil es ihnen aus 
irgendwelchen Gründen unangenehm iſt, als Zeugen vor Ge— 
richt zu erſcheinen. Die Strͤ. iſt vielmehr im Hinblick auf 
die viermalige Wiederholung und auf die Art der Einwir⸗ 
kung zu der Überzeugung gelangt, der Angekl. habe erkannt, 
daß ſich D. an die genaue Zeit der Rollfixfahrt und an die 
vom Angekl. getragene Kleidung wirklich nicht mehr erinnern 
könne. 

Da bei der gegebenen Sachlage die Entſch. nicht davon 
abhing, ob die Rollfixfahrt zu dem vom Angekl. behaup⸗ 
teten Zeitpunkt ſtattgefunden und ob der Angekl. die behaup⸗ 
tete Kleidung getragen habe, ſondern davon, ob D. ſich hier- 
an erinnern konnte und ob der Angekl. erkannte, daß dies 
nicht der Fall ſei, ſo waren die vom Verteidiger hilfsweiſe 
unter Beweis geſtellten Tatſachen unerheblich. 

(1. Sen. v. 15. Juni 1934; 1 D 1063/33.) [Hn.] 


9. 88242, 370 Ziff. 5 StGB.; 58 267 Abi. 6, 
352 StPO. Die Verurteilung wegen eines voll⸗ 
endeten Verbrechens ſetzt voraus, daß der Tä⸗ 
ter bis zum Abſchluß ſeiner die Vollendung be⸗ 
wirkenden Tätigkeit ſeinen Vorſatz auf die volle 
Verwirklichung des geſetzlichen Tatbeſtands ge⸗ 
richtet hat. — Auf eine ſachlich⸗rechtliche Rev. 
hin muß die Anordnung einer Sicherungsver⸗ 
wahrung auch dann nachgeprüft werden, wenn 
dieſe Anordnung nicht ausdrücklich angefochten 
wird. Die Urteilsgründe müffen ſtets ergeben, 
warum eine ſichernde Maßnahme angeordnet 
worden iſt. 

In folgendem Umfange iſt die Sachbeſchwerde begründet. 
In den Fällen H., W. und S. hat die Str. wegen voll⸗ 
endeten ſchweren Diebſtahls verurteilt, weil der Angekl. auch 
in dieſen Fällen es nach ihrer Überzeugung auf einen Dieb⸗ 
ſtahl größerer Mengen von Nahrungsmitteln abgeſehen hatte. 
Dieſe Begr. iſt rechtlich unzureichend. Sie läßt die Möglich⸗ 
keit offen — und die Str. hat dies nach dem Urteils⸗ 
zuſammenhang erkennbar auch angenommen —, daß der 
Angekl. an der Ausführung der betreffenden Diebſtähle zwar 
mit jenem umfaſſenderen Vorſatz herangegangen iſt, ſich aber 
ſchon vor ihrer Vollendung durch den Augenſchein davon 
überzeugt hat, daß nur Nahrungsmittel in geringerer Menge 
ſeinem Zugriff erreichbar waren, die Verwirklichung ſeines 
urſprünglichen Vorſatzes alſo unmöglich war, und daß er 
ihn daher ſchon vor der Vollendung der Tat entſprechend, 
nämlich auf eine Entwendung i. S. des § 370 Nr. 5 StGB., 
eingeſchränkt hat. Daher kann er nicht wegen vollendeten 
ſchweren Diebſtahls verurteilt werden. Denn die Verurteilung 
wegen eines vollendeten Verbrechens ſetzt voraus, daß der 
Täter bis zum Abſchluß ſeiner die Vollendung bewirkenden 
Tätigkeit ſeinen Vorſatz auf die volle Verwirklichung des ge⸗ 
ſetzlichen Tatbeſtandes gerichtet hat. Daß er dieſen umfaſſen⸗ 
den Vorſatz bei Anfang der Ausführung hatte, genügt nicht. 
Die für die Beſtrafung wegen Mundraubs erforderlichen 
Strafanträge find geftellt. Hiernach war das angef. Urt. im 
Schuldausſpruch zu berichtigen und hinſichtlich des Straf⸗ 
ausſpruchs in dem aus dem Urteilsſatz erſichtlichen Um⸗ 
fange aufzuheben (vgl. RGSt. 30, 68). Die Anordnung der 
Sicherungsverwahrung unterlag, obwohl fie vom Beſchwß⸗ 
nicht ausdrücklich angegriffen iſt, gleichfalls der Aufhebung, 
weil nicht mit Sicherheit anzunehmen iſt, daß die Str. 
auch unter dem veränderten rechtlichen Geſichtspunkt die 
Sicherungsverwahrung angeordnet hätte. Im übrigen iſt hier⸗ 
zu noch folgendes zu bemerken. Da die Straftaten vor dem 
1. Jan. 1934 begangen ſind, fanden nicht die im Urteil an⸗ 


gezogenen 88 42e, 20a StGB. Anwendung, ſondern das 
Gef. v. 24. Nov. 1933 (RGBl. I, 999) Art. 5 Nr. 1. Die 
Urteilsgründe müſſen nach 8 267 Abſ. 6 StPO. n. F. auch 
ergeben, weshalb eine Maßregel der Sicherung angeordnet 
iſt. Es wird daher eingehender Erörterungen darüber bedür⸗ 
fen, aus welchen Gründen der Angekl. als gefährlicher Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher i. S. der erwähnten Vorſchrift anzu⸗ 
ſehen iſt, und die öffentliche Sicherheit ſeine Sicherungsver⸗ 
wahrung erfordert (vgl. Urt. 2 D 333/34, das in RGSt. 68 
zum Abdruck gelangt). 


(3. Sen. v. 7. Juni 1934; 3 D 572/34.) W.] 


** 10. 8348 StGB. Das nach der PrGVollz . 
v. 23. März 1914 zu führende Dienſtregiſter iſt 
nicht als öffentliches Regiſter oder Buch an⸗ 
zuſehen. Dagegen kommt es als Urkunde i. S. 
von 8 348 Ab ſ. 2 StGB. in Betracht. 

Das angef. Urt. iſt inſoweit zu beanſtanden, als der 
Angekl. in Tateinheit mit der ſchweren Amtsunterſchlagung, 
auch wegen Falſchbeurkundung nach 8 348 A b ſ. 1 StGB. 
verurteilt worden iſt. Dieſes Vergehen findet die Strͤ. 
darin, daß der BeſchwF. zur Verdeckung der Unterſchlagun⸗ 
gen das von ihm zu führende Dienſtregiſter in der im Urt. 
feſtgeſtellten Weiſe mit falſchen Einträgen verſehen habe. Dies 
wäre nur dann richtig, wenn das Dienſtregiſter als ein 
„öffentliches“ Buch oder Regiſter anzuſehen wäre, d. h. wenn 
den darin enthaltenen Einträgen Beweiskraft für und gegen 
jedermann zukäme; das iſt indeſſen nicht der Fall. 

Das Dienſtregiſter iſt in der nach 88 60, 61 Pr⸗ 
GVollzO. v. 23. März 1914 (nebſt Anderungen) näher be⸗ 
ſtimmten Weiſe nach dem beigegebenen Muſter (Nr. 3) zu 
führen und nach 8 60 Abſ. 2 dazu beſtimmt, eine genaue 
überſicht über die dem Gerichtsvollzieher (GV.) erteilten 
Parteiaufträge und amtlichen Aufträge, über die Art und 
Zeit ihrer Erledigung, die anzuſetzenden und eingezogenen 
Gebühren und Auslagen ſowie den Geldverkehr des GV. 
mit dem Auftraggeber zu bieten. Über die Aufträge hat der 
GV. gem. § 74 GLIED. Sonderakten anzulegen; zu dieſen 
ſind alle ſich auf die betreffende Sache beziehenden Schrifk⸗ 
ſtücke zu nehmen, nachdem ſie mit der Nummer verſehen 
worden find, unter der die Sache im Dienftregifter ein⸗ 
getragen ſteht. Nach $ 66 Abſ. 1 hat der GV. in jedem Mo⸗ 
nat zu der vom aufſichtführenden AR. hierzu beſtimmten 
Zeit dieſem das Dienſtregiſter für den vorhergehenden Mo⸗ 
nat nebſt den zugehörigen Sonderakten uſw. zur Prüfung 
vorzulegen. Dieſe hat ſich u. a. auf den geſamten Inhalt der 
Regiſter — alſo auch des Dienſtregiſters — und Akten, na⸗ 
mentlich auf die — mindeſtens probeweiſe — Verglei⸗ 
chung der Regiſtereintragungen mit den Akten, auf 
die ordnungsmäßige und rechtzeitige Erledigung der Auf⸗ 
träge, die Richtigkeit des Anſatzes der Gebühren uſw. zu er⸗ 
ſtrecken. Mindeſtens einmal im Laufe des Rechnungsjahres 
hat der aufſichtführende AR. eine unvermutere Geſchäfts⸗ 
prüfung im Geſchäftszimmer des GV. vorzunehmen, wobei 
die Dienſtpapiere und Akten mit den Angaben des 
Dienſtregiſters in möglichſt ausgedehntem Maße zu 
vergleichen und auch Ermittlungen in der Richtung an⸗ 
zuſtellen ſind, ob eingegangene Aufträge etwa nicht in das 
Dienſtregiſter eingetragen ſind (§ 66 Abſ. 2, 3 
GVollzD.). Das Dienſtregiſter iſt auch von Zeit zu Zeit 
— zuſammen mit dem Ablieferungsbuch — vom Kaſſen⸗ 
rendanten oder einem anderen Kaſſenbeamten zu prüfen 
($ 66 Abſ. 5). Der 8 60 Abſ. 9 enthält beſondere Beſt. hin⸗ 
ſichtlich der Kennzeichnung der Aufträge im Dienſtregiſter 
für den Fall der Vertretung eines GV. durch einen anderen. 
Das Dienſtregiſter wird in der im 8 62 GVollzO. näher 
geregelten Weiſe vierteljährlich abgeſchloſſen und nach § 77 
zuſammen mit den übrigen Regiſtern und Akten vom GV. 
aufbewahrt. Den Aufſichtsbeamten iſt es auf Verlangen vor⸗ 
zulegen, ſtaatlichen Behörden und Beamten auf Erſuchen für 
kurze Zeit zu überlaſſen. Jedem, der bei einer vom GV. 
betriebenen Zwangsvollſtreckung beteiligt iſt, 
muß auf Verlangen die Einſicht der betreffenden Regiſter und 
Akten geſtattet und gegen die geſetzlichen Gebühren Abſchrift 
einzelner Schriftſtücke oder des betreffenden Teils des Re⸗ 
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giſters erteilt werden (8 760 ZRD.). Die Dienſtregiſter dür⸗ 
fen nur von dem AG., bei dem der GV. angeſtellt iſt, ver⸗ 
nichtet werden (8 77 GVollzO.). 

Die vorſtehend angegebenen Vorſchr. waren ihrem we⸗ 
ſentlichen Inhalte nach ſchon in der „Geſchäftsanweiſung für 
die GV.“ v. 24. Juli 1879 — Anl. z. IM Bl. Nr. 31 von 
1879 — enthalten (vgl. 88 126 f.). Daß das hiernach zu 
führende Dienſtregiſter nicht als ein „öffentliches Regiſter 
oder Buch“ i. S. des § 348 Abſ. 1 StGB. anzuſehen ſei, 
hat das RG. wiederholt entſchieden (RGSt. 4, 283; 7, 252; 
20, 175). Die dort dargelegten Grundſätze gelten auch für 
das nach den Beſt. der GVollzO. v. 23. März 1914 zu füh⸗ 
rende Dienſtregiſter (vgl. auch 88 65 f. GVollzDO. v. 31. März 
1900). Keine der in Betracht kommenden Vorſchr. recht⸗ 
fertigt die Annahme, daß man es mit einem „öffentlichen“, 
d. h. für und gegen jedermann beweiskräftigen Buch oder 
Regiſter zu tun habe; es handelt ſich vielmehr um amtliche 
Aufzeichnungen, die lediglich die dienſtliche Aufſicht ermög⸗ 
lichen oder doch erleichtern ſollen. 

Auch im übrigen bietet der Sachverhalt keine Anhalts⸗ 
punkte dafür, daß ſich der Angekl. einer Falſchbeurkundung 
nach 8 348 Abſ. 1 StGB. ſchuldig gemacht haben konnte. Da⸗ 
gegen ift nicht erſichtlich, weshalb die Str. nicht den Tat⸗ 
beſtand des A b ſ. 2 daſ. als verwirklicht angeſehen hat. Daß 
die Sonderakten und die anderen Schriftſtücke, die der 
BeſchwF. in Beziehung auf die Unterſchlagung unterdrückt 
und ſpäter nicht herausgegeben hat, als Urkunden i. S. des 
8 348 Abſ. 2 StGB. anzuſehen find, kann nicht zweifelhaft 
fein; in dieſer Beziehung genügt ein Hinweis auf RGSt. 
60, 17 und die dort angegebene Rſpr. Der Begriff des Bei⸗ 
ſeiteſchaffens ift in RGSt. 23, 99 näher erörtert. Daß der 
Tatbeſtand der 88 350, 351 mit demjenigen des § 348 
Abſ. 2 (349) StGB. tateinheitlich zuſammentreffen kann, er⸗ 
gibt ſich aus RGSt. 65, 102). 

(3. Sen. v. 11. Juni 1914; 3 D 530/34.) W.] 


11. 88 36 Ziff. 3, 7 Dev VO. v. 23. Mai 1932; 
88 264, 331 StPO. ne bis in idem. Unerlaubte 
Aushändigung inländiſcher Zahlungsmittel an 
einen Ausländer und darauffolgende Erſchlei⸗ 
chung der Genehmigung einer Deviſenſtelle. Ver⸗ 
hältnis beider Vergehen zueinander. f) 

Die Strͤ. hat weder den Grundſatz ne bis in idem noch 
die Vorſchrift des 8331 StPO. verletzt. Der Eröffnungs⸗ 
beſchluß v. 7. Juni 1933 bezieht ſich auf die unerlaubte 
Aushändigung inländiſcher Zahlungsmittel an einen Aus⸗ 
länder, der Eröffnungsbeſchluß v. 22. Sept. 1933 auf die Er⸗ 
ſchleichung einer Genehmigung der Deviſenſtelle. Die Str. 
hatte über den ganzen Prozeßſtoff zu entſcheiden, über die 
erſtgenannte Beſchuldigung als BG., über die andere als erſt⸗ 
inſtanzliches Gericht. Die Rev. meint, daß der erſte Eröff⸗ 
nungsbeſchluß auch die den Gegenſtand des zweiten Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes bildende Tat — Erſchleichung einer Ge⸗ 
nehmigung — mitumfaſſe. Wenn dem ſo wäre, dann würde 
allerdings eine reformatio in peius vorliegen, inſofern als 
die Str. die Berufung des Angekl. gegen das ſchöffengericht⸗ 
liche Urt. verworfen und daneben noch eine beſondere Strafe 
wegen Erſchleichens einer Genehmigung feſtgeſetzt hat. Denn 
der Angekl. hatte allein Berufung eingelegt. Die Strafe des 
SchöffGG. hätte daher dann nicht verſchärft werden dürfen, auch 
nicht, wenn das Schöff®. das Vergehen der Erſchleichung aus 
Rechtsirrtum nicht abgegolten hätte. Dem iſt aber nicht ſo. 


Zu 11. Die Entſch. behandelt das ſtrafrechtliche Verhältnis 
zwiſchen der ungenehmigten Aushändigung von Zahlungsmitteln an 
einen Ausländer und der ſpäteren Erſchleichung der Genehmigung 
zu dieſer Zahlung durch Verſchweigen der Tatſache der bereits er⸗ 
folgten Zahlung. Das RO. nimmt mit Recht in dieſem Fall ſach⸗ 
liches Zuſammentreffen ($ 74 StGB.) an und lehnt Geſetzeseinheit 
(Subsidiarität) in der Form der ſtrafrechtlichen Nachtat ab (vgl. 
über das ſtrafrechtliche Verhaltnis deviſenrechtlicher Tatbeſtände noch 
NRESt. 67, 130 [142] und RG.: JW. 1934, 1786 mit Anm. von 
Flad). Das ſachliche Zuſammentreffen rechtfertigt auch das Ver⸗ 
fahren des LG. im vorl. Fall: Ausdehnung auf den zweiten Straf⸗ 
tatbeftand durch das B., obwohl nur der Angekl. Ber. ein- 
gelegt hatte. 

RegR. Dr. Hartenſtein, Berlin. 


Die Entf. dieſer Frage hängt davon ab, in welchem Verhält⸗ 
nis die beiden Zuwiderhandlungen gegen die Deviſenvor⸗ 
ſchriften ſachlich-rechtlich und verfahrensrechtlich zueinander 
ſtehen. Das ſachlich-rechtliche Verhältnis hat die Str. geprüft. 
In Frage kommt Tateinheit und Geſetzeseinheit. Tateinheit 
hat ſie rechtlich einwandfrei abgelehnt mit der Feſtſtellung, 
daß der Angekl. erſt nach Aushändigung von insgeſamt 
5934 Kell an. B. den Entſchluß (Vorſatz) gefaßt habe, die von 
ihm ſpäter erwirkte Genehmigung durch unwahre Angaben 
zu erſchleichen. 

Rechtlich zutreffend hat die Str. aber auch der Auf⸗ 
faſſung Raum gegeben, daß die zweite Tat keine ſtrafloſe 
Nachtat im Verhältnis zu der erſten darſtelle. Solche Fälle 
von Geſetzeseinheit kommen zwar im Bereich der Vergehen 
gegen die DevBD. mehrfach in Frage (vgl. RGSt. 67, 4011), 
im vorliegenden Falle trifft das aber nicht zu. Der Angekl. 
hat ſich zuerſt gegen die Vorſchrift des 8 14 VO. 1932 ver⸗ 
gangen und nachher, als die Tat entdeckt war oder doch, als 
die Zollfahndungsſtelle ſchon Ermittelungen eingeleitet hatte, 
eine Genehmigung erſchlichen. Dieſe Erſchleichung war nicht 
die Auswertung des begangenen Unrechts in derſelben Rich- 
tung (RGSt. 10, 488; 35, 64), ſondern eine neue und be⸗ 
ſondere Rechtsgutsverletzung, die auch nicht die regelmäßige 
oder gar notwendige Form der Fortſetzung der erſten bildete 
(RGSt. 18, 290; 60, 371; 54, 480; 51, 5; vgl. anderer⸗ 
ſeits 58, 34; 59, 174 und die in 67, 406 angeführten Entſch.). 
Ob eine ſtrafloſe Nachtat angenommen werden könnte, wenn 
der Angekl. von vornherein ſich vorgeſetzt hätte, die unbefugte 
Zahlung vorzunehmen und dann zu ſeiner Sicherung die Ge⸗ 
nehmigung zu erſchleichen, braucht nicht entſchieden zu wer⸗ 
den, weil dieſer einheitliche Vorſatz nicht vorhanden war. 

Die beiden Straftaten treffen daher ſachlich zuſammen 
(874 StGB.). Das würde zwar nicht rechtsnotwendig aus⸗ 
ſchließen, daß der erſte Eröffnungsbeſchluß auch die zweite 
Beſchuldigung umfaßte (RGSt. 62, 112). Aber auch das iſt 
abzulehnen. Die zweite Tat gehört nicht zu dem geſchicht⸗ 
lichen Vorgang, der dem erſten Eröffnungsbeſchluß zugrunde 
liegt. Beides ſind getrennte Vorgänge, die auch nicht dadurch 
zu einem einheitlichen Vorgang geworden ſind, daß eine zweite 
Tat deshalb verübt wurde, weil die erſte begangen war und 
den Zweck hatte, dieſe zu verſchleiern. Darauf, ob das SchöffG. 
die zweite Tat kannte, kommt es nicht an. Denn es wäre auch 
dann nicht befugt geweſen, ſie mit abzuurteilen, weil ſie eben 
durch den erſten Eröffnungsbeſchluß feiner Entſch. nicht unter⸗ 
ſtellt wurde. 


(2. Sen. v. 21. Juni 1934; 2 D 370/34.) W.] 


12. 836 Dev VO. 1932. Strafloſigkeit kann 
regelmäßig nicht dadurch erreicht werden, daß 
durch Vorſchieben von Perſonen oder Geſchäfts⸗ 
formen die Beſchränkungen oder Bedingungen 
umgangen werden, unter denen die Deviſen⸗ 
ſtelle eine Genehmigung erteilt hat; denn die 
Genehmigung kann immer nur das von den Be⸗ 
teiligten zur Genehmigung redlich angemeldete 
Geſchäft decken; das durch Vorſchiebungen ver⸗ 
deckte Geſchäft bleibt daher ohne Genehmigung. f) 

Das LG. führt zur Begründung der Freiſprechung der 
Angekl. aus: Daß die Erledigung von Deviſengeſchäften, ſo⸗ 
weit ſie genehmigt ſind, nicht durch zwei Perſonen gemein⸗ 
ſchaftlich ausgeführt werden dürfe, oder daß der Inhaber der 


Genehmigung ſich bei der Abwicklung keiner Mittelsperſon 


Zu 12. Die Entſch. nimmt zu der wichtigen, in der Praxis oft 
nicht genügend beachteten Frage der Tragweite einer deviſenrechtlichen 
Genehmigung grundſätzlich Stellung. 

1. Mit Recht führt das NG. aus, daß es hierfür in erſter Linie 
auf die tatſächliche Feſtſtellung ankomme, was die Deviſenſtelle ge- 
nehmigt habe. Die Genehmigung der Deviſenſtelle bezieht ſich ſtets 
auf ein beſtimmt bezeichnetes konkretes Geſchäft des tatſächlichen 
Lebens (Einzelgenehmigung; z. B. Zahlung eines beſtimmten Betrages 
durch eine beſtimmte Perſon für den Bezug beſtimmter Ware aus 
dem Ausland) oder auf eine Gruppe ſolcher Geſchäfte (Sammel⸗ 
genehmigung oder allgemeine Genehmigung; z. B. Zahlungen durch 
eine beſtimmte Perſon für aus dem Ausland eingeführte Waren be⸗ 


1) JW. 1934, 104. 
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bedienen dürfe, ſprächen die einſchlägigen Beſtimmungen nicht 
aus; daß Sü. alſo lediglich ſeine Deviſengenehmigung gegen 
Zahlung von 1000 RM verkauft habe, ſei ihm nicht nachzu⸗ 
weiſen geweſen. 

Dieſe Ausführung iſt nicht ſchlüſſig und zeigt, daß das 
LG. ſeiner Unterſuchung unzutreffende Frageſtellungen zu⸗ 
grunde gelegt hat. Nicht der Inhalt der Beſtimmungen über 
den Deviſenverkehr ſteht im vorliegenden Falle in Frage; 
denn es kann keinem Zweifel unterliegen, daß ſowohl der 
Erwerb ausländiſcher Zahlungsmittel gegen inländiſche Zah⸗ 
lungsmittel als auch das Überſenden oder Überbringen von 
Zahlungsmitteln in das Ausland nach den 88 3 und 12 Dev⸗ 
VO. 1932 der Genehmigung einer Deviſenſtelle bedurfte. 
Sondern es handelt ſich darum, feſtzuſtellen, was in den vor⸗ 
liegenden Einzelfällen die Deviſenſtelle in Köln dem Angekl. 
Sü. genehmigt hatte und ob die Geſchäfte der beiden Angekl. 
ſich im Rahmen dieſer Genehmigung gehalten haben; und 
Feſtſtellungen hierüber können nicht oder doch nur in ſehr 
geringem Maße durch eine Auslegung der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen gewonnen werden; es bedarf vielmehr der Prü⸗ 
fung der in Betracht kommenden tatſächlichen Ereigniſſe. 

Der Sinn einer Genehmigung einer Devifenftelle läßt 
ſich nur erkennen, wenn die im Einzelfalle vom LFin A. feſt⸗ 
gelegten Vorausſetzungen der Genehmigung bekannt ſind. 
Denn keineswegs brauchen die Genehmigungen der Deviſen⸗ 
ſtellen ganz allgemein dahin zu lauten, daß mit Deviſen zu 
einem beſtimmten Betrage irgendeine der in den Dev O. 
nur nach ihrem Rechtsbegriffe bezeichneten genehmigungs⸗ 
bedürftigen Rechtshandlungen vorgenommen werden dürfe. 
Es liegt vielmehr im Weſen derartiger Genehmigungen, daß 
ſie in der Regel nur beſchränkt in Beziehung auf beſtimmte 
näher bezeichnete Rechtsgeſchäfte oder ſonſtige tatſächliche Zu⸗ 
ſammenhänge erteilt werden und daher auch nur mit dieſer 
Beſchränkung wirken können; wenn alſo die mit dieſen Be⸗ 
ſchränkungen genehmigten Rechtshandlungen in anderer Art 


liebiger Art innerhalb eines beſtimmten Zeitraumes — Deviſen⸗ 
richtlinien v. 23. Juni 1932 Abſchn. III Nr. 3; Zahlung monatlicher 
Mietzinſen durch eine beſtimmte Perſon an einen ausländiſchen 
Grundſtückseigentümer für einen beſtimmten Zeitraum — Richtlinien 
Abſchn. III Nr. 26). Die Genehmigung erſchöpft ſich nicht in der 
Feſtſtellung der abſtrakten Tatbeſtände, wie fie die Dev VO. 
aufzählt: Erwerb und Verfügung über Deviſen (88 3, 4 Dev O.), 
Verſendung von Zahlungsmitteln (8 12 DevVD.), Zahlung an In⸗ 
länder zugunſten eines Ausländers (8 14 Abſ. 1 Dev O.) uſw. 
Vielmehr werden ſogar meiſt die abſtrakten Zahlungsformen in der 
Genehmigung nicht beſchränkt, ſondern dem Belieben des Inhabers 
der Genehmigung überlaſſen, wenn auch etwa unter Ausſchluß be⸗ 
ſtimmter deviſentechniſch unerwünſchter Zahlungsweiſen (vgl. Richt⸗ 
linien Abſchn. II Nr. 24). Wie weit die Konkretierung im einzelnen 
geht, kann nach Lage des Falles verſchieden ſein. Man wird aus der 
Geſamtheit aller Umſtände, ohne enges Haften am Wortlaut der 
Genehmigung, in jedem Falle feſtzuſtellen haben, welches die weſent⸗ 
lichen Tatbeſtandsmerkmale des von der Genehmigung gedeckten Ge⸗ 
ſchäftes ſind. 

2. Zu dieſen weſentlichen Merkmalen gehört grundſätzlich die 
Perſon deſſen, der das Geſchäft vornimmt. Die Genehmigungen ſind 
höchſt perſönlicher Natur und nicht übertragbar. Doch ſind Botenſchaft, 
offene und mittelbare Stellvertretung nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des bürgerlichen Rechts zuläſſig, wenn ſich aus der Genehmi⸗ 
gung nichts anderes ergibt. Entſcheidend iſt, ob das tatſächlich aus⸗ 
geführte Geſchäft materiell dem zuzurechnen iſt, für den die Ge⸗ 
nehmigung erteilt wurde. Dieſe perſönliche Begrenzung iſt von 
beſonderer Bedeutung für die Bezahlung eingeführter Waren, mit 
der ſich die vorl. Entſch. befaßt. Im vorl. Fall handelt es ſich 
offenbar um eine Einzelgenehmigung nach Richtlinien Abſchn. III 
Nr. 4. Solche Genehmigungen werden nur erteilt, wenn ſich das 
betreffende Einfuhrgeſchäft nach Art und Umfang im Rahmen des 
bisherigen Geſchäftsbetriebes des Antragſtellers hält. Nach den An⸗ 
weiſungen des Reichswirtſchaftsminiſters und der Reichsſtelle für 
Deviſenbewirtſchaftung ſind die für die allgemeinen Einfuhrgenehmi⸗ 
gungen geltenden Kürzungen der Höchſtbeträge auch für die Einzel⸗ 
genehmigungen entſprechend anzuwenden. Der Angekl. He. konnte 
alſo innerhalb des Jahres 1932 Einzelgenehmigungen für die 
Pferdeeinfuhr nur bis zu einem Betrag erhalten, der ſeinem Ge⸗ 
ſchäftsumfang in den Vorjahren unter Berückſichtigung der vor⸗ 
geſchriebenen Kürzungen entſprach. Ju dieſem Sinne iſt von einem 
Kontingent die Rede. Das RG. ſtellt — in vollem Einklang mit 
Sinn und Zweck dieſer Vorſchr. — feſt, daß es unzuläſſig war, wenn 
He. durch Dazwiſchenſchieben des Angekl. Sü. deſſen nicht aus⸗ 


oder in anderen Zuſammenhängen vorgenommen werden, ſo 
ſind ſie von der erteilten Genehmigung nicht gedeckt und 
ſtehen daher deviſenrechtlich ohne Genehmigung da (vgl. 
RGSSt. 67, 429 )). Da es im vorliegenden Falle auf eine 
genaue Erkenntnis des Inhalts der Genehmigung ankommt, 
hätte das LG. alſo zunächſt den Wortlaut des von Sü. ge⸗ 
ſtellten ſchriftlichen Antrags auf Erteilung der Genehmigung 
und den Wortlaut dieſer Genehmigung ſelbſt ermitteln und 
auf dieſer Grundlage nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
durch Auslegung den Sinn der Genehmigung feſtſtellen 
müſſen. 

Schon deshalb, weil das LG. dies nicht unternommen 
hat, fehlt es für die Freiſprechung der Angekl. an den er⸗ 
forderlichen Grundlagen. Dabei iſt noch folgendes zu be⸗ 
merken: 

Die erſte Angabe des LG. über den Inhalt der zwiſchen 
den Angekl. getroffenen Vereinbarung geht dahin: H. habe 
mit ſeinem Gelde im Auslande Pferdeeinkäufe tätigen ſollen, 
während Sü. die zur Beſchaffung der Deviſen erforderliche 
Genehmigung des LFin A. beizubringen gehabt habe. An 
ſpäterer Stelle ſagt das LG., Sü. habe „der Vereinbarung 
entſprechend“ eine Genehmigung der Deviſenſtelle im Rahmen 
des noch für Sü. beſtehenden Kontingents beantragt. Eine 
Genehmigung im Rahmen des für Sü. beſtehenden Kon⸗ 
tingents konnte ſich aber, wenn nicht etwa eine vom LG. bis⸗ 
her nicht feſtgeſtellte Ausnahme bewilligt war, nur auf Ge⸗ 
ſchäfte des Sü. beziehen, nicht aber auf Pferdeeinkäufe des 
He., deſſen Kontingent für das Jahr 1932 ſchon erſchöpft war, 
ſo daß anſcheinend für weitere Deviſenanſchaffungen des He. 
i. J. 1932 keine Genehmigung mehr erreichbar geweſen wäre. 

An einer noch ſpäteren Stelle des Urt. ſtellt das LG. 
feſt, die Geſchäfte ſeien von He. durchgeführt worden, aber 
auf den Namen und unter Vorlegung einer Vollmacht des 
Sü. Zu dieſer Feſtſtellung fehlt eine Beurteilung, wie die 
Beteiligten ſelbſt die Art ihrer Geſchäftserledigung aufgefaßt 


genügte Einfuhrzahlungsmöglichkeiten ſich für feine eigenen Einfuhr⸗ 
geſchͤfte zunutze machte. Auf das praktiſch bedeutſamere Gebiet der 
allgemeinen Genehmigungen nach Richtlinien Abſchn. III Nr. 3 über⸗ 
tragen, wird damit die Ausnützung des gekürzten Höchſtbetrages 
11 Importeurs durch einen anderen Importeur als unzuläſſig 
erklärt. 

3. Das RG. ſtellt den Satz auf, daß eine Genehmigung nur 
das der Deviſenſtelle vorgetragene und in Wirklichkeit durchgeführte, 
nicht ein vorgetäuſchtes Geſchäft decke. Damit erhebt ſich die Frage 
nach der Abgrenzung zwiſchen dem ungenehmigten, weil inhaltlich 
von dem genehmigten Geſchäft abweichenden Geſchäft, und dem auf 
Grund einer erſchlichenen Genehmigung vorgenommenen Geſchäft 
(8 86 Abſ. 1 Nr. 7 DevBD.). Die erſchlichene Genehmigung iſt eine 
rechtswirkſame Genehmigung; die beſondere Strafvorſchrift des 8 36 
Abſ. 1 Nr. 7 wurde gerade deshalb notwendig, weil in dieſen Fällen 
die Strafe aus § 36 Abf. 1 Nr. 3, d. h. wegen des Fehlens einer 
wirkſamen Genehmigung, nicht eingreift. Maßgebend für die Ab⸗ 
grenzung iſt der Inhalt der Genehmigung. Um ein Auseinanderfallen. 
des genehmigten und des tatſächlich durchgeführten Geſchäfts wird 
es ſich z. B. außer bei der Täuſchung über die Perſon, welche 
materieller Träger des Geſchäfts iſt (ſ. oben 2), in der Regel auch 
dann handeln, wenn ein ſchon vorgenommenes Geſchäft als ein noch 
bevorſtehendes dargeſtellt wird. Eine nachträgliche Genehmigung iſt 
grundſätzlich etwas anderes als eine vorangehende Genehmigung 
(vgl. die auf S. 2339 mitgeteilte Entſch. des RG.). Dagegen könnten 
die Ausführungen des RG. über die Durchführung des Geſchäfts mit 
eigenem oder fremdem Geld zu Mißverſtändniſſen Anlaß geben. Ob 
ein Geſchäft mit eigenem oder mit geliehenem Geld gemacht wird, 
berührt den Inhalt einer Genehmigung grundſätzlich nicht. Dies gilt 
auch in den Fällen, wo dieſe Frage für die Entſch. der Deviſenſtelle 
offenbar von Bedeutung iſt, wie z. B. bei den Auswanderergenehmi⸗ 
gungen (vgl. Richtlinien Abſchn. III Nr. 30 Abſ. 1 b). Erhält ein 
Auswanderer eine Genehmigung zur Mitnahme eines beſtimmten 
Kapitals auf Grund der Behauptung, daß ihm dieſes Kapital zu 
eigen gehöre, während es ihm tatſächlich von Verwandten geliehen 
wurde, ſo liegt höchſtens eine erſchlichene Genehmigung, aber ſtets 
eine rechtswirkſame Genehmigung vor. Anders allerdings, wenn das 
Vorgeben der Exiſtenzgründung im Ausland unwahr iſt und der 
Antragſteller auf dieſe Weiſe nur Kapitalien eines Inländers, die ihm 
zum Schein geliehen worden ſind, ins Ausland ſchaffen will. In 
ähnlicher Weiſe wird man auch im vorl. Fall zu unterſcheiden haben. 
Würde es ſich um ein wirkliches Darlehen des He. an Sü. handeln, 
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haben. Denn falls Sü. nur für eigene Pferdegeſchäfte die 
Deviſengenehmigungen nachgeſucht oder erhalten haben ſollte, 
ſo würden die Genehmigungen die Durchführung der Geſchäfte 
nur dann gedeckt haben, wenn Sü. bei dem Eingreifen des 
He. als eines Bedollmächtigten wirklicher, nicht bloß vor⸗ 
geſchobener Geſchäftsherr geweſen wäre; in dem entgegen⸗ 
geſetzten Falle, daß der Angekl. Sü. nur vorgeſchoben wor⸗ 
den wäre, ohne wirklicher Geſchäftsherr zu ſein, hätten die 
Angekl. eine Umgehung der Beſchränkungen der erhaltenen 
Genehmigung beabſichtigt; eine ſolche Umgehung hätte keinen 
Erfolg haben können, weil die Genehmigung nur das der 
Deviſenſtelle vorgetragene und in Wirklichkeit durchgeführte, 
nicht ein vorgetäuſchtes Geſchäft decken kann. Daher liegt ein 
Irrtum auch in der Annahme des LG., die Angekl. hätten 
„die Sache in der einfachſten Weiſe in Ordnung bringen 
können“, wenn He. dem Sü. den erforderlichen Geldbetrag 
geliehen hätte. Denn auch ein ſolches Verhalten der Angekl. 
hätte die Übereinſtimmung zwiſchen dem vermutlichen In⸗ 
halte der Genehmigung der Deviſenſtelle und den Geſchäften 
der Angekl. nicht herſtellen können, wenn es nicht den wirk⸗ 
lichen wirtſchaftlichen Zwecken der Angekl. entſprochen, ſon⸗ 
dern nur den Zweck gehabt hätte, einen bloßen äußeren 
Schein vorzuſchieben. 

Unter dieſen rechtlichen Geſichtspunkten wird das LG. 
bei der neuen Verhandlung und Entſch, auch zu prüfen haben, 
ob der Angekl. im Vorverfahren erklärt hat, mit den Pfer⸗ 
den nichts zu tun gehabt zu haben, und ob bejahendenfalls 
dies mit dem Inhalte der Genehmigung der Deviſenſtelle 
verträgt. 

Mit Rückſicht auf die hier dargelegten irrtümlichen Auf⸗ 
faſſungen des LG. iſt auch ſeine Annahme nicht einwandfrei, 
daß den Angekl. das Bewußtſein einer Geſetzesübertretung 
gefehlt habe. Denn dieſe Feſtſtellung über den inneren Tat⸗ 
beſtand ſteht mit der irrtümlichen Auffaſſung des äußeren 
Tatbeſtandes in engem Zuſammenhange. An dem Vorſatz 
eines Deviſenvergehens könnte es fehlen, wenn die Angekl. 
ſich über den Sinn der erteilten Genehmigungen der Deviſen⸗ 
ſtelle geirrt und daher angenommen haben ſollten, daß ihre 
Geſchäfte genehmigt ſeien. Aber auch ob ein ſolcher Irrtum 
möglich war, läßt ſich erſt nach genauer Feſtſtellung des 
Wortlautes und des erkennbaren Sinnes der erteilten Ge⸗ 
nehmigungen beurteilen. Ein Irrtum über das Beſtehen einer 
Genehmigungspflicht wäre bedeutungslos (RGSt. 67, 114 2)). 

Die zu berückſichtigenden Strafvorſchriften ſind in der 
Anklageſchrift und im Eröffnungsbeſchluß nicht vollzählig an⸗ 
geführt. In Betracht kommen in erſter Linie Verſtöße nach 
§ 36 Abf. 1 Nr. 1 i. Verb. m. § 3 und nach 8 36 Abſ. 1 
Nr. 3 i. Verb. m. den 88 12 und 14 DevVO. 1932, hilfs⸗ 
weiſe auch Vergehen nach § 36 Abſ. 3 DevVO.; endlich 
können noch Vergehen nach 8 36 Abſ. 1 Nr. 7 Dev VO. in 
Betracht kommen, die nur borſätzlich, nicht fahrläſſig be⸗ 
gangen fein könnten, weil bei dem § 36 Abſ. 1 Nr. 7 DevVO. 
die Abſicht der Erſchleichung zum inneren Tatbeſtande gehört. 
Eine Aufgabe der weiteren tatrichterlichen Prüfung wird es 
gegebenenfalls auch ſein müſſen, zu entſcheiden, ob und inwie⸗ 
weit die beiden Angekl. an den einzelnen Handlungen als 
Mittäter oder Anſtifter oder Gehilfe beteiligt geweſen ſeien. 


(1. Sen. v. 12. Juni 1934; 1 D 40/34.) On.) 


13. 88 134, 146 VZoll G.; § 401 Ab. 2 R Abg O.; 
829 Ab. 1 StG B. Sit es bei einer durch mehrere 
Beteiligte bewirkten Zollhinter ziehung une 
möglich, den Wert des Schmuggelgutes in jedem 


mit der Folge, daß Sü. der tatſächliche Träger des Einfuhrgeſchäftes 
geworden wäre, ſo könnte von einer „erfolgloſen Umgehung der Be⸗ 
schränkungen der erhaltenen Genehmigung“ wohl nicht geſprochen 
werden. Das NG. hat aber bei feinen Ausführungen offenbar den 
Fall eines Scheingeſchäftes im Auge, bei dem nicht Gi. mit tat⸗ 
ſächlich geliehenem Gelde Pferde kauft und fpäter an He. weiter⸗ 
verkauft, ſondern bei dem der wahre Wille der Beteiligten von 
vornherein auf einen Kauf der Pferde aus dem Ausland durch He. 
gerichtet war (vgl. 8 117 BGB.). Bei dieſem Tatbeſtand hätten das 
von der Genehmigung erfaßte und das tatſächlich ausgeführte Geſchäft 
ſich inhaltlich nicht gedeckt. 
RegR. Dr. Hartenſtein, Berlin. 
) JW. 1933, 950. 
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vinzelnen Falle feſtzuſtellen, jo braucht das Ge⸗ 
richt nicht jeden Angekl. für jeden Einzelakt zum 
Werterſatz mit als Geſamtſchuldner zu verurtei⸗ 
len. — Bei tateinheitlichem Zuſammentreffen 
eines Verbrechens mit Zollhinterzie hung darf 
die Erſatzfreiheitsſtrafe und die nach 5 146 V⸗ 
Zoll G. erkannte Strafſchärfung nicht ent⸗ 
ſprechend der verhängten Zuchthaus hauptſtrafe 
ebenfalls in Zuchthaus umgewandelt werden. 

Bei Ermittelung der hinterzogenen Zölle und des Wertes 
des Schmuggelgutes hat das LG. bei jedem BeſchwF. nur die 
Teilfälle zugrunde gelegt, an welchen er ſelbſt beteiligt war. 
Daß es bei der Unmöglichkeit einer Feſtſtellung der Mengen 
der geſchmuggelten zollpflichtigen Gegenſtände im Einzelfalle 
zu Schätzungen gegriffen hat, iſt nicht zu beanſtanden, wie das 
NG. in ſtändiger Rſpr. u. a. zu der Frage der Anwendbarkeit 
des § 468 RAbgO. bei Schätzung des Betrages der hinter⸗ 
zogenen Abgaben anerkannt hat. 

Die Unmöglichkeit, den Wert des Schmuggelgutes in 
jedem einzelnen Falle feſtzuſtellen, rechtfertigt es auch, daß das 
LG. es unterlaſſen hat, für jeden Einzelakt jeden Angekl. 
zum Werterſatz nur als Geſamtſchuldner (vgl. RGSt. 62, 
246) mit den daran als Haupttäter Beteiligten zu verurteilen. 
Dieſer Strafanfprud des Staates (NGSt. 65, 81) gegen 
den Schuldigen kann nicht deswegen für hinfällig erachtet 
werden, weil es nicht möglich iſt, den Umfang der Mitſchuld 
anderer Beteiligter ziffernmäßig feſtzuſtellen. Da der Ge⸗ 
ſamtwert des Schmuggelgutes ermittelt worden iſt, war das 
LG. auch nicht in der Lage, gem. § 401 (365 a. F.) Abſ. 2 
letzter Halbſatz RAbgO. lediglich auf Zahlung einer Geld⸗ 
ſumme zu erkennen. Die Sache liegt nicht anders, als wenn 
Anzahl und Perſönlichkeit der Mitbeteiligten überhaupt nicht 
zu ermitteln geweſen wäre. 

Die Erſatzfreiheitsſtrafe iſt nach Vorſchrift des 8 29 
Abſ. 2 StGB. feſtgeſetzt (vgl. RGSt. 60, 244). 

Die auf die Sachrügen der übrigen BeſchwF. vorge⸗ 
nommene Nachprüfung hat einen ſie beſchwerenden Rechts⸗ 
fehler nur inſofern aufgedeckt, als das LG. gegen die Angekl. 
H. und M. die Erſatzfreiheitsſtrafen, die es bei allen wegen 
Beihilfe zur Zollhinterziehung verurteilten BeſchwF. auf je 
einen Monat und auf je eine Woche bemeſſen hat, als Zucht⸗ 
haus ſtrafen ausgeworfen, auch die nach § 146 Voll. er⸗ 
kannte Strafſchärfung von je drei Monaten Gefängnis in 
Zuchthaus umgewandelt hat. Das war nicht zuläſſig, bei den 
Erſatzfreiheitsſtrafen auch nicht nach 8 29 Abſ. 1 StGB., weil 
die gegen dieſe Angel. außerdem aus 8 332 StGB. ver⸗ 
hängten Zuchthausſtrafen nicht neben dieſen Strafen, ſondern 
wegen einer in Tatmehrheit damit begangenen Straftat er⸗ 
kannt worden ſind (RGSt. 67, 99). Der Fehler konnte von 
hier aus berichtigt werden. 


(3. Sen. v. 14. Juni 1934; 3 D 459/34.) W. 


**14, 88 359, 367 R Abg. O. a. F. (55 396, 402 n. F.). 
Einkommenſteuerhinter ziehung durch buchmä⸗ 
ßige Verſchleierung des Eingangs einer Brand⸗ 
entſchädigungsſumme. Das bewußte Abweichen 
einer ſteuerrechtskundigen Perſon von der 
Rechtſprechung des RF H. ſchließt die Annahme 
eines bedingten Vorſatzes auf Steuerhinter⸗ 
ziehung nicht aus. Bei Zweifeln zu dieſem 
Punkte muß mit der Möglichkeit einer fahr- 
läſſigen Steuerverkürzung gerechnet werden. ) 


Die Rſpr. des RF. hat in der Frage, ob die Brand⸗ 


Zu 14. Der Entſch. kann nicht zugeſtimmt werden. 

Der Angehl. war ſich bewußt, daß auf Grund des ihm be⸗ 
kannten Tatbeſtandes nach der Anſicht des NFH. ein Steueranſpruch 
entſtanden war. Er hat den Tatbeſtand aber ſo dargeſtellt, daß die 
Steuerbehörden die Entſtehung des Steueranſpruches nicht erkennen 
konnten. Er wußte hiernach, daß er eine Verkürzung der Steuer 
bewirkte, die nach der Anſicht des RF. entſtanden war. Er hat 
daher m. A. n. auch dann mit direktem Vorſatz gehandelt, wenn er 
wirklich die Rſpr. des RFH. für falſch hielt. Der Angekl. kann ſich 
nicht im Zweifel darüber geweſen ſein, daß die Entſch. darüber, was 
ſteuerpflichtig iſt, nicht ihm, ſondern den Steuerbehörden zuſteht, und 
daß er die Pflicht hat, dieſen den Steuertatbeſtand auch dann wahr⸗ 
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entſchädigung der Einkommenſteuer unterliege, gewechſelt. 
Früher ſtand der NFH. grundſätzlich auf dem Standpunkt, 
daß die Entſchädigung für Brandſchaden als gewerbliches 
Einkommen anzuſehen ſei, ſoweit ſie über den in der letzten 
Steuerbilanz angenommenen Buchwert hinausgehe, und daß 
den ſich daraus ergebenden Härten nur im Wege der Steuer⸗ 
ermäßigungsbeſtimmungen des $ 56 EinkStG. abgeholfen 
werden könne. In einem Urt. v. 2. April 1930 (RSt Bl. 1930, 
313) hat der Rßic. es für zuläſſig erklärt, die ſtillen Re⸗ 
ſerven, die in den abgebrannten Sachen geſteckt haben, in 
Höhe des Unterſchiedes zwiſchen Buchwert und gemeinem 
Wert auf die Erſatzgegenſtände in der Weiſe zu übertragen, 
daß dieſe nur mit ihrem Anſchafſungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 
preis abzüglich der übertragbaren ſtillen Reſerven aktiviert 
werden, und in ſolchen Fällen, in denen am Ende des 
Steuerabſchnitts eine Erſatzbeſchaffung noch nicht ſtattgefun⸗ 
den hat — gegebenenfalls im Wege der vorläufigen Ver⸗ 
anlagung —, einen entſprechenden Paſſivpoſten einzuſetzen. 
Der Nebenkl. meint, dieſer Wechſel in der Rſpr. des RF. 
könne nicht zugunſten des angekl. Steuerberaters berückſich⸗ 
tigt werden, es müſſe vielmehr von der zur Zeit der Tat be⸗ 
folgten älteren Rſpr. ausgegangen werden. Das iſt nicht 
richtig. Das Gericht hat grundſätzlich die Rſpr. anzuwen⸗ 
den, die es zur Zeit feiner Entſch. als richtig erkennt. Daran 
wird es auch nicht durch 8 468 RAbgd. gehindert, da die 
hier vorgeſehene Beſchränkung des Gerichts in der freien 
Entich. darüber, ob ein Steueranſpruch beſteht oder ob und 
in welcher Höhe ein Steueranſpruch verkürzt worden iſt, 
eine Entſcheidung vorausſetzt, die Rechtskraftwirkung gegen⸗ 
über der Perſon äußert, gegen die ſich das gerichtliche Straf⸗ 
verfahren richtet (RGSt. 56, 397). Eine ſolche Entſch. iſt 
im vorl. Falle nicht ergangen. Das Fin A. hat nach den ge⸗ 
troffenen Feſtſtellungen nur einen Steuerbeſcheid gegen die 
beiden Inhaber der Firma S. erlaſſen, und dieſer hat gegen 
den Angekl. keine Rechtskraftwirkung. 

Daß, wie das BG. annimmt, der Angekl. von der An⸗ 
ſicht ausgegangen iſt, die Brandentſchädigung unterliege über⸗ 
haupt nicht der Einkommenſteuer, genügt nicht, um bei ihm 
den Vorſatz der Steuerhinterziehung auszuſchließen, denn 
auch bedingter Vorſatz würde für eine Verurteilung aus 
§ 359 a. F. (8396 n. F.) NAD. ausreichen. Das LG. 
meint allerdings, auch bedingter Vorſatz ſei zu verneinen, 
weil der Angekl. bewußt von der Rſpr. des RFhH. abge⸗ 
wichen ſei. Es iſt jedoch unerfindlich, weshalb ſolch be⸗ 
wußtes Abweichen das Vorhandenſein eines bedingten Vor⸗ 
ſatzes ſollte ausſchließen können. Gerade wer bewußt von der 
ihm bekannten höchſtrichterlichen Rſpr. abweicht, wird in der 
Regel eher als einer, dem dieſe Rſpr. nicht bekannt iſt, mit 
der Möglichkeit rechnen, daß ſeine eigene abweichende Rechts⸗ 
auffaſſung unrichtig ſei. Wenn wirklich der Angekl. von der 
Richtigkeit ſeiner abweichenden Auffaſſung überzeugt geweſen 
wäre, hätte es ihm freigeſtanden, in der Steuererklärung 
ſeine abweichende Auffaſſung zu vertreten. Er handelte aber 
mit bedingtem Vorſatz, wenn er die Steuererklärung oder 
ihre Unterlagen abſichtlich ſo herſtellte, daß ein nach der 
Rſpr. des Rc. beſtehender Steueranſpruch verſchleiert 
wurde. Aber ſelbſt wenn der Angekl., was ſchwer vorſtellbar 
ift, trotz der ihm bekannten Rſpr. des Rich. überhaupt nicht 
mit der Möglichkeit, daß ſeine eigene Rechtsauffaſſung un⸗ 
richtig ſein könnte, gerechnet haben ſollte, fo bliebe doch im⸗ 
mer noch die Möglichkeit einer fahrläſſigen Steuerverkürzung 
i. S. des 8 367 a. F. (8 402 n. F.) RAbgdO. Denn wie das 


heitsgemäß darzustellen, wenn fie daraus Schlüſſe ziehen, die er nicht 
für richtig hält. Wer bewußt gegen dieſe Pflicht verſtößt, handelt ſtets 
vorſätzlich. Wer bewußt falſche Angaben macht, weil er weiß, daß er 
nur auf dieſe Weiſe die Feſtſetzung der Steuer in der von ihm für 
richtig erachteten Höhe erreichen kann, der kann nicht etwa damit 
gehört werden, daß er geglaubt hätte, aus irgendwelchen Gründen 
zu einer „Notlüge“ berechtigt geweſen zu ſein. 

Bedingter Vorſatz kann hiernach nur dann in Frage kommen, 
wenn der Täter nicht weiß, ſondern nur mit der Möglichkeit rechnet, 
daß feine Rechtsauffaſſung falſch iſt. Fahrläſſigkeit endlich kann nur 
dann anerkannt werden, wenn der Täter die Möglichkeit, daß ſeine 
Rechtsauffaſſung falſch iſt, nicht erkannt hat, aber bei der ihm billiger⸗ 
weiſe zuzumutenden Sorgfalt hätte erkennen können und müſſen. 

RegR. Dr. Julius Criſolli, Berlin. 


bewußte Abweichen von der ihm bekannten Rſpr. des RFO. 
eine Fahrläſſigkeit i. S. dieſer Vorſchrift ſollte ausſchließen 
können, iſt unverſtändlich. Gerade das Bewußtſein, von der 
Rſpr. des höchſten Finanzgerichtshofes abzuweichen, legt die 
Annahme einer Fahrläſſigkeit beſonders nahe. Der NEL. iſt 
dazu berufen, die Einheit des Rechts und ſeiner Anwendung 
in Steuerſachen innerhalb des Reichsgebietes zu wahren. In 
feinen Entſch. verkörpert ſich jene Einheitlichkeit der Rſpr. 
(vgl. RGSt. 62, 110). Daß der Angekl. bei Anwendung der 
gebotenen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit die Bedeutung und 
Tragweite der Rſpr. des RH. für die Handhabung der 
Tätigkeit eines Steuerberaters nicht hätte erkennen können, 
nimmt auch das BG. nicht an. 

Der Vorwurf, das ſteuerpflichtige Einkommen aus 
Brandentſchädigung durch unrichtige Buchungen verſchleiert 
zu haben, kann nicht durch die bloße Tatſache entkräftet wer⸗ 
den, daß der Angekl. ein Brandſchadenkonto angelegt hat. 
Das LG. mußte vielmehr prüfen, ob nicht, wie es das 
Schöff G. angenommen hatte, der Angekl. dadurch, daß er in 
die Bilanz für 1927 als Brandſchadenkonto unter die Paſ⸗ 
ſiven mehr als 7000 AM eingeſtellt hat, abſichtlich den An⸗ 
ſchein erweckt hat, als wäre die Brandentſchädigung zur Wie⸗ 
derbeſchaffung der vernichteten Sachen noch nicht reſtlos ver⸗ 
wendet, oder als wären die Koſten für die erfolgte Beſchaf⸗ 
fung von Erſatzſtücken in Höhe der Rückſtellung noch nicht be⸗ 
zahlt worden. 

In der neuen Verhandlung wird das LG. bei Zu⸗ 
grundelegung der Rechtsauffaſſungen, die der RH. in dem 
oben angeführten Urteil vertreten hat, feſtſtellen müſſen, ob 
überhaupt die der Firma S. gezahlte Brandentſchädigung von 
25509 AM für Mobiliarſchaden und 7266,95 AM für Ge⸗ 
bäudeſchaben über den gemeinen Wert der verbrannten 
Sachen hinausgegangen iſt. Die in dem Urteil des Schöffch. 
erwähnte Zahlung einer Liberalitätsentſchädigung von 
3830 RAM für Mobiliarſchaden macht dies von vornherein un» 
wahrſcheinlich, weiſt vielmehr auf die Möglichkeit hin, daß 
infolge von Unterverfiherung die Entſchädigungsſumme hin⸗ 
ter dem durch Taxe des Verſicherers ermittelten gemeinen 
Wert des Verbrannten zurückgeblieben iſt oder ihn doch nicht 
überſtiegen hat. Iſt das der Fall, ſo muß auch das LG. 
weiter prüfen, ob in Höhe des Unterſchiedes zwiſchen dem 
Buchwert und der gezahlten Entſchädigung nach den in dem 
Urteil des NFH. entwickelten Rechtsgrundſätzen eine Über⸗ 
tragung der ſtillen Reſerven, die in den verbrannten Sachen 
geſteckt haben, auf Erſatzgegenſtände in Frage kommt. Soweit 


ſolche Übertragung der ſtillen Reſerven nicht erfolgen kann, 


muß der Überſchuß der Brandentſchädigung über den Buch» 
wert als realiſierter Gewinn angeſehen werden. 
(6. Sen. v. 26. Juni 1934; 4 D 79/34.) W.] 


15. 88 468, 396 RAbg O. Steuerhinterziehung. 
Bei Entſch. der Frage, ob überhaupt eine 
Verkürzung der Steuern vorliegt, war die Str., 
da eine Entſch. des RF H. über dieſe Frage nicht 
vorliegt, nach 8468 RAbg O. zwar nicht an die 
rechtskräftigen Entſch. der Finanzbehörden und 
FinGer. gebunden, mußte aber, falls es von 
ihnen abweichen konnte, die Entſch. des RF H. 
einholen. Sie war alſo zur ſelbſtändigen Prü⸗ 
fung dieſer Frage berechtigt und verpflichtet 
(RGSt. 58, 428; 59, 258 [260]; 63, 64 [65)). 
Bezüglich der Höhe der bewirkten Steuer⸗ 
verkürzungen war die Str. überhaupt nicht an 
die Entſch. der Finanzbehörden gebunden, da 
jene nach der nunmehrigen Faſſung des 8 396 
R Abg O. lediglich als ein dem freien richter⸗ 
lichen Ermeſſen anheim gegebener Strafzu⸗ 
meſſungsgrund in Betracht kommt (vgl. RGSt. 
57, 212 [217]; 58, 195 [196]; 59, 90 (91, 97] und 258 
[260]; 63, 64 (650). J) 
(4. Sen. v. 13. Juli 1934; 4 D 406/34.) [Hn.] 


Zu 15. Die Entſch. des 4. StrSen. des NG. führt in das 
ſchwierige Gebiet des Steuerſtrafrechts. Durch § 468 (früher $ 433) 
NUGGD. fol das unannehmbare Ergebnis, daß in derſelben Steuer⸗ 
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1. 5 1811 BGB. Die Anlage von Mündelgeld bei 
einer Raiffeiſengenoſſenſchaft läuft in der Regel den 
Grundſätzen einer wirtſchaftlichen Vermögens verwaltung 
nicht zuwider, wenn ſie eine höhere Verzinſung als die 
in Betracht kommende mündelſichere Anlage bietet und 
durch eine, wenn auch kündbare, ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft der deutſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe ge- 
ſichert iſt. 

Wie der Senat in ſtändiger Rſpr. annimmt, hat bei Mün⸗ 
delgeld das, wie augenſcheinlich hier, nicht zur Beſtreitung von 
Ausgaben bereit zu halten und daher verzinslich anzulegen iſt 
(§S 1806 BGB.), die mündelſichere Anlage nach den SS 1807, 
1808 BGB. die Regel zu bilden. Nur wenn eine andere An⸗ 
legung Vorteile wirtſchaftlicher Art bietet, die durch eine An⸗ 
legung nach den 88 1807, 1808 nicht erreichbar wären, entſpricht 
die anderweite Anlegung den Grundſätzen einer wirtſchaftlichen 
Vermögensverwaltung und kann infolgedeſſen nach $ 1811 Satz? 
BGB. nicht unterſagt werden. Daher iſt im Falle des § 1811 
BGB. in erſter Linie zu prüfen, ob die beabſichtigte Art der 
Anlegung gegenüber der im Einzelfall in Betracht kommenden 
mündelſicheren Anlage beſondere wirtſchaftliche Vorteile bietet; 
erſt wenn dieſe Frage zu bejahen iſt, bedarf es der weiteren Er⸗ 
örterung, ob nach der Wirtſchaftslage der betreffenden Anlage- 
ſtelle die Rückgewähr des Geldes unbedingt ſichergeſtellt iſt 
(336. 5, 104, 112; 6, 92; RG. 128, 309; KG. in 1a X 1043/28; 
1 a X 35/29; 1 a X 461/29; 1a X 443/31; 1 a X 480/31; 1a X 
1335/32). Das LG. verkennt nun nicht, daß durch die Anlage bei 
der Genoſſenſchaftsbank ein größerer Gewinn erzielt werden 
würde als durch die Anlage bei der Städt. Sparkaſſe. Die Land⸗ 
wirtſchaftliche Bank verzinſt nämlich ihre Spareinlagen um / % 
höher als die Städt. Sparkaſſe, was alſo bei einem Sparkonto 
von etwa 11000 7% einen jährlichen Mehrbetrag von 55 N. 
für den Mündel ausmachen würde. Gleichwohl hält das LG. die 
beabſichtigte Anlage trotz der Bürgſchaftserklärung der Deutſchen 
Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe für den Grundſätzen einer wirtſchaft⸗ 
lichen Vermögensverwaltung i. S. von § 1811 BGB. zuwider⸗ 
laufend, weil für Mündelgelder im weſentlichen eine Dauer⸗ 
anlage gewählt werden mitjje, die Bürgſchaft aber mit einer Friſt 
von 6 Wochen kündbar ſei, eine ſolche Kündigung in jedem Falle 


ſache widerſprechende Entſch. im Strafverfahren und im Steuer⸗ 
feſtſetzungsverfahren ergehen, vermieden werden. Nach der Begr. zu 
8430 des Entw. der RAbgO. ſollte zur Erzielung einer möglichſt 
einheitlichen Behandlung der Steuerſachen im ganzen Reiche dem RF. 
ein ausſchlaggebender Einfluß eingeräumt werden. 8 468 Abf. 1 
NABgD. beſtimmt demgemäß: 

„Hängt eine Verurteilung wegen Steuerhinterziehung oder 
Steuergefährdung davon ab, ob ein Steueranſpruch beſteht, oder ob 
und in welcher Höhe ein Steueranſpruch verkürzt oder ein Steuer⸗ 
vorteil zu Unrecht gewährt iſt, und hat der Rö H. über dieſe Fragen 
entſchieden, ſo bindet deſſen Entſch. das Gericht. Liegt eine Entſch. 
des RFH. nicht vor, ſind die Fragen jedoch von Finanzbehörden oder 
Finanzgerichten zu entſcheiden, ſo hat das Gericht das Strafverfahren 
auszuſetzen, bis über die Fragen rechtskräftig entſchieden worden iſt. 
Entſcheidet der RFH., jo bindet deſſen Entſch. das Gericht. Ergeht 
keine Entſch. des NEH., fo hat das Gericht, wenn es von der rechts⸗ 
kräftigen Entf. des Find. oder der Rechtsmittelbehörde abweichen 
will, die Entſch. des NFH. einzuholen. Es überſendet die Akten dem 
RF. Dieſer entſcheidet im Beſchlußverfahren in der Beſetzung von 
fünf Mitgliedern. Seine Entſch. iſt bindend.“ 

Die Beſtimmung brachte zunächſt für die Praxis erhebliche Un⸗ 
klarheiten, die jetzt durch die einheitliche Rſpr. des RG. in Straf⸗ 
ſachen behoben ſind. 

1. 8468 RAbgO. beſchränkt ſich auf Steuerhinterziehungen oder 
Steuergefährdungen, ſcheidet alſo für alle übrigen Steuerdelikte aus. 
Durch § 468 werden die Gerichte an das Ergebnis der Entſch. der 
Finanzbehörden im Beſteuerungsverfahren (RF. 16, 329) gebunden. 
Dieſe Bindung gilt jedoch nur, wenn Entſch. des Rö. vorliegen. 
Will ſonſt das Gericht von der Entſch. eines Fin A. oder Finder. 
abweichen, fo hat es eine Entſch. des R§H. herbeizuführen. Liegt 
eine Entſch. einer Finanzbehörde noch nicht vor, iſt ſie jedoch zu 
erwarten, ſo muß der Strafrichter abwarten. Es wäre ja immerhin 
möglich, daß das Fin A. in die Lage kommt, den Steuerbeſcheid zu 
erlaſſen, den der Strafrichter dann im Sinne der vorſtehenden Aus⸗ 
führungen zu berückſichtigen hat (RGSt. 57, 217). 

In ſtändiger Rſpr. iſt vom RG. hervorgehoben worden, daß der 
Strafrichter ſelbſtändig die Frage, ob eine Steuerhinterziehung oder 
eine Steuergefährdung vorliegt, zu prüfen hat. Dieſer Prüfung iſt 
der Strafrichter nur enthoben, wenn eine Entſch. des R§H. bereits 
vorliegt. Dieſe Ausführungen beziehen ſich jedoch nur auf die Frage, 
ob überhaupt eine Steuerverkürzung begangen iſt, und erſtrecken ſich 
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eine Neuanlage des Mündelgeldes erforderlich machen würde und 
infolgedeſſen der Kündigungsvorbehalt die Sicherheit der Anlage 
beeinträchtige. Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechts⸗ 
irrtum. Schon der Ausgangspunkt, daß für die Anlegung von 
Mündelgeld in der Regel nur eine Daueranlage in Betracht 
komme, iſt rechtlich nicht bedenkenfrei. Unter Daueranlagen ver⸗ 
ſteht das LG. anſcheinend ſolche, die in abſehbarer Zeit keine Neu⸗ 
anlage des Mündelgeldes erforderlich machen. Dieſer Auffaſſung 
iſt aber entgegenzuhalten, daß auch die vom Geſetz vorgeſehenen 
mündelſicheren Anlagen in dieſem Sinne zum Teil keine Dauer⸗ 
anlagen find. So ſind z. B. auch die in § 1807 Ziff. 1 BGB. be⸗ 
zeichneten mündelſicheren Hypotheken regelmäßig ſeitens des 
Eigentümers kündbar. Die in § 1807 Ziff. 2 und 3 bezeichneten 
ſtaatlichen und ſtaatlich garantierten Anleihen find ebenfalls ent⸗ 
weder von vornherein befriſtet oder kündbar oder amortiſierbar 
oder auch auslosbar. Dasſelbe gilt von den Wertpapieren in 
§ 1807 Ziff. 4 BGB. Aus der Notwendigkeit eines ſpäteren 
Wechſels der Anlage können alſo gegen die gewählte Anlegeart 
noch keine grundſätzlichen Bedenken hergeleitet werden. Weiter iſt 
aber auch nicht richtig, daß der in der Bürgſchaftserklärung der 
Deutſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe enthaltene Kündigungs⸗ 
vorbehalt die Sicherheit der Anlage beeinträchtige. Denn unſicher 
wäre die Anlage doch nur dann, wenn ein Kapitalverluſt bei ihr 
zu beſorgen wäre. Es kann nun dahingeſtellt bleiben, ob ſchon die 
Landwirtſchaftliche Bank nach ihrem Vermögensſtand, ihrer Ge⸗ 
ſchäftsführung und den Verhältniſſen der unbeſchränkt haftenden 
Genoſſen für ſich allein eine genügende Sicherheit bieten würde. 
Denn jedenfalls iſt die Sicherheit der Bürgin unbedenklich, da ſie 
nach der VO. des RPräſ. v. 21. Okt. 1932 (RGBl. I, 503) an die 
Stelle der durch Art. 76 Abſ. 1 PIAGBGB. zur Anlegung von 
Mündelgeldern im Falle von § 1808 BGB. ausdrücklich für ge⸗ 
eignet erklärten Preußiſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe getreten 
iſt. Die Kündigung der Bürgſchaft aber, die damit auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit begrenzt wird, würde nach § 777 Abſ. 1 Satz 2 
BOB. den Pfleger lediglich zwingen, der ſelbſtſchuldneriſchen 
Bürgin unverzüglich Anzeige zu machen, daß er ſie in Anſpruch 
nehme, und die gezahlte Bürgſchaftsſumme alsdann anderweit an⸗ 
zulegen. Dem Vorteil der höheren Verzinſung ſteht alſo, ſoweit 
erſichtlich, nur der Nachteil gegenüber, daß vielleicht einmal in⸗ 
folge einer Kündigung der Bürgſchaft ein Wechſel der Anlage 
erforderlich werden wird. Dazu kommt das vom Beſchwß. mit 
Recht hervorgehobene Beſtreben des RMin. für Ernährung und 


auch lediglich auf den äußeren Tatbeſtand. Wenn alſo der Angell. 
ſchon aus anderen Gründen freizuſprechen iſt, oder wenn er un⸗ 
abhängig von der Frage, ob ein Steuervergehen vorliegt, zu ver⸗ 
urteilen ift, iſt 8 468 RAbgO. überhaupt nicht anwendbar. Auf diefem 
Gebiete herrſcht völlige Klarheit. 

2. Gegenſätzlichkeiten beſtanden zwiſchen dem NG. und dem 
Rö. bzgl. der Frage, ob auch die Strafgerichte hinſichtlich der Höhe 
der bewirkten Steuerverkürzung in allen Fällen an die Entſch. der 
Finanzbehörden im obigen Rahmen gebunden find (vgl. RGSt. 57, 217). 

Der NFH. 10, 281 hat ausgeführt, daß § 433 (jetzt 8 468) 
R Abg. bzgl. der Frage nach der Höhe der verkürzten Beträge dann 
keine Anwendung finden kann, wenn die Entſch. der Finanzbehörden 
hinſichtlich der Höhe auf einer Schätzung beruhen. Schätzungen ſeien 
Annahmen auf Grund von Wahrſcheinlichkeitserwägungen. Solche ſind 
in der Steuerpraxis der Finanzbehörden nicht zu entbehren, wenn 
nicht der Stpfl., der keinerlei Unterlagen beibringt, günftiger ge⸗ 
ſtellt werden ſoll als der auskunfterteilende Steuerſchuldner. 

Der Notbehelf der Schätzung kann für das Steuerſtrafverſahren 
aber nicht in Frage kommen, da ja bloße Schätzungen niemals nach 
den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen zu Verurteilungen führen 
können. Aus dieſem Geſichtspunkt hat ſeinerzeit auch der RF. eine 
Entſch. gem. § 433 RAbgoO. bzgl. der Höhe der geſchätzten Ver⸗ 
kürzungsbeträge abgelehnt. Daraufhin hatte das RG. ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß in Fällen, in denen entgegen ſeiner Mei⸗ 
nung au ſich der R§H. angegangen werden muüſſe, der RF§H. aber 
eine Entfch. ablehne, eine Anrufung überjlüffig mache. Es ſei als 
Tatſache mit der rechtlich abwehrenden Stellungnahme des NFH. zu 
rechnen. Die Gerichte hätten daher von einem Angehen des Rc. 
abzuſehen, weil ein ſolches in derartigen Fällen keinerlei ſachdienliche 
Bedeutung haben könne (RGSt. 57, 217). Dieſe Rſpr. des RF H. iſt 
inzwiſchen, abgeſehen von Zöllen und Verbrauchsſteuern, überholt, da 
nach den Beſtimmungen der 3. StVO. (Art. 8 88 56, 57) die Steuer⸗ 
ſtrafen nicht mehr zwingend mit der Höhe der Steuerverkürzung ver⸗ 
bunden ſind. Alſo bzgl. der Feſtſtellung des Strafrichters hinſichtlich 
der Höhe der Steuerverkürzung iſt in ſolchen Fällen eine Bindung 
an die Entſch. der Finanzbehörde nicht gegeben (RGSt. 63, 65). 

3. Bemerkt ſei noch, daß auch der Strafrichter bzgl. der Feſt⸗ 
ſtellung, ob eine fortgeſetzte Handlung gegeben iſt, völlig frei iſt, da 
die Frage des Fortſetzungszuſammenhangs nicht Inhalt eines Steuer⸗ 
beſcheides fein kann (RGSt. 58, 196). 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
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Landwirtſchaft und des Reichsbauernführers, vom Lande ſtam⸗ 
mende Gelder nach Möglichkeit dem Reichsnährſtande zu erhalten, 
eine Abſicht, die durch Anlage ſolcher Gelder bei landwirtſchaft⸗ 
lichen Genoſſenſchaften durchaus gefördert wird. Denn dieſe Ge⸗ 
noſſenſchaften find durch § 1 Abſ. 2 Gef. über den vorläufigen 
Aufbau des Reichsnährſtandes v. 13. Sept. 1933 (RG Bl. I, 626) 
i. Verb. m. § 4 Ziff. 3 der 1. DurchfV O. v. 8. Dez. 1933 (RGBl. 
I, 1060) und §8 1 ff. der 2. DurchfV O. v. 15. Jan. 1934 (RGBl. 
I, 32) dem Reichsnährſtand eingegliedert und dem Reichsbauern⸗ 
führer unterſtellt. Bei der landwirtſchaftlichen Entſchuldung ſind 
ihnen wichtige Aufgaben zugewieſen, die eine erhebliche finanzielle 
Leiſtungsfähigkeit vorausſetzen; ſie können nämlich Entſchuldungs⸗ 
ſtellen nach Maßgabe des 8 5 Gef. zur Regelung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933 (RGBl. I, 331) i. 
Verb. m. Art. 1 der 1. DurchfVO. zu dieſem Gef. v. 15. Juni 
1933 (RGBl. I, 373) werden. Entſpricht hiernach, abgeſehen von 
der höheren Verzinſung, die Anlage des Geldes bei einer land⸗ 
wirtſchaftlichen Bank auch gemeinnützigen Geſichtspunkten, ſo kann 
ſie jedenfalls nicht als den Grundſätzen einer wirtſchaftlichen Ver⸗ 
mögensverwaltung zuwiderlaufend lediglich deshalb angeſehen 
werden, weil im Falle einer noch nicht abſehbaren Kündigung der 
Bürgſchaft durch die Deutſche Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe eine 
Neuanlage erforderlich werden würde. 
(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 15. Juni 1934, 1a X 436/34.) 


Ber. von KG. Heydtmann, Berlin. 


Bam berg Erbhofgerichte 


1. 8 37 A bſ. 2 RErbhofG. Bei Vorliegen befonderer 
Umſtände kann die Genehmigung zur Abveräußerung von 
Teilen eines Erbhofs auch dann erteilt werden, wenn da⸗ 
durch der Reſtbeſitz keine Ackernahrung mehr darſtellt und 
deshalb die Erbhofeigenſchaft verliert. 

Zu Urkunde des Notariats W. v. 2. Febr. 1933 haben die 
in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Schmiedemeiſters⸗ und 
Landwirtseheleute Johann und Eva P. in E. ihrem Sohn Julius 
mit Rückſicht auf deſſen unmittelbar bevorſtehender Heirat von ihrem 
Grundbeſitz zu 8,362 ha die Gebäude, Acker und Wieſen zu ins⸗ 
geſamt rund 3,6 ha nebſt totem Inventar um ingeſamt 9400 GM. 
übergeben. An die drei Geſchwiſter ſind je 1000 GM., an Franz 
P. außerdem weiter 1800 GM. hinauszuzahlen. Für die Hinaus⸗ 
zahlungsforderungen von je 1000 GM. wurden Buchhypotheken be⸗ 
ſtellt, 1800 GM. hatte der Übernehmer ſofort an die üÜbergeber 
zu zahlen. Außerdem wurde dieſen ein Leibgeding beſtellt. Die 
Grundſtücke gehören durchweg hohen Bonitätsklaſſen an. Das No⸗ 
tariat hat die Urkunden zur Genehmigung vorgelegt für den Fall, 
daß es ſich um einen Erbhof handelt. Das Anerb®. hat die Ge⸗ 
nehmigung erteilt, wogegen der Kreisbauernführer ſoſortige Beſchw. 
eingelegt hat, weil die Belaſtung zu hoch ſei, und überdies die Erb⸗ 
hofeigenſchaft des verbleibenden Reſtes in Frage geſtellt würde. 

Die Beſchw. des Kreisbauernführers iſt nach 88 48 Abſ. 2, 
37 Abſ. 2 Rerbhofcg. zuläſſig, friſt⸗ und formgerecht erhoben, 
formell deshalb nicht zu beanſtanden, aber auch ſachlich begründet. 

Es wird nicht verkannt, daß unter Umſtänden die Genehmigung 
zu einer Veräußerung nach $ 37 Abſ. 2 NErbhofG. auch dann er⸗ 
teilt werden kann, wenn dadurch der Reſt des Erbhofes ſeine Erb⸗ 
hofeigenſchaft verliert. Jedoch iſt die Vorausſetzung hierfür, daß ein 
wichtiger Grund hierfür gegeben iſt. Dies iſt nach Anſicht des Erbh⸗ 
Ger. hier nicht der Fall, weil der von den Vertragsteilen ver⸗ 
folgte Zweck auch ohne Teilung des Erbhofes auf andere Weiſe er⸗ 
reicht werden kann. Demgemäß war in Anwendung des § 56 NErb- 
hof®&. entſprechend dem Zweck des RErbhofch., für den Fall, daß 
ein Erbhof vorliegt, die Genehmigung zu verſagen. 

(ErbhGer. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 7. März 1934, BeſchwReg. 
Nr. 36/34.) S. 

* 
Eelle 

2. § 1 RErbhof®.; $ 62 der 1. DurchfVoO. zum 
RErbhof G. Gehört ein Hof beim Inkrafttreten des RErb⸗ 
hof. zum Gejamtgut einer fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft, ſo genügt es zur Entſtehung der Erbhofeigenſchaft, 
wenn der überlebende Ehegatte bauernfähig iſt. 

Die Antragſtellerin hat zur Begründung ihres Einſpruchs 
geltend gemacht, der Hof ſei ſeit 1892 dauernd verpachtet, ihr 
Sohn O. lebe ſeit 1911 in Amerika, ihre Tochter B. habe den 
Gaſtwirt Br. geheiratet, die Verpachtung müſſe deshalb als eine 
dauernde angeſehen werden. In ihrer Beſchwerde führt ſie noch aus, 
ſie ſei 81 Jahre und daher nicht in der Lage, den Hof zubewirt⸗ 
ſchaften. Ihr Sohn habe die amerikaniſche Staatsangehörigkeit er⸗ 
worben. Er ſei kinderlos und nicht bauernfähig, weil er einen 
techniſchen Beruf ausübe. Ihre Tochter ſei in der Gaſt⸗ und Land⸗ 
wirtſchaft ihres Ehemannes voll beſchäftigt. 


Die Beſchwerde iſt zuläſſig, aber nicht begründet. 

Das Anerb®. hat das Vorliegen einer ſtändigen Verpachtung 
mit Recht verneint. Die Verpachtung iſt ſeinerzeit wegen ſchwerer 
Erkrankung des Ehemannes der Antragſtellerin erfolgt. Nach dem 
Tode des Ehemannes hat die Autragſtellerin weiter verpachtet, weil 
ſie nach ihren eigenen Angaben nicht in der Lage war, den Hof zu 
bewirtſchaften. Die Gründe, die zur Verpachtung geführt und die 
Weiterverpachtung veranlaßt haben, waren alſo vorübergehender 
Natur, ſo daß von einer ſtändigen Verpachtung nicht die Rede ſein 
kann. Das gilt um ſo mehr, als die Tochter einen Gaſt⸗ und 
Landwirt geheiratet hat, mithin bauernfähig bleibt. 

Die Erbhofeigenſchaft der Beſitzung wird auch nicht dadurch be⸗ 
einträchtigt, daß die Autragſtellerin mit ihren beiden Kindern im 
fortgeſetzter weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft lebt und ihr Sohn O. 
möglicherweiſe die deutſche Staatsangehörigkeit verloren hat, alſo 
11 § 12 RErbhofG. nicht bauernfähig iſt. § 62 der 1. DurchfVO. 
erkennt diejenigen Höfe, die beim Inkrafttreten des RErbhofG. zum 
Geſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört haben, als 
Erbhof an, wenn ſie, abgeſehen vom Alleineigentum den Voraus⸗ 
ſetzungen der 88 1—4, 6 des Gef. entſprechen. 8 1 Abſ. 2 Ziff. 2 
RErbhofcc. macht die Erbhofeigenſchaft einer Beſitzung davon ab⸗ 
hängig, daß ſie ſich im Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon 
befindet. Da 862 der 1. DurchfVO. nur vom Alleineigentum ab⸗ 
ſieht, könute eine wörtliche Auslegung dieſer Vorſchrift und des 
SL Abſ. 1 RErbhofG. dazu führen, bei der fortgeſetzten Güter» 
gemeinſchaft das Erfordernis der Bauernfähigkeit ſowohl für den 
überlebenden Ehegatten als auch für jeden anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmling aufzuſtellen. Eine derartige Auslegung würde aber dem 
Begriff der Bauernfähigkeit eine Bedeutung beilegen, die ihm nach 
dem Geſetze nicht zukommt. 

Die Vorſchriften des RErbhofc g. über die Bauernfähigkeit find 
auf den Regelfall zugeſchnitten, daß land- oder forſtwirtſchaftlich ge⸗ 
nutztes Grundeigentum im Alleineigentum einer natürlichen Perſon 
ſteht (88 1, 17 NErbhof®.). Bauernfähig ſoll derjenige ſein, dem der 
Hof gehört und der infolgedeſſen für den Hof letzten Endes verant⸗ 
wortlich iſt. Bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat nur der über⸗ 
lebende Ehegatte die rechtliche Möglichkeit, den Hof zu leiten. Ihm 
allein ſteht die Verwaltung zu. Er iſt für den Hof verantwortlich. 
Seine Stellung unterſcheidet ſich praktiſch kaum von der Stellung 
eines Alleineigentümers. Daß er in gewiſſen Fällen nur mit Zu⸗ 
ſtimmung der Abkömmlinge verfügen kanu, ſpielt im Rahmen des 
RErbhofGG. keine entſcheidende Rolle, weil auch die Verfügungs⸗ 
befugnis des Alleineigentümers durch 837 NErbHof®. beſchränkt iſt. 
Dagegen treten die anteilsberechtigten Abkömmlinge bei der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft nach außen hin überhaupt nicht hervor. 
Ihnen fehlt regelmäßig jede rechtliche Möglichkeit, auf die Ver⸗ 
waltung des Hofes einzuwirken. Sie haben nur diejenigen Befug⸗ 
niſſe, die zur Wahrung ihrer Rechte an dem ihnen verfangenen An⸗ 
teil des verſtorbenen Ehegatten erforderlich ſind. Für den Hof als 
ſolchen tragen ſie keine Verantwortung. 

Die Vorſchriften des RErbhofG. über die Bauernfähigkeit 
können daher bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nur auf den 
überlebenden Ehegatten angewendet werden. Er iſt derjenige, der 
wenigſtens praktiſch die gleiche Stellung hat wie der Alleineigen⸗ 
tümer. Dagegen würde es viel zu weit gehen, das Erfordernis der 
Bauernfähigkeit auch für die anteilsberechtigten Abkömmlinge auf⸗ 
zuſtellen, weil dieſe als ſolche nicht in die Lage kommen, ihre 
Bauernfähigkeit zu betätigen, mithin unmöglich einem Bauern als 
dem verantwortlichen Inhaber und Leiter eines Hofes gleichgeſtellt 
werden können (vgl. Vogels 862 II 1; Cammerer: Dotz. 
1934, 72; a. M. Wöhrmann, 2. Aufl., S. 97). 

Wenn das LErbhGer. bei Miteigentum von Ehegatten wegen 
der Vorſchriften des § 62 Abſ. 2 und 3 der 1. DurchfVO. die Bauern⸗ 
fähigkeit beider Ehegatten verlangt hat (1 EH 635/34), fo iſt das 
für die gegenwärtige Entſch. ohne Bedeutung. Bei der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft können aus § 62 Abſ. 2 und 3 der 1. Durchf VO. 
keinerlei Schwierigkeiten entſtehen. 

Nach alledem war die Beſchwerde zurückzuweiſen. 


(2ErbhGer. Celle, 5. Sen., Beſchl. v. 25. Juli 1934, 3 (5) EH 1212/34.) 
(n.) 


* 

Stuttgart 

3. 8 15 Abſ. 2 der 2. Durchf VO. z. RErbhof G. Wird 
eine vor dem 1. Okt. 1933 erklärte und bindend gewordene 
Auflaſſung an mehrere Perſonen in Anpaſſung an die 
Beſtimmungen des RErbhofG. nachträglich in eine Auf⸗ 
laſſung an nur eine Perſon geändert, ſo ſteht dieſe Ande⸗ 
rung der Anwendung des $ 15 Abſ. 2 der 2. Durchf. nicht 
entgegen. ) 

Der ledige Bauer und Gaſtwirt Alfons M. in D. hat durch 


Zu 3. Die Entſch. verdient rückhaltloſe Zuſtimmung. 1. Die 
nachträgliche Auflaſſung an den Ehemann allein iſt keine Ab⸗ 
änderung des Vertrages, welche die Auwendung des 8 15 Abſ. 2 


63. Jahrg. 1934 Heft 38] 
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Vertrag v. 31. Jan. 1933 feine Wirtſchaft und fein landwirtſchaft⸗ 
liches Anweſen in D. mit einem Meßgehalt von über 20 ha an den 
Landwirt Matthias Sch. und deſſen Ehefrau Berta um den Preis 
von 39 500 RM verkauft und aufgelaſſen, auch die Eintragung der 
Eigentumsänderung im Grundbuch beantragt. 

Durch notariellen Vertrag v. 16. Febr. 1934 haben die Ehe⸗ 
leute Sch., die im Güterſtand der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
des BGB. leben, die erworbenen Grundſtücke zum Vorbehaltsgut des 
Ehemannes erklärt. Demgemäß haben ſie in einer notariellen Urkunde 
vom ſelben Tag zwecks Vollzugs der Übertragung der erworbenen 
Grundſtücke in das Alleineigentum des Ehemannes ihre Einigung 
in dieſer Richtung erklärt und ihren im Kaufvertrag und in der 
Auflaſſung v. 31. Jan. 1933 geſtellten Antrag auf Eintragung der 
Eigentumsänderung im Grundbuch dahin berichtigt, daß als Eigen⸗ 
tümer der Ehemann Sch. allein eingetragen werden ſolle. 

Der Verkäufer, der nur noch einen wegen Geiſteskrankheit in 
einer Heilanſtalt untergebrachten ledigen Bruder hat, war zum Ver⸗ 
kauf des Anweſens genötigt, da hinſichtlich eines Teils der zum An⸗ 
weſen gehörigen Grundſtücke Zwangsverſteigerung angeordnet war. 

Der Käufer hat die Genehmigung des Kaufvertrags beim 
AnerbG. beantragt. Der Verkäufer erklärte ſich mit der Genehmigung 
nicht einverſtanden. Zur Begr. ſeiner Stellungnahme gab er an, der 
Verkauf des Anweſens ſei ſehr ſchnell erfolgt, und zwar entgegen 
ſeinem Willen. Sein Schwager in D. habe in der Hauptſache den 
Verkauf getätigt. Der Kaufpreis ſei viel zu niedrig uſw. 

Sch. machte demgegenüber geltend, daß er den bar zu entrich⸗ 
tenden Teil des Kaufpreiſes ſchon bezahlt habe; mit ihm ſeien haupt⸗ 
ſächlich Steuern und ſonſtige Schulden des Verkäufers bereinigt 
worden. Er habe auch ſchon etwa 10000 RAM für Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten an dem gekauften Anweſen aufgewendet. 

Durch Beſchl. v. 23. März 1934 hat das AnerbG. die Ver⸗ 
äußerung genehmigt, dem Käufer aber zugunſten des Verkäufers 
die Leiſtung eines Leibgedings aufgelegt. 

Das Anerb®. ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß ein Grund, 
der gegen die Genehmigung des Vertrags ſpreche, der Umſtand ſei, 
daß für den Unterhalt des etwas beſchränkten Veräußerers im 
Übergabevertrag nicht genügend geſorgt worden ſei. Diejem Um⸗ 
ſtand könne und müſſe abgeholfen werden. Dies ſei durch die nach 
8 37 Abf. 2 Satz 2 Rérbhofch. zuläſſige Auflage an den Erwerber 
geſchehen, dem Veräußerer ein zu ſeinem Unterhalt ausreichendes 
Leibgeding zu beſtellen. 

Gegen dieſen Beſchl. hat der Käufer erfolgreich ſofortige Beſchw. 
eingelegt. Nach 8 15 Abſ. 2 Satz 1 der 2. Durchf VO. iſt die Ge⸗ 
nehmigung des Veräußerungsvertrags, für die jedoch in Satz 2 er⸗ 
leichterte Vorausſetzungen gegeben ſind, auch dann erforderlich, wenn 
vor dem Inkrafttreten des RErbhofcch. die auf Veräußerung ge⸗ 
richtete Erklärung des Eigentümers bindend geworden und der 
Antrag auf Eintragung beim GBA. geſtellt, die Eintragung aber 
vor dem vorbezeichneten Zeitpunkt noch nicht bewirkt worden iſt. 
Fraglich könnte erſcheinen, ob im vorl. Fall der Antrag auf Ein⸗ 
tragung der Eigentumsänderung am 1. Okt. 1933 beim GBA. ſchon 
geſtellt war. Von dem Kaufvertrag v. 31. Jau. 1933 wurde zwar 
nach dem Vermerk auf S. 10 desſelben am 2. Sept. 1933 eine Aus⸗ 
fertigung dem GBA. Z. erteilt. Der Vertrag wurde auch vor dem 
Ratſchreiber geſchloſſen, der nach Art. 18 AG BGB. für die Emp⸗ 
fangnahme von Anträgen Vertreter des nicht am Sitz des GBA. 
befindlichen Grundbuchbeamten iſt. Jedoch wurde die Auflaſſungs⸗ 
erklärung von den Eheleuten Sch. am 16. Febr. 1932 dahin er⸗ 
gänzt, daß die Auflaffung an den Ehemann Sch. allein erfolge und 
die Eintragung des Eigentums auf dieſen allein beantragt werde. 
Dieſe Anderung war notwendig geworden, weil ein Erbhof nach 
8 1 Abſ. 1 Ziff. 2 Rerbhofch. im Alleineigentum einer Perſon 
ſtehen muß und die in $ 62 der 1. DurchfVO. bei Eheleuten zu⸗ 
gelaſſene Ausnahme nur gilt, wenn das Anweſen am 1. Okt. 1933 
ſich ſchon im Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft oder 
ſonſt im Miteigentum von Eheleuten befand, dagegen eine Aus⸗ 
nahme beim Erwerb eines Erbhofes nach dem Inkrafttreten des 
Erbhof. auch für Eheleute nicht beſteht. Dieſe Ergänzung der 
Auflaſſungserklärung iſt aber für die Anwendung des § 15 Abſ. 2 
der 2. DurchfVO. bei dem Grund, der für deſſen Erlaſſung be⸗ 


der 2. DurchfVO. ausſchließen könnte. Im Gegenteil: Es handelt 
ſich hier gerade um eine ſolche Abänderung, die den „beſonderen 
Grund“ i. S. dieſer Beſt., der geeignet wäre, das Verſagen der 
Genehmigung zu rechtfertigen, beſeitigt und ſo nur den Vertrag den 
veränderten Verhältniſſen in zweckmäßiger Weiſe anpaßt. 2. Auch 
ſachlich iſt die Entſch. durchaus zu begrüßen. Es iſt nicht Sache der 
AnerbG., für einen Maun zu ſorgen, der nicht mehr Bauer fein 
will und es auch nicht kann, deſſen fortdauernde blutmäßige Ver⸗ 
bundenheit mit dem Boden in Ermangelung anerbenberechtigter 
Perſonen unmöglich it. Mit Recht richtet das ErbhGger. fein Augen⸗ 
merk ſtatt deſſen auf das Wohl des Hofes und des neuen Geſchlechts, 
das ſich auf ihm ſeßhaft machen will. 
Notar Schiech, Markt Grafing. 


ſtimmend war, ohne Bedeutung. Denn nach dem Sinn und Zweck 
der Beſt. ſollten Veräußerungsgeſchäfte, die vor dem 1. Okt. 1933 
geſchloſſen waren, wenn der Antrag auf Eintragung der Eigentums⸗ 
änderung im Grundbuch beim GBA. zwar vorher ſchon geſtellt, die 
Eintragung aber noch nicht vorgenommen war, zwar genehmigungs⸗ 
pflichtig ſein, aber bezüglich der Vorausſetzungen für die Genehmi⸗ 
gung bevorzugt behandelt werden. Die Gründe für die vorzugsweiſe 
Behandlung waren im vorl. Fall in gleicher Weiſe gegeben, wie 
wenn eine Ergänzung der Auflaſſungserklärung nicht erfolgt wäre. 
Nach 815 Abſ. 2 Satz 2 der 2. DurchfVO. ſoll in ſolchen 
Fällen das AnerbGG. in der Regel die Genehmigung zu dem Ver⸗ 
äußerungsvertrag erteilen, wenn nicht beſondere Gründe dagegen 
ſprechen. Solche liegen entgegen der Anſicht des angefochtenen 
Beſchl. nicht vor. Das Gericht hat bei der Frage der Erteilung der 
Genehmigung nur die Intereſſen des Erbhofs und der im Fall des 
Ablebens des Erbhofbeſitzers als Anerben in Betracht kommenden 
Perſonen zu ſchützen. Solche ſind im vorl. Fall nicht vorhanden. 
Auf die Beſchw. des Erwerbers war ſomit der angefochtene 
Beſchl. aufzuheben und die Genehmigung zu dem Veräußerungsvertrag 
mit dem Inhalt, wie er von den Parteien geſchloſſen wurde, zu 
erteilen. 
(ErbhGer. b. OLG. Stuttgart, Beſchl. v. 20. Juni 1934, E Nr. 36/34.) 
S. 
8 ] 
Zweibrücken 


4. 837 RErbhofG. Wichtiger Grund kann auch die 
Errichtung einer Stiftung ſein. 


Fräulein S. will teils aus eigenem Antrieb, teils in Erfüllung 
eines Wunſches ihres 1914 verſtorbenen Bruders eine Stiftung in 
der Weiſe errichten, daß der größte Teil ihrer Grundſtücke auf die 
Diakoniſſenanſtalt S. übertragen wird, die dann in dem Gutshauſe 
eine Kinderſchule errichtet, dort auch eine Krankenſchweſter ſtationiert und 
daß die Koſtendeckung größtenteils aus den Exträgniſſen der zu ver⸗ 
pachtenden Weinberge dann gefunden wird. Fräulein S. erbittet hierzu 
ſowie zur Überlaſſung einiger kleinerer Grundſtücke an Anverwandte 
und von drei weiteren Grundſtücken an den Sohn eines langjährigen 
treuen Arbeiters die Genehmigung. Es bedarf keiner weiteren Aus⸗ 
führung darüber, wie ſegensreich dieſe Stiftung für die Bevölkerung 
der Gemeinde D., die zum größten Teile landwirtſchaftlichen Kreiſen 
angehört, ſich auswirken wird. Wird doch hierdurch vielen Eltern, 
insbeſ. denjenigen, die in der Landwirtſchaft tätig find und während 
eines großen Teiles des Jahres tagsüber auf dem Felde zubringen 
müſſen, die Sorge für die Beaufſichtigung und Erziehung ihrer 
kleinen Kinder abgenommen und werden hierdurch Kräfte freigegeben, 
die ſich unbehindert einer anderen Tätigkeit zuwenden können. Die 
Stationierung einer Krankenſchweſter aber dient der Erhaltung der 
Geſundheit der Bevölkerung. Aus eigenen Mitteln eine ſolche, der 
Förderung öffentlicher und gemeinnütziger Belange dienende Einrich- 
tung zu treffen, iſt die Gemeinde ſelbſt mangels ausreichender Mittel 
nicht in der Lage. Mit Recht rühmen daher die beim ErhGer. ein⸗ 
gereichten Zuſchriften die hochherzige Geſinnung, die in der geplanten 
Stiftung zutage tritt, und erachten die Errichtung als eine ſoziale 
Tat und als eine praktifche Betätigung des Grundſatzes „Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz“. Einem ſolchen Plane zum Siege zu verhelfen 
darf das ErbhGer. kein Bedenken tragen, mögen auch agrar- und 
bevölkerungspolitiſche Geſichtspunkte für die Erhaltung eines Erb⸗ 
hofes ſprechen. Die Errichtung der geplanten Stiftung bildet daher 
einen wichtigen Grund nach § 37 Abſ. 2 RErbhofch. 

Der dann noch verbleibende Reſtbeſitz hat nicht mehr die Größe 
einer Ackernahrung und bildet keinen Erbhof mehr, ſo daß die Eigen⸗ 
tümerin ohne weiteres darüber verfügen kann. Aber ſelbſt wenn man 
eine Genehmigung nach § 37 Abſ. 2 RErbhofG. auch für die Veräuße⸗ 
rung des Reſtbeſitzes für erforderlich erachtet, ſo wird auch dieſe von 
dem wichtigen Grunde, der für die erſte Veräußerung ſpricht, gedeckt. 
Denn Fräulein S. will die eine Veräußerung nicht ohne die andere 
vornehmen. Es wäre auch gegenüber dem Gemeinſinn, den ſie be⸗ 
kundet, kleinlich und engherzig, wollte man nur die Veräußerung 
zum Zwecke der Stiftungserrichtung genehmigen, die andere dagegen 
nicht, wollte man ihr ferner vorſchreiben, ſie dürfe die Stiftung ent⸗ 
weder nur mit ihrem ganzen Grundbeſitz oder überhaupt nicht er⸗ 
richten. Iſt es doch gleichfalls ein Zeichen ſozialer Gefinnung, wenn 
ſie einem alten und treuen landwirtſchaftlichen Arbeiter, den ſie nicht 
immer in einer ausreichenden Weiſe hat entlohnen können, nachträg⸗ 
lich durch Zuwendung von Grundbeſitz entſchädigen und ihm hierdurch 
den Aufſtieg im landwirtſchaftlichen Beruf ermöglichen will. Und es 
darf ihr ferner unter diefen Umſtänden nicht verwehrt werden, auch 
ihren Blutsverwandten einen Teil des verbleibenden Reſtbeſitzes zu⸗ 
zuwenden. 


(ErbhGer. Zweibrücken, Beſchl. v. 12. Juli 1934, ErbhG BR 12/34.) 
Ber. von Notar Dr. Beyer, Bad Dürkheim. 


294 


2346 Rechtſprechung Juriſtiſche Wochenſchrift 
3. 5 13 Ziff. 4 RAGEHO. Beweisaufnahme durch 
Oberlandesgerichte Verwertung von im Armenrechtsverfahren aufgenommenen 
. Protokollen. }) 
Berlin Zivilſachen Die Abſetzung der Beweis⸗ und weiteren Verhandlungsgebühr 


1. 8 115 3 PO. Bewilligung des Armenrechts durch 
Gewährung von Ratenzahlungen. Erforderniſſe der Ge⸗ 
richtskoſtenrechnung in ſolchem Falle. 

Der Beſchl. des LG. v. 25. Jan. 1934 kann — trotz der von 
LG. in einer ſpäteren Verfügung v. 23. Febr. 1934 geäußerten gegen⸗ 
teiligen Auffaſſung — nur dahin verſtanden werden, daß der Kl. das 
Armenrecht eingeſchränkt bewilligt werden ſollte, nämlich einmal durch 
Beiordnung eines Armenanwalts, im übrigen aber wegen der Ge⸗ 
richtskoſten nur dahin, daß fie auf dieſe monatliche Raten von 15 RA 
zahlen ſollte. Ob das Gericht im Rahmen einer Armenrechtsbewilli⸗ 
gung nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften zu einer derartigen 
Regelung befugt war, kann dahingeſtellt bleiben. Denn die getroffene 
Anordnung beſteht und hat für die Kl. außer der Vergünſtigung der 
Beiordnung eines Armenanwalts auch noch eine gewiſſe Stundung 
der Gerichtskoſten zur Folge, nämlich dahin, daß ſie vom 1. Febr. 
1934 ab wegen der geſamten entſtandenen und entſtehenden Gerichts⸗ 
koſten nur in Höhe von monatlich jeweils 15 AM von der Staats⸗ 
kaſſe in Anſpruch genommen werden kann. 

Die Koſtenrechnung läßt aber nicht erkennen, in welchem Maße 
die Kl. nunmehr wegen bereits fällig gewordener Raten auf die Ge⸗ 
richtskoſten in Anſpruch genommen wird. 

Deshalb mußte die geſamte Gerichtskoſtenrechnung aufgehoben 
werden. Der Urkundsbeamte, dem die weitere Anordnung gem. 8575 
ZPO. zu übertragen war, wird nunmehr jeweils nach Eintritt der 
Fälligkeit einer Rate eine entſprechende Koſtenrechnung aufzuſtellen 
haben, ſofern nicht, was ebenfalls zuläſſig wäre, die Koſtenrechnung 
die einzelnen Fälligkeitsdaten aufführt. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 9. Mai 1934, 20 W 3460/34.) 
* 

2. 8 9 PrAltent And VO. v. 8. Sept. 1923. In Alten⸗ 
teilsſachen hat der Rechtsanwalt ein eigenes Recht zur 
Beſchwerde gegen die Streitwertfeſtſetzung. In ihnen be⸗ 
mißt ſich der Streitwert nach dem ſtreitigen Betrag des 
Geldbezuges für ein Jahr. 

In der Altenteilsſache hat der Altenteilsgeber die Herab⸗ 
ſetzung der Geldbezüge aus dem Altenteilsvertrag von 360 RM auf 
240 RM jährlich beantragt. Das AG. hat dem Antrage entſprochen. 
Auf die RBeſchw. des Altenteilnehmers iſt der Antrag des Alten⸗ 
teilgebers abgewieſen worden. Das LG. hat den Streitwert der 
RBeſchw. auf 120RM feſtgeſetzt. Hiergegen hat der RA. des 
Altenteilnehmers im eigenen Namen Beſchw. eingelegt. 

Die Beſchw. ift zuläſſig. Die PrVO. über die anderweitige 
Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen v. 8. Sept. 
1923 (GS. 433) regelt die ſachlichen Vorausſetzungen für die 
anderweitige Feſtſetzung wie auch das anzuwendende Verfahren. 
Für das Verfahren im engeren Sinne iſt zwar durch Verweiſung 
auf einzelne Vorſchr. der PrPachtſchd. v. 27. Sept. 1922 deren enk⸗ 
ſprechende Anwendung beſtimmt, das Koſtenweſen iſt aber ab⸗ 
weichend davon in 89 VO. in der Weiſe geregelt, daß bei einem 
Vergleich nur die Gebühr des 836 Abſ. 1 Satz 2 BO. zu er⸗ 
heben ift und im übrigen die Vorſchr. der ZRO. und des GKG. 
über Koſten und Armenrecht entſprechend gelten, und daß ferner 
der Wert des Streitgegenſtandes ſich nach 8 10 Abſ. 2 GKG. be⸗ 
ſtimmt. In Abweichung von der Regelung der Prpachtſch O., die für 
alles dies ſelbſtändige Vorſchr. trifft, iſt hiernach das Koſtenweſen 
im allgemeinen wie im bürgerlichen Rechtsſtreit geregelt. Die RA⸗ 
Gebo. und insbeſ. deren 8 12, der dem RA. das Recht zur Beſchw. 
im eigenen Namen gegen die Streitwertfeſtſetzung gibt, iſt zwar 
nicht ausdrücklich für anwendbar erklärt worden. Der Umſtand 
aber, daß das Koſtenweſen im allgemeinen wie im bürgerlichen 
Rechtsſtreit geregelt ift, läßt den Schluß zu, daß auch die Vorſchr. 
des § 12 NAGEBD. entſprechend anwendbar iſt, daß alſo der RA. 
auch im eigenen Namen Beſchw. gegen die Streitwertfeſtſetzung 
einlegen kann. Die Beſchw. iſt daher zuläſſig. 

Die Beſchw. iſt aber nicht begründet. Denn, wie ausgeführt, 
finden entgegen der Anſicht des Beſchw§. nicht die Vorſchr. der 
Prpachtſch 0. über die Streitwertbemeſſung Anwendung. Vielmehr 
beſtimmt ſich der Streitwert gem. 8 9 Fre. über die ander⸗ 
weitige Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsperträgen nach 
810 Abf. 2 GKG., alſo auf den Betrag des einjährigen Geld⸗ 
bezuges. Iſt nicht der ganze Geldbezug, ſondern nur eine Herab⸗ 
ſetzung des Geldbezuges ſtreitig, ſo beſtimmt der einjährige Betrag 
des im Streit befindlichen Unterſchiedes den Streitwert (ebenſo für 
Klagen aus 8323 ZPO. Rittmann⸗Wenz, DKG. Anm. 10 
zu 810). Der Streitwert iſt ſomit vom LG. zutreffend auf 
120 RM feſtgeſetzt worden. Die Beſchw. iſt daher unbegründet. 

(KG., 17. ZivSen., Beſchl. v. 31. April 1934, 17 W 3130/34.) 
* 


für RA. R. als dem Kl. beſtellten Armenanwalt iſt nicht gerechtfertigt. 
Mit Recht verweiſt der Beſchw§. auf die in JW. 1933, 547 abgedr. 
grundf. Entſch. des Sen., daß die Verwertung von Zeugenprotokolfen, 
die im Armenrechtsverfahren aufgenommen worden ſind, im Wege 
des Urkundenbeweiſes eine Beweisaufnahme darſtelle und daß es 
ſich dabei nicht um in den Händen der Partei befindliche, ſondern 
um gerichtliche in den Prozeßakten aufgenommene und enthaltene 
Urkunden handelt. 

Die Bezugnahme der Vorinſtanzen auf die Entſch. des Sen. 
20 W 1092/33 v. 10. Febr. 1933 für die Begründung des gegen⸗ 
teiligen Standpunktes geht fehl. In dieſer Entf. ſtand zur Er⸗ 
örterung, ob es ſich bei der Benutzung der Akten des Armenrechts⸗ 
verfahrens um die Vorlegung beſonderer Akten, inſofern alſo um 
die — beweismäßige — Verwertung von Beiakten handle. Dieſe 
Frage hat der Sen. verneint. Im übrigen ſtand damals zur Entſch., 
wie weit die Benutzung von Erklärungen einer Partei, die ſie 
ſchriftlich im Armenrechtsverfahren gegeben hatte, eine Beweisgebühr 
zu begründen geeignet ſei. Nur dieſe Frage hat der Sen. nach den 
Umſtänden des damaligen Falles verneint. Bei der Benutzung von 
gerichtlichen, im Armenrechtsverfahren aufgenommenen Urkunden liegt 
dagegen eine völlig andere Sachlage vor, bei der kein Zweifel darüber 
beſtehen kann, daß deren Verwertung ſich nicht auf in den Händen der 
Partei befindliche Urkunden bezieht und deshalb den Ausnahmefall 
des § 13 Ziff. 4 RAGebO., wonach dem Anwalt bei einer derartigen 
Beweisaufnahme keine Beweisgebühr erwächſt, nicht darſtellt. 

Auch vorliegend iſt die Rechtslage ganz klar. In den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen heißt es, daß durch die Beweisaufnahme im Armen⸗ 
rechtsverfahren, deren Verwendung im gegenwärtigen Rechtsſtreit als 
Urkundenbeweis nichts im Wege ſtehe, Ehebruch durch die Bell. 
feſtgeſtellt worden ſei. 

Die Beweis⸗ und weitere Verhandlungsgebühr ſind daher für 
RA. R. entſtanden. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 11. Aug. 1934, 20 W 5842/34.) 
* 

4. 813 Ziff. 3 NAGEHD. Eine Vergleichsgebühr 
erwächſt nicht für den unter Widerrufsvorbehalt geſchloſ— 
ſenen Vergleich im Fall des Widerrufs. 

Die Frage, ob bei einem unter Vorbehalt des Widerrufs 
geſchloſſenen Vergleich im Fall der Ausübung des Widerrufs die 
Vergleichsgebühr des Anwalts verdient iſt, wird in der Rſpr. 
verſchieden beantwortet. Während der 20. (Koſten⸗) Sen. des KG. 
bisher in dieſem Fall ebenſo wie das OLG. Kiel: JW. 1934, 243 
und das OLG. Naumburg: JW. 1934, 778 die Vergleichsgebühr 
zugebilligt hatte, hat neuerdings der 20. Sen. in dem Beſchl. v. 
13. Jan. 1934: JW. 1934, 305 eine abweichende Stellung einge⸗ 
nommen. Der erk. Sen. trägt keine Bedenken, der letzteren Entſch. 
zu folgen. Abgeſehen von den durch den 20. Sen. angeſtellten und 
durchaus zu billigenden mehr praktiſchen Erwägungen führen auch 
Rechtsgründe zu dieſer Anſicht. Nach § 13 Ziff. 3 RAcGebO. ge⸗ 
bührt dem Anwalt die Vergleichsgebühr für die Mitwirkung bei 
einem zur Beilegung des Rechtsſtreits abgeſchloſſenen Vergleich. 
Die Entſtehung der Gebühr iſt demnach, abgeſehen von der Mit⸗ 
wirkung des Anwalts, daran geknüpft, daß der Vergleich zur Bei⸗ 
legung des Rechtsſtreits geſchloſſen iſt. Dies kann bei zwangloſer 
Auslegung nur bedeuten, daß der Vergleich auch tatſächlich, zum 
mindeſten ſeiner äußeren Geſtalt nach, den Abſchluß des Ver⸗ 
fahrens bildet. Es liegt keinerlei Anhalt für die Annahme vor, 
daß dem Anwalt eine Vergleichsgebühr zuſtehen ſoll, wenn das 
Verfahren ſpäter weiter geht und hierdurch ihm noch weitere Ge⸗ 
bühren erwachſen. Die Erwägung, daß der Anwaltsvertrag ein 
Dienſtvertrag und kein Werkvertrag ſei und der Anwalt dem⸗ 
gemäß Vergütung für ſeine Tätigkeit ſchlechthin unabhängig von 
dem erzielten Erfolge zu beanſpruchen habe, liegt neben der Sache. 
Denn in dieſem Falle hat eben das Geſetz die Entſtehung der 
Gebühr ausdrücklich davon abhängig gemacht, daß es zu einem 
Vergleich kommt. Unſtreitig kann der Anwalt trotz noch ſo großer 
Bemühungen eine Gebühr da nicht beanſpruchen, wenn die Ver⸗ 
gleichsverhandlungen ſcheitern und nicht einmal zur Formu⸗ 
lierung des Vergleichs gedeihen. Ein innerer Grund, den unter 
Widerruf geſchloſſenen Vergleich im Fall der Ausübung desſelben 
anders zu behandeln, iſt nicht erſichtlich. Ein unter Widerruf ge⸗ 
ſchloſſener Vergleich iſt ſeiner äußeren Geſtalt nach noch in der 
Schwebe; mag man nun von aufjchtebender oder auflöſender Be⸗ 
dingung oder von einem Rücktrittsrecht ſprechen. Wenn demnach 
das Geſetz in § 13 Ziff. 3 von einem zur Beilegung des Rechts⸗ 
ſtreits geſchloſſenen Vergleich ſpricht, ſo kann hiermit nur ein end⸗ 
gültiger vorbehaltsloſer Vergleich gemeint ſein. Die abweichende 


Zu 3. Vgl. auch OLG. Hamm unten S. 23486. 
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Anſicht des OLG. Naumburg, daß die Beſeitigung des Vergleichs 
durch Widerruf die bereits mit Abſchluß desſelben entſtandene Ge⸗ 
bühr des Anwalts nicht beſeitigen könne, vermag nicht zu über⸗ 
zeugen. Die Gebühr iſt eben mit dem Abſchluß des Vergleichs 
höchſtens bedingt entſtanden, ſo daß ſie mit dem Widerruf hin⸗ 
fällig wird. Die Erwägung, daß die Anfechtung des Vergleichs 
wegen Irrtums oder argliftiger Täuſchung nicht dazu führen 
könne, die einmal erwachſene Gebühr dem Anwalt wieder zu ent⸗ 
ziehen, iſt für den vorl. Fall ohne Bedeutung. Denn im Gegenſatz 
zu dem Fall der Anfechtung iſt bei einem unter Widerruf abge⸗ 
ſchloſſenen Vergleich auch äußerlich das Verfahren noch nicht zum 
Abſchluß gelangt, ſondern noch in der Schwebe. Ein endgültig 
abgeſchloſſener Vergleich liegt noch nicht vor. Auch aus dieſen 
Erwägungen iſt der vom 20. Sen. in feiner neueſten Entſch. ein⸗ 
genommene Standpunkt zu billigen. Der Umſtand, daß es bei 
letzterer Entſch. ſich um die Erſtattungsfähigkeit von Koſten durch 
die Gegenpartei, in vorl. Falle aber um Zahlung von Koſten 
durch die eigene Partei handelt, iſt ohne Bedeutung. Im übrigen 
iſt noch darauf hinzuweiſen, daß im vorl. Fall ſogar zwei Ver⸗ 
gleiche, nämlich am 17. Sept. und am 22. Okt. 1931 geſchloſſen 
wurden, die beide durch Ausübung des Widerrufs ihre Wirkſam⸗ 
keit verloren. Dieſer Fall iſt ſomit beſonders geeignet, die vom 
20. ZivSen. erwogenen praktiſchen Geſichtspunkte zu unterſtützen. 
(KG., 21. ZivSen., Urt. v. 15. Juni 1934, 21 U 2995/34.) 


Eingeſ. von RA. Dr. H. Wirth, Berlin. 


* 
Dresden 

5. 5 271 3PO. Wenn in Erfüllung eines außer» 
gerichtlichen Vergleichs die Klage zurückgenommen wird, 
iſt nach 8 271 PO. zu entſcheiden. f) 

Der Kl., der von ſeiner Ehefrau getrennt lebte, hatte von 
dieſer die Herausgabe der bei ihr lebenden Kinder verlangt. Das 

Zu 5. Eine überaus bedauerliche und faſt unverſtändliche 
Entſch., die wie ein Muſterbeiſpiel volksfremder Rſpr. wirkt. Kei⸗ 
nem natürlich denkenden Menſchen wird es einleuchten, daß in 
einem durch Vergleich erledigten Rechtsſtreit das Gericht ein 
Koſtenurteil erlaſſen kann, das dem unſtreitigen Inhalt des Ver⸗ 
1 widerſpricht. Noch weniger wird er begreifen, daß es hier⸗ 
ei darauf ankommt, ob der Vergleich gerichtlich protokolliert iſt 
oder nicht; und daß ein ebenſo feiner wie wichtiger Unterſchied 
darin liegt, ob dem Gericht einfach die Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreits angezeigt wurde, oder ob der Kl., wie ausbedungen, die 
Klage „zurückgenommen“ hat. Er wird ſich ſofort als vollkommen 
machtlos gegenüber einer ihm unverſtändlichen Paragraphenjuſtiz 
fühlen und mit Recht darauf hinweiſen, daß alſo auch hier, wie 
ſo oft im Leben, geriſſene Geſchicklichkeit über vertrauende Ehr⸗ 
lichkeit ſiege. Denn ſein Rechtsgefühl ſagt ihm immer nur das⸗ 
ſelbe: Vertrag iſt Vertrag! und Vertragswidriges darf nicht ge⸗ 
fordert werden! 

Schon dieſe allgemeine Erwägung hätte das OLG. veran⸗ 
laſſen müffen, aufs ſorgfältigſte zu prüfen, ob das Geſetz wirklich 
fo ſtarr und ſchlecht iſt, daß es den Richter verhindert, jo zu ent⸗ 
ſcheiden, wie es dem geſunden Rechtsgefühl entſpricht. Leiſe Be⸗ 
denken ſcheinen dem OG. ja gekommen zu ſein, denn es erwägt 
immerhin, ob das Verlangen der Bekl. nicht argliſtig ſei, ver⸗ 
wirft dann aber dieſe Bedenken ſofort wieder unter Hinweis 
darauf, daß der Vergleich eine ausdrückliche Abrede über die Koſten 
nicht enthalte. Mit dieſem Hinweis allein iſt es aber nicht getan. 
Hier hätte das OLG. unter allen Umſtänden auf § 98 ſtoßen 
müſſen, der nach übereinſtimmender und zutreffender Rſpr. auch 
für außergerichtliche Vergleiche gilt. Somit regelt ſich die Koſten⸗ 
folge eines Vergleichs, der keine Abrede über die Koſten enthält, 
eben nach § 98. Die fehlende Abrede wird durch die geſetzliche 
Vorſchr. ergänzt. Dadurch wird die in 8 98 vorgeſehene Koſten⸗ 
regelung Vertragsinhalt, auf welchen der Kl. genau ſo 
hinweiſen kann, wie auf eine ausdrückliche Abrede. Wäre alſo 
das Verlangen des Bekl. bei einer ausdrücklichen für ihn ungün⸗ 
ſtigeren Koſtenabrede argliſtig, ſo wäre es genau ſo argliſtig beim 
Fehlen einer ſolchen Abrede. 

Tatſächlich kommt aber in ſolchen Fällen der Einwand der 
Argliſt gar nicht in Betracht. Der Bekl. handelt in ſolchen Fällen 
nicht argliſtig, ſondern vertragswidrig, was ein fei⸗ 
ner aber doch recht bedeutſamer Unterſchied iſt. Wer bei einem 
völlig klaren Vertrag etwas verlangt, was dieſem Vertrage zu⸗ 
widerläuft, kann gar nicht liſtig oder argliſtig handeln, wozu 
immer etwas Verſtecktes, Heimliches gehört. Er verlangt im Gegen⸗ 
ſatz dazu in voller Offenheit etwas Vertragswidriges. 

Damit langt man dann bei dem entſcheidenden Punkt an, 
ob und inwieweit ein Vergleich die Vorſchr. des § 271 außer Kraft 
ſetzt oder nicht. Das OLG. Bu diefe Wirkung nur dem gericht 
lichen Vergleich zu, nicht aber dem außergerichtlichen, weil dieſer 
in ſeiner Wirkung dem gerichtlichen Vergleich nicht gleichzuſtellen 
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LG. hatte nach Klageantrag erkannt. Die beklagte Ehefrau hatte 
Ber. eingelegt. Vor der Stellung von Anträgen hatten die Par⸗ 
teien einen außergerichtlichen Vergleich mit folgendem Wortlaut 
geſchloſſen: 
„Beide Parteien erklären durch die Übereinkunft, mit 
ihrem Rechtsſtreit ein Ende zu machen, und verſpricht Herr 
K. . .. (Kläger) die laufenden Prozeſſe zurückzuziehen, wozu 
Frau K. . . ihre Zuſtimmung gibt.“ 
Über die Koſten war nichts geſagt. Der Kl. nahm darauf die 
Klage zurück. Die Bekl. erklärte ſich einverſtanden und beantragte: 
dem Kl. die Koſten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Demgegenüber beantragte der Kl.: 

zu erkennen, daß die Gerichtskoſten geteilt, außergericht⸗ 

liche Koſten nicht erſtattet werden“. 

2 OLG. hat die Koſten des Rechtsſtreits dem Kl. auf⸗ 
erlegt. 
Der gerichtliche Vergleich ſteht einer rechtskräftigen Entſch. 
i. S. des § 271 Abs. 3 ZPO. gleich. Dieſe Folge hat der von den 
Parteien abgeſchloſſene und allein noch maßgebende außer ⸗ 
gerichtliche Vergleich nicht (vgl. Förfter- Kann, ZPO., 
3. Aufl., § 271 Anm. 5 Z. b, aa, B und die dort zit. Entſch.; a. M. 
Stein⸗Jonas, BD, 15. Aufl., 598 Anm. I, 8271 
Anm. VI, 1 ohne Begr.). Das Geſetz hat dem Bekl. das Recht 
gegeben, für ſeinen aus der Klagerücknahme folgenden Anſpruch 
auf Erſtattung der Koſten ein Urteil zu erwirken ($ 271 Abſ. 3 S. 2 
3PO.), da er feinen Koſtenerſtattungsanſpruch nur auf Grund 
eines zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titels geltend machen 
kann (§ 103 Abſ. 1 ZPO.). Iſt ſchon anderweit über die Koſten⸗ 
pflicht erkannt, fo iſt eine nochmalige Entſch. darüber nicht zu⸗ 
läſſig, ſchon damit widerſprechende Entſch. und auch mögliche 
Schwierigkeiten im Koſtenfeſtſetzungs⸗ und Vollſtreckungsverfahren 
infolge zweier Titel über denſelben Anſpruch vermieden werden. 
Nur weil der gerichtliche Vergleich gem. § 794 Abſ. 1 Ziff. 1 ZPO. 
einen Vollſtreckungstitel bildet, hat die h. M. dieſen Vergleich mit 


ſei (was richtig iſt, aber den Kern der Frage gar nicht berührt). 
Es ſtützt ſich hierbei merkwürdigerweiſe nur auf den Kommentar 
von Förſter⸗Kann, der wegen feines hohen Alters (Teil J 
iſt 1913 erſchienen) im Buchhandel überhaupt nicht mehr zu haben 
iſt. Der ſonſt allein noch erwähnte Kommentar von Stein⸗ 
Jonas wird abgelehnt, weil ſeine gegenteilige Auffaſſung „ohne 
Begründung“ ſei. Hierbei wird überſehen, daß Stein⸗Jonas 
die Begr. zwar nicht bei § 271, aber bei § 98 gibt. Die Kom⸗ 
mentare von Sydow⸗Buſch und Baumbach, die ebenfalls 
den richtigen Standpunkt vertreten, und die dort zit. Rſpr. (insbeſ. 
der OL. 27, 74 und 43, 137) werden einfach übergangen. Das 
Urteil widerſpricht alſo ohne weiteres der h. M. 

Es ſcheint aber in dieſem Zuſammenhange doch notwendig 
zu ſein, darauf hinzuweiſen, daß dieſe (richtige) h. M. leider noch 
immer nicht genügend f und zutreffend begründet worden iſt. 
In der Entwicklung der Rſpr. hat man zunächſt dem gericht⸗ 
lichen Vergleiche zur Wirkung gegenüber § 271 verholfen, und 
zwar dadurch, daß man ihn der rechtskräftigen Entſch. (einzige 
Ausnahme bei § 271) gleichgeſtellt hat. Alsdann hat man ver⸗ 
ſucht, dem außergerichtlichen Vergleiche auf demſelben Wege zur 
Wirkung zu verhelfen. Dieſe Methode ſcheint völlig verfehlt. Es 
iſt an ſich ſchon bedenklich, den gerichtlichen Vergleich einer rechts⸗ 
kräftigen Entſch. nach § 271 gleichzusetzen. Ein ſolcher gerichtlicher 
Vergleich iſt zwar in ſeiner Wirkung der gerichtlichen Entſch. 
gleichzuſetzen, er iſt aber ſeinem Weſen nach etwas ganz anderes. 
Man kann wohl ſagen: er iſt das Gegenteil einer Entſch., nämlich 
eine Vereinbarung, die ihre Autorität nicht aus dem Recht, 
ſondern aus dem freien Willen der Parteien herleitet. Dieſe Er⸗ 
kenntnis iſt gerade deshalb von grundlegender Bedeutung, weil 
damit von vornherein der falſche Weg vermieden wird, der in 
ſeinem weiteren Verlaufe bei der Behandlung des außergericht⸗ 
lichen Vergleichs völlig in die Irre führt. Der außergerichtliche 
Vergleich kann nämlich, wenn man das Geſetz nicht gerade ver⸗ 
gewaltigen will, unmöglich einer rechtskräftigen Entſch. gleich⸗ 
geſetzt werden, zumal er nach herrſchender richtiger Auffaſſung an 
ſich noch nicht einmal den Rechtsstreit beendet. Jeder Verjuch, 
ihn im Rahmen des § 271 dem gerichtlichen Vergleich ebenbürtig 
zu machen, muß ſcheitern. In Wirklichkeit ſteht jeder Vergleich 
ohne Unterſchied, ob er protokolliert iſt oder nicht, einer Entſch. 
nach § 271 entgegen, weil die Parteivereinbarung mit Recht den 
Vorrang vor einer geſetzlichen Beſt. zu 0 en hat, die nie⸗ 
mals beabſichtigte, als zwingendes Recht den freien Willen der 
Parteien auszuſchalten. § 271 regelt die Koſtenfrage nur für den 
Fall, daß der Kl. aus einſeitigem, freiem Entſchluß 
den begonnenen Kampf abbricht, indem er die Klage zurücknimmt. 
Würde hier keine Beſt. getroffen fein, jo könnte unter den ver⸗ 
ſchiedenſten Geſichtspunkten, wie Veranlaſſung, Verſchulden, Be⸗ 
rechtigung uſw. endlos über die Koſten geſtritten werden. Das 
ſoll eben vermieden werden. Wer aus freiem Willen die Klage 
zurücknimmt, „begibt ſich freiwillig in die Rolle des unterliegen⸗ 
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Recht einer „rechtskräftigen Entſch.“ i. S. des 9 271 Abſ. 3 ZPO. 
gleichgeſtellt. Dieſe Eigenſchaft hat ein außergerichtlicher Vergleich 
nicht, jo daß er einer Entſch. gem. § 271 Abſ. 3 ZPO. nicht ent⸗ 
gegen ſteht und eine ſolche auch nicht überflüſſig macht, ſelbſt wenn 
die Klagerücknahme ihren Grund in einem dahinterſtehenden 
außergerichtlichen Vergleich hat. Bei einer Entſch. über die Koſten 
gem. 8271 Abſ. 3 ZPO. iſt aber für die Anwendung des 898 
ZPO. kein Raum. 

Ob etwa gegenüber dem Begehren eines Bekl., den Kl. trotz 
des abgeſchloſſenen außergerichtlichen an in die geſamten 
Prozeßkoſten zu verurteilen, der Einwand der Argliſt durchgreifen 
könnte, kann im vorl. Rechtsſtreit unentſchieden bleiben. Dieſer 
Einwand würde dem Begehren des Bekl. dann entgegenſtehen 
können, wenn in dem außergerichtlichen Vergleich eine ausdrück⸗ 
liche, von der Vorſchr. des § 271 Abſ. 3 ZPO. abweichende Re⸗ 
gelung über die beider in Ausführung des Vergleichs durch die 
Klagerücknahme entſtehenden Koſten getroffen ſein würde. In 
dem von den Parteien geſchloſſenen Vergleich iſt darüber eine 
Regelung nicht getroffen worden. Daher iſt es nicht argliſtig, 
wenn die Bekl. die Verurteilung des Kl. gem. § 271 Abſ. 3 ZRO. 
erſtrebt. 

Es kann weiter dahingeſtellt bleiben und iſt für die vorl. 
Entſch. ohne Bedeutung, ob etwa dem Kl. trotz der Verurteilung 
zur Tragung der geſamten Koſten des Rechtsſtreits das Recht zu⸗ 


den Teils“ (vgl. Baumbach zu § 271). Sein Schickſal iſt ihm in 
$ 271 deutlich vorgezeichnet, jo daß er ſich klar danach richten kann. 
Wird aber ein Rechtsſtreit durch Vereinbarung erledigt, ſo 
iſt in erſter Linie dieſe maßgebend und von beiden Teilen zu 
erfüllen. Genau ſo, wie der Kl. die Klage zurücknehmen muß, 
wenn es ausbedungen iſt, genau ſo muß der Bekl. die Koſten tra⸗ 
gen, wenn es ſo ausbedungen iſt. Auf Verlangen des Koſtengläu⸗ 
bigers muß vom Gericht in dem ſchwebenden Verfahren ein 
Koſtenurteil ergehen, das der Vergleichsabrede entſpricht (hal. 
Stein⸗Jonas zu 898 III). Enthält aber der Vergleich keine 
beſtimmte Abrede über die Koſten, dann tritt eben § 98 in Kraft. 
In dieſem Falle bedarf es gar keiner Koſtenentſcheidung, da ja 
jede Partei ihre eigenen Koften trägt und vom Gegner nichts 
erſtattet verlangen kann, und da die gerichtlichen Koſten einfach 
zu teilen ſind (inſofern war hier auch der Antrag des Kl. nicht 
richtig). Es iſt alſo grundlegend falſch, wenn das OLG. ſagt: 
„Bei einer Entſch. über die Koſten gem. § 271 Abſ. 3 ZPO. iſt 
für die Anwendung des § 98 kein Raum.“ Umgekehrt iſt es richtig: 
beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 98 iſt kein Raum 
mehr für eine Koſtenentſcheidung nach § 271. So hat das OLG. 
Naumburg (OLG. 27, 74) bereits 1912 mit ganz klarer Begr. 
entſchieden und ebenſo 1922 das KG. (OLG. 43, 137), bei wel⸗ 
chem die Begr. nur leider nicht ſo deutlich iſt wie bei Naumburg. 
Das KG. ſetzt nämlich den außergerichtlichen Vergleich auch wie⸗ 
der der rechtskräftigen Entſch. (5 271) gleich, formuliert dann 
aber unmittelbar im Anſchluß daran zutreffend: „Vereinbarung 
ſchließt die Anwendung irgendwelcher Koſtenbeſtimmung der ZPO. 
aus.“ 

Eine beſondere Bemerkung verlangt auch der letzte Abſatz der 
hier wiedergegebenen Entſch. Dieſe Erwägung muß nämlich für 
den durch die Entſch. ſchwer getroffenen Kl. geradezu wie ein 
Hohn wirken. Es würde doch wirklich ein ganz außergewöhnlicher 
Mut dazu gehören, einen ſolchen Erſtattungsprozeß zu beginnen, 
nachdem das Gericht durch ſeine rechtskräftige Entſch. gerade die⸗ 
ſen Weg — wenn er je gangbar geweſen ware — nunmehr end⸗ 
gültig verbaut hat. RA. Alberti, Berlin. 


Zu 6. A. Die Begründung der Entſch. halte ich für unhaltbar. 

Die gerichtliche Anordnung, es ſeien Akten beizuziehen oder 
vorzulegen, iſt, wenn ſie nicht ausnahmsweiſe rein informatoriſch ge⸗ 
dacht war, die Anordnung einer Beweisaufnahme (neuerdings OG. 
Kaſſel: JW. 1934, 1255 9). 

Gegenſtand der Beweisaufnahme iſt der Inhalt der zu den Akten 
gehörenden Urkunden. Daß ihre Verwendung zum Zwecke des Be⸗ 
weiſes eine Beweisaufnahme darſtelle, die lediglich in der Vorlegung 
von den in den Händen des Beweisführers oder des Gegners befind⸗ 
lichen Urkunden beſtehe, iſt eine mit dem Geſetzestext unvereinbare 
Annahme (Friedlaender, 9. Aufl., S. 306 Fußnote 106 a; 
Sonnen: JW. 1930, 57224 Note; OLG. Breslau v. 22. April 1929). 

Die Protokolle, um die es ſich in dieſem Falle als maßgebenden 
Teil der Akten handelte, waren zu keiner Zeit in den Händen einer 
Partei, und ſie wären als ſolche, ohne Akten, auch nicht einmal auf 
Antrag einer Partei ausgefolgt worden (vgl. OLG. Hamm: IW. 1930, 
3356 57). 

Ihre bloße Einſichtnahme durch den Beweisführer begründete 
keinen Beſitz desſelben i. S. des 8 13 Ziff. 4, welcher eine „Vorlage“ 
der auf dem Richtertiſch liegenden Urkunden durch ihn an das Gericht 
im Gefolge hätte haben können. 

Ob die vorgelegten Akten Akten desſelben Gerichts oder einer 


ſteht, einen privatrechtlichen Erſatzanſpruch gegen die Bekl. aus 
der zwiſchen den Parteien getroffenen Vereinbarung herzuleiten. 
(OLG, Dresden, 5. Ziv Sen., Urt. v. 16. Mai 1934, 5 0 177/32.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Alfred Schilf, Dresden. 
* 


Hanım 

6. 8 13 Ziff. 4 RAGEbD. Beweisaufnahme durch 
Verwertung von im Armenrechtsverfahren aufgenom- 
menen Protokollen. 5) 


In zweiter Inſtanz hatte eine Beweisaufnahme nur inſoweit 
ſtattgefunden, als die Protokolle über die Vernehmung der im Armen⸗ 
rechtsverfahren gehörten Zeugen zum Zwecke des Beweiſes verwertet 
worden ſind. Wie der Fall zu handhaben iſt, wenn vor Rechtshängig⸗ 
werden des Rechtsſtreits in einem geſonderten Verfahren Zeugen zum 
Zwecke der Vorbereitung der Entſch. über die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts vernommen worden ſind und alsdann nach Rechtshängigwerden 
die Akten jenes geſonderten Verfahrens zum Zwecke des Beweiſes 
beigezogen werden, kann auf ſich beruhen. Im vorl. Falle ſind die 
Zeugen innerhalb der Rechtshängigkeit des Rechtsſtreits, 
nämlich zur Vorbereitung der Entſch. über die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts zur Durchführung der Berufung, im Wege prozeßleitender Ver⸗ 
fügung gehört worden. Die Protokolle ſind Beſtandteile der Akten 
geworden; auf Erfordern wären den Parteien Abſchriften erteilt 
worden. In ſolchem Falle bedeutet aber die Verwendung der Pro⸗ 


anderen Behörde find, iſt unerheblich (Friedlaender, Note 75a 
Abſ. 2 letzter Satz zu § 13, S. 298). 

Inſoweit bringt die Entſch. keine neuen Geſichtspunkte. Der 
Hinweis auf die für den Beweisführer beſtehende Möglichkeit, ſich 
Abſchriften aus den beigezogenen Akten erteilen zu laſſen, und dieſe 
alsdann vorzulegen, geht ebenfalls fehl. Freilich iſt die Bezugnahme 
auf die bei den Akten befindlichen Originalprotokolle das einfachere 
Verfahren. Es iſt jedoch — und dies überſieht wohl das Gericht — 
auch das prozeſſual allein zuläſſige Verfahren. Denn wenn die Ori⸗ 
ginale zur Verfügung des Gerichts ſtehen, erfolgt die Beweisantretung 
nicht gem, 8 420 35D. durch Vorlage erſt noch zu fertigender Ab⸗ 
ſchriften (58 435 ZPO.), und den Gegenſtand der Beweisaufnahme 
bildet auch nicht der Inhalt ſolcher Abſchriften, ſondern derjenige 
der Urſchriften. 

Das OLG. läßt die Frage dahingeſtellt, ob eine andere Be⸗ 
urteilung einzutreten habe, wenn vor der Rechtshängigkeit im be⸗ 
ſonderen Verfahren Zeugen zum Zwecke der Vorbereitung der Entſch. 
über die Bewilligung des Armenrechts vernommen worden ſind und 
wenn nach der Klagerhebung die Akten jenes geſonderten Verfahrens 
zum Zwecke des Beweiſes beigezogen werden. Hier fand die Zeugen⸗ 
vernehmung ſtatt nach Verkündung des erſtinſtanzlichen Urt. — ſogar 
nach Eintritt ſeiner formalen Rechtskraft, mit der Bewilligung des 
Armenrechts wurde die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ge⸗ 
währt — und vor Einlegung der Berufung, alſo zwiſcheninſtanzlich 
ſozuſagen im luftleeren Raum. Gilt das Verfahren, die Bewilligung 
des Armenrechts betreffend, prozeſſual als „beſonderes“ Verfahren, ſo 
dürfte es darauf, ob es neben der bereits erhobenen Klage läuft oder 
ihr vorausging, nicht ankommen. Auch die aktenmäßige Behandlung 
des Armenrechtsgeſuches iſt gleichgültig. Das Verfahren behielte ſeine 
Selbſtändigkeit in beiden Fällen, etwa wie das Verfahren zur Siche⸗ 
rung des Beweiſes, für welches nur koſtenrechtlich die Unterſcheidung 
des 8 30 Abſ. 1 NAGEHDO. gilt. 

Im Sinne dieſer Geb. iſt das Armenrechtsverfahren lediglich 
Annex der Hauptſache, § 29 Abſ. 6 i. Verb. m. 823 Abſ. 6; auch 
9 118 a Abſ. 2 Satz 2 ZPO. erklärt die Auslagen der vernommenen 
Zeugen und Sachverſtändigen als Teile der Koſten des Rechtsſtreits. 

Inwieweit jedoch — von dem Koſtenpunkte abgeſehen — 
eine verfahrensrechtliche Selbſtändigkeit des Armenrechtsgeſuches an⸗ 
zuerkennen ſei, mag auf den erſten Blick zweifelhaft erſcheinen. Wird 
ſolche verneint, ſo war die Bezugnahme auf die Ausſagen der vor 
der Bewilligung des Armenrechts vernommenen Zeugen Beweis⸗ 
verhandlung, nicht die Antretung eines Urkundenbeweiſes, und 
der Anwalt der armen Partei hat die Beweisgebühr (nebſt Beweis- 
verhandlungsgebühr) zu beanſpruchen zwar dann, wenn er bereits 
während der Zeugenvernehmung tätig war, nicht jedoch, wenn er erſt 
nach Abſchluß derſelben feine Beſtellung zum Armenanwalt erhielt 
(Friedlaender, Note 84 a. a. O., S. 304). 

Denn der erhobene Zeugenbeweis bleibt Zeugenbeweis ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob er für den Anwalt gebührenpflichtig geworden iſt 
oder nicht. 

Ein Blick auf die das Armenrechtsverfahren regelnden Vor⸗ 
ſchriften der ZPO., z. B. 88126, 127, dürfte jedoch ergeben, daß 
dasſelbe „nicht einen integrierenden Beſtandteil des Prozeßverfahrens 
bildet“ (fo OLG. Hamm v. 14. April 1932: ZW. 1932, 2899 16), 
alſo, einfacher ausgedrückt, nicht Teil des Rechtsſtreits ſelbſt iſt, 
ſondern daß es, ähnlich dem Beweisſicherungsverfahren, dem Güte⸗ 
verfahren, dem Verfahren zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts, 
eine relative Selbftändigkeit beſitzt, wie immer, feine Eigenart juriſtiſch 
auch gefaßt werden mag (Rheinberger a. a. O. S. 2900); alſo 
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tokolle zum Zwecke des Beweiſes eine Beweisaufnahme, die lediglich 
in der Vorlegung von den in Händen des Beweisführers oder des 
Gegners befindlichen Urkunden beſteht, wobei es keinen Unterſchied 
macht, ob die Protokollſchriften als Urkunden in Wirklichkeit vor⸗ 
gelegt worden ſind oder ob zum Zwecke der Vereinfachung auf die 
bei den Akten befindlichen Originalprotokolle Bezug genommen worden 
iſt. An dieſer Rechtsauffaſſung hat der Koſt Sen. des Od. — früher 
der 10., jetzt der 6. Sen. — in ſtändiger Rſpr. feſtgehalten; es be⸗ 
ſteht kein Anlaß, davon abzugehen. Hiernach iſt durch die Verwertung 
der mehr bezeichneten Protokolle nach der poſitiven Vorſchrift des 
813 Ziff. 4 RAGebdO. die Beweisgebühr und damit die weitere Ver⸗ 
handlungsgebühr des § 17 a. a. O. nicht entſtanden. 

(OLG. Hamm, 6. ZivSen., Beſchl. v. 26. Juni 1934, 6 W 159/84.) 

Eingef. von RA. Dr. M. Kaiſer, Hamm (Meftf.). 
*. 

Kiel 

7. 88 1575, 1576 BGB. Nur das auf Grund des 
81575 BGB. erlaſſene Urt. eines deutſchen Gerichts, nicht 
auch das eines ausländiſchen Gerichts kann die Grund- 
lage einer Klage aus $ 1576 BGB. bilden. Däniſches Ehe- 
ſcheidungsrecht. 

Die Parteien, von denen die Bekl. gebürtige Dänin iſt, haben 
1919 in Deutſchland die Ehe geſchloſſen und ſind i. J. 1922 nach 
Dänemark verzogen. Seit Nov. 1929 leben ſie getrennt. Im 
Jahre 1930 hat die Bekl. bet dem däniſchen Untergericht in R. 
Klage auf Scheidung, hilfsweiſe auf Trennung, erhoben. Durch 
Urt. des däniſchen Untergerichts v. 18. April 1930 iſt die Schei⸗ 
dungsklage wegen Friſtverſäumung abgewieſen, aber entſprechend 
dem Hilfsantrage der Bekl. die eheliche Gemeinſchaft der Parteien 
aufgehoben worden. Dieſes Urt. iſt rechtskräftig geworden. Am 
12. Dez. 1931 iſt der Kl. aus Dänemark ausgewieſen worden. 

Mit der Klage verlangt der Kl. Scheidung der Ehe unter 
dem Geſichtspunkt des § 1565 BGB. Die Beil. hält mit Rückſicht 
auf das Urt. des däniſchen Gerichts die Klage nach § 1576 BGB. 
für unzuläſſig und begehrt ihrerſeits widerklagend Scheidung, in⸗ 
dem ſie die Widerklage auf das däniſche Trennungsurteil ſtützt. 
Das LG. hat ſich der Rechtsauffaſſung der Bekl. angeſchloſſen und 
demgemäß die Klage für unzuläſſig erachtet. 

In der Bernſt. hat der Kl. unter Bekämpfung der Rechts⸗ 
auffaſſung des LG. ausgeführt, das däniſche Trennungsurteil 
könne nicht die Grundlage für das Scheidungsurteil eines deutſchen 
Gerichts bilden. 

Aus den Entſcheidungsgründen: 

Der Kl. iſt Reichsdeutſcher. Für die Scheidung ſeiner Ehe 
ſind daher gem. Art. 17 EGBGB. die deutſchen Geſetze maßgebend. 
§ 1576 BGB., der die Scheidung einer Ehe nach vorhergegange⸗ 
nem Urt. auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft regelt, ſchließt 
ſich eng an den $ 1575 BGB. an, welcher die Beſt. über die a 
hebung der ehelichen Gemeinschaft enthält. Schon daraus ergibt 
ſich, daß nur das auf Grund des § 1575 erlaſſene Urt. eines 
deutſchen Gerichts, nicht auch das eines ausländiſchen Gerichts, 
die Grundlage einer Klage aus $ 1576 BGB. bilden kann. Dazu 
kommt hier, daß das däniſche Trennungsurteil v. 28. April 1930 
auch fachlich nicht einem Urt. i. S. des § 1575 BGB. entſpricht. 
Denn feine Grundlage bildet nicht, wie im § 1575, das Vorhan⸗ 
denſein eines Scheidungsgrundes, es ſpricht vielmehr die Tren⸗ 
nung der Eheleute aus anderen Gründen aus und gewährt erſt 
nach Ablauf einer beſtimmten Trennungszeit ſeinerſeits einen 
Scheidungsgrund. Die von der Bekl. vertretene gegenteilige Auf⸗ 
faſſung, der ſich das LG. angeſchloſſen hat, würde darauf hinaus⸗ 
laufen, daß ein Scheidungsgrund des däniſchen Rechtes, den das 
deutſche Recht nicht kennt, einer von einem deutſchen Gericht er⸗ 
hobenen Eheſcheidungsklage zugrunde gelegt werden müßte. Das 
aber iſt ſchlechterdings nicht angängig. Die von dem LG. gefällte 
Entſch. iſt mithin nicht haltbar. 

(OLG. Kiel, Urt. v. 16. Mai 1934, 3 U 106/82.) 
Eingef. von RA. Meyer⸗ Grieben, Kiel. 
E 


ein Verhältnis ähnlich demjenigen des Zubehörs zur Hauptſache. 
Trifft dieſe Auffaſſung aber zu, dann ſind allerdings nicht nur im 
Kanzleiſtile die Armenrechtsakten andere Akten als diejenigen des 
Rechtsſtreits ſelbſt, und die Verwertung der in dieſen Akten er⸗ 
ſcheinenden Zeugen⸗ und Sachverſtändigenausſagen durch das er⸗ 
Rennende Gericht iſt eine Beweiserhebung durch Urkunden, nicht durch 
Zeugen; woraus zu folgern iſt, daß der Armenanwalt, welcher bei 
der Vernehmung der im Armenrechtsverfahren gehörten Zeugen und 
Sachverſtändigen nicht mitgewirkt hat, gleichwohl die Beweis⸗ und 
Beweisverhandlungsgebühr zu beanſpruchen hat, ſobald das Gericht die 
Vorlage der Akten zum Zwecke der Beweiserhebung angeordnet hat 
(vgl. KG. v. 9. Dez. 1933: JW. 1934, 372 1 und die Note von 
RA. Dr. Bertermann). 
RA. Frhr. v. Campenhauſen, Heidelberg. 
B. Vgl. ferner KG., Beſchl. v. 11. Aug. 1934, 20 W 5842/34 
oben S. 23463, D. S. 


Köln 

8. 88 33, 153 VVG. „Verſicherungsfall“ bei der 
Haftpflichtverſicherung. Zur Frage der Verwirkung des 
Verſicherungsſchutzes. f) 

Durch § 5 Nr. 1 Allg VerſBed. der Bell. iſt für den Verſicherten 
die Obliegenheit begründet worden, den „Verſicherungsfall“ der Bell. 
unverzüglich ſchriftlich anzuzeigen. Es fragt ſich, was unter „Ver⸗ 
ſicherungsfall“ in dieſem Sinne zu verſtehen iſt. Aus den eigenen 
Ausführungen der Bell. ergibt ſich als deren Auffaſſung, daß der 
Unfall als ſolcher, der die Grundlage von Haftpflichtanſprüchen⸗ gegen 
den Verſicherten ſein kann, gemeint ſein ſoll. Dieſe Anſicht iſt auch 
zutreffend. 

833 Abſ. 1 VVG., welcher mit 8 5 Nr. 1 Allg VerſBed. überein⸗ 
ſtimmt, verlangt im allgemeinen eine unverzügliche Anzeige des Ver⸗ 
ſicherungsfalles. Dabei wird gem. 833 Abſ. 2 VVG. eine ander⸗ 
ſeitig erlangte Kenntnis des Verſicherers als ausreichend erachtet. 

Für einzelne Verſicherungsarten iſt nun aber in dem dieſen be⸗ 
treffenden beſonderen Teil des VVG. die Anzeigepflicht gemildert, 
und zwar für die Feuerverſicherung durch 8 92, wo es heißt, daß der 
Pflicht zur Anzeige des Verſicherungsfulls genügt werde, wenn die 
Anzeige binnen zwei Tagen erfolge, und durch 8 110, wo dasſelbe 
für die Hagelverſicherung unter Ausdehnung der Friſt auf vier Tage 
geſagt wird. Endlich beſtimmt das Geſetz für die vorliegende in⸗ 
tereſſierende Haftpflichtverſicherung im § 153 Abſ. 1 Halbſ. 1, daß 
es ausreiche, wenn die Anzeige innerhalb einer Woche vorgenommen 
werde, dieſe Woche beginnt gem. Halbſ. 2 derſelben Vorſchrift mit 
dem Zeitpunkt, wo der Haftpflichtberechtigte ſeinen Anſpruch gegen 
den Verſicherten geltend macht. 

Die 88 92, 110, 153 VVG. ſollen, wie geſagt, die Lage des 
Verſicherungsnehmers erleichtern. An Stelle der ſonſt zu erfüllenden 
Obliegenheiten zur „unverzüglichen“ Anzeige tritt zu ſeinen Gunſten 
ein längerer Zeitraum. Während die 88 92, 110 VVG. über den Be⸗ 
ginn der Zwei⸗ bzw. Viertagefriſt nichts Näheres beſtimmen, hat 
8 153 vorgeſchrieben, daß die Woche von da an laufe, wo der Dritte 
ſeinen Anſpruch geltend mache. Der Verſicherungsnehmer ſoll alſo 
noch Zeit haben, vom Verſicherungsfall bis zur Inanſpruchnahme 
durch den Geſchädigten Anzeige zu erſtatten, ohne daß er hierzu bis 
zu dem genannten Zeitpunkte verpflichtet iſt. Deshalb führt auch die 
Begründung des Geſetzes aus: „Dieſe Verpflichtung kann ohne Be⸗ 
nachteiligung des Verſicherers eine erhebliche Milderung erfahren“, 
und weiter: „Für den Verſicherer beſtehen keine Intereſſen, von der 
Verbindlichkeit Kenntnis zu erhalten, ſolange nicht der Verſtcherungs⸗ 
nehmer durch den Dritten in Anſpruch genommen wird.“ Mithin be⸗ 
zeichnet die Erhebung des Haftpflichtanſpruchs den letzten Termin, 
von dem ab der Verſicherungsnehmer nur noch eine Woche Friſt hat, 
um dem Verſicherer von dem Verſicherungsfall Kenntnis zu geben. Es 
ſteht dem erſteren zwar frei, die Anzeige ſchon vorher zu erſtatten, 
aber er braucht es nicht. 

Der Standpunkt der BeRl., daß durch 8 153 VVG. dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer eine doppelte Anzeigepflicht auferlegt ſei, indem er 
einmal den Schadensfall als ſolchen und außerdem den Empfang der 
Ladung zu einer gerichtlichen Verhandlung mitzuteilen habe, iſt nicht 
zutreffend. Die ganze Beſt. regelt vielmehr bloß die Frage, bis 
wann die grundſätzliche ſchon durch 833 Abſ. 1 VVG. vorgeſchrie⸗ 
bene Anzeige des Verſicherungsfalls erfolgen muß, um als rechtzeitig 
zu gelten. Es handelt ſich gar nicht um die Feſtſetzung (einer neuen 
Obliegenheit, nämlich einer im Rahmen der Haftpflichtverſicherung 
zu erſtattenden beſonderen Mitteilung, ſondern lediglich um die Beſt. 
des Termins, bis zu welchem die ſchon ohnehin beſtehende, d. h. durch 
8 33 Abſ. 1 VVG. für alle Verſicherungsarten gleichmäßig vorgeſchrie⸗ 
bene Anzeigeobliegenheit zu erfüllen ſei. Das iſt in der Weiſe ge⸗ 
ſchehen, daß innerhalb der einwöchigen Friſt des 1. Halbſatzes die 
Anzeige immer rechtzeitig iſt, auch wenn ſie nicht unverzüglich nach 
Eintritt des Schadensfalles vorgenommen wird, es ſei denn, daß 
vorher, alſo auch während des Laufs jener Friſt, der Verſicherungs⸗ 
nehmer zu einer gerichtlichen Verhandlung über die Haftpflicht⸗ 


Zu 8. Das Urt. des OLG. Köln weicht leider in allen ent⸗ 
ſcheidenden Punkten von der herrſchenden Meinung ab. 

Der Kraftwagen der verſicherten Firma war mit einem Motor⸗ 
radfahrer und deſſen Sozius, dem jetzigen Kl., am 30. Mai 1930 zu⸗ 
ſammengeſtoßen. Mit dem Motorradfahrer hatte ſich die jetzige beklagte 
Verſicherungsgeſellſchaft nach Klagerhebung verglichen. Die Anſprüche 
des Motorradfahrers waren von der verſicherten Firma rechtzeitig 
angezeigt worden, nicht dagegen die Klage des jetzigen Kl., die im 
März 1932 erhoben wurde. 

Zu Unrecht iſt das OLG. der Meinung, daß der Unfall als 
folder als Verſicherungsfall i. S. des 85 Nr. 1 Allg VerſBed. an⸗ 
zuſehen iſt: In ſtändiger Rſpr. vertritt das RG. die Meinung, 
daß der Verſicherungsfall in der Inanſpruchnahme durch den ge⸗ 
ſchädigten Dritten zu erblicken ſei (vgl. die eingehende Abhandlung 
„Der Verſicherungsfall in der Haftpflichtverſicherung“ von Dr. Wolf⸗ 
gang Spakler: JurädſchprVerſ. 1934, 212). 

Sodann hat das RG. in einer neueren Entſch. (VII 299/33 
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anſprüche geladen wird. Trifft dieſe letztere Vorausſetzung zu, dann 
muß die Anzeige unverzüglich nach Empfang der Ladung erfolgen. 
Es iſt alſo nicht ſo, wie die Bekl. vorträgt, daß die Ladung auf 
Grund des § 153 VVG. nochmals mitgeteilt werden müſſe, falls 
vorher bereits der Verſicherungsfall angezeigt worden war. Gegen⸗ 
ſtand der Anzeigepflicht, auf die ſich § 153 bezieht, iſt immer nur 
der Verſicherungsfall, die Ladung ſpielt dabei bloß inſofern eine 
Rolle, als an ihren Empfang die Rechtsfolge geknüpft wird, daß 
nunmehr die bisher unterlaſſene Anzeige unverzüglich zu ge⸗ 
ſchehen habe. 

Geht man ſonach davon aus, daß „Verſicherungsfall“ bei der 
Haftpflichtverſicherung das ſchadenſtiftende Ereignis (den Unfall) be⸗ 
deutet, welches als ſolches die tatſächliche und rechtliche Grundlage 
für die Haftpflichtforderungen der geſchädigten Dritten abgibt, und 
daß ferner hieran auch durch 8153 VVG. nichts geändert wird, in⸗ 
dem dieſe Geſetzesſtelle nach Inhalt und Zweck ausſchließlich den 
Zeitpunkt der Anzeige, nicht aber deſſen Gegenſtand betrifft, ſo ge⸗ 
langt man zu dem Schluß, daß die von der verſicherten Firma am 
27. Juli 1930 vorgenommene Anzeige über den Autounfall v. 30. Mai 
1930 ausreichend und rechtzeitig i. S. der 88 33, 153 VVG. und 
des 8 5 Nr. 1 AllgVerſBed. der Bekl. war. Sofern die Bekl. ganz 
allgemein behauptet, jene Anzeige ſei verſpätet geweſen, iſt nicht er⸗ 
ſichtlich, wie dieſe Auffaſſung begründet werden ſoll, 8 153 VVG. gab 
den Verſicherungsnehmern ja gerade das Recht, mit der Anzeige 
ſo lange zu warten, bis der Dritte (hier der Motorfahrer) ſeinen 
Haftpflichtanſpruch geltend machte, das iſt, wie aus den Akten ent⸗ 
nommen werden muß, kurz vor dem 27. Juli 1930 geſchehen. An⸗ 
derenfalls würde die Bekl. den Verſicherungsſchutz damals ſchon ab⸗ 
gelehnt haben, anſtatt ſich nach ihrer eigenen Darſtellung mit dem 
Motorfahrer auf einen Prozeß einzulaſſen und ſchließlich zu einigen. 

Aber ſelbſt dann, wenn man ſich zu der Meinung bekennen 
wollte, daß als „Verſicherungsfall“ nicht der ſchadensverurſachende 
Unfall, ſondern erſt die Geltendmachung von Haftpflichtanſprüchen 
aus ihm durch den Kl. zu gelten habe, würde gegenüber der Bekl. 
833 Abſ. 2 VVG. Platz greifen. Denn fie gibt ſelbſt an, daß der 
Kl. mit Schreiben ſeines Anwalts v. 11. Juli 1931 erſtmalig an ſie 
direkt herangetreten ſei, um Erſatz ſeiner durch den Unfall vom 
30. Mai 1930 erlittenen Schäden zu erlangen. Die Bekl. hat mithin 
als erſte und daher ſo unverzüglich wie überhaupt möglich von der 
Geltendmachung dieſer Anſprüche erfahren und vermag ſich deshalb 
nicht darauf zu berufen, daß ſie dieſe Kenntnis nicht durch die Ver⸗ 
ſicherungsnehmer erhalten habe. Wenn ſie ſich jetzt darüber be⸗ 
ſchwert, daß ſie in der nachfolgenden Zeit vom Kl. und deſſen der⸗ 
zeitigem Rechtsberater nichts mehr gehört habe, ſo iſt daraus für 
ſie ebenſowenig ein Einwand herzuleiten wie aus dem weiteren Um⸗ 
ſtande, daß fie durch den Verſicherungsnehmer nicht unverzüglich be⸗ 


v. 16. März 1934: JW. 1934, 1721; Offentl.⸗Rechtl. Verſicherung 
1934, 62) klar ausgeführt, daß aus Anlaß eines Schadenereigniſſes, 
eines Zuſammenſtoßes doch zwei ganz verſchiedene Verſiche⸗ 
rungsfälle entſtehen können. In dem dort zur Entich. ſtehenden Falle 
war zuerſt der minderjährige Sohn verklagt, dann die Mutter, die 
Verſicherungsnehmerin. Mit Recht rügt das RG., daß die beiden 
unteren Inſtanzen verkannt haben, daß durch den Abſchluß des Haft⸗ 
pflichtverſicherungsvertrages zwei voneinander unabhängige Verſiche⸗ 
rungsfälle unter Verſicherungsſchutz geſtellt waren. Das gleiche gilt 
auch für den vorliegenden Fall, jo daß der Verſicherungsfall der Bekl. 
nicht rechtzeitig angezeigt worden iſt. Was die im Urt. erwähnte 
Mitteilung des Anwalts des Kl. an den damaligen ProzBev. der 
Bekl. angeht, fo geht aus dem Urt. nichts darüber hervor, ob dieſe 
Mitteilung von der verſicherten Firma veranlaßt oder ihr überhaupt 
auch nur bekannt war. Wenn man letzteres unterſtellt, wird man doch 
annehmen müſſen, daß — unbeſchadet des § 33 Abſ. 2 VVG. — 
die Anzeige vom Verſicherten ſelbſt, nicht vom Verletzten, vorzu⸗ 
nehmen iſt. 

Weiterhin vertritt die Rſpr. die Anſicht, daß, ſelbſt wenn der 
Verſicherungsfall vorher rechtzeitig angezeigt worden iſt, doch eine 
beſondere Anzeigepflicht beſteht, wenn die Klage erhoben iſt (vgl.. 
KG. v. 22. Dez. 1928, 24 U 11 093/28: JurqdſchprVerſ. 1929 
Nr. 4; KG. v. 16. April 1930, 24 U 15 449/29: JurgidſchprVerſ. 
1930, 300 Nr. 16; OLG. Stettin v. 5. Juni 1930: VA. 1930, 203 
Nr. 3; OLG. Stuttgart v. 11. Mai 1928: VA. 1928, 237/38). Es 
iſt dies keine von der Verſicherungsgeſellſchaft beſonders „konſtru⸗ 
ierte“ Verpflichtung, es iſt auch keine doppelte Anzeigepflicht, ſon⸗ 
dern ſie entſpringt der Pflicht zur Schadensminderung (vgl. KG. vom 
29. Nov. 1930, 24 U 9829/30: JurgdſchpPrVerſ. 1931, 28 Nr. 2 und 
Durſt, „Die Prozeßführung der Haftpflicht⸗Verſicherungsgeſellſchaft 
in ihrer Bedeutung gegenüber dem Verſicherten“: VerkAdfch. 1931 
Nr. 12). Der Hinweis des OLG. Köln auf § 153 Abſ. 1 Satz 2 VVG. 
iſt deshalb nicht zutreffend. 

Schließlich iſt im Gegenſatz zu den Ausführungen des OLG. 
auch der Nachweis eines Schadens nicht erforderlich. Die Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft kann ſich auf die Verletzung der Anzeigepflicht ſo⸗ 
wohl hinſichtlich des Verſicherungsfalles als auch hinſichtlich der er⸗ 


nachrichtigt worden ſei, als der Kl. gegen den letzteren ſchließlich 
Klage erhoben hat. Denn einmal beſtanden für den Kl. perſönlich 
ſelbſtredend überhaupt keinerlei Verpflichtungen gegenüber der Bekl., 
it der er vertraglich nicht verbunden war, und zwar weder in der 
Richtung, auf die Vergleichsbereitſchaft der Bekl. einzugehen, noch 
dahingehend, die Bekl. über die weiteren gegen den Verſicherten 
unternommenen Schritte auf dem Laufenden zu halten. Von einer 
Argliſt auf Seite des Kl. und ſeines Prozeßvertreters kann ſonach 
keine Rede fein, da nichts dafür hervorgetreten iſt, daß beide ge⸗ 
meinſam oder der Kl. allein in einer als ſittenwidrig zu bezeichnen⸗ 
den Weiſe vorſätzlich auf eine Schädigung der Belkl. ausgegangen 
ſeien. Ferner und vor allem iſt es dem Verſicherungsnehmer weder 
durch Geſetz (vas oben im Rahmen des § 153 VVG. bereits er⸗ 
örtert wurde) noch durch die allgemeinen Bedingungen der Bekl. auf⸗ 
erlegt worden, dem Verſicherer unverzüglich davon Anzeige zu 
machen, falls er durch einen Dritten mit einer auf die geſetzliche Haft⸗ 
pflicht des Kraftfahrzeughalters geſtützten Klage überzogen wird, nach⸗ 
dem er von dem Unfall als ſolchem bereits Mitteilung erſtattet hatte. 
Das um ſo mehr, als in vielen, ſonſt gleichartigen Verſicherungs⸗ 
bedingungen tatſächlich vorgeſchrieben iſt, daß der Verſicherungs⸗ 
nehmer außer von dem Verſicherungsfall auch von der Erhebung der 
Erſatzanſprüche unverzüglich Nachricht zu geben habe. Da dies jedoch 
nicht geſchehen iſt, war es durchaus die eigene Aufgabe der Bekl., 
ſich aus eigener Initiative über den weiteren Verlauf der Dinge zu 
unterrichten, nachdem ſie von dem Schadensfall und vorliegend auch 
von den Haftpflichtauſprüchen des Kl. erfahren hatte. Sie hätte es 
dem Verſicherungsnehmer auch noch nachträglich zur Pflicht machen 
können, fie über die etwaigen weiteren Schritte des Kl. immer auf 
dem Laufenden zu halten. Nachdem die Bekl. aber nichts dergleichen 
getan hat, vermag ſie nunmehr nicht einzuwenden, daß es ihr un⸗ 
möglich geweſen ſei, ſich rechtzeitig an dem ſeitens des Kl. gegen 
die Verſicherten anhängig gemachten Verfahren zu beteiligen und 
dabei ihre eigenen Intereſſen zu wahren. 


(OLG. Köln, Urt. v. 29. Mai 1934, 2 U 29/34.) 
Der. von RA. Dr. Legers, Köln. 


N * 
Stettin 

9. Art. 1 Kap. III Teil 1 NotBD. v. 14. Juni 1982; 
85 Arm Anw. Die Beſchw. iſt nur beim Vorliegen eines 
die Beſchwerdeſumme von 50 AH überfteigenden Be- 
ſchwerdewertes zuläſſig, wenn es ſich um den auf die 
ale übergegangenen Erſtattungsanſpruch han- 
elt. 7) 

Die Beſchw. (Wert 42,71 AM) wird auf Koſten des Kl. als un⸗ 


hobenen Klage auf die Verwirkung berufen, gleichgültig, ob ein 
Schade vorliegt oder nicht (ſtändige Rſpr.). 

Ob das Urt. auf die Eventualbegründung aus § 33 Abſ. 2 ge⸗ 
ſtützt werden kann, iſt Tatfrage. Mir ſcheint in dieſer Beziehung nicht 
genügend vorgetragen. Es liegt lediglich eine Mitteilung von Anwalt 
zu Anwalt vor. Der Anwalt gilt aber nur für einen beſtimmten 
Prozeß als bevollmächtigt, nicht allgemein. Man kann deshalb grund⸗ 
ſätzlich nicht ſagen, daß, wenn in einer Schadensſache K. der Anwalt 
der Verſicherungsgeſellſchaft eine Mitteilung erhält, damit die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft von dem Verſicherungsfall Y. Kenntnis erhalten 
habe. Kennenmüſſen ſteht der Kenntnis nicht gleich. 

Somit iſt im vorliegenden Falle die Bekl. von der Haftung 
frei, wenn die Verletzung der Obliegenheit auf grober Fahrläſſigkeit 
beruht (8 6 Abſ. 2). Bei dem falſchen Ausgangspunkt, den das OLG. 
einnimmt, bedurfte es einer Erörterung dieſer Frage nicht. Im An⸗ 
ſchluß an die Ausführungen des KG. (Urt. v. 29. Nov. 1930, 24 U 
9869/30: JurgRdſchßrVerſ. 1931 Nr. 2) kann es zweifelhaft er⸗ 
ſcheinen, ob die Anzeigepflicht hier grobfahrläſſig verletzt worden iſt 
oder nicht. In jenem Falle hatte der haftpflichtverſicherte Kl. ſeinen 
Kaskoſchaden eingeklagt und war von dem Bekl. mit einer Wider⸗ 
Klage überzogen worden. Dieſe Widerklage teilte er der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft nicht mit, lediglich die Androhung der Anſprüche gelangte 
in die Hände der Verſicherungsgeſellſchaft. Hier hatte das KG. nicht 
zu Unrecht angenommen, daß der Kl. wohl annehmen mochte, daß der 
Anwalt alles, was zum Prozeß in weiterem Sinne gehört, alſo auch 
das Verhältnis zur Verſicherungsgeſellſchaft regeln würde. Vorliegend 
könnte man zur Entſchuldigung nur anführen, daß der Kl. vielleicht 
angenommen habe, durch den ſeitens der Verſicherungsgeſellſchaft ge⸗ 
ſchloſſenen Vergleich ſei für ihn die Sache nunmehr erledigt. Dieſe 
Anſicht würde auf Grund des vorliegenden Tatbeſtandes m. E. zu 
weit führen, ſo daß ich dem die Klage abweiſenden Urteil 1. Inſtanz 
den Vorzug geben möchte. 

Dr. Ernſt Durſt, Berlin. 


Zu 9. Der Entſch. — die allerdings leider keine Vegründung 
gibt — iſt zuzuſtimmen. 
Es kommt dabei nicht, wie man zunächſt anzunehmen geneigt 
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zuläſſig verworfen, da die Zuläſſigkeit einer Beſchw. in Gerichts⸗ 
koſtenſachen und im Koſtenfeſtſetzungsverfahren geſetzlich an eine 
Wertgrenze von mehr als 50 AM gebunden iſt (NotVO. v. 14. Juni 
1932 [RG Bl. I, 288]) und dieſe Vorſchr. auch dann anzuwenden iſt, 
wenn es ſich um den nach 85 Arm Anw. auf die Staats kaſſe 
übergegangenen Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts gegen die 
unterlegene Partei handelt. 


(OLG. Stettin, 5. ZivSen., Beſchl. v. 16. Mai 1934, 5 W 6/34.) 
Ber. v. OLGR. Fiſcher, Stettin. 


* 
Stuttgart 

10. 8 349 Abſ. 2 3PO. Der Einzelrichter kann das 
Armenrecht nicht entziehen. 

Ob der Einzelrichter befugt iſt, das Armenrecht zu bewilligen, 
iſt ſtreitig. Seine Befugnis, das Armenrecht zu entziehen, läßt ſich 
beim Mangel einer ausdrücklichen Beſt. nur nach der ihm zuge⸗ 
wieſenen allgemeinen Stellung und Aufgabe beantworten, wie 
fie in 8349 Abſ. 1 und 2 ZPO. geregelt ift. In Betracht kommt 
Abſ. 2, wonach er die Sache ſo weit zu fördern hat, daß ſie tunlichſt 
durch eine Verhandlung vor dem Prozeßgericht erledigt werden 
kann. Nun kann die Entziehung des Armenrechts nicht als Förde⸗ 
rung einer Sachentſcheidung gelten. Ihre regelmäßige Folge iſt, 
daß die Partei ohne Vertrekung iſt und unterliegt. Dadurch wird 
die Entſch. über die Sache dem Prozeßgericht entzogen und auf 
ein Verſäumnisurteil beſchränkt, alſo auf eine Entſch. durch den 
Einzelrichter. Das widerſpricht der Aufgabe des Einzelrichters. 

(OLG. Stuttgart, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 7. Febr. 1934, W 76/34.) 


* 


11. 88 445, 619 3PO. Ob Parteivernehmung im Ehe⸗ 
prozeß Beweisaufnahme bedeutet, iſt zum mindeſten 
Tatfrage. 

Das Gericht hat ohne Beweisbeſchluß das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen des Bekl., der im Rechtsſtreit unvertreten war, ange⸗ 
ordnet, um ihn über den behaupteten Ehebruch zu hören. Er hat 
den Ehebruch zugeſtanden. Der Anwalt der Kl. betrachtet das als 
Beweisaufnahme und fordert die Beweisgebühr. Sie wurde ihm 


iſt, darauf an, ob man die Beſchw. betr. Armenanwaltskoſten der 
50 AM-Brenze der NotVO. v. 14. Juni 1932 unterwirft, was ja 
bekanntlich ſtreitig iſt. Ich darf hierzu auf meine Ausführungen 
JW. 1934, 18645 verweiſen. Denn ſelbſt bei Verneinung dieſer Frage 
iſt die Anwendung der NotVO. für den auf die Staatskaſſe über⸗ 
gegangenen Erſtattungsanſpruch aus 85 Arm Anw. zu bejahen. 
Bei dieſem handelt es ſich nämlich gar nicht um das Verhältnis des 
Arm Anw. zur Staatskaſſe. Auf die Staatskaſſe geht vielmehr über 
der Anſpruch des Arm Anw. entweder an ſeine eigene Partei oder, 
ſoweit eine Erſtattungspflicht der Gegenpartei beſteht, an dieſe. 
Erſterer iſt ein privatrechtlicher Anſpruch aus Dienſtvertrag dem 
Auftraggeber gegenüber, letzterer der im Prozeßrecht wurzelnde An⸗ 
ſpruch der obſiegenden armen Partei gegen die unterlegene Partei 
auf Koſtenerſtattung, den der Arm Anw. nach § 124 3PO. im eigenen 
Namen geltend zu machen berechtigt iſt. 

Dieſe Anſprüche erwirbt die Skaatskaſſe gemäß 8 5 ArmAnwsß., 
ſoweit fie dem Arm Anw. feine Gebühren erſtattet. Alſo ein Übergang 
kraft cessio legis. Es iſt ſomit zu prüfen, ob auch auf dieſe An⸗ 
ſprüche die NotVO. v. 14. Juni 1932 ſich bezieht, obwohl ſchon 
dieſe Frageſtellung nicht ganz korrekt iſt. Denn Teil 1 Kap. III 
Art. 1 der gen. NotVO. gibt ja nur verfahrensrechtliche 
Vorſchr. und bezieht ſich nicht auf Anſprüche, ſondern auf deren 
Durchfechtung im Beſchwerdewege. 

Bei rein oberflächlicher Betrachtung könnte die Anwendung 
der NotVO., d. h. alſo die Geltung der 50 AM-Grenze ſich nun 
ſchon daraus ergeben, daß nach 8 5 Arm Anw. auf die Geltend⸗ 
machung des auf die Staatskaſſe übergegangenen Anſpruchs die 
Vorſchr. über die Erhebung von Gerichtskoſten entſprechende An⸗ 
wendung finden. Das bedeutet zunächſt einmal, daß die Staatskaſſe 
den von ihr erworbenen Anſpruch des Arm Anw. nicht etwa erſt 
im Klagewege, auch nicht etwa im Koſtenfeſtſetzungsverfahren, ſondern 
unmittelbar durch Gerichtskoſtenrechnung geltend machen kann. Die⸗ 
ſer Anſpruch bildet alſo eine Poſition der Gerichtskoſtenrechnung, 
genau wie gerichtliche Gebühren oder gerichtliche Auslagen, obwohl die 
Armenanwaltskoſten auch trotz Erſtattung durch die Staatskaſſe ihren 
Charakter als außergerichtliche Koſten nicht verlieren und deshalb 
ſelbſtändig als dritte Art von Koſten in der Gerichtskoſtenrechnung 
erſcheinen. 

Immerhin unterliegen ſie nunmehr verfahrensrechtlich dem 
§ 4 GRG., können alſo mit Erinnerung und Beſchw. von der in 
Anſpruch genommenen Partei bekämpft werden. 

Ob nun dieſe äußerliche Tatſache bereits ausreichen würde, 
auch für dieſe dritte Art Koſten die Beſchwerdeſumme gelten zu 
laſſen, kann m. E. dahingeſtellt bleiben. Denn überzeugender ergibt 


verſagt. Es iſt beſtritten, ob eine Vernehmung nach § 619 ZRO. 
ſtets unter § 445 fällt Stein⸗Jonas, S 619 J u. III), oder 
ob außerhalb der Beweisaufnahme eine Vernehmung nach SS 141 
und 619 beſtehen kann (KG.: JW. 1934, 700, 915). Jedenfalls hat 
hier keine Beweisaufnahme ſtattgefunden, denn die Anhörung des 
Bekl. führte zum Geſtändnis und erübrigte eine Beweisaufnahme. 
Zwar findet im Fall des § 617 Abſ. 2 ZPO. die Vorſchr. des 
§ 288 über die Wirkung eines Geſtändniſſes keine Anwendung, 
aber das Gericht konnte das Geſtändnis nach $ 286 frei würdigen 
und ihm volle Beweiskraft beimeſſen (Stein⸗Jonas, 8 617 
III 3). Dies iſt nach den Gründen des Urt. geſchehen. 

(OLG. Stuttgart, 3. ZivSen., Beſchl. v. 1. Juni 1934, W 373/34.) 


* 


12. 83 Beug®ebD. Ein mit der Gerichtspraxis ver- 
trauter Sachverſtändiger muß feine Tätigkeit fo einrich⸗ 
ten, daß er mit einer der Bedeutung der Sache entſprechen⸗ 
den Entlohnung auskommt. 


In einem Mietſtreit mit 1500 % Streitwert wurde über 
die Angemeſſenheit des Mietzinſes ein Gutachten eingefordert. Für 
die Koſten desſelben hatte der Beweisbeſchluß dem Kl. einen Vor⸗ 
ſchuß von 70.#.4 auferlegt. Der Sachverſtändige erhielt 315 . 
und fordert mit der Beſchw. noch mehr, wurde aber abgewieſen. 
Entſcheidend iſt nicht, was der Sachverſtändige geleiſtet, wieviel 
Zeit, Mühe und Auslagen er aufgewendet hat, ſondern welche 
Leiſtung erkennbar von ihm gefordert wurde, und welche Aufwen⸗ 
dungen an Zeit, Mühe und Auslagen nach der Sachlage ange- 
meſſen waren. Der BeſchwF. iſt ein für allemal beeidigt und iſt 
zudem Volkswirt. Er mußte daher mit der Gerichtspraxis ver⸗ 
traut ſein und mußte aus dem Beweisbeſchluß erſehen, welche 
Koſten für die Erſtattung des Gutachtens etwa aufgewendet wer⸗ 
den durften. Falls er die geforderte Leiſtung hierfür nicht be⸗ 
en konnte, mußte er auf die erwachſenden höheren Koſten hin⸗ 
weiſen. 

(Os G. Stuttgart, 4. ZivSen., Beſchl. v. 19. Mai 1934, W 361/34.) 


ſich dieſe Entſch. aus der Natur des Erſtattungsanſpruchs und dem 
Verfahren, in dem er geltend zu machen iſt. 

Bei dem Koſtenerſtattungsanſpruch des Arm Anw. auf Grund 
der Koſtenentſch. i. Verb. m. § 124 ZBD. iſt das ganz klar. Hier 
handelt es ſich um die Koſtenfeſtſetzung. Die NotVO. v. 
14. Juni 1932 — jetzt $ 104 i. Verb. m. 8 567 ZPO. — unter⸗ 
wirft aber gerade die Beſchw. im Koſtenfeſtſetzungsverfahren der 
Beſchwerdeſumme und erfaßt damit alſo auch den Anſpruch des 
Arm Anw. aus 8124 ZPO. an die unterlegene Partei. Erwirbt 
die Staatskaſſe dieſen und ſtellt ihn nun der unterlegenen Partei 
in Rechnung, dann würde dieſe Partei ja unberechtigt beſſer geftellt 
werden als dem Arm Anw. gegenüber, wenn fie jetzt ohne Be⸗ 
ſchränkung durch eine Beſchwerdeſumme den Beſchwerdeweg be⸗ 
ſchreiten dürfte. Hier ergibt ſich ſomit die Anwendbarkeit der 
NotVO. ſchon aus dem in Frage ſtehenden Rechtsverhältnis ſelbſt. 

Nicht ſo klar iſt die Rechtslage, wenn es ſich um den Über⸗ 
gang des Anſpruchs des Arm Anw. an ſeine eigene Partei handelt. 
Das iſt ein Anſpruch aus Dienſtvertrag, den der ArmAnw. im 
Wege der Klage gegen feine Partei verfolgen muß. Die Staats⸗ 
kaſſe darf ihn aber auf dem einfacheren Weg der Einforderung 
wie Gerichtskoſten geltend machen. Hier könnte eingewendet werden, 
daß man der Partei, die ſich ſonſt ſogar im Prozeß ausgiebig ver⸗ 
teidigen könnte, nicht auch noch die Beſchwerdemöglichkeit beſchränken 
kann, indem man die Zuläſſigkeit der Beſchw. von der Erreichung 
der Beſchwerdeſumme abhängig macht. Solchen Einwendungen gegen⸗ 
über ſtehen aber gewichtige Erwägungen: dieſe gewiſſe Verſchlech⸗ 
terung der Rechtsſtellung der armen Partei iſt nicht unbillig und 
in dem Einſpringen des Staates für ſie begründet. Wenn ſchon 
die arme Partei den Vorzug genießt, zunächſt den Prozeß auf 
Koſten der Staatskaſſe führen zu können, dann muß ſie auch dem 
Staat zugeſtehen, daß er — ſofern Nachzahlung angeordnet wird — 
die von ihm für die arme Partei verauslagten Gelder auf raſcheſte 
Weiſe einzieht und insbeſ. das Verfahren dafür beſonders regelt, 
alſo ſich auch den Vorteil ſichert, der ſich aus einer Einſchränkung 
der Beſchw. gegen Erinnerungsentſch. aus 8 4 Ge. für fie er⸗ 
geben kann — was ſich übrigens ebenſo gegen die Staatskaſſe 
auswirken kann. 

So betrachtet iſt es alſo unbedenklich, bei Beſchw. gegen 
die Inrechnungſtellung des auf die Staatskaſſe übergegangenen Er⸗ 
ſtattungsanſpruchs des Arm Anw. an die eigene oder an die Gegen⸗ 
partei die Anwendung der gen. Not VO. deshalb zu bejahen, weil 
die in Anſpruch genommene Partei ohnehin nur den Weg der Er⸗ 
innerung und anſchließend Beſchw. gemäß 84 GKG. beſchreiten 


kann. 
KON. Gaedeke, Berlin. 
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Bautzen Landgerichte 


1. 8 21 Sicherungs VO. v. 17. Nov. 1931; § 2 der 
2. DurchfVoO. zum OſthilfeG. v. 30. Mai 1932; 8 765 BGB.; 
§ 256 ZPO. Oſthilfeentſchuldung. Durch Hingabe der 
Entſchuldungspfandbriefe ſeitens der Oſthilfeentſchul⸗ 
dungsſtelle an den Gläubiger einer Grundſchuld wird der 
perſönlich haftende Schuldner eines Kredites, zu deſſen 
Sicherung die Grundſchuld beſtellt iſt, nicht von der per⸗ 
ſönlichen Schuld befreit. Die Entſchuldungspfandbriefe 
dienen vielmehr als Sicherung an Stelle der Grundſchuld. 
Umfang des Bürgſchaftsvertrags — Interefſe an „alsbal⸗ 
diger Feſtſtellung . ) 

Bekl. hatte i. J. 1925 bei der Kl. einen Mittelſtandskredit 
beantragt und erhalten, der ab 1. Juli 1932 ratenweiſe jährlich 
zurückzuzahlen war. Zur Sicherung dieſes Kredites wurde der Kl. 
eine Grundſchuld am Grundſtück des W. eingetragen. Auf An⸗ 
fordern der Kl. beſtätigte W., daß die Grundſchuld ſ. A. zur Sicher⸗ 
ſtellung aller Anſprüche diene, die der Kl. aus dem an den Bell 
gewährten Mittelſtandskredite oder ſonſt irgendeinem Rechtsgrunde 
zuſtehen oder zuſtehen werden. W. beantragte dann die Entſchuldung 
ſeines Grundſtückes im Rahmen der Oſthilfegeſetzgebung. Am 6. Febr. 
1933 wurde der Eutſchuldungsplau durch den Kommiſſar für die 
Oſthilfe genehmigt. Auf Grund dieſes Planes wurden für die der Kl. 
veſtellte Grundſchuld 125 RM bar ausgezahlt, in Höhe von reſtl. 
1000 RM zunächſt Interimsſcheine, dann Entſchuldungspfandbriefe 
von der Induſtriebank ausgegeben. Daraufhin wurde die Grund⸗ 
ſchuld der Kl. am Grundſtück des W. gelöſcht. 

Kl. klagte nun gegen Bekl. auf Feſtſtellung, daß Bekl. noch 
perſönlicher Schuldner aus dem 1925 gewährten Kredit ſei, und daß 
die Pfandbriefe an Stelle der Grundſchuld lediglich als Sicherung 
dieſes Kredites anzuſehen ſeien. Bekl. beantragt Abweiſung und 
wandte ein: Durch Hingabe der Entſchuldungsbriefe ſei die Kl. be⸗ 
friedigt, die Beſtellung der Grundſchuld ſtelle einen Bürgſchafts⸗ 
vertrag dar. W. als Bürge habe die Kl. als Gläubigerin befriedigt, 
infolgedeſſen ſei er, Bekl., von der perſönlichen Schuld befreit; liege 
aber keine Bürgſchaft vor, ſo doch eine Schuldmitübernahme, hin⸗ 
ſichtlich der das Gleiche wie bei der Bürgſchaft gilt. 

Das Gericht erkannte hinſichtlich der Hingabe der Entſchul⸗ 
dungspfandbriefe antragsgemäß, hinſichtlich der 125 RM Barzahlung 
wies es die Klage ab, aus folgenden Gründen: 

Entſcheidend ſei, ob die als Abfindung für die Grundſchuld am 
Grundſtück des W. der Kl. im Entſchuldungsverfahren des W. 
gewährten 1000-RM-Bfandbriefe und 125 AM in bar die Befrie⸗ 
digung der Kl. wegen der Darlehnsforderung aus dem Mittelſtands⸗ 
kredit des Bekl. darſtelle. Vorausſetzung für eine bejahende Antwort 
fei einmal, daß dieſe Leiſtungen der Entſchuldungsſtelle einer Zah⸗ 
lung in bar in Höhe des Nennwerts der Briefe gleichzuſetzen ſei, 
und weiter, daß dieſe Leiſtungen der Entſchuldungsſtelle für W. auch 
im Verhältnis zwiſchen Kl. und Bekl. als perſönlichent Schuldner 
wirkſam ſei. Es könne dahingeſtellt bleiben, ob die Hingabe der 


Zu 1. Die Entſch. entſpricht nicht den geſetzlichen Vorſchr. 
über das Sicherungsverfahren und die Oſthilfe-Entſchuldungsbriefe. 
Nach 8 1142 BGB. iſt der Eigentümer berechtigt, den Gläubiger 
zu befriedigen, wenn der perſönliche Schuldner zur Leiſtung be⸗ 
rechtigt iſt. Die Forderung geht in dieſem Falle nach 8 1143 BGB. 
auf ihn über. Die 88 1142, 1143 BGB. gelten auch für Grund⸗ 
ſchulden, und zwar mit der Maßgabe, daß nach § 1193 BGB. die 
Rückzahlung zuläſſig iſt, wenn die Grundſchuld fällig iſt. Nach dem 
Sachverhalt iſt anzunehmen, daß die Grundſchuld fällig war. In⸗ 
folgedeſſen hätte außerhalb des Entſchuldungsverfahrens der Oſthilfe⸗ 
Betriebsinhaber die Schuld mit den Wirkungen des 8 1143 BGB. 
in bar zurückzahlen können. Dieſelben Wirkungen, die eine derartige 
Rückzahlung hat, treten ein, wenn im Oſthilfeverfahren der dingliche 
Gläubiger mit Oſthilfe⸗Entſchuldungsbriefen abgefunden worden iſt. 
Nach § 9 Sich O. war die Kl. als dingliche Gläubigerin des Be⸗ 
triebsinhabers am Sicherungsverfahren beteiligt. Jeder beteiligte 
Gläubiger kann aber mit Oſthilfe⸗Entſchuldungsbriefen abgefunden 
werden (8 1 Entſchuld VO. v. 6. Febr. 1932 [RGBl. I, 59]; 8 2 der 
1. Oſthilfe durchfVO. v. 12. März 1934 [RG Bl. I, 130). Die Hin⸗ 
gabe der Oſthilfe⸗Entſchuldungsbriefe hat die gleiche Wirkung wie die 
Zahlung einer Geldſumme in Höhe des Nennbetrages der Entſchul⸗ 
dungsbriefe. Demnach iſt durch die Hingabe der Oſthilfe⸗Entſchul⸗ 
dungsbriefe die Kl. wegen ihrer Forderung befriedigt worden, und 
ihre Forderung iſt auf den Betriebsinhaber übergegangen. 

Aus den Ausführungen des LG.: „es könne dahingeſtellt blei⸗ 
ben, ob die Hingabe der Briefe der Zahlung einer Geldſumme in 
gleicher Höhe gleichzuſetzen ſei“, ergibt ſich, daß die geſetzlichen Beſt. 
über Oſthilfe⸗Entſchuldungsbriefe dem Gericht unbekannt geblieben 
ſind. Auch die Ausführungen über die Verwertbarkeit der Briefe ent⸗ 
ſprechen nicht den tatſächlichen Verhältniſſen. 

RegR. Fritz Nonhoff, Berlin. 


Briefe der Zahlung einer Geldſumme in gleicher Höhe gleichzuſetzen 
ſei, wogegen allerdings der dem Gericht bekannte Umſtand ſpreche, 
daß derartige Briefe nur ſchwer, jedenfalls aber nicht zum Nenn⸗ 
wert umzuſetzen ſeien. Es ſei aber davon auszugehen, daß die Über⸗ 
gabe der Briefe an die Kl. keinen Einfluß auf deren Verhältnis zum 
Bekl. habe. Die Briefe ſollte die Kl. lediglich für den durch den 
Entſchuldungsplan eintretenden Wegfall der Grundſchuld am Grund⸗ 
ſtück des W. entſchädigen, nicht aber ſollte gleichzeitig die der Kl. 
gegen den Bekl. zuſtehende perſönliche Forderung getilgt und die 
Kl. dafür abgefunden werden. Der Entſchuldungsplan habe eine der⸗ 
artige Forderungstilgung nicht enthalten; denn nach den für das 
W. ſche Entſchuldungsverfahren geltenden Vorſchr. wäre eine ſolche 
Ausdehnung der Entſchuldung auf Dritte, dem Entſchuldungsgläubiger 
haftende Perſonen, unzuläſſig geweſen, außer für den Fall, daß über 
dieſe dritte Perſon das Entſchuldungsverfahren eröffnet geweſen wäre. 
Die Entſchuldungsſtelle habe ſonach ihre Leiſtung nur auf die der 
Kl. zuſtehende Grundſchuld am Wiſchen Grundſtück bewirkt, nicht 
aber auf die Forderung der Kl. gegen Bekl. Nur in dieſem letzteren 
Falle wäre Bekl. nach 8 267 BGB. durch die Leiſtung der Eut⸗ 
ſchuldungsſtelle freigeworden. 

Ob ein Bürgſchaftsverhältnis oder eine Schuldmitübernahme in 
Frage komme, könne dahingeſtellt bleiben. Eine Bürgſchaft ſei um 
deswillen nicht anzunehmen, weil lediglich das Grundſtück des W. 
der Kl. gehaftet habe, während nach § 765 BGB. das Weſen der 
Bürgſchaft darin beſtehe, daß ſich der Bürge für die den Haupt⸗ 
ſchuldner obliegende Verbindlichkeit, hier alſo für die Zahlung einer 
Geldſumme aus ſeinem ganzen Vermögen einzuſtehen verpflichtet, 
nicht nur aus ſeinem Grundſtück. 

Das Feſtſtellungsintereſſe der Kl. iſt mit Rückſicht darauf be⸗ 
gründet, daß Bekl. ankündigt, auch nach erfolgter Feſtſtellung des 
Auſpruchs der Kl. nicht zahlen zu wollen. Die Kl. hatte hierzu vor⸗ 
getragen, daß ſie der Feſtſtellung bedürfe, um ihre Bücher und 
Konten berichtigen und in Ordnung bringen zu können; fie muſſe 
wiſſen, wie ſie ihre Bilanz aufzuſtellen und ob ſie das Konto des 
Bell. abzuſchließen oder weiterzuführen habe, welche Zinſen und 
etwaige Kursdifferenzen zu buchen ſeien. Durch Leiſtungsklage der 
fälligen Rate wäre ihr nur unvollſtändig gedient, da das Leiſtungs⸗ 
urteil nur in Höhe des eingeklagten Betrages in Rechtskraft erwachſe, 
alſo bei Fälligkeit der nächſten Rate eine neue Klage zu erheben ſei. 


(LG. Bautzen, Urt. v. 9. April 1934, 5 Cg 266/33.) 
Ber. von RA. Dr. Wagner, Bautzen. 
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2. 8 10 VO. v. 26. Mai 1933. Das Vorſchlagsrecht auf 
Beſtellung eines Inſtitutsverwalters kann nicht im ſpa⸗ 
teren Verlauf des Zwangs verwaltungsverfahrens geltend 
gemacht werden. 

Daraus, daß die betreibende Gläubigerin während der länger 
als ein Jahr dauernden Verwaltung von dem ihr nach 8 10 VO. 
v. 26. Mai 1933 zuſtehenden Vorſchlagsrecht keinen Gebrauch ge⸗ 
macht hat, iſt zu erſehen, daß ſie mit der Führung der Zwangs⸗ 
verwaltung durch den vom Gericht ausgewählten Verwalter bisher 
einverſtanden geweſen iſt und auf ihr Vorſchlagsrecht verzichtet hat. 
Wenn ſie nunmehr beantragt, den vorhandenen Verwalter zu ent⸗ 
laſſen und ihn durch einen Inſtitutsverwalter zu erſetzen, ſo iſt 
für die Entſch. nicht die Vorſchr. des 8 10 a. a. O., ſondern die 
des § 153 Abſ. 2 ZmVerſtch. maßgebend (vgl. KG.. JW. 1933, 
632; Volkmar: JW. 1932, 1229). Es kommt deshalb lediglich 
darauf an, ob ein ſachgemäßer beachtlicher Grund zur Entlaſſung 
des gegenwärtigen Verwalters gegeben iſt, wobei die Vorteile und 
Nachteile des Verwalterwechſels abzuwägen ſind (Jonas, Zwangs⸗ 
vollſtreckungsnotrecht Anm 6 zu 8 10; Anm. 7 zu 8 13). Wenn 
auch die Einſparung der Verwaltergebühren an ſich eine Erleich⸗ 
terung für die erfolgreiche Durchführung der Zwangsverwaltung 
ſchaffen würde, jo iſt doch im Einklang mit der Rſpr. des KG. 
(12 W 2214/33) in erſter Linie zu prüfen, welche Bedeutung die 
Verwaltergebühren im Geſamtetat der Verwaltung haben. Da es 
ſich um ein von 26 Mietern bewohntes Haus handelt, das im 
erſten Rechnungsjahre 5449 AM Einnahmen erbracht hat, jo kön⸗ 
nen demgegenüber die Gebühren des Verwalters, die im Rech⸗ 
nungsjahre auf 319,90 AM feſtgeſetzt worden find, nicht erheblich 
ins Gewicht fallen. Durch ihren Fortfall würde die Verwaltung 
nur verhältnismäßig unerheblich entlaſtet werden. Hierzu kommt, 
daß der Zwangsverwalter bereits ſeit Ende Sept. 1932 die Ver⸗ 
waltung führt, alſo eingearbeitet iſt. Da im übrigen, wie die 
Zwangsverwaltungsakten ergeben, gegen die Führung des Amtes 
durch den Zwangsverwalter N. nichts einzuwenden iſt, ſo erſcheint 
der beantragte Verwalterwechſel nicht gerechtfertigt. 

(LG. Berlin, 1. 3K, Beſchl. v. 7. Febr. 1934, 201 T 2157/34.) 


Ber. von RA. Heilmann, Berlin. 
4 . 
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3. 88 829 ff. ZPO. Die Pfändung von Forderungen 
an mehrere Drittſchuldner iſtgrundſätzlich gegenüber jedem 
Drittſchuldner in voller Höhe der beizutreibenden Forde- 
rung ſtatthaft. 

Eine Beſchränkung der Pfändung der einzelnen Forderungen 
auf je einen Bruchteil — etwa ½ — der Forderung des Gläubigers 
iſt nur aus dem Geſichtspunkt der Überpfändung zu rechtfertigen. 
Eine Überpfändung liegt aber nicht bereits deshalb vor, weil die 
Gläubigerin wegen ihrer Forderung mehrere Anſprüche der Schuldnerin 
pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen läßt. Es ſteht von vorn⸗ 
herein nicht feſt, ob und welche derjenigen Forderungen, die Gegen⸗ 
ſtand der Pfändung bilden, beſtehen und bei welchen mit einem als⸗ 
baldigen Eingang zu rechnen iſt. Daher hat die Gläubigerin ein 
berechtigtes Intereſſe daran, wegen ihrer einen Forderung die 
mehreren Anſprüche der Schuldnerin gegen verſchiedene Drittſchulduer 
zu pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen zu laſſen. 

(LG. Berlin, 57. ZK., Beſchl. v. 24. Juli 1934, 257 T 10 756/34.) 
Eingef. von RA. Ströhbuſch, Berlin. 


* 
Bremen. 

4. Art. 3 HaagEheſcheid Abk. v. 12. Juni 1902; Art. 17 
Abſ. 1 Ec BGB.; Art. 3 Abſ. 1 Satz 3, Abſ. 2, Art. 17 
poln. Geſ. über das internationale Privatrecht v. 2. Aug. 
1926; poln. Ehe®. v. 16. März 1836. Scheidung einer evan⸗ 
geliſch⸗römiſch⸗katholiſchen Miſchehe nach polniſchem Recht. 
Gehört der Bekl. der römiſch-katholiſchen Konfeſſion an, 
ſo kann die Ehe nicht geſchieden werden. Die Widerklage 
jedoch gegen den evangeliſchen Ehepartner auf Scheidung 
iſt zuläſſig (Art. 1, 145, 196 poln. Ehe G. v. 1836). 7) 


Die Parteien haben i. J. 1923 in Bremen die Ehe miteinander 
geſchloſſen. Zur Zeit der Eheſchließung waren beide Parteien poln. 
Staatsangehörige und bekannten ſich zur römiſch⸗katholiſchen Kon⸗ 
feſſion. Seit April 1926 leben die Parteien getrennt voneinander. 


Zu 4. Das Urt. gibt in mehrfacher Hinſicht zu Bedenken Anlaß. 

Nach Art. 17 Abſ. 1 EGBGB. find für die Scheidung der 
Ehe die Geſetze des Staates maßgebend, dem der Ehemann zur 
Zeit der Erhebung der Klage angehört, hier alſo des poln. Staates 
(vgl. auch Art. 17 Abſ. 1 u. 3 des poln. Geſ. v. 2. Aug. 1926 über 
das internationale Privatrecht). 

Polen hat indeſſen ſein Eherecht noch nicht einheitlich ge⸗ 
regelt. Vielmehr gilt inſoweit in den verſchiedenen Teilgebieten, 
aus denen der neue poln. Staat erwachſen iſt, noch das aus 
früherer Zeit überkommene Recht. Den ſich daraus ergebenden 
Schwierigkeiten ſollen die Kolliſionsnormen des poln. Geſ. vom 
2. Aug. 1926 über das für die inneren Verhältniſſe geltende — 
interprovinziale — Recht begegnen. Dieſes Geſetz beſtimmt in 
Art. 17 Abf. 1, daß für die Eheſcheidung das Recht, dem die Ehe⸗ 
leute hinſichtlich ihrer Perſon zur Zeit des Scheidungsbegehrens 
unterſtehen, und für den Fall, daß in dieſem Zeitpunkte ver⸗ 
ſchiedene Rechte maßgebend ſein ſollten, das letzte gemeinſchaftliche 
Recht der Ehegatten anzuwenden ſei (vgl. auch Art. 31 des Geſ.). 
Ein im Auslande lebender poln. Staatsangehöriger unterliegt aber 
in perſonenrechtlicher Hinſicht nach Art. 3 Abſ. 1 Satz 3 u. 4 dieſes 
im Urt. des LG. unrichtig bezeichneten Geſetzes — und mit ihm 
nach Abſ. 2 ſeine Ehefrau — dem an ſeinem letzten Wohnſitz in 
Polen geltenden Rechte und, wenn ſich ein ſolcher Wohnſitz nicht 
mehr ermitteln läßt, dem für die Hauptſtadt des Staates (War⸗ 
ſchau) geltenden Rechte (Kongreßpolens) (vgl. dazu im einzelnen 
Hawlitzky, Beiträge zum Eheſcheidungsrechte poln. Staats⸗ 
angehöriger in Deutſchland: OſtggZ. 1931, 233 ff.; derſelbe, Fragen 
des internationalen Privatrechts bei der Eheſcheidung poln. Staats⸗ 
angehöriger wegen böslicher Verlaſſung: ebd. 1932, 352 ff.). 

Demgemäß hätte das LG. in erſter Linie den letzten Wohn⸗ 
fit des Ehemannes in Polen ermitteln oder ausſprechen muſſen, 
daß ein ſolcher Wohnſitz nicht mehr beſtimmbar geweſen ſei, um 
auf Grund des Ergebniſſes dieſer Prüfung feſtzuſtellen, das Recht 
welches Teilgebietes des poln. Staates auf den vorl. Fall anzu⸗ 
wenden geweſen wäre. Dieſe Prüfung, die, wenn beiſpielsweiſe der 
letzte Wohnſitz des Ehemannes im ehemals reichsdeutſchen Gebiete 
Polens, dem Geltungsbereiche des deutſchen BGB., gelegen geweſen 
wäre, ſchon zu einem anderen ſachlichen Ergebniſſe des Rechts⸗ 
ſtreits geführt hätte, hat das LG. unterlaſſen. Seinem Urt. kann 
darum nicht entnommen werden, ob die Anwendung des kongreß⸗ 
polniſchen Rechtes ſachlich gerechtfertigt geweſen iſt, und ſomit auch 
nicht feſtgeſtellt werden, ob überhaupt das poln. Geſ. v. 2. Aug. 
1926 über das internationale Privatrecht berückſichtigt worden iſt 
(vgl. in dieſem Zuſammenhange Oſtrowioz in Leske⸗Loe⸗ 
wenfeld, Das Eherecht der europäiſchen Staaten und ihrer 
Kolonien, Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr, Bd. IV, 
2. Aufl. 1933, S. 442/43). 

Aber auch ſelbſt wenn die Anwendung Kkongreßpoln. Rechtes 
im vorl. Falle geboten geweſen wäre, ſei es weil der Ehemann 
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Gemäß Einbürgerungsurkunde v. 29. Nov. 1933 hat die Kl. die 
bremiſche Staatsangehörigkeit erworben und iſt dadurch Deutſche 
geworden. Sie iſt im Jan. 1934 aus der römiſch⸗katholiſchen Kirche 
ausgetreten und gehört ſeitdem der evangeliſchen Kirche an. 

Die Kl. behauptet, der Bekl. habe ein ehebrecheriſches Ver⸗ 
hältnis zu einem Frl. K. unterhalten und hat beantragt, die Ehe 
der Parteien zu ſcheiden. Der Bell. hat Klageabweiſung und 
widerklagend beantragt, die Ehe der Parteien wegen Ehebruchs 
der Kl. zu ſcheiden. 

Die Zuſtändigkeit des angerufenen Gerichts für die Scheidung 
der Ehe der Parteien iſt gegeben. 

Nach Art. 5 Ziff. 2 Satz 1 HaagéEheſcheid abk. v. 12. Juni 
1902, dem die Republik Polen laut Bek. des RMd usw. vom 
13. Sept. 1929 (RGBl. II, 640) mit Wirkung v. 12. Juni 1929 
beigetreten iſt, ſind für die Scheidung einer Ehe von Angehörigen 
der Vertragsſtaaten auch die Gerichte des Staates zuſtändig, in 
welchem die Ehegatten den letzten ehelichen Wohnſitz haben, hier 
alſo die bremiſchen Gerichte. 

Zwar beſtimmt Art. 196 des poln. Ehe. v. 16. März 1836, 
daß das geiſtliche Gericht des Bekenntniſſes des Bekl. über die 
Scheidung zu erkennen hat. Geiſtliche Gerichte find aber nach 8 76 
des Geſ. über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Ehe⸗ 
ſchließung (Perſonenſtands G.) v. 6. Febr. 1875 in Deutſchland aus⸗ 
geſchloſſen. 

Nach Art. 17 Ziff. 3 des poln. Geſ. v. 2. Aug. 1926 über das 
internationale Privatrecht ſind aber für die Scheidung einer poln. 
Ehe auch die Behörden des Staates, in dem die Ehegatten ihren 
letzten Wohnſitz haben, zuſtändig; es ſollen ihre Entſch. in Polen 
jedoch nicht anerkannt und vollſtreckt werden, wenn die Behörden 
poln. Recht nicht angewandt haben. 

Hieraus iſt zu folgern, daß der poln. Geſetzgeber, der nur 
den Vorbehalt der Anwendung poln. Rechts macht, aber keinen 
Vorbehalt bezüglich des Charakters der über die Scheidung im 
Ausland erkennenden Behörden, mit einer Scheidung einer poln. 
Ehe durch weltliche, nichtgeiſtliche Gerichte eines anderen Staates 


ſeinen letzten Wohnſitz im kongreßpoln. Teilgebiete gehabt hat, 
ſei es weil ein Wohnſitz in Polen überhaupt nicht mehr zu er⸗ 
mitteln geweſen iſt, jo würden doch auch die daran geknüpften 
weiteren Erwägungen des LG. nicht durchweg zutreffend ſein. 
Richtig iſt, daß in dieſem Falle der materiellrechtlichen Prüfung 
die Vorſchr. des Ehech. v. 16.28. März 1836 zugrunde zu legen 
wären. Doch könnte auch dann die Abweiſung der Scheidungsklage 
nicht auf Art. 196 dieſes Ge. geſtützt werden. 

Allerdings beſagt dieſe Beſt., daß über die Scheidung von 
Ehen Angehöriger verſchiedener ausländiſcher chriſtlicher Bekennt⸗ 
niſſe (d. h. mit Ausnahme des griechiſch⸗orthodoxen) das geiſtliche 
Gericht des Bekenntniſfes des bell. Ehegatten zu befinden habe. 
Das gilt auch, wenn wie im vorl. Falle die Ehe erſt durch den 
ſpäteren Übertritt eines Ehegatten zu einem anderen ausländiſchen 
chriſtlichen ne zu einer Miſchehe geworden iſt (vgl. hierzu 
Allerhand, Die Wiederverheiratung eines Katholiken bei Lebzeiten 
des anderen Ehegatten, Oſtgt Z. 1931, 273/74; Oſtrowicz a. a. O. 
©. 421 Anm. 158 a). 

Bei den daraus gezogenen Folgerungen überſieht das LG. 
aber, daß ſich die Zuſtändigkeit dieſes geiſtlichen Gerichts, wie 
auch ſchon der Wortlaut des Art. 196 zeigt, nur auf kirchlich ge⸗ 
traute, nicht auch auf ſtandesamtlich geſchloſſene Ehen erſtreckt. 
Ehen der letzteren Art würde das geiſtliche Gericht von ſeinem 
Standpunkte aus ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der Eheſchließung 
als rechtsungültig behandeln müfjen, wobei es hier dahingeſtellt 
bleiben kann, ob die Ehe der Parteien als Nichtehe oder als nich⸗ 
tige Ehe behandelt werden würde. Tatſächlich wäre aber das geiſt⸗ 
liche Gericht zur Entſch. über den Beſtand und die Trennung dieſer 
Ehe nicht berufen geweſen, ſondern das bürgerliche Gericht. Dies 
wäre ſchon vor der Einführung der neuen poln. 3PO. rechtens 
geweſen, wie das Urt. des Obcher. Warſchau v. 14. Jan. 1932 er⸗ 
gibt (abgedr. in OſtRg. 1932, 298 ff. mit Anm. von Gwiaz⸗ 
domorſki). Nach dem Inkrafttreten dieſer neuen ZPO. am 
1. Jan. 1933 iſt dies aber durch Art. XXIII ihres Einf. auch aus⸗ 
drücklich poſitivrechtlich feſtgelegt worden (vgl. Richard Kann, 
Die poln. ZPO., Berlin 1933, 209). 

Doch auch das bürgerliche Gericht würde bei Anwendung des 
Ehe. von 1836 als Rechtes des Wohnſitzes die Rechtsgültigkeit 
der i. J. 1923 vor einem ausländiſchen Standesbeamten zwiſchen 
poln. Staatsangehörigen röm⸗kath. Glaubens geſchloſſenen Ehe 
verneinen müſſen, weil die in Art. 2 dieſes Gef. vorgeſchriebene 
kirchliche Form nicht beachtet, auch nicht nachgeholt worden iſt, die 
die poln. Rſpr. im Anſchluß an die Stellungnahme des früheren 
ruſſiſchen Regierenden Senats ſtets als ein Eſſentiale der Ehe an⸗ 
geſehen hat (vgl. hierzu u. a. Hawlitzky, Beiträge a. a. O. 
S. 234/35; Oſtrowicz g. a. O. S. 433, 445/46 Anm. 252; Berg⸗ 
mann, Der Ausländer im deutſchen Recht, 1934, 22). 

Daran ändert auch nichts die Tatſache, daß nach Art. 13 Abſ. 1 
des poln. Geſ. v. 2. Aug. 1926 über das internationale Privatrecht 
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einverſtanden iſt (Staudinger, 9. Aufl. 1931, Bd. VI, Teil II, 
S. 397/98). Somit begegnet die Annahme der Zuſtändigkeit des 
Gerichts keinen Bedenken. 

Die Klage iſt jedoch unbegründet. 

Nach dem nach Art. 3 Haageheſcheid Abk. i. Verb. m. Art. 17 
Abſ. 1 EGBGB. und nach Art. 3 Abſ. 1 Satz 3 und Abſ. 2 des poln. 
Gef. über das internationale Privatrecht v. 2. Aug. 1926 anzuwen⸗ 
denden poln. Ehe. v. 16. März 1836 iſt die Scheidung der Ehe 
der Parteien auf die Klage hin nicht zuläſſig. 

Zwar beſtimmt das genannte poln. Geſ. nur in Art. 1, daß 
die Scheidung einer rein römiſch⸗katholiſchen Ehe nicht möglich jet, 
während es über die Möglichkeit der Scheidung einer römiſch⸗ 
e e Miſchehe, wie ſie hier vorliegt, nichts be⸗ 
timmt. 

Art. 196 des poln. Ehe. beſagt aber, daß bei derartigen 
Miſchehen die Entſch. über die Auflöſung der Ehe dem geiſtlichen 
Gericht des Bekenntniſſes zuſteht, dem der Bekl. angehört. Dieſes 
wird jedoch ſtets das Recht ſeiner Konfeſſion zugrunde legen. Da⸗ 
nach kann die Ehe der Parteien, weil der Bekl. der römiſch⸗katho⸗ 
liſchen Konfeſſion angehört, welche nach Art. 1 des poln. Ehe. die 
Eheſcheidung nicht geſtattet, auf die Klage hin nicht geſchieden 
werden. 

Die Widerklage iſt dagegen begründet. Die Scheidung auf die 
Widerklage hin iſt zuläſſig, da für die Widerklage die Kl. Bekl. 
iſt und ſich die Möglichkeit einer Scheidung auf die Widerklage 
infolgedeſſen ebenſo wie die Möglichkeit einer Klage auf Gchei- 
dung gegen einen evangeliſchen Ehepartner nach dem Recht der 
evangeliſchen Konfeſſion beſtimmt. Nach Art. 145 des poln. Ehech. 
v. 16. März 1836 iſt die Scheidung einer rein evangeliſchen Ehe 
zuläſſig. Ein evangeliſches geiſtliches Gericht wird aber in Polen 
auch gemäß Art. 196 des Geſ. v. 16. März 1836 die Zuläſſigkeit 
der Scheidung einer evangeliſch-römiſch⸗katholiſchen Miſchehe 
bejahen, da nicht erſichtlich iſt, weshalb ein ſolches Gericht die 
Scheidung einer ſolchen Miſchehe für unzuläſſig erachten ſollte, die 
Scheidung einer rein evangeliſchen Ehe dagegen gemäß Art. 145 
des Gef. v. 16. März 1836 nicht: Die evangeliſche Kirche hat nicht 
die dogmatiſchen Bedenken der katholiichen Kirche gegen die 
Scheidung einer Ehe, die den Geſetzgeber veranlaßt haben, in 
Art. 1 die Unzuläſſigkeit der Scheidung einer Ehe zwiſchen Per⸗ 
ſonen des römiſch⸗katholiſchen Bekenntniſſes auszuſprechen und die 
ein katholiſches geiſtliches Gericht auch beſtimmen würden, die 
uns einer evangeliſch⸗römiſch⸗katholiſchen Miſchehe abzu⸗ 
ehnen. 


an ſich zuläſſig, fie wird auch durch das Vorbringen des Bell. 
und Widerklägers fachlich gerechtfertigt (vgl. Art. 146 poln. Ehe. 
v. 1836 und § 1565 BGB.). 
(LG. Bremen, 2. ZK., Urt. v. 8. Mai 1934, R II 69/34.) 
Eingef. von RA. Dr. Galperin, Bremen. 
* 


die Form der Eheſchließung dem am Orte der Eheſchließung gel- 
tenden Rechte unterliegt. Denn dieſes Geſetz, nach deſſen Erlaß 
erſt Polen dem HaagkEheſchlubk. v. 12. Juni 1902 beigetreten iſt 
(Bek. des RMd usw. v. 13. Sept. 1929 [RG Bl. II, 640)), hat — 
wie auch das Haag Abk. ſelbſt — keine rückwirkende Kraft. Das 
hat auch das Ober. Warſchau wiederholt anerkannt (vgl. hierzu 
insbeſ. Babinfki, La solution des conflits de lois en Pologne, 
Journal du Droit International (Clunet) 1931, 21; Hawlitzky, 
Beiträge a. a. O. S. 234 und die dort in Anm. 4 aufgeführten 
Entſch.; Oſtrowiez a. a. O. S. 446 Anm. 252 a. E.; auch die 
Plenarentſch. des Ober. Warſchau v. 12. April 1929 mit Anm. 
von Wahle und Renchki: Oſtgig. 1930, 512 ff.). 

Wenn aber nach kongreßpoln. Rechte, immer vorausgeſetzt, 
daß ſeine Anwendung auf den vorl. Fall gerechtfertigt geweſen 
ſein ſollte, die Ehe der Parteien als rechtsungültig zu erachten 
wäre, ſo entfiele damit die Vorausſetzung für die Anwendung 
dieſes Rechts auf die Scheidung der Ehe gemäß Art. 17 Abſ. 1 EG⸗ 
BGB. verb. m. Art. 1 ff. Haagcheſcheidbk., das im Verhältnis 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und den übrigen Vertragsſtaaten, 
darunter Polen, erſt am 1. Juni 1934 außer Kraft getreten iſt 
(Bek. des RMdAusw. v. 26. Jan. 1934 ([RGBl. II, 261). Denn dieſe 
Ehe wäre dann ein matrimonium claudicans, eine Ehe mit räum⸗ 
lich begrenzter Rechtswirkſamkeit, deren Löſung begrifflich nicht nach 
dem Rechte eines Staates erfolgen kann, der den Beſtand dieſer Ehe 
verneint. Es geht deshalb nicht an, dieſen Beſtand auch nach dem 
fremden Rechte zu fingieren, um dann die Wirkungen einer ſolchen 
Ehe nach dieſem fremden Rechte zu bemeſſen, wie es im Ergebnis 
Raape tut (Staudinger, Komm. z. EGG BGB., 9. Aufl., S. 400/02), 
der ſich inſoweit allerdings auf ein Urt. des Pariſer Kaſſationshoſes 
v. 30. Okt. 1905 berufen kann (Revue de Droit International Privé 
II 730). Vielmehr kann und muß der deutſche Richter in einem 
Falle wie dem vorliegenden, in dem für das an ſich anzuwendende 
ausländiſche Recht eine ſcheidbare Ehe überhaupt nicht beſteht, die 
Scheidung der Ehe, die ihren rechtlichen Beſtand nur aus dem 


Dresden 

5. Art. 187 EG BGB.; § 894 BGB. Keine Verjäh⸗ 
rung des Anſpruchs auf Eintragung einer altrechtlichen 
Grunddienſtbarkeit im Grundbuche. 

Der Rechtsvorgänger des Kl. im Eigentume eines im Grund⸗ 
buche für Neuoſtra bei Dresden eingetragenen Grundſtücks behielt 
bei der Veräußerung eines Teiles davon am 7. April 1896 mit 
Zuſtimmung der Erwerberin ſich und ſeinen Rechtsnachfolgern 
das Recht vor, zur Bewirtſchaftung des ihm verbliebenen Reſt⸗ 
grundſtücks einen Weg über das veräußerte Grundſtück nach der 
nächſt gelegenen öffentlichen Straße und in umgekehrter Richtung 
zu benutzen. Dieſes Recht iſt im Grundbuche nicht eingetragen. 
Dort iſt der Kl. als Eigentümer des herrſchenden, der Bekl. als 
ſolcher des dienenden Grundſtücks eingetragen. 

Der Kl. hat i. J. 1932 bei dem AG. mit dem Antrage ge⸗ 
klagt, den Bekl. zu verurteilen, einzuwilligen, daß das Wegerecht 
auf dem für das Grundſtück des Bekl. geführten Grundſtückblatte 
als Grunddienſtbarkeit eingetragen werde. Der Bekl. hat um 
Klagabwetſung gebeten und u. a. die Einrede der Verjährung 
des Anſpruchs des Kl. auf Bewilligung der grundbuchlichen 
Verlautbarung des Wegerechts vorgeſchützt. Das AG. hat dieſe 
Einrede für begründet erachtet und deshalb die Klage abgewieſen. 
Das LG. hat auf die Ber. des Kl. unter Aufhebung des amts⸗ 
gerichtlichen Urteils der Klage mit folgender Begr. ſtattgegeben. 

Zutreffend erblickt der Amtsrichter in dem unſtreitig in dem 
Kaufvertrage v. 7. April 1896 vereinbarten Wegerecht an dem da⸗ 
mals verkauften Trennſtücke die vertragsmäßige Beſtellung einer 
Grunddienſtbarkeit gem. § 567 des bis zum 31. Dez. 1899 in 
Geltung geweſenen bürgerlichen Geſetzbuchs für das Königreich 
Sachſen. Mit Recht hebt der Amtsrichter weiter hervor, daß es 
nach Art. 187 EGBGB. in der Zeit nach der in Sachſen v. 
1. Jan. 1900 geltenden Anlegung des Grundbuchs zur Erhal⸗ 
tung der Wirkſamkeit dieſer Dienſtbarkeit gegenüber dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung des Rech⸗ 
tes im Grundbuche bedurfte, daß aber der Berechtigte ihre 
grundbuchliche Verlauibarung verlangen kann. Nicht zu bean⸗ 
ſtanden iſt auch die weitere Ausführung in dem angefochtenen 
Urteile, daß der Kl. als Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks 
von dem Bell., deſſen Eigentum durch die Eintragung der Dienſt⸗ 
barkeit betroffen werden würde, die Bewilligung dieſer Eintra⸗ 
gung gem. § 29 GBO. fordern kann. Denn unſtreitig iſt der vom 
Kl. nach §22 GBO. geſtellte Berichtigungsantrag mangels Nach⸗ 
BR des Beſtehens der Grunddienſtbarkeit vom GBA. abgelehnt 
worden. 

Nicht zu billigen iſt jedoch die Begr. des Vorderrichters, 
auf die er die Abweiſung der auf die Verurteilung des Bekl. zur 
Bewilligung der grundbuchlichen Eintragung der Grunddienſt⸗ 
barkeit gerichteten Klage ſtützt, nämlich daß der verfolgte Anſpruch 
nach § 194 BGB. verjährt ſei. Zuzuſtimmen iſt allerdings der 
Darlegung in dem amtsgerichtlichen Urteile, daß der in Art. 187 


deutſchen Rechte (Art. 13 Abſ. 3 EGBGB.) herleitet, auch nur 
nach deutſchem Rechte beurteilen. Er kann und muß alſo das nur 
nach dieſem Rechte entſtandene Rechtsverhältnis auch nach dieſem 
Rechte wieder löſen (vgl. hierzu RG. 70, 139, insbeſ. 143/44; auch 
105, 363 — JW. 1926, 2852, ſowie Schöndorf, Scheidung einer 
nach den Heimatgeſetzen des Ehemanns ungültigen Ehe, Iherings J. 75, 
53ff.; Bergmann, Internationales Ehe- und Kindſchaftsrecht, 1926, 
1,48; Frankenſtein, Internationales Privatrecht, 1926, J, 233 
Anm. 189; Lewald, Das deutſche internationale Privatrecht, 1931, 
S. 111/12; Nußbaum, Deutſches Internationales Privatrecht, 
1932 S. 162 Anm. 1; Oſtrowicz a. a. O. S. 446 Anm. 260; fo 
1 EL im praktiſchen Ergebnis wieder Raave a. ea. O. 
55 Ih 


Demgemäß hätte das LG., ohne daß es noch eines Eingehens 
auf die ſich aus dem Wechſel der Staatsangehörigkeit der Ehefrau 
ergebenden Fragen bedurft hätte (vgl. hierzu auch Art. 17 Abſ. 2 
des poln. Geſ. v. 2. Aug. 1926 über das internationale Privat⸗ 
recht), auch dann, wenn es feinem Urt. mit Recht kongreßpoln. 
Recht zugrunde gelegt hätte, zu der nach deutſchem Rechte nach 
dem Tatbeſtande begründet geweſenen Scheidung der Ehe auch auf 
die Klage kommen müſſen und die auf die Widerklage ausge⸗ 
ſprochene Scheidung nur auf ihre Berechtigung nach deutſchem 
Rechte zu prüfen gehabt. 

Dieſes Ergebnis würde auch ſachlich befriedigender geweſen 
ſein als die Löſung des LG., die Ehe im gleichen Rechtsſtreite 
vom Standpunkt des einen Ehegatten als ſcheidbar, von dem des 
anderen Ehegatten als untrennbar, ungeachtet Art. 13 Abſ. 3 EG⸗ 
BGB., anzuſehen. Es würde auch berechtigte Intereſſen des poln. 
Staates, der die Rechtsgültigkeit dieſer Ehe verneinen würde, eben⸗ 
ſowenig verletzt haben, wie es die Belange der röm.⸗kath. Kirche 
berührt hätte, für die eine Ehe dieſer Art überhaupt nicht be⸗ 
ſtanden hat (vgl. dazu z. B. Knecht, Handbuch des hatholiſchen 


Eherechts, 1928, S. 119 ff.). 
OLGR. Dr. Dr. Wilke, Berlin. 
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EGBGB. gegebene Anſpruch auf Eintragung einer überkom⸗ 
menen Grunddienſtbarkeit älteren Rechtes im Grundbuche kein 
eigentlicher Berichtigungsanſpruch nach § 894 BGB. ift, Denn 
das Grundbuch iſt ohne die Eintragung dieſer Dienſtbarkeit in⸗ 
ſofern nicht im ſtrengen Sinne dieſer Geſetzesſtelle unrichtig, als 
ein buchungspflichtiger Rechtszuſtand in ihm nicht falſch angegeben 
iſt, und die grundbuchliche Verlautbarung eines zur rechtlichen 
Wirkſamkeit nicht der Eintragung bedürftigen Rechtes keine rechts⸗ 
ändernde Wirkung auslöſt, ſondern nur der öffentlichen Kund⸗ 
machung dient. Trotz dieſer engen Bedeutung des Berichtigungs⸗ 
anſpruches nach 8 894 BGB. muß jedoch anerkannt werden, daß 
ein Widerſpruch der tatſächlichen Rechtslage mit dem Inhalte 
des Grundbuchs im weiteren Sinne auch in den Fällen gegeben 
iſt, in denen wie hier ein wirklich am Grundſtücke beſtehendes 
nicht buchungspflichtiges, aber eintragungsfähiges Recht im Grund⸗ 
buche nicht verlautbart iſt. Wenn auch das Grundbuch nur eine 
Gewähr für die Richtigkeit und Vollſtändigkeit hinſichtlich ſolcher 
Rechte leiſten ſoll, die zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintra⸗ 
gung bedürfen, ſo beſteht doch, wie nicht verkannt werden kann, 
ein beachtliches Bedürfnis dafür, daß das Grundbuch auch hin⸗ 
ſichtlich einer tatſächlich beſtehenden Grunddienſtbarkeit älteren 
Rechts vollſtändig iſt. Demnach dient der in Art. 187 EGBGB. 
gegebene Anſpruch auf grundbuchliche Eintragung einer alt⸗ 
rechtlichen Grunddienſtbarkeit einem ähnlichen Zwecke wie der 
eigentliche Berichtigungsanſpruch, und beide Anſprüche haben eng 
verwandte Grundlagen. Das hat auch die Rſpr. dazu geführt, für 
die Durchführung des Anſpruchs im Grundbuchverkehr die zu⸗ 
nächſt nur für den eigentlichen Berichtigungsanſpruch geſchaffene 
Beſt. des 822 GBO. anzuwenden (vgl. KG. OLG. 8, 129; OLG. 
Dresden: Sächſ. Annalen 27, 253). Die Beit. in 8898 BGB., 
daß der Berichtigungsanſpruch aus 8894 BGB. nicht der Ver⸗ 
jährung unterliegt, beruht nun unverkennbar auf dem allgemeinen 
Rechtsgedanken, daß ein wirklich beſtehendes, aber im Grundbuche 
nicht eingetragenes Recht in ähnlicher Weiſe gegen die Berjäh- 
rung geſchützt fein ſoll wie die Anſprüche aus eingetragenen Rech⸗ 
ten nach 3902 BGB. Das zwingt dazu, den in 8 898 BGB. ne 
den eigentlichen Berichtigungsanſpruch beſtimmten Ausſchluß der 
Verjährung auch auf den Anſpruch auf Eintragung einer über⸗ 
kommenen Grunddienſtbarkeit, die im dargelegten weiteren Sinne 
der Berichtigung des Grundbuchs dient, entſprechend anzuwenden. 
Dagegen beſtehen um ſo weniger Bedenken, als das zur Ein⸗ 
ſchränkung des Geltungsbereiches der Verjährungsvorſchriften 
führt, und Beſt., die wie dieſe rechtsvernichtende Wirkung ausüben, 
nach einer allgemein anerkannten Rechtsregel im Zweifel ein- 
ſchränkender Auslegung bedürfen. 
(LG. Dresden, Urt. v. 4. April 1934, 3 Dg 187/33.) 
Ber. von LGR. Waentig, Dresden. 
* 


6. Die einem RA. nach der RNAGEGD. zuſtehenden 
Gebühren in einem nicht dem Anwaltszwang unterliegen- 
den Rechtsſtreit ſind auch dann voll erſtattungsfähig, 
wenn ſich der RA. durch einen bei ihm beſchäftigten Re⸗ 
ferendar, der nicht beſtellter Vertreter gemäß § 25 RAD. 
iſt, als Nachbevollmächtigten hat vertreten laſſen, voraus⸗ 
geſetzt, daß die Erteilung der Nachvollmacht nicht aus- 
geſchloſſen war. (Ständige Rechtſprechung.) 

Hinſichtlich der Prozeß gebühr, die das AG. ebenfalls zur 
Hälfte geſtrichen hatte, kommt hinzu, daß dieſe Gebühr unabhängig 
von der Vertretung in der mündlichen Verhandlung durch jede in 
der Inſtanz vorgenommene Tätigkeit des RA. (Anfertigung von. 
Schriftſatzen, Verkehr mit der Partei uſw.) entſteht, und daß die 
Annahme des AG., RA. K. habe auch ſolche Tätigkeiten nicht ſelbſt 
entfaltet, in den Akten keinerlei Stütze findet. Vielmehr war das 
Gegenteil ſchon der Klageſchrift zu entnehmen, die von RA. X. unter⸗ 
zeichnet und — wie das Diktatzeichen erkennen läßt — von ihm 
auch perſönlich angefertigt worden iſt. Die Prozeßgebühr war alſo 
auf jeden Fall in voller Höhe zuzubilligen. 

(LG. Dresden, 12. ZK., Beſchl. v. 14. Mai 1934, 12 BC 592/34.) 
Ber. von RA. Dr. Taubmann, Dresden. 


B. Arbeitsgerichte 
Keichs arbeitsgericht 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden 


* 1. Zur Frage der Vergütungsanſprüche von Gewerk⸗ 
ſchaftsangeſtellten, die nach der Beſetzung der Gewerk- 
ſchaftshäuſer am 2. Mai 1933 bis zur Neubildung der 
Arbeiterverbände innerhalb der Deutſchen Axbeitsfront 
weiterbeſchäftigt worden find. }) 


Der Kl. hat ſeit 1. Okt. 1919 als Angeſtellter im Dienſt des 


Zentralverbandes der Maſchiniſten und Heizer ſowie Berufsgenoſſen 
Deutſchlands geſtanden, zuletzt als Gewerkſchaftsſekretär in E. 
Am 2. Mai 1933 wurden die Geſchäftsräume des Verbandes in E. 
von Beauftragten der NSBBO. beſetzt, die auch die Geſchäfte weiter 
fortführten. Am gleichen Tage war der Kl. in Schutzhaft genom⸗ 
men; er wurde jedoch am 6. Mai wieder entlaſſen und ſetzte ſeine 
frühere Dienſttätigkeit fort, nachdem er von dem Beauftragten der 
NS. hierzu aufgefordert worden war. Am 30. Juni 1933 wurde 
er von dem Beauftragten der NEBD. Ph. friſtlos entlaſſen, jedoch, 
nachdem er der Entlaſſung widerſprochen hatte, v. 4. Juli 1933 ab 
wieder weiter beſchaftigt. Am 15. Juli 1933 wurde er von Ph. 
erneut ohne Angabe von Gründen friſtlos entlaſſen. Sein Gehalt 
hat er bis zum 30. Juni 1933 ausgezahlt erhalten. 

Der Kl. hat vom Deutſchen Metallarbeiterverband im Ge⸗ 
ſamtverband der Deutſchen Arbeiter (Deutſche Arbeitsfront) Zah⸗ 
lung des Gehaltes für die Zeit v. 1. Juli bis 31. Dez. 1933 verlangt. 

Für die Zeit v. 1. bis 15. Juli 1933 hat das LArbG. den 
vom Kl. geltend gemachten Anſpruch auf Vergütung in erſter 
Linie aus dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung 
zuerkannt. In einer Hilfserwägung hat es angenommen, daß dieſer 
Anſpruch des Kl. auch aus dem Geſichtspunkte des Vertrages be⸗ 
gründet ſei, wenn man die Unterſtellung des Bekl. zugrunde lege, 
daß der Kl. nur Gelegenheitsarbeit zur Abwicklung laufender 
Geſchäfte geleiſtet habe. Auf der anderen Seite ergibt ſich aus den 
weiteren Ausführungen des angef. Urt., daß das LArbch. an⸗ 
genommen hat, der Kl. ſei durch ſeine Weiterbeſchäftigung vom 
5. Mai bis 30. Juni und v. 4. bis 15. Juli 1933 in ein neu ab» 
geſchloſſenes Dienſtverhältnis zum Bekl. getreten, das erſt zum 
30. Sept. 1933 kündbar geweſen ſei. Mit dieſen letzteren Aus⸗ 
führungen hat das rbb. alſo das Beſtehen eines feſten, auf 
unbeſtimmte Zeit eingegangenen Dienſtverhältniſſes mit dem bell. 
Verbande ſchon ſeit Mai 1933 angenommen. 

Damit iſt aber nicht vereinbar, daß es den Vergütungsanſpruch 
des Kl. in erſter Linie aus dem Geſichtspunkte der Bereicherung 
und in einer hierzu angeſtellten Hilfserwägung aus dem Geſichts⸗ 
punkte der angemeſſenen Gegenleiſtung für vereinbarungsgemäß 
geleiſtete Gelegenheitsarbeiten als gerechtfertigt angeſehen hat. 
Denn ſtand der Kl. bereits ſeit Mai 1933 in einem feſten Dienſt⸗ 
verhältnis zu dem bekl. Verbande, ſo war für die Annahme eines 
Bereicherungsanſpruches und ebenſo für die Hilfserwägung, daß 
der Kl. in dieſer Zeit Gelegenheitsarbeiten für den bekl. Verband 
verrichtet habe, kein Raum. Abgeſehen davon gibt aber auch die 
Annahme des BG., der Kl. ſei durch feine Beſchäftigung vom 
5. Mai bis 30. Juni und v. 4. bis 15. Juli 1933 ein neues Dienſt⸗ 
vertragsverhältnis zum Bekl. eingegangen, zu rechtlichen Bedenken 
Anlaß. Die Annahme der Begr. dieſes Dienſtverhältniſſes würde 
zur Vorausſetzung haben, daß der Kl. in der in Betracht Roms 
menden Zeit der Beſchäftigung auch wirklich vom bekl. Verbande 
beſchäftigk worden iſt. Mit dieſer Frage hat ſich das LArbG. aber 
nicht weiter befaßt. Nach der am 2. Mai erfolgten Beſetzung der 
Geſchäftsräume ſind die Geſchäfte des Zentralverbandes durch die 
Beauftragten der NSBD. vorläufig weitergeführt worden; der 
Kl. wurde zunachſt bis zum 30. Juni 1933 weiterbeſchäftigt; am 
4. Juli 1933 hat er feine Tätigkeit beim Zentralverband im Ein⸗ 
verſtandnis des Beauftragten der NSBO. wieder aufgenommen, 
bis er am 15. Juli 1933 abermals entlaſſen worden iſt. Geht man 
von dieſem Sachverhalt aus, ſo iſt der Kl. noch bis zum 15. Juli 
1933 bei dem Zentralverbande der Maſchiniſten und Heizer beſchäf⸗ 
tigt geweſen. In der nach Erlaß des angef. Urt. ergangenen Entſch. 
v. 28. Febr. 1934 RArbG. 13, 2711) iſt die Rechtslage der freien 
Gewerkſchaften nach der am 2. Mai 1933 erfolgten Beſetzung 
der Gewerkſchaftshäuſer durch Beauftragte der NSBO. bis zum 
Abſchluß der Neubildung der innerhalb der Deutſchen Arbeitsfront 
im Geſamtverband der Arbeiter zuſammengeſchloſſenen Arbeiter⸗ 
verbände einer eingehenden Würdigung an Hand der tatſächlichen 
Vorgänge, wie ſie ſich anläßlich der im Zuge der nationalen Er⸗ 


hebung erfolgten Organiſation der deutſchen Arbeiterſchaft ereignet 


1) JW. 1934, 1063 u. 1202. 


Zu 1. Dieſer Entſch. iſt unbedenklich beizupflichten. 
Sie deckt ſich völlig mit der von der Rechtsabteilung der Deutſchen 
Arbeitsfront vertretenen Rechtsanſicht (vgl. JW. 1934, 1322) und 
macht den Trennungsſtrich zwiſchen den ehemals freien (roten) Ge⸗ 
werkſchaften und der Deutſchen Arbeitsfront noch deutlicher! 
Inzwiſchen hat ſich das RArbG. mit den hier erörterten Fragen 
wiederholt noch beſchäftigen müſſen und ſie dahin entſchieden, daß 
weder die NSB0O.⸗Beauftragten Vertreter der Deutſchen Arbeitsfront 
waren, noch daß die DAF. Rechtsnachfolgerin dieſer Gewerkſchaften 
i. S. von 8 2 KindSHG. geworden iſt (Urt. v. 6. Juni, 4. Juli 
und 25. Aug. 1934, RAG 287/83, 77/34 und 112/84). 
F.⸗H. Formazin, Berlin 
Hilfsarbeiter der Rechtsabteilung im 
Führeramt der Deutſchen Arbeitsfront. 
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haben, unterzogen worden. Danach iſt mit der am 2. Mai durch⸗ 
geführten Beſetzung der Gewerkſchaftshäuſer eine Auflöſung der 
bisherigen Gewerkſchaften nicht verbunden geweſen. Die Geſchäfts⸗ 
führung der alten Gewerkſchaften iſt vielmehr unter der Leitung 
der Beauftragten der NEBD. fortgeſetzt worden, bis die mit der 
Errichtung der Arbeitsfront einſetzende Um⸗ und Neubildung der 
Organiſation vollzogen und die überführung der Mitgliederbeſtände 
der bisherigen freien Gewerkſchaften in die neuen Arbeiterverbände 
der Deutſchen Arbeitsfront vollendet war. Die Errichtung der Ar⸗ 
beitsfront iſt am 16. Mai, der Abſchluß der Neubildung der deut⸗ 
ſchen Arbeiterverbände am 28. Juli 1933 bekanntgegeben worden. 
Soweit daher eine Weiterbeſchäftigung der Angeſtellten der freien 
Gewerkſchaften in ihrem bisherigen Tätigkeitsbereich über den 
2. Mai 1933 hinaus ſtattgefunden hat, wird regelmäßig davon 
auszugehen ſein, daß dies auf Grund des bisherigen Dienſtver⸗ 
tragsverhältniſſes im Dienſte der nunmehr unter der Geſchäfts⸗ 
führung eines Beauftragten der NSBO. ſtehenden Gewerkſchaft ge⸗ 
ſchehen iſt, und eine Beſchäftigung im Dienſte eines der innerhalb 
der Deutſchen Arbeitsfront gebildeten neuen Arbeiterverbände wird 
regelmäßig erſt von Ende Juni, Anfang Juli 1933 ab in Frage 
kommen. In weſſen Dienſten der Angeſtellte nach dieſem Zeit⸗ 
punkte beſchäftigt worden iſt, ob etwa auch noch weiterhin im 
Dienſte des alten, von einem Beauftragten der NEBD. fortgeführ⸗ 
ten Verbandes, was mit Rückſicht auf den außerordentlichen Um⸗ 
fang der Neuorganiſation je nach den örtlichen Verhältniſſen von 
vornherein nicht als völlig ausgeſchloſſen betrachtet werden kann, 
oder ob anzunehmen iſt, daß der Angeſtellte nunntehr von dem 
neuen Verbande beſchäftigt worden iſt, wird von den im Einzelfall 
durch den Tatrichter feſtzuſtellenden beſonderen Umſtänden ab⸗ 
hängen. Dieſe ganze Rechtslage, wie fie auf die freien Gewerk⸗ 
ſchaften allgemein zutrifft, hat das LArbch. bei der rechtlichen 
Beurteilung der Stellung des Kl. während der Zeit ſeiner Be⸗ 
ſchäftigung nach dem 2. Mai 1933 nicht berückſichtigt. Es ſtellt 
zwar feſt, daß der Zentralverband der Maſchiniſten und Heizer 
aufgelöſt ſei; es iſt aber nicht erſichtlich, wann dieſe Auflöſung 
ſtattgefunden hat. Es erwähnt ferner in den Gründen des angef. 
Urt. eine in der geitjchrift „Deutſcher Maſchiniſt und Heizer“ ent⸗ 
haltene „Anordnung“, daß der Zentralverband durch den bell. 
Verband nunmehr vollſtändig übernommen werde. Soweit das 
LArbG. aber aus dieſer Bekanntmachung Schlüſſe auf die Über⸗ 
nahme des Kl. in den Dienſt des bekl. Verbandes zieht, hat es 
nicht beachtet, daß die Bekanntmachung erſt in der am 29. Juli 
1933 erſchienenen Nr. 14 der Zeitſchrift enthalten und aus ihr 
nicht zu entnehmen iſt, wann die dort erwähnte, nach Auffaſſung 
des LArbG. die übernahme des Kl. in den Dienſt des bekl. Ver⸗ 
bandes in ſich ſchließende verwaltungstechniſche übernahme des 
Zentralverbandes in den bekl. Verband ſtattgefunden hat. 

Nach alledem läßt die Auffaſſung des LArbG., der Kl. ſei 
durch feine nach dem 2. Mai 1933 erfolgte Weiterbeſchäftigung in 
ein feſtes Dienſtverhältnis zu dem bekl. Verbande getreten, eine 
einwandfreie Beurteilung der damals beſtehenden Rechtslage ver⸗ 
miſſen. Von einer weiteren Nachprüfung dieſer Rechtslage in Ver⸗ 
bindung mit den beſonderen Umſtänden des Einzelfalles wird es 
aber auch abhängen, ob gegebenenfalls die Annahme des LArbch., 
der bekl. Verband ſei durch die vom Kl. in der Zeit v. 1. bis 
15. Juli 1933 geleiſteten Dienſte ohne Rechtsgrund bereichert, ge 
rechtfertigt iſt. Ein Bereicherungsanſpruch aus 8812 BGB. würde 
zur Vorausſetzung haben, daß der Kl. in dieſer Zeit ſeine Tätigkeit 
jedenfalls nicht mehr im Dienſte des alten Verbandes geleiſtet hat. 
Auch in dieſer Beziehung iſt der Sachverhalt nicht ausreichend ge⸗ 
klärt, insbeſ. iſt nicht erſichtlich, welche Stellung der Beauftragte 
der NSBO. Ph. zu dem bekl. Verbande gehabt hat, als er den 
Kl. nach deſſen Behauptung Anfang Juli anwies, bis auf weiteres 
weiterzuarbeiten, da er ohne ihn mit der Abrechnung nicht fertig 
werden könne. Dabei iſt zu beachten, daß der bekl. Verband ſchon 
damals geltend gemacht hatte, Ph. habe als Beauftragter der 
NEBD. die Geſchäfte der Geſchäftsſtelle E. des Zentralverbandes 
fortgeführt und abgewickelt. 

Nicht minder gibt das angef. Urt. zu Rechtsbedenken Anlaß, 
ſoweit das LArbG. eine Haftung des bekl. Verbandes auf Grund 
des KündSchcd, als gegeben erachtet hat. Den Ausführungen des 
angef. Urt. muß entnommen werden, daß das Wirb®. in der von 
ihm angenommenen Rechtsnachfolge i. S. des 82 KündsSchG. einen 
ſelbſtändigen Rechtsgrund für die Haftung des bekl. Verbandes 
erblickt hat. Das würde aber eine Verkennung der Beſt. des Geſ. 
bedeuten. Durch ſie wird nicht eine Haftung des Dienſtherrn ſelb⸗ 
ſtändig begründet, die Anwendung der Belt. fest vielmehr das 
Beſtehen eines Dienſtvertragsverhältniſſes, das durch Kündigung 
zur Auflöſung gebracht werden ſoll, voraus. 8 2 ſetzt je nach der 
Zahl der Beſchäftigungsdienſtjahre des zu kündigenden Angeſtellten 
beſtimmte Mindeſtkündigungsfriſten feſt und beſtimmt, daß bei der 
Bemeſſung der jeweils in Betracht kommenden Kündigungsfriſt 
die von dem Angeſtellten bei einem früheren Dienſtherrn ver⸗ 
brachten Beſchäftigungsjahre in die Beſchäftigungszeit einzurechnen 
ſind, wenn in Anſehung des Betriebes eine Rechtsnachfolge zwiſchen 


dem früheren Dienſtherrn und dem die Kündigung ausſprechenden 
Dienſtherrn beſteht. Dabei deckt ſich nach der Rſpr. der Begriff 
der Rechtsnachfolge i. S. des § 2 KindSchG. keineswegs immer 
mit dem der Rechtsnachfolge im allgemeinen rechtstechniſchen Sinne, 
inſofern nämlich die Beurteilung der Rechtsnachfolge i. S. des 8 2 
KündSchG. grundſätzlich auf den Betrieb abzuſtellen, der Betrieb 
als ſolcher in feiner beſonderen techuiſchen Zielſetzung ins Auge zu 
faſſen und zu fragen iſt, ob der Betrieb ohne weſentliche Ande⸗ 
rung ſeines Geſchäftszweckes fortgeführt iſt (vgl. RArbch. 1, 72); 
ArbRſpr. 1929, 2112); 1932, 14). Wenn daher das LArbcGg. da⸗ 
von ausging, daß bei dem bekl. Verband eine Rechtsnachfolge in 
Anſehung des alten Zentralverbandes in der Fortführung des Be⸗ 
triebes i. S. des § 2 KündSchch. gegeben ſei, fo folgt daraus noch 
nicht ohne weiteres die Haftung des bekl. Verbandes; es ergab 
ſich daraus zunächſt vielmehr nur, daß, ſofern der bekl. Verband 
ſich in der Stellung des Dienſtherrn zum Angeſtellten befand, 
alſo ein Dienſtvertragsverhältnis zwiſchen ihnen beſtand, für die 
Berechnung der nach 82 Kündschch. in Betracht kommenden 
Kündigungsfriſt die bei dem Zentralverband der Maſchiniſten und 
Heizer verbrachte Beſchäftigungszeit in die bei dem bekl. Verband 
verbrachte Beſchäftigungszeit mit einzurechnen war. Es bedurfte 
deshalb, um eine Haftung des bekl. Verbandes anzunehmen, noch 
der weiteren Feſtſtellung, daß der Kl. am 15. Juli in einem feſten 
Dienſtvertragsverhältniſſe zu dem bekl. Verbande geſtanden hatte, 
an das dieſer bis zum Ablauf der ſich aus 82 KündSch G. er⸗ 
gebenden Kündigungsfriſt gebunden war. 

Das angef. Urt. iſt endlich aber auch inſoweit rechtlich zu be⸗ 
anſtanden, als es eine Haftung des bekl. Verbandes auf Grund 
des 8419 BGB. angenommen hat. Das LArbG. geht bei der 
Erörterung der Frage davon aus, daß eine Übernahme des Ver⸗ 
mögens des Zentralverbandes durch den Bekl. im Wege eines 
revolutionären Aktes erfolgt ſei, und hält eine analoge Anwen⸗ 
dung des 8 419 BOB. auf dieſe Art der Vermögensübernahme 
für zuläſſig. Unter welchen Vorausſetzungen eine die Haftung auf 
Grund des 8 419 BGB. begründende Vermögensübernahme an⸗ 
zunehmen iſt, iſt in dem bereits erwähnten Urt. v. 28. Febr. 1934: 
RArbch. 13, 271 ff. (281) ) erörtert worden. Dort iſt zwar dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen worden, ob auch in Fällen des nicht vertrags⸗ 
mäßigen Vermögensüberganges der der Beſt. des 8 419 BEB. zu⸗ 
grunde liegende Zweckgedanke unter Umſtänden eine Haftung des 
Bermögensübernehmers in analoger Anwendung des § 419 BGB. 
zu rechtfertigen vermöchte. Aber auch eine analoge Anwendung 
würde, wie dort ausgeführt iſt, immer een daß es ſich 
nicht nur um einzelne Vermögensſtücke des Schuldners, ſondern um 
das Vermögen im ganzen oder doch in ſeinen weſentlichen Beſtand⸗ 
teilen handelt, und daß das Vermögen nicht nur zu Beſitz und 
Gebrauch überlaſſen wird, ſondern ein Übergang in das Recht des 
Dritten, alſo eine Übereignung in Frage ſteht. An einer Feſt⸗ 
ſtellung der hiernach erforderlichen Vorausſetzungen fehlt es aber 
im angef. Urt. 

Hiernach iſt eine Haftung des bekl. Verbandes für den gel⸗ 
tend gemachten Klageanſpruch aus keinem der erörterten recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte rechtlich einwandfrei feſtgeſtellt. Das angef. 
Urt. war daher aufzuheben und die Sache an das LArbch. zu⸗ 
rückzuverweiſen. 


(RArbG., Urt. v. 6. Juni 1934, RAG 57/34. — Erfurt.) 
* 


2. Der Ausſchluß des Rechtswegs bei Entlaffungen 
und Kündigungen nach dem Geſ. zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums v. 7. April 1933 (WB.) bezieht ſich 
nicht auf Anſprüche aus dem durch die Entlaſſung zu Ende 
gebrachten Arbeitsverhältnis. — Urlaubsanſprüche bei 
Beendigung des Arbeitsverhältniſſes auf Grund des 
WBG. ) 

Der Kl. war bei der bekl. Allg. Ortskrankenkaſſe angeſtellt. 
Nach dem maßgebenden TarVertr. ſtand ihm für das Urlaubsjahr 
1933 ein Urlaub von 18 Tagen zu. Noch ehe er in den Genuß 
dieſes Urlaubs gelangt war, erhielt er folgendes Schreiben ſeiner 
Arbeitgeberin v. 9. Mai 1933: 

Auf Grund des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Be⸗ 
rufsbeamtentums v. 7. April 1933 und der DurchfBeſt. vom 


2) JW. 1928, 248. 3) J'W. 1929, 1810. 
) JW. 1934, 1063 u. 1202. 


Zu 2 u. 3. Die beiden Entſch., die in einem gewiſſen recht⸗ 
lichen Zuſammenhang ſtehen, ſind m. E. zutreffend. 

1. Sie behandeln zunächſt die Frage des Ausſchluſſes des 
Rechtswegs bei Anſprüchen, die aus Anlaß von Entlaſſungen und 
Kündigungen nach dem WBG. geltend gemacht werden. Es wird 
hierbei mit Recht unterſchieden zwiſchen ſolchen Anſprüchen, die 
ſich als unmittelbare Folge der Entlaſſung und Kündigung 
darſtellen, und ſolchen, die nur bei Gelegenheit der Ent⸗ 
laſſung uſw. geltend gemacht werden, aber aus dem Arbeits⸗ 
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11. April und 4. Mai 1933 enthebe ich Sie hiermit Ihres 
Dienſtes mit ſofortiger Wirkung. 

Die Ihnen geſetzlich zuſtehenden Bezüge werden Ihnen bei 
Fälligkeit durch die Poſt übermittelt. 

Der Kl. trat ſofort außer Beſchäftigung. Seine bisherigen 
Bezüge erhielt er bis zum 10. Juni 1933. 

Mit der vorl. Klage verlangt er Vergütung für den im 
Jahr 1933 nicht erhaltenen Urlaub. 

Gegen die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für den eingeklagten 
Anſpruch beſtehen keine Bedenken. Nr. 5 Abſ. 5 Satz 1 der 
2. DurchfVO. z. WBG. kommt nicht zur Anwendung, denn es 
handelt ſich bei dem hier geltend gemachten Anſpruch nicht um den 
Anſpruch auf Bezuge aus der Entlaſſung des Kl., ſondern um 
einen Anſpruch aus dem durch die Entlaſſung zu Ende gebrachten 
Anſtellungsverhältnis. 

Einverſtändnis beſteht unter den Parteien, daß das Schreiben 
v. 9. Mai 1933 auf Grund der Nr. 4 der genannten DurchfVO. er⸗ 
gangen iſt, d. h. weil der Kl. nach ſeiner bisherigen politiſchen 
Betätigung nicht die Gewähr dafür bot, daß er jederzeit rückhalts⸗ 
los für den nationalen Staat eintreten würde. Nr. 4 der BO. Der 
ſtimmt, daß ſolche Dienſtverpflichtete durch einſeitige Erklärung 
des Dienſtberechtigten friſtlos entlaſſen werden können. Aus der 
Verweiſung auf Nr. 3 Abſ. 1 Satz 2 bis 7 ergibt ſich, daß den 
Entlaſſenen ihre bisherigen Bezüge auf die Dauer von 3 Monaten, 
jedoch nicht länger, zu belaſſen ſind, als ſie ihnen bei friſtgerechter 
Kündigung (ohne die in Nr. 5 Abſ. 6 genannten Erſchwerungen) 
zuſtehen würden. Die Zahlung der Bezüge bis 10. Juni 1933 ent⸗ 
ſprach offenſichtlich der beſtehenden Kündigungsfriſt. Der Inhalt 
des Schreibens v. 9. Mai 1933 läßt keine andere Deutung zu, als 
daß die Arbeitgeberin des Kl. von der ihr durch das Geſetz ein⸗ 
geräumten Befugnis zur friſtloſen Entlaſſung des Kl. hat Ge⸗ 
brauch machen und das Dienſtverhältnis mit ſofortiger Wirkung 
hat beenden wollen. Dann aber kann die Berl. nicht, wie fie es 
will, den Kl. wegen ſeines tarifvertraglichen Urlaubsanſpruchs 
ohne weiteres auf die Zeit v. 9. Mai bis zum 10. Juni 1933 ver⸗ 
weiſen, während deren er keinen Dienſt getan, aber ſeine Dienſt⸗ 
vergütung erhalten hat. Dieſe Zeit kann nicht als „Urlaub“ rech⸗ 
nen, weil der Urlaub begrifflich das Fortbeſtehen des Arbeitsver⸗ 
hältniſſes vorausſetzt. 

Der erworbene Urlaubsanſpruch des Kl. iſt auch nicht da⸗ 
durch verlorengegangen, daß das Arbeitsverhältnis friſtlos ge⸗ 
kündigt worden iſt. Ein ſolcher Verluſt tritt regelmäßig nicht ein⸗ 
mal dann ein, wenn die friſtloſe Entlaſſung 15 Arbeitnehmers 
auf deſſen Verſchulden beruht (vgl. RArbGG. 3, 306). Viel weniger 
kann der Anſpruch dann verforengehen, wenn wie hier die Ente 
laſſung auf Grund einer geſetzlichen Ermächtigung des Arbeitgebers 
ae worden iſt, ohne daß von einem Verſchulden des 
Arbeitnehmers die Rede ſein kann. 

Damit iſt aber noch nicht die Verurteilung der Bekl. gerecht⸗ 
fertigt. Die Tatſache, daß der Kl. einen Monak lang, alſo weſent⸗ 
lich länger, als der ihm zuſtehende Urlaub gewährt haben würde, 
für die Arbeitgeberin keine Dienſte geleiſtet, aber gleichwohl ſeine 
volle Vergütung von ihr erhalten hat, läßt ſein Verlangen nach 
Urlaubsvergütung nicht nur unbillig erſcheinen, ſondern ſteht auch 
rechtlich dieſem Verlangen entgegen. Es iſt ausgeſchloſſen, daß das 
Geſetz bis Entlaſſenen beffer ſtellen wollte, als ſie bei regelmäßiger 
Kündigung geſtanden haben würden. Das Geſetz will die Ent⸗ 
laſſung der in Frage ſtehenden Arbeitnehmer erleichtern und be⸗ 
freit deshalb den Arbeitgeber z. B. von den Kündigungserſchwer⸗ 
niſſen, die in Nr. 5 Abſ. 6 der VO. aufgeführt find. Im Wider⸗ 
ſpruch mit dieſer Abſicht würde es ſtehen, wenn der Arbeitgeber 
die ihm gebotene Möglichkeit, das Arbeitsverhältnis mit ſofortiger 
Wirkung zu beendigen, damit erkaufen müßte, daß er dem Ent⸗ 
laſſenen nicht nur Lohn weiterzahlt, ohne Arbeitsleiſtung von ihm 
verlangen zu können, ſondern auch noch eine Urlaubsvergütung 
gewährt. Zweifelhaft mag die Rechtslage dann ſein, wenn der ver⸗ 


verhältnis ſelbſt und nicht aus dem Entlaſſungs⸗ uſw. Akt her⸗ 
rühren. In erſterem Fall wird der Ausſchluß des Rechtswegs be⸗ 
jaht, in letzterem verneint. Dem kann man unbedenklich beitreten. 
Denn das WBG. wollte nur die Streitigkeiten dem ordentlichen 
Richter entziehen, die aus den beſonderen Maßnahmen dieſes Geſ. 
herrührten. Denn das waren die eigentlichen Revolutionsmaß⸗ 
nahmen, die den Sieg der neuen Bewegung herbeiführen und 
feſtigen ſollten. Sie ſollten von den neuen Gewalten endgültig er⸗ 
ledigt werden und vertrugen nicht eine Nachprüfung durch die or⸗ 
dentlichen Gerichte. Deshalb hat auch das RULbG. den Rahmen 
mit Recht nicht zu eng gezogen und nicht nur den Grund der Ent⸗ 
laſſung oder Kündigung, ſondern auch den Zeitpunkt, mit dem 
dieſe Maßnahmen wirkſam werden ſollen, dem Machtbereich des 
ordentlichen Richters entzogen. Auch die vor Inkrafttreten des 
WBG. ausgesprochenen Maßnahmen der gedachten Art können 
nicht anders behandelt werden und müſſen ebenfalls einheitlich von 
den maßgebenden politiſchen Gewalten an Stelle des ordentlichen 


diente Urlaub eine längere Dauer hat als die regelmäßige Kün⸗ 
digungsfriſt, wenn alſo etwa im vorl. Fall die Kündigungsfriſt, 
während deren dem Kl. die Vergütung fortzuzahlen war, nur 
14 Tage betragen hätte. Iſt aber wie hier die Vergütung für 
einen Monat zu zahlen, während der Urlaub nur 18 Tage be⸗ 
trug, ſo iſt durch die über das Ende des Arbeitsverhältniſſes hin⸗ 
ausgezahlte Vergütung auch der Anſpruch auf die Urlaubsver⸗ 
gütung abgefunden. 

Der Kl. empfindet es als unbillig, daß andere Angeſtellte, die 
wie er auf Grund des WBG. entlaſſen worden ſind, aber ſpäter 
als er und nachdem ſie ihren tarifmäßigen Urlaub ſchon in Natur 
genoſſen hatten, ebenfalls ihre Bezüge noch nach ihrer Entlaſſung 
auf die Dauer der tarifvertraglichen Kündigungsfriſt ausgezahlt er⸗ 
halten haben. Eine gewiſſe Benachteiligung des Kl. liegt darin 
ohne Zweifel, ſie beruht aber darauf, daß jene anderen Angeſtell⸗ 
ten eben erſt nach dem Genuß ihres Urlaubs entlaſſen worden ſind. 
Keinesfalls kann daraus entnommen werden, daß der Kl. nunmehr 
ihnen gleichgeſtellt werden müßte. 

(RArbcg., Urt. v. 13. Juni 1934, RAG 45/34. — Berlin.) 


* 


* B. Der Ausſchluß des Rechtsweges bei Entlaſſungen 
und Kündigungen nach dem Geſ. zur Wiederherſtellung 
des Berufsbeamtentums v. 7. April 1933 (WBG) erſtreckt 
ſich auch auf die Frage, für welchen Zeitpunkt die Ent⸗ 
lafſung gültig ausgeſprochen iſt; er gilt auch für die vor 
Inkrafttreten des Gef. aus geſprochenen Entlaſſungen und 
Kündigungen, die nach 8 5 Abſ. 7 der zweiten Durchf. 
z. WBG. vom 4. Mai 1933 wirkſam bleiben. f) 


Der Kl. war als ſtellvertretender Arbeitsamtsdirektor beim 
Arbeitsamt D. beſchäftigt. Mit Schreiben v. 30. März 1933 wurde 
ihm das Dienſtverhältnis zum 30. Sept. 1933 gekündigt und er 
mit ſofortiger Wirkung beurlaubt. Bis zum 30. Juni 1933 wurde 
ihm Gehalt bezahlt. Mit Schreiben v. 25. Sept. 1933 wurde ihm 
mitgeteilt, daß der Dienſtvertrag mit der Reichsanſtalt auf Grund 
der 88 2, 15 des Gef. v. 7. April 1933 zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums und des 85 Abſ. 7 der 2. DurchfVoO. dazu 
rückwirkend auf den 30. März 1933 friſtlos gelöſt werde. 

Der Kl. verlangt Gehalt v. 1. Juli bis 26. Sept. 1933. Das 
NArbch. hat den Rechtsweg für unzuläſſig erklärt. 

Der Kl. ſtand zur bekl. Reichsanſtalt in einem Angeſtellten⸗ 
verhältnis. Gemäß 8115 WBG. findet das Gef. auf Angeſtellte 
ſinngemäße Anwendung. In der 2. DurchfVO. v. 4. Mai 1933 (NG- 
Bl. J, 233) iſt in 8 5 Abſ. 5 beſtimmt: 

Streitigkeiten über die Zuläſſigkeit der Entlaſſung oder 
Kündigung und über die zu gewährenden Bezüge entſcheiden 
unter Ausſchluß der Nachprüfung durch Gerichte die oberſten 
Reichs⸗ oder Landesbehörden, die dieſe Befugnis auf andere 
Stellen übertragen können. 

Bedenken dahin, daß die DurchfVO. über den vom Geſetz 
gegebenen Rahmen hinausgehe, indem ſie nicht nur Streitigkeiten 
über die Zuläſſigkeit der Entlaſſung, ſondern auch ſolche über die 
zu gewährenden Bezüge der Entſch. der Verwaltungsbehörden vor⸗ 
behält, beſtehen nicht. 87 WBG. behält ganz allgemein den Aus⸗ 
ſpruch der Entlaſſung, die Entſch. darüber, den Verwaltungs⸗ 
behörden vor. 87 beſchränkt die Zuſtändigkeit alſo nicht aus⸗ 
drücklich auf den Grund der Entlaſſung; die weite Faſſung des 
Geſetzes verbietet vielmehr nicht, außer dem Streit über den Grund 
auch ſolchen über den Zeitpunkt und über die daran anſchließenden 
geldlichen Folgen als von der Vorſchr. betroffen anzuſehen. Dafür 
ſpricht, daß es Mitglieder der Reichsregierung, die das Geſetz er⸗ 
laſſen hat, geweſen find, die in den Belt. der 2. DurchfVO. dem 
Gef. dieſe Deutung gegeben haben. Von der Gültigkeit des 8 5 
Abf. 5 der 2. Durchf VO. geht auch RAG 14/34 v. 11. April 1934: 
JW. 1934, 1519 aus. 

Der Kl. will im Gegenſatz hierzu dem Geſ. entnehmen, daß 


Richters endgültig erledigt werden. Anders ſteht es aber mit ſolchen 
Anſprüchen, die — wie Urlaubsanſprüche — nicht erſt durch die 
Maßnahmen nach dem WBG. hervorgerufen, ſondern ſchon vorher 
aus dem Arbeitsverhältnis ins Leben getreten ſind. Dafür, daß 
man auch für die letztgedachten Fälle den Rechtsweg ausſchloß, 
beſtand kein Bedürfnis. 

2. Mit Recht ſtellt das RAS. den Grundſatz auf, daß ein 
Angeſtellter, der länger, als der ihm zuſtehende Urlaub gewährt 
haben würde, ohne jede Dienſtleiſtung ſeine volle Vergütung be⸗ 
zogen habe, keinen Anſpruch auf Urlaubsvergütung 
habe. Denn er würde ſonſt grundlos bereichert ſein und beſſer 
ſtehen, als wenn ihm regelrecht gekündigt worden wäre. Er muß 
alſo, wie das NALHG. mit Recht hervorhebt, durch die über das 
Ende des Arbeitsverhältniſſes hinaus gezahlte Vergütung auch 
wegen ſeines Anſpruchs auf Urlaubsvergütung als abgefunden 


gelten. 
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der Rechtsweg bei der Frage nach der Zuläſſigkeit einer Entlaſſung 
lediglich hinſichtlich der Prüfung des Grundes für die Entlaifung 
und für die auf Grund des WBG. zu zahlenden Bezüge ausgeſchlof⸗ 
ſen ſei, nicht aber für die Frage, für welchen Zeitpunkt die Ent⸗ 
laſſung gültig ausgeſprochen ſei, und nicht für Anſprüche aus dem 
Arbeitsverhältnis; daß daher dem ordentlichen Gericht die Entſch. 
darüber verbleibe, zu welchem Zeitpunkt das Arbeitsverhältnis 
gelöſt worden ſei, hier alſo darüber, ob die friſtloſe Entlaſſung 
rückwirkend auf den 30. März 1933 habe beſtimmt werden dürfen. 
Der Kl. meint demnach, daß je nach dem Klagegrund die ordent⸗ 
lichen Gerichte oder die Verwaltungsbehörden nebeneinander für 
Anſprüche aus dem gleichen Zeitabſchnitt zuſtändig ſein könnten. 

Dem kann ſchon deswegen nicht zugeſtimmt werden, weil da⸗ 
durch die Möglichkeit zweier entgegengeſetzter Entſch. eröffnet 
würde. Der Wortlaut der Ziff. 5 des 85 DurchſVO. gibt auch 
keinen Anhalt dafür, daß je nach dem Klagegrund die Zuſtändig⸗ 
keit verſchieden ſein ſolle, es kommt vielmehr unabhängig vom 
Klagegrund nur darauf an, ob ein Streitpunkt über die Frage 
der Entlaſſung beſteht. Unter Streitigkeit über die Zuläſſigkeit der 
Entlaſſung fällt aber ſprachlich zwanglos auch ein Streit darüber, 
zu welchem Zeitpunkt die Entlaſſung zuläſſig iſt. Der der Zu⸗ 
ſtändigkeit der Arbeitsgerichte unterliegende Anſpruch aus dem Ar⸗ 
beitsvertrag iſt begrenzt durch den Zeitpunkt, bis zu welchem un⸗ 
ſtreitig oder nach Feſtſtellung durch die Verwaltungsbehörde eine 
Entlaſſung nicht erfolgt iſt. 

Der Kl. und mit ihm das BG. meinen weiter, aus dem 
Wortlaut des 85 Abſ. 7 DurchfVO. entnehmen zu können, daß 
für Entlaſſungen, die vor dem Inkrafttreten des Geſ. ausgeſprochen 
worden ſeien, nur die ſachlich⸗rechtlichen Beſt. der 88 2—4 Durchf⸗ 
VO. anwendbar ſeien, nicht aber die im Abſ. 7 nicht angeführten 
Verfahrensvorſchr. des $5 Abſ. 5. Auch dieſe Auffaſſung kann nicht 
gebilligt werden. Wenn für die vor Erlaß des Gef. ausgeſprochenen 
Kündigungen die ſachlich-rechtlichen Beſt. der 88 2 —4 Durchf. 
gelten ſollen, ſo iſt kein Grund dafür erkennbar, daß nicht auch 
die für die Fälle der 88 2—4 DurchfVoO. geltenden Verfahrens⸗ 
vorſchr. angewendet werden ſollten. Dieſe Folge der 88 2—4 
DurchfVO. kann ohne ausdrückliche Bezugnahme auf 85 Abf. 5 
dem 8 5 Abſ. 7 entnommen werden und muß aus ihm gezogen 
werden, weil die Gründe, aus welchen die Entſch. den Verwaltungs⸗ 
behörden übertragen worden iſt, für die Fälle des 85 Abf. 7 
Durchf Vo. in gleicher Weiſe zutreffen. 

Aus der vom LALbG. herangezogenen Nr. 26 der AusfBeſt. 
des FinMin. Nr. 2196 (RBeſBl. 1933, 113) ergibt ſich nicht, daß 
der FinMin. den Rechtsweg für zuläſſig hielke. Wenn er dort 
ſogar ſchon erlaſſenen Gerichtsurteilen jeden Einfluß verſagt, kann 
er unmöglich bei noch ſchwebenden Streitigkeiten die ordentlichen 
Gerichte für zuſtändig gehalten haben. 

Der Rechtsweg iſt alſo ausgeſchloſſen. 

(RArbch., Urt. v. 13. Juni 1934, RAG 83/34. — Berlin.) 
* 


"4, 8869 Abſ. 2, 72 Abſ. 1 ArbG G.; 88 621ff. BGB. 

1. Die Streitwertfeſtſetzung des LArb. iſt für die 
Reviſionsfähigkeit des Urteils ſchlechthin maßgebend, 
auch wenn den Klaganträgen nicht voll entſprochen und 
der Beklagte demnach nicht in Höhe der Reviſionsſumme 
beſchwert iſt. Die Zuläſſigkeit der Berufung iſt in der 
Reviſionsinſtanz von Amts wegen nachzuprüfen. Unter- 
laſſene Streitwertfeſtſetzung kann durch Berichtigungsbe— 
ſchluß nachgeholt werden. Prozeßrechtliche Folgen der Nach— 
holung. 

2. Eine mit zu kurzer Friſt ausgeſprochene Kündigung 
wirkt für den nächſten zuläſſigen Termin, wenn nicht die 
Umſtände einen abweichenden Willen des Kündigenden 
ergeben. 


Das BU. hat den Wert des Streitgegenſtandes auf 
6100 Rt feſtgeſetzt. Zur eigenen Wertfeſtſetzung war es nach 8 69 
Abſ. 2 ArbößG. befugt, weil der Kl. die Klage im zweiten Rechts⸗ 
zuge ermäßigt hatte. An die Wertberechnung des ArbG. war das 
LArbcg. bei der Neufeſtſetzung nicht gebunden, es hatte vielmehr 
den neuen Streitwert ſo feſtzuſetzen, wie es dies für richtig hielt. 
Dieſe Wertfeſtſetzung iſt für das RArbcg. nach § 72 Abſ. 1 Arb⸗ 
GG. ſchlechthin maßgebend (RAG 288/30 v. 17. Dez. 1930: Arb⸗ 
Rſpr. 1931, 67 mit Nachweiſen )) und daher die Rev. zuläſſig 
(vgl. auch RAG 315/28 v. 14. Nov. 1928 2), RAG 159/28 v. 
1. Dez. 1928 und RAG 582/28 v. 11. Mai 1929 3): ArbRſpr. 1929, 
39, 55 und 283). Unerheblich iſt demgegenüber der Einwand des 
Kl., feinen Anträgen ſei in der Ber Inſt. nicht in vollem Umfang 
ſtattgegeben, und die Bekl. ſei durch das BU. nicht in Höhe der 
Reviſionsſumme beſchwert, denn im arbeitsgerichtlichen Verfahren 
kommt es für die Reviſionsfähigkeit eines Urt. nicht auf den Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes an, ſondern nur auf den Wert der 


1) JW. 1931, 3586. ee ee eee 
) JW. 1929, 2645 RArbG. 4, 46. 


Anſprüche, über den in den Vorinſt. geftritten worden iſt (vgl. 
RAG 424/29 v. 19. März 1930: ArbRſpr. 163 )). 

Die Frage der Zuläſſigkeit der Ber. gegen das Endurteil 
des Arb®, war in der Rebefnſt. von Amts wegen nachzuprüfen 
(RAG 535/28 v. 26. Jan. 1929: ArbRipr. 1225) mit Nachweiſen). 
Das LArbG. hat fi) dazu nicht ausgeſprochen, ſondern über das 
Rechtsmittel ſachlich entſchieden. Dies durfte es nur, wenn es die 
Ber. für zuläſſig hielt, denn anderenfalls mußte es das Rechts⸗ 
mittel ohne ſachliche Prüfung als unzuläſſig verwerfen (§ 66 
ArbcgG., §S 519 b ZPO.). Das Urt. des Arb (ß. unterlag aber der 
Ber. nur dann, wenn in ihm, d. h. im erkennenden Teil, ein 
Streitwert von mehr als 300 , feſtgeſetzt oder das Rechtsmittel 
wegen der grundſätzlichen Bedeutung des Rechtsſtreits ausdrück⸗ 
lich zugelaſſen war (§§ 61 Abſ. 2 und 3, 64 Abſ. 1 ArbGG.) 
Letzteres war nicht geſchehen und eine Wertfeſtſetzung enthielt 
weder das Endurteil noch das vorausgegangene Teilurteil. Es 
liegt auch keiner der Ausnahmefälle vor, in denen das RArbG. 
eine der Vorſchr. des § 61 Abſ. 2 ArbGG, zuwider unterbliebene 
Wertfeſtſetzung für unſchädlich erklärt hat, nämlich dann, wenn 
ſich aus der ee ohne weiteres ein Streitwert von mehr 
als 300 e ergab, der Bekl. alſo zur Zahlung von mehr als 
300 Rh verurteilt worden war (RAG 535/28 v. 26. Jan. 1929: 
ArbRſpr. 122 5)) oder eine nach § 61 Abſ. 1 S. 1 ArbG. im 
Urt. vorgenommene Koſtenfeſtſetzung klar erkennbar macht, daß 
über einen die Berufungsſumme ergebenden Streitwert geſtritten 
worden iſt (RAG 208/28 v. 12. Aug. 1928: ArbRſpr. 809), 
Es erreichen vielmehr die Beträge, die die Bekl. nach den beiden 
Urt. des Arb®. zahlen ſoll, nicht die Berufungsſumme; im End» 
urteil iſt die Bekl. nur zu 8,80 e und zur Auskunftserteilung 
verurteilt worden. Eine Koſtenfeſtſetzung fehlt ſowohl im Teil⸗ 
urteil als auch im Endurteil. Der unter das Endurteil geſetzten 
Belehrung über die Zulaſſigkeit der Ber, kommt aber weder die 
Bedeutung einer Streitwertfeſtſetzung noch einer Rechtsmittel⸗ 
zulaſſung wegen grundſätzlicher Bedeutung des Rechtsſtreites i. S. 
der 58 61, 64 ArbGG, zu. Dies hat das RArbch. für die ent⸗ 
ſprechenden Vorſchr. ber SS 69, 72 Arb®G. bereits durch Urt. 
RAG 356/29 v. 30. Jan. 1929: ArbRſpr. 1227) hinſichtlich der 
Zulaſſung der Rev. gegen ein BU. ausgeſprochen, und es gilt 
aus den dort mitgeteilten Erwägungen in gleicher Weiſe für die 
Zuläſſigkeit der Ber, gegen erſtinſtanzliche Urt. Mit dem Wort⸗ 
laut und dem Zwecke jener Geſetzesbeſt. iſt es unvereinbar, daß 
beim Fehlen einer Wertfeſtſetzung im Urt. des ArbG. das LArbG. 
etwa an Hand der im Tatbeſtand mitgeteilten Parteianträge zu⸗ 
ermitteln ſucht, ob die Berufungsſumme gegeben iſt. Darüber iſt 
vielmehr durch das Geſetz die bindende Entſch. dem ArbG. zu⸗ 
gewieſen worden, das durch ſeinen Urteilsausſpruch alsbald klar⸗ 
zuſtellen hat, ob ſein Urt. der Ber. zugänglich iſt. Hiernach be⸗ 
Itanden allerdings gegen die Annahme, daß das Urt. v. 28. Sept. 
1933 berufungsfähig ſei, Bedenken; ſie ſind aber dadurch behoben, 
daß das Arb®. durch den Berichtigungsbeſchluß v. 20. März 1934 
nach § 319 ZPO, die irrtümlich in der Urteilsformel nicht zum 
Ausdruck gekommene Wertfeſtſetzung von 6000 .2.% dem Urteils⸗ 
ausſpruch hinzugefügt und das LArbch. die dagegen von der Bekl. 
eingelegte ſofortige Beſchw. zurückgewieſen hak. Die Berichtigung 
iſt zwar erſt geſchehen, als der Rechtsſtreit bereits in der Rev⸗ 
Inſt, anhängig war, und erſt dadurch iſt die . dich . einer 
ſachlichen Entſch. über die Ber. eröffnet worden. Dies hat das 
BG. verkannt. Da aber offenſichtlich in dieſer Beziehung bei der 
Verhandlung vor dem BG. eine Rüge nicht erhoben war und 
dieſes bereits ſachlich entſchieden hat, die Sache auch zur endgül⸗ 
tigen Sachentſch reif ift, erübrigt fi) eine Wiederholung der Be⸗ 
rufungsverhandlung (88 563 ff. ZPO.) oder gar der Berufungs⸗ 
einlegung (vgl. Jonas zu RAG 202/29 v. 16. Nov. 1929: Arb⸗ 
Rſpr. 1930, 39). 

Sachlich iſt die Rev. zum Teil begründet. 

Mit Recht wendet ſich die Rev. gegen die Annahme des BG., 
daß die von der Bekl. am 30. Juni 1932 zum 30. Sept. 1932 aus⸗ 
geſprochene Kündigung des mit ſechsmonatiger Friſt zum Viertel⸗ 
jahresſchluß vertragsgemäß kündbaren Dienſtverhältniſſes nicht zu 
dem nächſten zuläſſigen Termin, dem 31. Dez. 1932, gewirkt habe. 
Das BG. geht zutreffend davon aus, daß eine mit zu kurzer Friſt 
ausgeſprochene Kündigung zum nächſten zuläſſigen Termin wirkt, 
meint aber, daß im vorl. Falle die Umſtände ergeben, daß die zum 
30. Sept. 1932 ausgeſprochene Kündigung nicht zum 31. Dez. 1932 
habe wirken ſollen. Es verkennt nicht, daß der Magiſtrat nach 
Erklärung der Kündigung zum 30. Sept. 1932 dem Kl. am 
24. Aug. 1932 geſchrieben hat, er könne ſich nicht entſchließen, die 
ausgeſprochene Kündigung zurückzunehmen, ſei aber — beſonders 
mit Rückſicht auf die Lage der Gattin des Kl. — bereit, mit ihm 
und ſeiner Ehefrau einen neuen Vertrag vorläufig bis zum 
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31. Dez. 1932 mit kurzfriſtiger Kündigung abzuſchließen, um ihm 
ſo nochmals Gelegenheit zu geben, ſich für den Poſten des Ge⸗ 
ſchäftsführers zu bewähren. Das BG. meint jedoch, weil der dort 
angebotene Vertrag nicht zuſtande gekommen, der Kl. aber über 
den 1. Okt. 1932 hinaus im Dienſt der Bekl. behalten worden 
ſei, habe der Kl. nicht wiſſen konnen, daß das Dienſtverhältnis 
mit Ablauf des Jahres 1932 enden ſollte. Da der Kl. Verwalter 
einer größeren Gaſtwirtſchaft mit hohem Einkommen, mit Ge⸗ 
winnbeteiligung und freier Verpflegung für ſich und ſeine Ehefrau 
geweſen ſei, habe die Bekl. ihn nach Treu und Glauben nicht dar⸗ 
über im Unklaren laſſen dürfen, daß die Kündigung auf den 
31. Dez. 1932 wirken ſollte. Weiter folgert der Berufungsrichter 
daraus, daß die Bekl. nochmals am 8. Nov. zum 31. Dez. 1932 ge⸗ 
kündigt hat, daß ſie ſelbſt die am 30. Juni ausgeſprochene Kün⸗ 
digung nicht zum 31. Dez. habe wirken laſſen wollen. 


Bei dieſen Ausführungen wird der Inhalt und die Bedeu⸗ 
tung des Schreibens v. 24. Aug. 1932 verkannt ($ 133 BGB.). In 
dieſem Schreiben war klar zum Ausdruck gebracht, daß der Ma⸗ 
giſtrat die ausgeſprochene Kündigung nicht zurücknehme und für 
den Kl. nach dem 30. Sept. 1932 bis zum Jahresſchluß nur eine 
weitere probeweiſe Beſchäftigung gegen kurzfriſtige Kündigung in 
Frage kommen könne. Die Bell. behielt ſich alſo vor, den Kl., wenn 
ſte ihn weiter beſchäftigte, bis zum 31. Dez. 1932 ſtets mit kurz⸗ 
friſtiger Kündigung enklaſſen zu können. Die zum 30. Sept. 1932 
ausgeſprochene Kündigung ſollte wirkſam bleiben, der Vertrag 
alſo an dieſem Tage ſein Ende finden, und infolgedeſſen für die 
Zeit ſeit 1. Okt. 1932 ein mit kurzer Friſt kündbarer Vertrag 
— vorläufig bis 31. Dez. 1932 — abgeſchloſſen werden. An dieſem 
ſich eindeutig aus dem Wortlaut des Schreibens ergebenden Sinn 
kann nicht vorbeigegangen werden. Beſchäftigte alſo die Bekl. den 
Kl. und feine Ehefrau über den 1. Okt. 1932 hinaus, fo geſchah 
es bis 31. Dez. 1932 unter den ihnen im Schreiben v. 24. Aug. 
1932 angebotenen Bedingungen. Der Kl. konnte alſo in der Zeit 
bis 31. Dez. 1932 unmöglich annehmen, daß nach dem Willen der 
Bekl. die am 30. Juni 1932 zum nächſten zuläſſigen Termin aus⸗ 
geſprochene Kündigung unwirkſam werden ſolle, wenn er über 
den 1. Okt. 1932 hinaus in ihrem Dienſt belaſſen würde. Damit 
aber entfallen alle Erwägungen, mit denen das BG. einen Ver⸗ 
ſtoß gegen Treu und Glauben im Verhalten der Bekl. darzulegen 
verſucht. Die Bekl. hatte bereits in den beiden Schreiben vom 
20. Nov. 1931 und 22. März 1932 zum Ausdruck gebracht, daß ſie 
mit der Geſchäftsführung des Kl. unzufrieden war und daher den 
ubergang des zur Probe auf ein Jahr eingegangenen, mit ſechs⸗ 
wöchiger Friſt zum Ende eines Kalendervierteljahres kündbaren 
Dienſtvertrages in einen nur mit ſechsmonatiger Friſt kündbaren 
Vertrag nicht wünſche. Dieſen Übergang hatte ſie nicht hindern 
können. Aber fie ging davon aus, daß der Übergang nicht voll⸗ 
zogen war, und erklärte demgemäß im Kündigungsſchreiben vom 
30. Juni 1932, der nächſte zuläſſige Termin, zu dem ſie die Kün⸗ 
digung ausſpreche, bedeute nach dem geſchloſſenen Vertrage und 
der ſpäteren Abmachung über die Verlängerung des Probejahres 
eine Kündigung zum 30. Sept. 1932. Von der Auffaſſung, daß die 
Kündigung zu dieſem Termin gewirkt habe, geht auch das Schrei⸗ 
ben vom 24. Aug. 1932 aus. Wenn es gleichwohl dem Kl. aus 
den darin angegebenen Gründen anbot, ihn unter Abſchließung 
eines neuen Vertrages mit kurzfriſtiger Kündigung vorläufig bis 
zum 31. Dez. weiter zu beſchäftigen und in dieſer Weiſe ſeine 
Probedienſtzeit zu verlängern, ſo konnte das beint Mangel einer 
anderen Vereinbarung nur bedeuten, daß die Bekl. für den neuen 
Vertrag die für die Probezeit vereinbarte Kündigung von ſechs 
Wochen innehalten wolle und das Vertragsverhältnis am 31. Dez. 
1932 nur dann nicht ſein Ende finde, wenn ſie von der vorbehal⸗ 
tenen Kündigung des neuen Vertrages keinen Gebrauch machen 
würde. Sie hat aber am 8. Nov. 1932, alſo unter Innehaltung 
dieſer Friſt, für den Jahresſchluß gekündigt. Sie hat ſich dadurch 
in keiner Weiſe in einen Gegenſatz zu ihrem früheren Verhalten 
geſetzt, hat vielmehr nur das getan, was ſie ſich im Schreiben vom 
24. Aug. vorbehalten hatte. Es fehlt alſo jeder Anhalt für die An⸗ 
nahme, daß die Bekl. am 8. Nov. 1932 davon ausgegangen ſei, 
daß die frühere Kündigung vom 30. Juni 1932 nicht mehr beſtehe. 
Mit Rückſicht darauf, daß der Magiſtrat im Schreiben vom 
24. Aug. 1932 ausdrücklich erklärt hatte, er habe ſich zur Auf⸗ 
hebung der Kündigung nicht entſchließen konnen, und es auch ab⸗ 
gelehnt hatte, nach dem 1. Okt., geſchweige denn mit dem 1. Jan. 
1933 die Wirkung der Kündigung entfallen zu laſſen, hätten be⸗ 
ſondere Umſtände dargelegt werden müſſen, aus denen eine An⸗ 
derung der Willensmeinung des Magiſtrats zweifelsfrei hervor⸗ 

ing. Die Tatſache, daß der Kl. nach dem 30. Sept. bis zum 
Jahresſchluß weiter beſchäftigt worden iſt, vermag hiernach die 
Annahme, daß der Magiſtrat zu einem anderen Willensentſchluß 
gelangt war und ihn ſtillſchweigend durch die Weiterbeſchäftigung 
zu erkennen gegeben hatte, nicht zu rechtfertigen. Denn gerade für 
dieſen Fall war im Schreiben vom 24. Aug. 1932 erklärt, daß die 
Kündigung beſtehen bleibe und eine Weiterbeſchäftigung nur die 


im Schreiben deutlich ausgeſprochene Wirkung haben ſollte (vgl. 
auch RArbch. 12, 36 zu § 625 BGB.). Über den 31. Dez. 1932 
hinaus wollte die Bekl. nach Inhalt des Schreibens vom 24. Aug. 
1932 nicht gebunden ſein. Zu dieſem Termin aber wirkte die am 
30. Juni 1932 ausgeſprochene, am 24. Aug. 1932 aufrechterhal⸗ 
tene Kündigung. 

Zu Unrecht beruft ſich die Reviſionsbeantwortung für die 
gegenteilige Meinung auf RAG 292/33 v. 24. Jan. 1934: Arb⸗ 
Rſpr. 20, 65). Dort war eine Kündigung zum 1. Okt. 1932, not⸗ 
falls zu dem nächſten geſetzlichen Zeitpunkt erklärt, aber die nötige 
Zuſtimmung des Angeſtelltenrates vom Arbeitgeber erſt am 
8. März 1933 nachgeſucht und noch ſpäter erteilt. Da hat das 
R ArbG. angenommen, daß das Verhalten des Arbeitgebers nach 
ſo langer Zeit der Annahme der Fortdauer des Kündigungs⸗ 
willens entgegenſtehe, da ſonſt der kündigende Arbeitgeber es in 
der Hand haben würde, das Wirkſamwerden der Kündigung be⸗ 
liebig hinauszuziehen, eine ſolche Ungewißheit mit dem Begriff 
der Kündigung aber unverträglich ſei; der Arbeitnehmer müſſe 
nach Möglichkeit klar ſehen können, wie lange er noch mit dem 
Fortbeſtehen des Arbeitsverhältniſſes zu rechnen habe; eine Kun⸗ 
digung verliere alſo endgültig ihre Wirkſamkeit, wenn die Kün⸗ 
digungsfriſt abgelaufen und die erforderliche Zuſtimmung noch 
nicht beantragt ſei. Der vorl. Fall liegt in dieſer Beziehung 
völlig anders. Die Bekl. hatte durch das Schreiben vom 30. Juni 
1932 deutlich zum Ausdruck gebracht, daß das Dienſtverhältnis 
zum nächſten zuläſſigen Termin gekündigt werde. An dieſem 
Willen hatte ſie auch weiterhin feſtgehalten. Eine Zuſtimmung 
von dritter Seite kam nicht in Frage. Es war alſo genugſam zum 
Ausdruck gekommen, daß das Vertragsverhältnis zum nächſten 
zuläſſigen Termin ſein Ende finden ſollte. Da konnte der Irrtum 
der Bekl., das Dienſtverhältnis ſei mit ſechswöchiger Friſt, mit⸗ 
hin zum 30. Sept. 1932, kündbar, nur die Wirkung haben, daß 
das Dienſtverhältnis zu dem nächſten zuläſſigen Termin, alſo am 
31. Dez. 1932 fein Ende fand (vgl. auch RG. 105, 132 6)). Bei 
einer ſolchen Sachlage iſt es unerheblich, ob zu dieſem Termin 
nochmals gekündigt oder vor ihm noch eine unbegründete friſtloſe 
Entlaſſung ausgeſprochen wird. Bringt der Kündigende, der irr⸗ 
tümlich davon ausgeht, daß die Kündigung zu dem früheren Ter⸗ 
min wirke, vor dieſem Termin zum Ausdruck, daß er den Ge⸗ 
kündigten darüber hinaus nur bis zu einem beſtimmten Termin 
in ſeinem Dienſt behalten, dann aber von der Verpflichtung der 
Werterbefhäftigung frei fein will, und iſt dieſer Termin das 
Ende der geſetzlichen oder vertraglichen Kündigungsfriſt, ſo kann 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß der Kündigungswille bis zu 
dieſem Termin fortbeſtanden hat. 

(NArbch., Urt. v. 25. April 1934, RAG 323/33. — Hannover.) 


C. Verwaltungsbehörden u. Verwaltungsgerichte 


I. Reich 
Reichsfinanzhof 


Berichtet von den Reichsfinanzräten Arlt, Bodenſtein, Ott 
und Sölch 


I>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 13, 19, 30, 32, 58 Eink StG. 

1. Wird das Betriebsvermögen einer Einzelfirma 
gegen Gewährung von Geſellſchaftsrechten in eine vom 
Einbringer beherrſchte Kapitalgeſellſchaft eingebracht, 
dann gilt im Hinblick auf 88 30 ff. EinkStG. folgendes: 

a) Übernimmt die Kapitalgejellihaft die Vermögens⸗ 
teile zu den ſteuerlichen Buchwerten der Firma, dann liegt 
noch fein Veräußerungsgewinn vor. Werden die Geſell⸗ 
ſchaftsrechte ſpäter mit Gewinn oder Verluſt veräußert, 
ſo handelt es ſich um nachträgliche gewerbliche Einkünfte 
oder Veclufte i. S. des § 30 Abſ. 1 Nr. 1 EinkstG. Die 
88 32, 58 EinkStG. find anzuwenden. 

b) Übernimmt die Kapitalgeſellſchaft die Vermögens⸗ 
gegenſtände ausnahmslos zu den gemeinen Werten, dann 
ift ein Veräußerungsgewinn unter Anwendung der 89 32, 
58 EinkStG. ſteuerpflichtig. Werden die Geſellſchafts⸗ 
rechte ſpäter mit Gewinn oder Verluſt veräußert, ſo iſt 
ein Gewinn nach 8 30 Abſ. 3 EinkSt G. ſteuerpflichtig, wäh- 
rend ein Verluſt nicht abzugsfähig iſt. 

e) Übernimmt die Kapitalgeſellſchaft nur einzelne 
Vermögensgegenſtände zu den gemeinen Werten, andere 
zu den niedrigeren Buchwerten der Einzelfirma, dann 
liegt eine teilweiſe Realiſierung nach 8 30 Abſ. 1 Nr. 1 


) JW. 1923, 229. 
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EinketG. vor. Werden die Geſellſchaftsrechte ſpäter mit 
Gewinn oder Verluſt veräußert, ſo handelt es ſich um 
nachträgliche gewerbliche Einkünfte oder Verluſte i. S. des 
$ 30 Abſ. 1 Nr. 1 Einkstc ch. Die 88 32, 58 EinkStG. find 
nicht anwendbar. 


2. Der Einbringende ift bei Errechnung des Veräuße⸗ 
rungsgewinns an die von der Kapitalgeſellſchaft einge- 
ſetzten Werte gebunden. Er kann nur dann niedrigere 
Werte geltend machen, wenn vorher die urſprünglichhöhere 
Bewertung der betreffenden Vermögensteile in der Steuer- 
(und damit auch in der Handels-) Bilanz der Kapital- 
geſellſchaft berichtigt und für die Körperſchaftſteuer an⸗ 
erkannt worden iſt. f) 

Streitig iſt der Gewinn für das Jahr 1929 der Firma, deren 
alleiniger Inhaber der BeſchwF. war. Durch notariellen Vertrag 
v. 18. Dez. 1929 wurde die Einzelfirma in eine AktG. umgewan⸗ 
delt. Die Eintragung in das Handelsregiſter iſt am 30. Dez. 1929 
erfolgt. Das Aktienkapital wurde auf 500 000 % feſtgeſetzt. Die 
Übertragung der Vermögens⸗ und Schuldteile der Einzelfirma an 
die AEG. iſt rückwirkend auf 1. Jan. 1929, und zwar zu den 
Handelsbilanzbuchwerten der Einzelfirma v. 31. Dez. 1928, erfolgt. 
Alle nach dem 31. Dez. 1928 abgeſchloſſenen Geſchäfte und vorge⸗ 
nommenen Rechtshandlungen, die den eingebrachten Betrieb be⸗ 
treffen, ſollten als für die AEG. vorgenommen gelten. Der 
BeſchwF. erhielt als Gegenwert für feine eingebrachten Gegen⸗ 
ſtände nom. 479 000 / Aktien und ferner einen Betrag von 
50 330,87 ,. Die weiteren Aktien hatten feine Ehefrau und 
feine Tochter mit 10000 e und zwei außenſtehende Perſonen 
mit 11000 H zum Kurſe von 100% übernommen. 

Der Beim. erklärte für das Jahr 1929 einen gewerb⸗ 
lichen Gewinn von 172 718 N, der auch der Veranlagung zu⸗ 
grunde gelegt wurde. Dieſer ergab ſich aus der Bilanz der AktG. 
auf 31. Dez. 1929, wobei eine Steuerreſerve, die Aufſichtsrats⸗ 
vergütungen und perſönliche Bezüge des Inhabers als einkom⸗ 
menſteuerpflichtig behandelt wurden. Aus der Rückwirkung der 
Gründung der AktG. auf 1. Jan. 1929 hat der Beſchwỹ. alſo für 
die Einkommenſteuer — übrigens ganz mit Recht — keine Folge⸗ 
rungen gezogen. Er hat für die Einkommenſteuer vielmehr ange⸗ 
nommen, daß die Umwandlung am 31. Dez. 1929 vorgenommen 
worden iſt. In einem weiteren Schreiben v. 3. Dez. 1930 erklärt 
der BeſchwF. ausdrücklich, daß der AktG. ein Gewinn erſt ab 
1. Jan. 1930 zuſtehe. 

Auf Grund einer Buch- und Betriebsprüfung wurde eine 
Berichtigungsveranlagung vorgenommen, der ein laufender Ge⸗ 
winn von 186 479,34 RA und ein Veräußerungsgewinn von 
19 248,72 S zugrunde gelegt wurde. Der Veräußerungsgewinn 
errechnete ſich dadurch, daß die AktG. die Grundſtücke und Ge⸗ 
bäude höher als zu den alten ſteuerlichen Buchwerten der Einzel⸗ 
firma in ihre Bilanz auf 31. Dez. 1929 eingeſetzt hatte. Bei Be⸗ 
rechnung des Veräußerungsgewinnes find die §§ 32, 58 EinkStG. 
angewendet worden. 

Im Einſpruchsverfahren wandte ſich der BeſchwF. in der 
Hauptſache gegen die Feſtſtellung eines Veräußerungsgewinnes. 


Zu 1 u. 2. Die beiden Entſch ſtehen in engem Zuſammenhang 
miteinander und mit der Entſch. v. 27. Sept. 1932 und 9. Mai 
1933: RF. 33, 276 ff. Von der Entſch. des 1. Senats iſt hier nur 
ein Ausſchnitt wiedergegeben, ſie iſt vollſtändig abgedruckt in RSt⸗ 
S5 S. 840 und StW. Nr. 455 (mit Beſprechung von Mirre, 
Sp. 762). 

I. „Das ganze Problem der nachträglichen Beſteuerung nicht⸗ 
realiſierter Gewinne iſt vom Geſetzgeber noch nicht nach einheitlich 
durchgeführten Grundſätzen gelöſt. Insbeſ. hat das Geſetz es bisher 
unterlaſſen, ſchlechthin den Grundſatz der Nachholung der Be⸗ 
ſteuerung realiſierter Gewinne auszuſprechen und dann die erfor⸗ 
derlichen Einſchränkungen im einzelnen feſtzulegen.“ — Die Be⸗ 


rechtigung dieſer Kritik von Evers (2. Aufl., S. 964, Anm. 52 zu 


§ 18 Körp StG.) kann kaum ſchlagender bewieſen werden als durch 
die Schwierigkeiten, mit denen ſich die Rſpr. zu befaſſen hat und 
die im Anſchluß an § 30 EinfSt®. durch die Rſpr. des 6. Senats 
wenigſtens teilweiſe gelöſt ſind. 

Die Probleme laſſen ſich auf die folgenden Grundfragen zus 
rückführen: er 

1. Mit welchen Werten hat die übernehmende oder neuge⸗ 
gründete Geſellſchaft die übernommenen Gegenſtände ſteuerlich an⸗ 
zuſetzen? 

2. Wie wird der Unterſchied zwiſchen dem nach § 20 Eink⸗ 
St®. fortgeſchriebenen Buchwert der alten Firma und dem nach 
1 anzuſetzenden Wert behandelt? 4 

3. Wie wirkt ſich ſteuerlich die ſpätere Veräußerung aus 

a) der übernommenen Gegenſtände? 

b) der als Gegenleiſtung hingegebenen Anteile? 

Erheblich vermehrt werden die Schwierigkeiten durch die einen 
Einzelfall treffende Beſt. des § 18 Abſ. 3 Körp Stck., die ganz zu 


Er machte geltend, daß er durch ſeinen Aktienbeſitz nach wie vor 
Eigentümer der von der AktG. mit höherem Werte eingeſetzten 
Grundſtücke und Gebäude ſei. Eine Gewinnrealiſierung ſei daher 
nicht erfolgt. Außerdem gehöre ein Teil der eingebrachten Grund⸗ 
ſtücke zu ſeinem Privatbeſitz, ſo daß hieraus ein Veräußerungs⸗ 
gewinn nicht entſtehen könne. Ferner ſeien in der Bilanz des 
BeſchwF. am 31. Dez. 1929 nicht die einzelnen Vermögensgegen⸗ 
ſtände, ſondern der gemeine Wert der erhaltenen Aktien einzu⸗ 
ſetzen. Bei dieſen ſei ein Minderwert von etwa 40% anzunehmen, 
denn ſie ſeien nach den allgemeinen für Aktien geltenden Vorſchr. 
zu bewerten. In der Einſpruchsentſch. iſt der laufende Ge⸗ 
winn auf 186 479,34 QM und der Veräußerungsgewinn auf 
25 492,32 24 feſtgeſtellt worden. Der Unterſchied gegenüber der 
Berichtigungsveranlagung beruht darauf, daß ſämtliche Grund⸗ 
ſtücke als zum Betrieb gehörig angenommen worden ſind, ſo daß 
auch der auf die angeblichen Privatgrundſtücke entfallende Ver⸗ 
äußerungsgewinn als ſteuerpflichtig behandelt worden iſt. 

Im Berufungsverfahren hat der BeſchwF. feinen Standpunkt 
mehrmals geändert. Dieſer läuft im weſentlichen darauf hinaus, 
daß nur ein laufender Gewinn von 48 000 «RA vorhanden fei. 
Der BeſchwF. errechnet dieſen dadurch, daß er dem Vermögen v. 
1. Jan. 1929 laut Handelsbilanz (unter Berückſichtigung 
der Entnahmen und Kapitaleinzahlungen) den Nominalwert der 
erhaltenen Aktien gegenüberſtellt und noch einen Kursverluſt von 
10% der Aktien abſetzt, jo daß im Ergebnis kein Gewinn ver⸗ 
bleiben würde. 

Das Finder. hat zunächſt den laufenden Gewinn wie in 
der Einſpruchsentſch. feſtgeſtellt. Hierbei iſt es von der Steuer⸗ 
bilanz der Buchprüfung ausgegangen, jedoch ohne Berückſichtigung 
der von der AktG. vorgenommenen Erhöhung der Buchwerte für 
Grundſtücke und Gebäude. Einen Veräußerungsgewinn hat das 
FinGer. nicht in Anſatz gebracht, weil die Leiſtungen des Beſchwß. 
an die AktG. höher ſeien als die Leiſtungen der AktG. an den 
BeſchwF. Bei dieſer Gegenüberſtellung hat das FinGer. die Aktien 
des BeſchwF. mit 100 bewertet. 

Die hiergegen eingelegte RBeſchw. iſt begründet. 

1. Der erk. Sen. hat in ſeinem Beſcheid v. 27. April 1932 
und im Urt. v. 9. Mai 1933, VI A 434/30: RF. 33, 276 in einer 
ähnlichen Sache grundſätzlich zu den hier ſtreitigen Fragen Stel⸗ 
lung genommen. Auf die Begr. wird im einzelnen verwieſen. 
Wenn zunächſt das Finder. den BeſchwF. noch bis zum 17. Dez. 
1929 als Inhaber des Betriebes und deshalb die bis dahin er⸗ 
zielten Gewinne als laufende Einkünfte aus Gewerbebetrieb be⸗ 
handelt hat, ſo entſpricht das der Rſpr. Denn wird bei einer Ein⸗ 
bringung des Betriebsvermögens einer Einzelfirma in eine Ka⸗ 
pitalgeſellſchaft vereinbart, daß die Geſchäfte vom Beginn des 
Wirtſchaftsjahres an als für Rechnung der Kapitalgeſellſchaft ge⸗ 
führt gelten ſollen, ſo wird dadurch die Einkommenſteuerpflicht 
der Einzelfirma wegen des nach den Beſt. des EintSt®. zu er⸗ 
mittelnden laufenden Gewinns, der bis zum Einbringen erzielt 
wurde, nicht berührt. 

2. Daraus ergibt ſich, daß der bis zum 17. Dez. 1929 er⸗ 
zielte Gewinn vom BeſchwF., und der vom 18. bis 31. Dez. 1929 
erzielte Gewinn von der AktG. zu verſteuern iſt. Eine genaue 


Unrecht zum Ausgangspunkt für die Erörterungen des Schrift⸗ 
tums geworden iſt. 

II. Mit der erſten Frage beſchäftigt ſich das Urt. des 1. Sen. 

1. Soweit ſich aus dem vollſtändigen Sachverhalt entnehmen 
läßt, lag der ſteuerliche Buchwert der Anlagegegenſtände bei der 
aufgenommenen Geſellſchaft S. höher als der gemeine Wert und 
auch höher als der Wert der Gegenleiſtung, deren Berechnung noch 
beſonders zu erörtern iſt. Für die aufgenommene Geſellſchaft 
konnte ſich der Unterſchied ſteuerlich wohl nicht auswirken, des⸗ 
halb hatte die übernehmende Geſellſchaft ein Intereſſe an dem 
hohen Buchwert, um Abſchreibungen rechtfertigen zu können. Der 
Streit ging alſo darum, ob über den gemeinen Wert (oder An⸗ 
ſchaffungspreis hinausgegangen werden darf, ein Heruntergehen 
unter dieſen Wert ſtand nicht in Frage. 

Die Erörterungen im Schrifttum, die das Urt. anführt, be⸗ 
treffen aber eine ganz andere Frage: ſie gehen davon aus, daß 
bei Fuſionen nach der ausdrücklichen Vorſchr. des § 18 Abſ. 3 
KörpSto. die aufgenommene Geſellſchaft den Unterſchied zwiſchen 
dem Übernahmewert und dem geringeren ſteuerlichen Buch⸗ 
wert nicht als Gewinn zu verſteuern braucht; unterſucht wird nur, 
ob die aufnehmende Geſellſchaft gezwungen iſt, dieſen ge- 
ringeren Buchwert beizubehalten, alſo bei einer ſpäteren Veräuße⸗ 
rung den vorerſt ſteuerfrei gelaſſenen Gewinn nachträglich zu ver⸗ 
ſteuern (Mirre, Kennerknecht) — oder ob die aufnehmende 
Geſellſchaft ohne Rückſicht auf den geringeren Buchwert den ge⸗ 
meinen Wert anſetzen muß oder darf, was zur endgültigen Steuer⸗ 
freiheit für den Unterſchied führt (Evers). Evers lehnt die 
Anſicht von Mirre als mit § 19 EinkStG. unvereinbar ab, er 
hält die aufnehmende Geſellſchaft für verpflichtet, den 
höheren gemeinen Wert ohne Rückſicht auf den geringeren Bud)- 
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Verteilung des laufenden Gewinnes auf den BeſchwF. und die 
AG. wäre nur dann möglich, wenn auf den 17. Dez. 1929 eine 
Bilanz aufgeſtellt wäre. Dieſe Bilanz, die zur Feſtſtellung des 
laufenden Gewinnes für den BeſchwF. dient, dürfte jedoch unter 
den Vermögensteilen nicht etwa die Aktien enthalten, die der 
BeſchwF. als Gegenwert für die Übertragung des Betriebes er⸗ 
halten hat, wie der Steuerberater des BeſchwFF. in feinem Schrei⸗ 
ben v. 18. März 1932 zu Unrecht annimmt. Eine ſolche Zwiſchen⸗ 
bilanz wäre vielmehr genau fo aufzuſtellen, als wenn der Beſchwß. 
ſeinen Betrieb ohne Umwandlung weiterführen würde. Da der⸗ 
artige Zwiſchenbilanzen im allgemeinen nicht üblich ſind, iſt für 
die Ermittlung des laufenden Gewinnes von der erſten Bilanz 
der AktG. auszugehen. Jedoch iſt auch hier ſo zu verfahren, als 
wenn der Beſchwß. feinen Betrieb ohne Umwandlung fortſetzen 
wollte. Hat die AktG. einzelne Werte höher eingeſetzt (im vorl. 
Falle z. B. die Grundſtücke und Gebäude), dann ſind dieſe Wert⸗ 
erhöhungen für die Ermittlung des laufenden Ge⸗ 
winnes nicht zu berückſichtigen. Die Werte der Einzelfirma find 
vielmehr unter Beachtung des § 20 EinfSt®. fortzuführen. Der 
ſich fo ergebende Gewinn, der zum Teil in der Hand des Beſchwß. 
und zum Teil in der Hand der AktG. erzielt worden iſt, tft ſodann 
— falls kein genauerer Verteilungsmaßſtab vorhanden iſt — nach 
der Zahl der Tage zu verteilen. 

Im vorl. Falle ſind die Vorbehörden im großen und ganzen 
dieſen Ausführungen entſprechend verfahren. Aus der Bilanz des 
Buchprüfers ergibt ſich ein laufender Gewinn von 186 479,34 Au. 
In ihr iſt mit Recht nicht das Aktienkapitalkonto, ſondern das 
Kapitalkonto des Inhabers enthalten, wie es ſich aus der Fort⸗ 
führung (unter Berückſichtigung der Entnahmen) der Schlußbilanz 
1928 ergibt. Die Einzahlungen der übrigen Aktionäre ſind mit 
21000 %% richtig unter den Schuldteilen eingeſtellt. Schließlich 
iſt auch richtig, daß die Grundstücke und Gebäude nicht mit den 
höheren, von der Aktch. eingeſtellten Werten angeſetzt, ſondern 
se Grund der früheren ſteuerlichen Buchwerte fortgeführt wor⸗ 

en ſind. f 

Bedenklich erſcheint jedoch, daß die Vorbehörde den geſamten 
laufenden Gewinn als bei dem BeſchwF. ſteuerpflichtig behandelt 
hat. Wenn die vom Finger. zugrunde gelegte Bilanz auch auf 
den „18. Dez. 1929“ lautet, ſo iſt ſie in Wirklichkeit eben doch die 
Jahresbilanz v. 31. Dez. 1929. Es hätte deshalb nach obigen 
Grundſätzen unterſucht werden müſſen, ob und welcher Teil des 
Geſamtgewinnes auf die AktG. entfällt. Bei einer verhältnis⸗ 
mäßigen Aufteilung (365: 14 = 186479: z) würden z. B. rund 
7100 Na vom laufenden Gewinn auf die AktG. entfallen. Mit 
Rückſicht auf die verſchieden hohen Steuerſätze kann der Beſchwß. 


wert der aufgenommenen Geſellſchaft anzuſetzen, ſieht alſo in § 19 
inſoweit eine Mind e ft bewertungsvorſchrift. Inſoweit wird ihm 
allerdings nicht gefolgt werden können; es beſteht vom Standpunkt 
der Beſteuerung der übernehmenden Geſellſchaft kein Intereſſe, 
dieſe zu hohen Anfangswerten zu zwingen, deshalb ſtellt die neue 
Entſch. im Einvernehmen mit Becker ausdrücklich feſt, daß die 
Geſellſchaft berechtigt iſt, auf die geringeren Buchwerte der 
aufgenommenen Geſellſchaft herunterzugehen, was natürlich bei 
einer ſpäteren Veräußerung zu einem ſteuerpflichtigen Gewinn in 
Höhe des Unterſchiedes führt. Dann aber beſteht der Unterſchied 
zwiſchen dieſer Auffaſſung und derjenigen von Mirre und 
Kennerknecht nur noch darin, daß dieſe die übernehmende 
Geſellſchaft zum Anſatz der geringeren Buchwerte zwingen 
wollen, während das Urt. die Geſellſchaft dazu nur für be⸗ 
rechtigt hält. 

2. Die vorſtehenden Ausführungen beruhen auf der tatſäch⸗ 
lichen Vorausſetzung, daß der Streit um die Zuläſſigkeit der 
Übernahme höherer Buchwerte ging. Es iſt dabei allerdings 
ein gewiſſer Widerſpruch im Urt. feſtzuſtellen, wenn die Bewer⸗ 
tungsmethode von Mir re zunächſt als mit dem Geſetz unverein⸗ 
bar abgelehnt wird, dann aber doch der Geſellſchaft das Recht ge⸗ 
geben wird, danach zu verfahren. Der Widerſpruch wird aber noch 
größer, wenn man umgekehrt annimmt, die Geſellſchaft hätte um 
die Berechtigung zur Übernahme der geringeren Buchwerte 
gekämpft, dann würde das Urt. in einem Nebenſatz der Geſellſchaft 
das Recht geben, das ihr in den ganzen vorangehenden Ausfüh⸗ 
rungen verweigert wird. 

3. Der ſteuerlichen Klarheit würde es mehr entſprechen, wenn 
man Kennerknecht⸗Mirre folgen und die aufnehmende 
Geſellſchaft zur Beibehaltung der Buchwerte der übernehmenden 
Geſellſchaft zwingen würde. Die Einwendung von Evers, 
daß dieſe Bewertung unzuläſſig ſei, läßt das Urt. ſelbſt ſchon 
fallen, fie wird umgekehrt den tatſächlichen Verhältniſſen mehr 
gerecht als die Meinung von Evers der ja ſchließlich nur an 
den Wortlaut des § 18 Abſ. 3 KörpSt®. anknüpft und den darin 
liegenden Steuervorteil nicht verlorengehen laſſen will. Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt es, daß bei der aufnehmenden Geſellſchaft durch den 
Vorgang der Fuſion ſelbſt kein ſteuerlicher Gewinn oder 


ein Intereſſe an einer ſolchen Zerlegung haben. Aus dieſem 
Grunde muß die Vorentſch. der Aufhebung unterliegen. 

3. Der Wert der eingetauſchten Aktien ſpielt weder für die 
Errechnung des laufenden Gewinnes noch für die Ermittlung 
eines Veräußerungsgewinnes irgendeine Rolle. Deshalb ſind hier⸗ 
nach ſowohl die weiteren Ausführungen des Fincher. als auch die 
Anträge des BeſchwF. von Rechtsirrtum beeinflußt. In dieſer 
Hinſicht iſt in der erwähnten RF Entſch. ausgeführt, daß ſich 
weder aus dem Nennbetrag noch aus dem gemeinen Wert der 
als Entgelt überlaſſenen Geſellſchaftsrechte der bis zur Veräuße⸗ 
rung bzw. einschließlich der Veräußerung erzielte Gewinn des ver⸗ 
äußerten Unternehmens ermitteln läßt, weil weder der Nenn⸗ 
betrag noch der gemeine Wert dieſer Geſellſchaftsrechte als „Ver⸗ 
äußerungspreis“ dem Stande des Kapitalkontos bei der letzten 
Veranlagung zur Ermittlung des ſteuerpflichtigen Gewinnes 
gegenübergeſtellt werden kann. Ein Verluſt aus den Aktien kann 
einkommenſteuerrechtlich nur bei einer ſpäteren tatſächlichen Ver⸗ 
äußerung der Aktien und auch dann nur in den nachſtehend unter 
den Ziff. 3 a— gezogenen Grenzen als nachträglicher ge 
werblicher Verluſt berückſichtigt werden. 

Grundſätzlich liegt bei dem Einbringen eines Einzelunter⸗ 
nehmens in eine AktG. gegen Gewährung von Aktien noch keine 
Gewinnrealiſterung und daher kein Veräußerungsgewinn i. S. des 
§ 30 Abſ. 1 Nr. 1 EinfSt®. vor. Eine Ausnahme beſteht nur 
dann, wenn die AktG. das eingebrachte Betriebsvermögen mit 
einem höheren Betrage zu Buch ſtellt, als es in der ſteuerlich 
maßgebenden Schlußbilanz zu Buche geſtanden hat. Der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dieſen beiden Buchwerten iſt eine bereits im Zeit⸗ 
punkt der Veräußerung eingetretene Gewinnrealiſierung. Die 
Notwendigkeit einer ſolchen Ausnahme hat bereits das Fin A. in 
der Einſpruchsentſch. unter Nr. 1 richtig erkannt. Es weiſt mit 
Recht darauf hin, daß, wenn man in einem ſolchen Falle keine 
Gewinnrealiſierung annehmen wollte, die vom Beſchw F. be⸗ 
herrſchte AktG. ſpäter nach Belieben die erhöhten Werte bis 
auf ihren gemeinen Wert wieder abschreiben, alſo den Gewinn 
drücken konnte, ohne daß vorher die Erhöhung ſteuerlich erfaßt 
worden wäre. Im vorl. Falle ſind die Werte in der Eröffnungs⸗ 
bilanz der AktG. zum Teil höher angeſetzt als fie in der Steuer⸗ 
bilanz des Einzelunternehmens zu Buche ſtanden. Der Beſchwß. 
erklärt dieſe Bewertung, weil über dem gemeinen Werte liegend, 
für unrichtig und will für die Frage, ob ein Veräußerungsgewinn 
vorliege, von niedrigeren Werten ausgehen. Es iſt nun von 
vornherein kaum ſehr wahrſcheinlich, daß die Bewertung zu hoch 
iſt, weil einmal die Gründer, zu denen auch der Beſchw§. gehört, 
für richtige Bewertung einzuſtehen haben ($ 202 HGB.) und weil 


Verluſt entſtehen darf. Liegt alſo der anzuſetzende Buchwert über 
oder unter dem Nennwert der hingegebenen Aktien, ſo erfolgt der 
Ausgleich durch den Anſatz eines entſprechenden Betrages als 
Agio oder Ausgleichskonto, ſo wie das Urt. es für den Unterſchied 
zwiſchen dem gemeinen Wert der übernommenen Gegenſtände und 
dem Nennwert der Aktien vorſchreibt. 

Dieſer Grundſatz wird für den Fall der Fuſion ohne Ein⸗ 
ſchränkung gelten konnen, er läßt ſich aber auch auf den Fall über⸗ 
tragen, daß ein bisher als Einzelfirma oder Perſonalgeſellſchaft ge⸗ 
führtes Geſchäft in eine Erwerbsgeſellſchaft eingebracht oder „um⸗ 
gewandelt“ wird; vorausgeſetzt iſt dabei nur, daß wirklich nur eine 
Anderung der Rechtsform eintritt, daß alſo wirtſchaftlich keine Ver⸗ 
äußerung des Betriebes eingetreten iſt. 

4. Folgt man der zu 3 vertretenen Auffaſſung, ſo ſpielt die 
Frage des wirklichen oder fingierten Anſchaffungspreiſes 
keine Rolle mehr. Die Schwierigkeiten, die der Beſt. dieſes Preiſes 
im Falle der Hingabe von Aktien entgegenſtehen, ſind durch das 
Urt. und die darin erwähnten ſonſtigen Vorſchläge noch nicht ge⸗ 
löſt. Das Urt. erkennt ſelbſt an, daß die mittelbare Wertbeſtim⸗ 
mung über den Kurswert der Aktien nur im Einverſtändnis beider 
Parteien (Geſellſchaft und Fin A.) möglich iſt; aber auch die un⸗ 
mittelbare Wertbeſtimmung kann doch nur im Wege der 
Schätzung erfolgen, und dafür wird der Betrag und Wert der hin⸗ 
gegebenen Aktien ſtets eine entſcheidende Rolle ſpielen müſſen, 
weil ja die Bewertung der einzelnen Gegenſtände immer nur unter 
Berückſichtigung ihrer Zugehörigkeit zum Betriebe, alſo als Ge⸗ 
ſamt bewertung erfolgen kann. Auch dieſe Erwägung führt dazu, 
daß der Mirre⸗Kennerknechtſchen Auffaſſung der Vorzug 
zu geben iſt. Nimmt man an, daß das Geſetz ihr entgegenſteht, ſo 
wird das Geſetz entſprechend zu ändern ſein. 

III. Das Urt. des 6. Senats geht von der Vorausſetzung aus, 
daß die Geſellſchaft das Recht habe, für jeden einzelnen ein⸗ 
gebrachten Gegenſtand einen Wert einzuſetzen, der zwiſchen dem 
gemeinen Wert und dem alten Buchwert liegt. Wenn und ſoweit 
man der Geſellſchaft dieſes Wahlrecht gibt, iſt ſeine Ausübung 
natürlich für die einbringende Firma bindend. Bleibt es in vollem 
Umfang bei den Buchwerten, jo kommt ein Veräußerungsgewinn 
zunächſt gar nicht in Betracht; es treten einfach die für die Ein⸗ 
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ferner bei Vorliegen einer Sachgründung oder weil ein Vor⸗ 
ſtandsmitglied zu den Gründern gehört, eine Prüfung durch be⸗ 
ſondere von der Handelskammer beſtellte Reviſoren erfolgt ſein 
muß (88 192 ff. HGB.). Davon abgeſehen iſt es aber unmöglich, 
daß eine niedrigere Bewertung bei der Berechnung eines Ver⸗ 
äußerungsgewinnes anerkannt werden könnte, wenn nicht vor⸗ 
her die Bewertung der betreffenden Vermögensteile in der 
Steuer⸗ (und damit auch in der Handels-) Bilanz der AktG. be- 
richtigt und für die Körperſchaft ſteuer anerkannt worden iſt. 
Iſt dort aus irgendwelchen Gründen die Anderung der Werte nicht 
mehr möglich, jo bleibt der BeſchwF. an dieſe Werte gebunden, 
andernfalls käme, wenn der BeſchwF. bei ſeinem Standpunkt 
bleibt, Ausſetzung oder vorläufige Veranlagung in Frage. 

Die Frage, ob und inwieweit Gewinnrealiſierung vorliegt, 
iſt aber nicht allein für die Beſteuerung im Streitjahre, ſondern 
insbeſ. auch für die zukünftige einkommenſteuerrechtliche Behand⸗ 
lung der Beteiligung des BeſchwF. von Bedeutung: 

a) Hat die AktG. die Vermögensteile zu den ſteuerlichen 
Buchwerten der Einzelfirma übernommen, dann liegt überhaupt 
keine Realiſierung, ſondern nur ihre Vorbereitung vor. Das in 
Aktien umgewandelte Betriebsvermögen bleibt auch weiter ge— 
werbliches Vermögen. Als Anſchaffungspreis der Beteiligung gilt 
der Überſchuß der Vermögens- über die Schuldteile des über⸗ 
tragenen Betriebs am Tage der Übertragung. Werden die Aktien 
ſpäter mit Gewinn veräußert, dann handelt es ſich inſoweit um 
nachträgliche gewerbliche Einkünfte i. S. des § 30 Abſ. 1 Nr. 1 
und nicht um einen Gewinn aus der Veräußerung einer Beteili- 
gung nach § 30 Abſ. 3 EintStG. Werden die Aktien unter dem 
Anſchaffungspreis veräußert, dann iſt auch — im Gegenſatz zur 
verluſtbringenden Veräußerung einer nach § 30 Abſ. 3 Ein!St®. 
zu behandelnden weſentlichen Beteiligung — ein nachträglicher 
gewerblicher Verluſt anzuerkennen. 

b) Hat die Akt. die übernommenen Gegenſtände auf den 
Zeitpunkt des Einbringens ohne Rückſicht auf den Buchwert der 
Einzelfirma ausnahmslos mit dem höheren gemeinen Werte 
zu Buche geſtellt, dann iſt eine vollſtändige Realiſierung erfolgt. 
Der geſamte Veräußerungsgewinn iſt unter Anwendung der 
88 32 und 5d ſteuerpflichtig. Damit iſt aber die ſteuerliche Er⸗ 
faſſung des Veräußerungsgewinnes nach § 30 Abs. 1 Nr. 1 Eink⸗ 
StG. abgeſchloſſen. Veräußert der Stpfl. ſpäter die Aktien mit 
Gewinn, dann iſt ein ſolcher Veräußerungsgewinn nach § 30 
Abſ. 3 EinkStG. ſteuerpflichtig, während ein Verluſt nicht ab⸗ 
zugsfähig iſt (vgl. Entſch. v. 28. Nov. 1928, VI A 884/28 = StW. 
9 Nr. 170 und v. 21. Juni 1933, VI A 2110/31 = StW. 1933 

r. 657). 

e) Hat die AktG. nur einzelne Vermögensgegenſtände höher 
als mit den ſteuerlichen Buchwerten der Einzelgefellſchaft einge⸗ 
ſtellt — es iſt hierbei gleichgültig, ob die höhere Anſetzung aus 
kwirtſchaftlichen Gründen mehr oder minder zwangsweiſe erfolgt 
ift —, dann iſt eine teilweiſe Realiſierung nach § 30 Abſ. 1 Nr. 1 
anzunehmen. Für die ſpätere Veräußerung der Beteiligung gilt 
dann als „Anſchaffungspreis“ der höhere Einſtandswert der AktG. 
Im übrigen iſt auch in dieſen Fällen die ſpätere Veräußerung der 
Beteiligung einkommenſteuerrechtlich gegebenenfalls als teilweiſe 
nachträgliche Realiſierung des Veräußerungsgewinnes nach § 30 


bringung gewährten Aktien an die Stelle des Betriebsvermögens, 
deſſen Nettowert z. Z. der Einbringung als Anſchaffungspreis der 
Beteiligung gilt. Das entſpricht der bisherigen Rſpr. des 6. Senats. 

Soweit die Geſellſchaft die eingebrachten Gegenſtände höher 
bewertet, als ſie bei dem Einbringenden zu Buch ſtanden, ergibt 
ſich ein Veräußerungsgewinn, der im Falle der Fuſion nach § 18 
Abſ. 3 KörpSt®. ſteuerfrei iſt, während ſonſt nach § 30 EinfSt®. 
Steuerpflicht entſteht. Auch das klingt zunächſt einfach. Folgerichtig 
möchte man annehmen, daß alſo die Freigrenze nach § 32 und der 
ermäßigte Steuerſatz nach § 58 EinkStc. Anwendung finden 
müßten. Das gilt nun aber nach dem Urt., das auch in dieſem 
Punkte mit der Entſch. RFH. 33, 276 übereinſtimmt, nur dann, 
wenn ſämtliche eingebrachten Gegenſtände mit dem höheren 
gemeinen Wert angeſetzt, alfo [amtliche ftillen Reſerven 
auf einmal realiſiert werden. Trifft das nicht zu, ſetzt 
vielmehr die Geſellſchaft teilweiſe die alten Buchwerte, teil⸗ 
weiſe die höheren gemeinen Werte an, ſo erfolgt keine vollſtändige 
Realiſierung, ſondern nur eine Teilrealiſierung, und SS 32, 58 
EinkStG. finden keine Anwendung! 

Das iſt in der Theorie zweifellos richtig, es wird ſich auch 
überall dort leicht durchführen laſſen, wo der gemeine Wert eines 
Gegenſtandes unſtreitig iſt, die Geſellſchaft dafür aber trotzdem bei 
dem geringeren Buchwert bleibt. Dieſe Falle werden aber kaum 
jemals vorkommen, ſondern die Geſellſchaft wird ſtets einwenden, 
der gemeine Wert entſpreche bei dieſen Gegenſtänden dem Buch⸗ 
wert. Dann muß über die Höhe des gemeinen Wertes Beweis er⸗ 
hoben werden, das Ergebnis dieſer Beweisaufnahme iſt für die 
Steuerbilanz der Geſellſchaft ohne Bedeutung (ſie kaun ja unter 
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Abſ. 1 Nr. 1 EintSt®. zu behandeln. Auch kann ſpäter bei einer 
Veräußerung noch ein Veräußerungsverluſt — weil es ſich nicht 
um eine Beteiligung nach § 80 Abſ. 3 EiniSt®. handelt — geltend 
gemacht werden. Jedoch iſt zu beachten, daß in einem ſolchen Falle, 
in dem ſich die Veräußerung auf mehrere Steuerabſchnitte ver⸗ 
teilt, die 88 32, 58 Eink StG. entſprechend ihrem Grundgedanken, 
nur einmalige und auf einmal anfallende Veräußerungsgewinne 
zu begünſtigen, nicht anwendbar ſind. 

4. Da in der Zwiſchenzeit der RF. in der erwähnten, ähn⸗ 
lich liegenden Sache grundſätzlich und in ganz anderer Richtung 
als vom BeſchwF. vertreten zu den ſtreitigen Fragen Stellung ge⸗ 
nommen hat, iſt dem BeſchwF. nochmals Gelegenheit zu geben, 
den Sachverhalt im Hinblick auf die neueſte Rſpr. dem Finger. 
darzulegen. Das erſcheint ſchon deshalb notwendig, weil der 
BeſchwF. bisher entſprechend ſeinem Rechtsſtandpunkt in der 
Hauptſache die Bewertung der als Gegenwert erhaltenen Aktien 
in den Mittelpunkt ſeines Vorbringens geſtellt hat und folglich 
auf die Bewertung der einzelnen Bilanzpoſten nicht eingegangen 
iſt. Ferner muß er ſich darüber äußern, ob und in welcher Weiſe 
er eine Verteilung des laufenden Gewinnes auf ſich und die AktG. 
für gerechtfertigt hält. Kommt das FinGer. auch zur Feſtſtellung 
eines Veräußerungsgewinns, dann wird es an Hand der umfang⸗ 
reichen Rſpr. des RFH. auch zu der Frage Stellung nehmen 
müſſen, ob die Grundſtücke zum Betriebsvermögen gehören. Zu 
dieſer Feſtſtellung hatte das FinGer. entſprechend feiner bisherigen 
Stellungnahme keinen Anlaß. Unter Umſtänden kann für dieſe 
Entſch. feſtzuſtellen fein, ob die Einnahmen und Ausgaben 119 
dieſe Grundſtücke bisher den gewerblichen Gewinn beeinflußt haben 
oder nur als private Einnahmen und Ausgaben behandelt wor⸗ 
den ſind. Auch kann weſentlich ſein, ob die Einnahmen aus den 
Grundſtücken bisher der Gewerbeertragsſteuer und die Grund⸗ 
ſtücke ſelbſt den Aufbringungsleiſtungen unterlegen haben. Ferner 
wird der BeſchwF. zu befragen fein, warum er, wenn er grund⸗ 
ſätzlich auf dem Standpunkt ſteht, daß auch alle privaten Grund⸗ 
ſtücke in der Bilanz auszuweiſen find, nur die in der Nahe der 
Fabrik gelegenen Grundſtücke, nicht aber auch das durch Erbgang 
erworbene Gaſtwirtſchaftsgrundſtück in ſeine Bilanz aufgenom⸗ 
men hat. 

(RF, 6. Sen., Urt. v. 12. April 1934, VI A 1559/32.) 
* 


* 2. 88 12 Abſ. 1 u. 3, 18 Abſ. 3 KörpStG.; 88 13, 19, 
20 EinkStG. Die anläßlich der Fuſion zweier Gefell- 
ſchaften übernommenen Vermögensgegenſtände ſind in der 
Bilanz der aufnehmenden Geſellſchaft regelmäßig nach 
$ 19 EinkStG. (gemeiner Wert oder geringerer Anſchaf— 
fungspreis) zu bewerten. ß) 

Im Schrifttum iſt die Frage, mit welchen Werten die an⸗ 
läßlich einer Fuſion i. S. des § 18 KörpStG. übernommenen 
en in der Bilanz der ee en Geſellſchaft einzu⸗ 
ſetzen ſind, lebhaft erörtert. Die verſchiedenen hierzu geäußerten 
Anſichten laufen im weſentlichen auf die Streitfrage ae ob 
die Gegenſtände in der Bilanz der aufnehmenden Geſellſchaft mit 
den letzten Steuerbilanzwerten der übertragenden Geſellſchaft oder 
mit dem gemeinen Wert oder dem Anſchaffungspreis auszuweiſen 


dem gemeinen Wert bleiben); aber auch für die Steuerpflicht des 
Einbringenden hat das Ergebnis der Beweisaufnahme keine un⸗ 
mittelbare Bedeutung, da ja bei dieſem Gegenſtand kein 
Gewinn realiſiert worden iſt. Nur für die Beſteuerung des Ge- 
winnes aus den übrigen Gegenſtänden ergibt ſich eine ſehr er⸗ 
hebliche Rückwirkung durch Fortfall der Freigrenze und des er⸗ 
mäßigten Steuerſatzes! Man wird nicht annehmen können, daß der 
Senat dieſe Auswirkungen ſeiner Leitſätze beabſichtigt hat, aber 
ſie werden ſich in der Praxis kaum vermeiden laſſen. 

Zuzugeben iſt auch hier, daß die Schwierigkeit nicht leicht vom 
Standpunkt der Einkommenſteuer aus gelöſt werden kann; ſie fällt 
aber ſofort weg, wenn der Geſellſchaft der Anſatz eines über 
den alten Buchwert hinausgehenden gemeinen Wertes verboten 
wird. Das kann freilich dazu führen, daß ſolche ſtillen Reſerven 
bei ihrer Realiſierung nicht der Einkommenſteuer, ſondern der ge⸗ 
ringeren Körperſchaftſteuer unterworfen werden, aber dieſes Ziel 
können die Beteiligten ja auch nach den Grundſätzen des 6. Senats 
durch Beibehaltung der Buchwerte erreichen. 


V. Die ſteuerlichen Folgen einer ſpäteren Veräuße⸗ 
rung ergeben ſich folgerichtig aus der Behandlung der Einbrin⸗ 
gungsvorgänge. Die Veräußerung der eingebrachten Gegenſtände 
geſchieht im Rahmen des laufenden Betriebs der Geſellſchaft. Der 
bei der Einbringung angeſetzte Buchwert wird nach $ 20 EinkStch. 
unter Berückſichtigung der Abſetzungen für Abnutzung weiter ge- 
führt, und der Unterſchied zwiſchen dieſem fortgeſchriebenen Buch⸗ 
wert und dem Veräußerungspreis iſt Beſtandteil des Bilanz⸗ 
ergebniſſes. Weniger einfach geſtaltet ſich die Veräußerung 
der Beteiligung durch den Einbringenden. Dieſe Beteili⸗ 
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find. Die Anhänger der erſteren Anſicht, unter denen insbeſ. 
Mirre (Das KörpStG. v. 10. Aug. 1925, Ausgabe 1926, Anm. 11 
zu § 18) und Kennerknecht (Komm. zum KörpSt®., Ausgabe 
1926, Bem. 45 zu § 18) zu nennen ſind, wollen durch den Anſatz 
der übernommenen Gegenſtände zu den Buchwerten des über⸗ 
tragenden Unternehmens verhüten, daß etwaige in den Buchwerten 
liegende unrealiſierbare Gewinne bei einer ſpäteren Weiterver⸗ 
äußerung ſteuerlich nicht erfaßt werden. Nach Mirre ſind die 
die Buchwerte des übernommenen Vermögens überſteigenden Auf⸗ 
wendungen dem Gewinne des laufenden Jahres hinzuzuſetzen, da 
fie Ausgaben zur Geſchäftserweiterung darſtellten, die nach 8 17 
Abſ. 1 KörpStck. nicht über Unkoſten gebucht werden dürfen. 
Kennerknecht geht davon aus, daß die übertragende und die 
erwerbende Geſellſchaft i. S. des § 18 KörpStG. das gleiche 
Rechtsſubjekt ſeien. Er hält daher den Anſatz der übernommenen 
Gegenſtände zu ihren bisherigen Buchwerten gem. § 20 Abſ. 1 
EiniSt®. für gerechtfertigt. Aus den von Evers (Komm. zum 
KörpStch., 2. Aufl., Bem. 52 zu § 18) angegebenen Gründen kann 
der Rechtsauffaſſung von Mir re nicht beigetreten werden. Sie 
iſt mit der Vorſchr. des § 19 EinfSt®. unvereinbar und beruht 
auf der rechtlich nicht begründeten Fiktion, daß der Gewinn, den 
tatſächlich die übertragende Geſellſchaft gemacht hat, erſt bei der 
erwerbenden Geſellſchaft eingetreten ſei. Der Senat vermag aber 
auch — ebenfalls in Übereinſtimmung mit Evers — der Fiktion 
von Kennerknecht mindeſtens in denjenigen Fällen nicht zu 
folgen, in denen die Übernahme eines Vermögens durch Ausgabe 
junger Aktien erfolgt. Inwieweit die Fiktion berechtigt wäre, 
wenn es ſich um die Umwandlung einer Geſellſchaft in eine an⸗ 
dere oder um die Übernahme eines Unternehmens handelt, deſſen 
Kapital bereits in den Händen der übernehmenden Geſellſchaft iſt, 
kann als für den Streitfall unerheblich dahingeſtellt bleiben. 
Maßgebend für die Bewertung der übernommenen Gegen⸗ 
ſtände kann grundſätzlich nur die Vorſchr. des § 19 EinkStG. fein. 
Hiernach ſind die übernommenen Gegenſtände mit dem gemeinen 
Wert oder — an ſeiner Stelle — mit dem Anſchaffungspreis ein⸗ 
zuſetzen. Ein folder iſt jedoch dann nicht gegeben, wenn die Fuſion 
in der Weiſe erfolgt, daß eine Geſellſchaft ein Unternehmen durch 
Hingabe von Geſellſchaftsrechten aus einer zum Zwecke der Fuſion 
vorgenommenen Kapitalerhöhung übernimmt. In Fällen 355 
Art kommt nur der ſogenannte fiktive Anſchaffungspreis i. S. des 
8 19 Abſ. 2 Satz 2 Eink StG. in Frage. Durch die Vorſchr. des $ 19 
Abſ. 1 und 2 wird die Geſellſchaft jedoch nicht gehindert, an Stelle 
des gemeinen Wertes oder des fiktiven Anſchaffungspreiſes die 
niedrigeren Buchwerte der übertragenden Geſellſchaft einzu⸗ 
ſetzen (vgl. hierzu die Vorſchr. des $ 19 Abſ. 3 ſowie die Ausfüh⸗ 
rungen von Becker im Handkomm. der NSt®. II, 2. Teil, 
S. 738 ff.). Um die umſtändliche und ſchwierige Ermittlung des 
gemeinen Wertes für die einzelnen Gegenſtände zu vermeiden, 
empfiehlt Evers (DStZ. 1932, 448) unter Hinweis auf Wein⸗ 
bach (Komm. zum KapVeriSt®., 3. Aufl., S. 349) ſowie auf die 
Entſch. des RG. 80, 118 ff. eine mittelbare Wertbeſtimmung. Gehe 
man davon aus, daß bei einer Fuſion kein Teil dem anderen eine 
Schenkung machen wolle, fo muͤſſe ſich der Wert der eingebrachten 
Gegenſtände in dem Werte der für ſie hingegebenen Geſellſchafts⸗ 


gung wird grundſätzlich auch weiterhin als Beſtandteil des Ge⸗ 
werbebetriebes behandelt, deſſen Fortbeſtehen dafür fingiert wird. 
Erfolgt die Veräußerung zu einem Preiſe, der über dem letzten 
ſteuerlichen Buchwert der eingebrachten Gegenſtände liegt, ſo 
ergibt ſich ein Veräußerungsgewinn ohne Rückſicht darauf, ob die 
Beteiligung 25% überfteigt und ob 2% des Kapitals in einem 
Steuerabſchnitt veräußert werden. Die Vergünſtigungen der 88 32, 
58 find anzuwenden. Ein etwa feſtgeſtellter Berluft kann vom 
ſonſtigen Einkommen abgeſetzt werden. 

Anders wird es, wenn die Geſellſchaft die eingebrachten 
Gegenſtände über dem alten Buchwert angeſetzt hat. Dann iſt in 
Höhe dieſes Unterſchiedes ſchon bei der Einbringung die Reali⸗ 
ſierung erfolgt und verſteuert. War der Wertunterſchied z. Z. der 
Einbringung voll verſteuert, hat alſo die Geſellſchaft durchweg 
die gemeinen Werte angeſetzt, ſo beginnt mit der Einbringung ein 
völlig neuer Berechnungszeitraum. Die Summe der angeſetzten ge⸗ 
meinen Werte entſpricht dent (fingierten) Anſchaffungspreis der 
Beteiligung, und eine neue Steuerpflicht entſteht nur dann, wenn 
die Beteiligung mehr als 25% beträgt und davon mehr als 2% 
zu einem Preiſe veräußert werden, der über dieſem (fingierten) 
Anſchaffungspreiſe liegt. §§ 32, 58 finden Anwendung auf die 
Beſteuerung dieſes Gewinnes, aber ein etwa eintretender Verluſt 
iſt nicht abzugsfähig. 

Dieſen Grundſätzen iſt im Anſchluß an die obigen Ausfüh⸗ 
rungen beizuſtimmen. Die gleichen Einwendungen wie zu IV er⸗ 
geben ſich aber für den Fall, daß die Geſellſchaft nicht dur ch⸗ 
weg auf die gemeinen Werte heraufgegangen iſt: hier ſoll die 
ſpätere Veräußerung der Beteiligung eine Fortſetzung der 
bei der Einbringung begonnenen Realiſierung 
darſtellen, jo daß der Gewinn ohne die Grenze von 25% Be⸗ 


rechte widerſpiegeln. Evers will daher die Vermutung gelten 
laſſen, daß der Wert der jungen Aktien dem gemeinen Werte der 
Sacheinlagen entſpricht. Berückſichtigt man, daß bei Fuſionen, 
insbeſ. innerhalb von Konzernen, der Willkür der Beteiligten ein 
weiter Spielraum gelaſſen iſt, ſo müſſen Bedenken auftauchen, 
den Nennwert oder Ausgabekurs der jungen Aktien unter ſolchen 
Umſtänden als geeigneten Wertmeſſer anzuerkennen. Es kommt 
hinzu, daß der Ausgabekurs junger Aktien meiſt nicht ſtabil bleibt, 
ſondern ſich, wenn nicht beſondere Umſtände, wie z. B. die Aus⸗ 
ſtattung mit Vorrechten, eine andere Kursbildung bedingen, all⸗ 
mählich dem Kurs der alten Aktien anzugleichen pflegt. Iſt die 
Annahme berechtigt, daß ſich bei einer auf dem Wege einer Ka⸗ 
pitalerhöhung erfolgenden Fuſion Leiſtung und Gegenleiſtung die 
Waage halten, daß alſo kein Teil dem anderen eine Schenkung 
machen oder ihn übervorteilen will, ſo wird der gemeine Wert der 
übernommenen Gegenſtände in ihrer Geſamtheit regelmäßig den 
zu den Kurswerten der alten Aktien angeſetzten jungen Aktien 
entſprechen. Dieſer Weg der vereinfachten Ermittlung des ge⸗ 
meinen Wertes iſt jedoch nur dann gangbar, wenn ſowohl die 
Steuerbehörden wie die Stpfl. einverſtanden find. Erheben ſie be⸗ 
gründete Einwendungen gegen die ſo zu ermittelnden Werte oder 
ergibt ſich ihre Unrichtigkeit aus anderen Umſtänden, wie z. B. aus 
einer veränderten Kursbildung der alten Aktien nach bzw. im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Fuſion, ſo bleibt nur die unmittelbare Be⸗ 
ſtimmung des gemeinen Wertes oder des fiktiven Anſchaffungs⸗ 
preiſes der einzelnen Gegenſtände übrig. Soweit ſich der mittel⸗ 
bar beſtimmte gemeine Geſamtwert der übernommenen Gegen- 
ſtände nicht mit der Summe der Buchwerte der aufgenommenen 
Geſellſchaft deckt, iſt der Unterſchiedsbetrag unter ſinngemäßer 
Anwendung der im Urt. I A 235/30 (RStBl. 1931, 304 = StW. 
1931 Nr. 521) entwickelten Grundſätze auf die einzelnen Gegen⸗ 
ſtände zu verteilen. Der Unterſchied zwiſchen dem Nennwert der 
jungen Aktien und dem mittelbar oder unmittelbar beſtimmten 
gemeinen Wert des übernommenen Vermögens iſt als ſteuerfreies 
Agio bzw. ſteuerlicher Ausgleichspoſten in die Bilanz der über⸗ 
nehmenden Geſellſchaft einzuſtellen. 
(RFH., 1. Sen., Urt. v. 18. April 1934, TA 68/32.) 
* 


3. 82 KörpStG.; 88 103, 162 Abſ. I RA bg. 

a) Der 4. Sen. des Ri H. tritt der Auslegung des I. Sen. 
über den Begriff des „Orts der Leitung“ in $ 2 KörpStcG. 
(RF H. 29, 78; 35, 133) bei. 

b) Hat eine juriſtiſche Perſon zwar nach ihrem Statut 
ihren Sitz im Ausland, befindet ſich aber der Ort der Lei⸗ 
tung im Inland, fo hat die Perſon, die die juriſtiſche Per⸗ 
ſon vom Inland aus leitet, die ſteuerlichen Pflichten 
eines Vertreters der juriſtiſchen Perſon. Sie iſt ins- 
beſondere zur Büchervorlegung verpflichtet. f) 

N Au den BeſchwF. hat das Fin A. folgende Verfügung ge⸗ 
richtet: 

„Für die von Ihnen gegründete AktG. in F. (Holland) iſt 
nach Ihrer eigenen Angabe M. (Deutſchland) der Ort der Leitung; 
die Firma iſt daher, wie auch bisher von Ihnen anerkannt, un⸗ 


teiligung und ohne die Vergünſtigungen der §§ 32, 58 ſteuer⸗ 
pflichtig iſt. 

VI. Von den ſonſtigen, in den Entſch. aufgeſtellten Sätzen 
mag noch einmal auf die ſteuerlichen Auswirkungen einer rück⸗ 
wirkenden Einbringung hingewieſen werden. Dieſe Rückwirkung 
iſt ſteuerlich unbeachtlich, das Geſchäftsergebnis vom Beginn des 
letzten Steuerabſchnittes bis zum Tage der wirklichen Einbringung 
wird dem Einhringenden beſteuert; es braucht allerdings nicht un⸗ 
bedingt eine Zwiſchenbilanz aufgeſtellt zu werden, ſondern es 
kann eine verhältnismäßige Zerlegung des Ergebniſſes des ganzen 
Jahres erfolgen. 

Selbſtvperſtändlich iſt es, daß der von der Geſellſchaft für das 
Jahr der Einbringung ausgeſchüttete Gewinn nicht noch einmal 
als Kapitaleinkommen des Einbringenden ſteuerpflichtig ſein kann, 
das iſt inzwiſchen durch Urt. v. 18. April 1934, VI A 131/33: 
StW. 1934 Nr. 433 ausdrücklich klargeſtellt worden. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


Zu 3. Die Entſch. zeigt, welch große praktiſchen Schwierig⸗ 
keiten die Durchführung der Vorſchr. über die Abgrenzung der 
unbeſchränkten von der beſchränkten Steuerpflicht bei Auslands⸗ 
beziehungen eines Geſchäfts machen kann. 

Was zum Begriff „Ort der Leitung“ ausgeführt wird, zeigt 
die Tendenz abſchwächender Auslegung diefese Begriffs, der ja 
überhaupt nur aufgeſtellt wurde, um allzu weitherziger Verwen⸗ 
dung des „Sitzes“ eines Unternehmens vorzubengen. Man kann die 
Entſch, in Beziehung auf den Begriff Ort der Leitung allerdings 
nicht voll klärend nennen; wir erhalten die Wendungen „Mittel⸗ 
punkt der Geſchäftsleitung“ und „Ort, wo die tatſächlichen Ent⸗ 
ſcheidungen für die Geſellſchaft getroffen werden“ als für den Lei⸗ 
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beſchränkt ſteuerpflichtig. Folgerichtig unterſteht die Firma auch den 
e Steuergeſetzen und unterliegt insbeſ. der deutſchen Steuer⸗ 
aufſicht. 

Ich fordere Sie daher auf, die Bücher und Aufzeichnungen der 
genannten Firma zur Prüfung in M. .. vorzulegen. Dieſe Auf⸗ 
forderung ſtützt ſich auf 8 162 Abſ. 10 und 9 RAbgO. 

Kommen Sie dieſer Anordnung ohne ausreichende Entſchul⸗ 
digung — die angebliche Weigerung der holländiſchen Organe wird 
als ſolche nicht angeſehen — nicht nach, ſo werde ich eine Geld⸗ 
ſtrafe von 2000 AM gegen Sie feſtſetzen ...“ 

Das LFin A. hat die Beſchwerde zurückgewieſen unter Be⸗ 
richtigung der Verfügung des Fin A. dahin, daß die Anordnung 
auf 8 162 Abſ. 9 RAbgo. zu ſtützen ſei. 

Die RBeſchw. iſt begründet. 

Das Lind. hat folgenden Sachverhalt 9 0880 

Der Beſchwß. ſei perſönlich haftender Teilhaber der Komm⸗ 
Gef. M. & E. in M. Die AktG. ſei 1927 in der Hauptſache zu 
Steuererſparniszwecken gegründet worden. Das zur Gründung er⸗ 
forderliche Kapital habe der Beſchw§. den holländiſchen Gründern 
vorgeſchoſſen. Auf die Aktien, die ſich jetzt in den Händen eines 
holländiſchen Aktionärs befänden, habe der BeſchwF. eine Option 
auf Erwerb zum Parikurſe. Das einzige Vorſtandsmitglied der 
holländiſchen Geſellſchaft ſei Holländer und wohne in Holland. Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder ſeien der Beſchw§y. und der holländiſche Ak⸗ 
tionär. Der Ort der Leitung der AktG. ſei unſtreitig M., wo der 
Beſchw. wohne. 

I. Ort der Leitung der AktG. 

Die Feſtſtellung der Vorinſtanz, der Ort der Leitung der 
AktG. ſei unſtreitig M., wo der BeſchwF. wohne, unterliegt ge⸗ 
wiſſen Bedenken. ... 

Bei dieſem Akteninhalt kann es fraglich erſcheinen, ob die 
Vorentſch. die Feſtſtellung, daß der Ort der Leitung der AktG. M. 
fei, als unſtreitig treffen durfte. Nach der Rſpr. des 1. Sen. des 
RH. (vgl. RF. 29, 78; 35, 133) iſt unter Ort der Leitung der 
Ort zu verſtehen, in dem ſich der Mittelpunkt der geſchäftlichen 
Oberleitung befindet; entſcheidend ſei, an welchem Ort tatſächlich 
die Oberleitung eines Unternehmens ausgeübt werde (RF. 35, 
1 oben). Dabei iſt in dem Urt. RF. 35, 133 rechtsgrundſätzlich 
erklärt: 

„Die Tatſache, daß der Beſitzer der ſämtlichen oder der meiſten 
Kapitalanteile einer Geſellſchaft, deren Sitz im Ausland liegt, ſeinen 
geſchäftlichen Aufenthaltsort im Inlande hat, begründet noch nicht 
hinreichend die Feſtſtellung, daß ſich der Ort der Leitung im In⸗ 
lande befindet, ſelbſt wenn noch hinzukommt, daß ſich an dem 
geſchäftlichen Aufenthaltsorte des alleinigen oder Hauptgeſellſchaf⸗ 
ters die meiſten und wichtigſten Geſchäftsvorfälle abſpielen.“ 

Ferner heißt es in dem Urt. RF. 35, 135 unten: 

„Der Umſtand, daß der alleinige oder Hauptgeſellſchafter auf 
Grund ſeiner Beteiligung die Möglichkeit hat, einen beherrſchenden 
Einfluß auf das Unternehmen auszuüben, rechtfertigt es noch nicht, 
ihn ohne weiteres als Leiter des Unternehmens zu betrachten.“ 

Auch in dem Erlaß des RWiM. I, 49131/33 v. 25. Okt. 1933 
(RED. 1933, 1132) über die Auslegung des Begriffs „Ort der 
Leitung“ heißt es u. a.: „Die Tatſache, daß die Vorſtandsmitglieder 
der ausländiſchen Geſellſchaft ihrem Wohnſitz und ihrer Staats⸗ 
angehörigkeit nach Ausländer ſind, ſteht der Annahme einer in⸗ 
ländiſchen Leitung nicht entgegen. Entſcheidend wird vielmehr in 
erſter Linie fein, wo die tatſächlichen Entſch. für die Geſchäfts⸗ 
führung der ausländiſchen Geſellſchaft getroffen werden. Der Ort 


der Leitung einer Geſellſchaft wird daher insbeſ. dann in der 


Regel im Julande liegen, wenn im Ausland nur ein ſog. Brief⸗ 
kaſtendomizil beſteht, d. h. zwar eine förmliche Geſchäftsſtelle, die 
aber nur auf Veranlaſſung und nach — ſei es im Einzelfall, ſei 
es generell erteilter — Weiſung der inländiſchen Leitung tätig 
wird. Der Umſtand, daß die ausländiſche Geſellſchaft ſelbſtändig 


tungsort maßgebend, aber wann dieſe Elemente gegeben ſein ſollen, 
macht die Entſch. nicht deutlich genug, daß man viel aus ihr lernen 
könnte, und auch die intereſſanterweiſe aus dem Deviſenrecht heran⸗ 
gezogenen Beſt. helfen nicht weſentlich weiter. 

Von grundſätzlicher Bedeutung iſt die für den Fall der An⸗ 
erkennung des inländiſchen Leitungsortes getroffene Feſtſtellung, 
daß der Leiter der ausländiſchen juriſtiſchen Perſon, auch ohne 
ſonſt deren Vertreter zu ſein, für die formellen Pflichten der Ge⸗ 
ſellſchaft als Vertreter behandelt und daher zur Büchervorlegung 
verpflichtet werden kann, ohne daß er den Einwand der Unmög⸗ 
lichkeit der Erfüllung deshalb erheben könnte, weil die Bücher von 
den im Ausland befindlichen Organen nicht zu erlangen ſeien. Das 
iſt allerdings nur konſequent, denn wenn der Inländer die Leitung 
des Geſchäfts hat — und das iſt ja Vorausſetzung der Verpflich⸗ 
tung —, ſo muß er auch den im Ausland ſitzenden Organen der 
Geſellſchaft Befehle erteilen können. 

Der Entſch. iſt alſo zuzuſtimmen. 

Prof. Dr. Bühler, Münſter. 
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laufende Geſchäfte tätigt, insbeſ. etwa Waren von der inländiſchen 
Geſellſchaft bezieht und in eigenem Namen im Ausland abſetzt, 
wird jedenfalls für das Deviſenrecht in der Regel dafür ſprechen, 
daß der Ort der Leitung nicht im Inland liegt.“ 

Die hier vom NWIM. aufgeſtellten Grundſätze decken ſich 
im weſentlichen mit der für das Steuerrecht vertretenen Auffaſſung 
des 1. Sen. des NFH., der der erk. Sen. beitritt. 

Ob fie auch von der Vorinſtanz beachtet find, läßt die angef. 
Entſch. nicht erkennen. Es beſteht daher die Möglichkeit eines 
Rechtsirrtums. Es hätte insbeſ. zu der Behauptung Stellung ge⸗ 
nommen werden müſſen, daß es im freien Belieben des Direktors 
der AktG. geſtanden habe, ob er einen von dem Beſchwß. vor⸗ 
geſchlagenen Kauf tätigen wollte oder nicht und weiter, ob die 
Akt h. überhaupt ohne vorherige Verſtändigung mit dem Beſchwß. 
ſtändig ſelbſtändig Einkaufsgeſchäfte abgeſchloſſen hat. Überhaupt 
bedarf es für die Annahme des Orts der Leitung im Inlande noch 
einer genaueren Feſtſtellung des Sachverhalts. Dem Beim. liegt 
aber hierbei eine Mitwirkungspflicht ob. Hierfür wird auf RF. 
35, 136, 137 verwieſen. Die dort ausgeſprochenen Grundſätze haben 
auch für ein Verfahren zu gelten, bei dem es ſich nicht um die 
eigentliche Steuerpflicht, ſondern wie vorliegend um Durchführung 
der Steueraufſicht handelt. 

II. Die AktG. als ſelbſtändige ſteuerliche Rechts- 
perſon. 

Der 6. Sen. des AFH. vertritt grundſätzlich die Anſicht, daß 
es einkommenſteuerrechtlich ſtets zu beachten iſt, wenn jemand 
zwiſchen ſich und den Verkehr eine ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit 
einſchiebt, auch wenn dabei Zwecke der Steuererſparnis mitgeſpielt 
haben, Urt. des Rö. VI A4 1773/29 v. 18. Juni 1930: RStBl. 
1931, 483; Mrozeks Kartei, Eink&t&. 1925 829, R. 14 und 
VIA 819/33 v. 20. Dez. 1933: RStBl. 1934, 51; Becher: StW. 
1933, 598, ſoweit nicht 8 10 RAbgoO. eingreift. Daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 10 NAD. vorliegen, iſt in der Vorentſch. nicht 
feſtgeſtellt. Aus der Heranziehung der AktG. zur Körperſchaft⸗ und 
Vermogenſteuer ergibt ſich auch, daß die Steuerbehörde die AktG. 
als juriſtiſche Perſon und ſelbſtändige ſteuerliche Rechtsperſon an⸗ 
erkannt hat. 

III. Die die AktG. leitende Perſon. 

Nach der Rſpr. des RFH. (vgl. RH. 26, 185) können 
Finanzbefehle mit den Zwangsmitteln aus § 202 RAbgO., ſoweit 
es ſich um Geldſtrafen handelt, ſowohl gegen die juriſtiſche Perſon 
wie auch gegen deren Organe erzwungen werden. Vorliegend iſt 
die Anordnung der Buchvorlegung nicht an die Aktch, ſondern an 
den Beim. ergangen. Daß der Beſchwß. nicht zum Vorſtand der 
AktG. gehört, iſt unſtreitig. Daß er Aufſichtsratsmitglied iſt, iſt 
zwar in der BeſchweEntſch. feſtgeſtellt. Gegenüber dieſer Feſtſtellung 
macht der Beſchw§F. im RBeſchmw Verfahren geltend, er ſei zu 
keiner Zeit im Vorſtand oder im Aufſichtsrat der AktG. geweſen. 
Die Feſtſtellung des LFin A. gehe von einer irrtümlichen Angabe in 
der Amneſtieanzeige aus, dieſer Irrtum ſei aber ſowohl dem Fingl. 
wie dem Buchprüfer des LFin A. gegenüber ſofort richtiggeſtellt 
worden. Die angegebene Feſtſtellung des LFin A. unterliegt in der 
Tat deshalb Bedenken, weil in der Begr. der Beſchw. die Behaup⸗ 
tung enthalten iſt, der Vorſtand, der Aufſichtsrat und die An⸗ 
geſtellten ſeien holländiſche Staatsangehörige. 

Es fragt ſich daher, ob gegen den BeſchwF., auch wenn er 
nicht formell zu den Organen der AktG. gehört, die Aufforderung 
zur Buchvorlegung ergehen kann, weil er in Wahrheit die aus» 
ländiſche AktG. leitet. Iſt letzteres der Fall, was nach den Aus⸗ 
führungen oben zu J noch feſtzuſtellen iſt, und ſteht danach die 
Körperſchaftſteuerpflicht der Akt. einwandfrei feſt, dann muß auch 
die Pflicht der leitenden Perſon anerkannt werden, die der aus⸗ 
ländiſchen juriſtiſchen Perſon obliegenden ſteuerlichen Pflichten zu 
erfüllen. Denn es wäre ein unerträglicher Zuſtand, wenn für eine 
ausländiſche juriſtiſche Perſon die Körperſchaftſteuerpflicht im In⸗ 
lande nur deshalb begründet iſt, weil der Ort der Leitung im In⸗ 
land liegt, und wenn die Steuerbehörde trotzdem ſich nicht an die 
leitende Perſon wegen Erfüllung der ſteuerlichen Pflichten der 
ausländiſchen juriſtiſchen Perſon halten dürfte. Hier muß der in 
§ 103 NAD. für die geſetzlichen Vertreter der juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen aufgeſtellte Grundſatz, daß ſie die Pflichten der juriſtiſchen 
Perſon zu erfüllen haben, auch für die Perſon gelten, die in 
Wahrheit die ausländiſche Aktch. leitet. Das bedeutet, daß, wenn 
der Beſchw§. die AktG. tatſächlich leitet und dieſe daher der 
Steueraufſicht der deutſchen Steuerbehörde unterſteht, er bei der 
Durchführung der Steueraufſicht, wozu die Mitwirkung bei der 
Buch⸗ und Betriebsprüfung durch Vorlegung der Bücher gehört (vgl. 
Gutachten des Großen Senats Gr 8 D 1/34 v. 9. April 1934: RF H. 
36, 28 [33]%)), handelnd mitzuwirken hat. Hiernach kann die 
Steuerbehörde den Beſchw§. zur Vorlegung der Bücher der AktG. 
unter der Vorausſetzung, daß der Ort der Leitung im Inland liegt 
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und der BeſchwF. die AktG. leitet, anhalten, wenn die Akt. 
zur Buchführung verpflichtet iſt. 

IV. Die Buchführungspflicht der AktG. 

Iſt der Ort der Leitung der AktG. im Inland, ſo iſt die 
AktG. nach 82 Ziff. 1 KörpStG. unbeſchränkt körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtig und nach § 2 Ziff. 2 VermStG. unbeſchräukt vermögen⸗ 
ſteuerpflichtig. Dieſe Gej. enthalten aber keine Vorſchr., daß aus⸗ 
ländiſche Akt®., die der Beſteuerung im Inland unterliegen, weil 
der Ort der Leitung im Inlande liegt, buchführungspflichtig ſind. 

Für die Buchführungsvorſchr. der RAbgdO. iſt zu unterſcheiden 
0 215 vor dem 1. April 1932 und die Zeit ſeitdem (vgl. RH. 
34, 215). 

Für die Zeit vor dem 1. April 1932 kommt 8 163 RAbgd. 
a. F. in Betracht. Dieſer beſtimmt: „Wer nach anderen Geſetzen als 
den Steuergeſetzen Bücher und Aufzeichnungen zu führen hat, die 
für die Beſteuerung von Bedeutung ſind, hat die Verpflichtungen, 
die ihm nach dieſen Geſetzen obliegen, auch im Intereſſe der Be⸗ 
ſteuerung zu erfüllen.“ Die hier genannten „anderen Geſetze“ 
können aber nur deutſche Geſetze, nicht ausländiſche Geſetze, ſein. 
Es iſt daher rechtsirrig, wenn die Vorinſtanz ſich für die Buch⸗ 
führungspflicht der Alk. auf das holländiſche Steuerrecht beruft. 
Nur auf deutſche Geſetze kann die Buchführungspflicht der Aktch. 
gegründet werden. Die Buchführungspflicht ausländiſcher AktG. 
hängt aber davon ab, ob in Deutſchland eine Niederlaſſung beſteht 
(vgl, RF. 34, 214). Nur wenn die AktG. in Deutſchland eine 
Niederlaſſung gehabt hat, kann ihre Buchführungspflicht auf $ 163 
NAHHD. a. F. gegründet werden. 8 164 RAbgO. verpflichtet ferner 
zu fortlaufenden Aufzeichnungen der Einnahmen, berechtigt dann 
aber auch nur zum Verlangen der Vorlage ſolcher Aufzeichnungen, 
nicht zum Verlangen der Vorlage der Bücher. 

Für die Zeit nach dem 1. April 1932 iſt die Buchführungs⸗ 
pflicht der AktG. aus § 161 Abſ. 1 Nr. 1 RAbgO. n. F. gegeben 
(vgl. R H. 34, 214). 


V. Die Pflicht des Beſchw§. zur Vorlegung der 
Bücher und Aufzeichnungen. 

Aus den Darlegungen zu III und IV ergibt ſich — immer 
unter der Vorausſetzung, daß der Ort der Leitung der AktG. 
und Tochtergeſellſchaften in Deutſchland liegt — grundſätlich die 
Pflicht des Beſchw§., die Bücher und Aufzeichnungen vorzulegen. 
Es iſt aber noch zu dem Einwand des BeſchwF., er könne nicht 
zur Vorlegung der Bücher gezwungen werden, weil er ſie nicht im 
Beſitz habe und der Vorſtand der Altch. die Herausgabe an ihn 
verweigere, Stellung zu nehmen. Allerdings iſt im allgemeinen der 
Satz richtig, daß, wer eine Urkunde nicht hat, nicht zwangsweiſe 
dazu angehalten werden könne, fie vorzulegen (vgl. R§H. 11, 127 
und Ve A 727/33 v. 16. Febr. 1934: RStBl. 1934, 259). Daß aber 
dieſer Satz nicht ausnahmslos gilt, beweiſt RF. 25, 148, in der 
der 5. Sen. des RF . das Fin A. für berechtigt erklärt hat, für 
die Durchführung einer Buch- und Betriebsprüfung bei einer 
Akt®. die Vorlegung eines Treuhandberichts auch dann zu ver⸗ 
langen, wenn der Bericht der Treuhandgeſellſchaft zurückgegeben 
worden iſt. Ahnlich liegt auch der vorl. Fall. Wie dargelegt, be⸗ 
ſteht für den BeſchwF. die Pflicht der Buchvorlegung, An dieſer 
Pflicht kann ihn der Vorſtand der AktG. nicht hindern. Denn 
wenn der BeſchwF§. in der Tat die AktG. leitet, jo hat der Vor⸗ 
ſtand ſich ſeinen Weiſungen zu fügen. 

Wenn die Vorinſtanz daher annimmt, der Beſchw . habe als 
Leiter die Möglichkeit, ſeinem Willen zum Erfolg zu verhelfen, 
ſo iſt dieſe mehr auf tatſächlichem Gebiet liegende Erwägung recht⸗ 
lich jedenfalls nicht zu beanſtanden. Gegenüber dem Hinweis des 
BeſchwF., die AktG. habe nach holländiſchem Steuerrecht die Bücher 
für die holländiſche Steuerbehörde bereitzuhalten, iſt zu bemerken: 
Liegt dem BeſchwF. ernſtlich daran, ſeine Pflicht den deutſchen 
Steuerbehörden gegenüber zu erfüllen, ſo mußte er zum mindeſten 
den Verſuch machen, die Zuſtimmung der holländiſchen Behörde 
zu erlangen. Daß er das berfucht hat, iſt nicht von ihm behauptet 
worden. 

VI. Nach den Darlegungen zu! iſt die BeſchwEntſch. aufzuheben. 
Die nicht ſpruchreife Sache geht an die Vorinſtanz zurück, damit 
ſie nach Anſtellung der erforderlichen Ermittlungen unter Zugrunde⸗ 
legung der obigen Rechtsausführungen anderweit entſcheidet. 

(R Fb., 4. Sen., Urt. v. 6 Juni 1934, IV A 42/34 8.) 
* 


><4. 58 159h, 45 BranntwMonG.; $ 1274 Branntw⸗ 


Verw. 

a) Die Zuſchlagſteuerpflicht nach $ 159h iſt ſchon dann 
gegeben, wenn nur eine der beiden in Abſ. 1 genannten 
Vorausſetzungen vorliegt. 

p) Unter Branntwein i. S. des 845 iſt auch Trink⸗ 
branntwein zu verſtehen. 

o) Wird die Herftellung von Branntwein nach $ 127 
Verw. vor Ablauf der 14 tägigen Friſt für die Abgabe 
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der Betriebseröffnungsanzeige aufgenommen, ſo liegt 
nicht verbotene Herſtellung von Branntwein, ſondern ver⸗ 
ſpätete Abgabe der Betriebseröffnungsanzeige vor. 

Die BeſchwF., eine GmbH. iſt zur Branntweinzuſchlag⸗ 
ſteuer für Branntwein herangezogen worden, der in der Zeit vom 
19. Mai bis 16. Aug. 1933 in ihrem Trinkbranntweinherſtellungs⸗ 
betrieb übergegangen iſt. Die Vorentſch. hält die Steuerpflicht für 
gegeben, weil in dem Betriebe der Beſchw§. vor dem 1. Mai 1933 
zwar Trinkbranntwein hergeſtellt worden ſei, dieſe Trinkbrannt⸗ 
weinherſtellung aber nicht als eine ſolche i. S. des § 159 h Abſ. 1 
unter b BranntwMon®. angeſehen werden könne; denn dieſe Her⸗ 
ſtellung ſei unter Verſtoß gegen $ 127 a BranntwVerwertO. er» 
folgt, wonach die Anmeldung des Betriebs, in dem Trinkbrannt⸗ 
wein hergeſtellt werden ſoll, ſpäteſtens 14 Tage vor Beginn des 
Betriebs erfolgen müſſe. Da die BeſchwF. ihren Betrieb erſt am 
21. April 1933 angemeldet habe, könnten die vor dem 5. Mai 1933 
vorgenommenen Herſtellungsverhandlungen als Trinkbranntwein⸗ 
herſtellung im vorſchriftsmäßigen Sinne nicht anerkannt werden. 
Ob die am 21. April 1933 abgegebene, nur von einem der beiden 
Geſchäftsführer unterzeichnete Betriebsanmeldung wegen Fehlens 
der Unterſchrift des zweiten Geſchäftsführers rechtsgültig war, 
läßt die Vorentſch. dahingeſtellt. 

Die RBeſchw. wendet hiergegen ein, daß es nach § 159 h 
Abſ. 1b Branntw Mon. nur darauf ankomme, ob vor dem 1. Mai 
1933 Trinkbranntwein hergeſtellt worden ſei oder nicht, und daß 
hierbei die Beachtung oder Nichtbeachtung des § 127 a Verwert O. 
keine Rolle ſpielen könne. Im übrigen ſei die Anmeldung rechts⸗ 
wirkſam erfolgt, da die Zollbehörde bei Entgegennahme der An⸗ 
meldung erklärt habe, die fehlende Unterſchrift des zweiten Ge⸗ 
ſchäftsführers könne ſpäter nachgeholt werden. 

Die RBeſchw. mußte Erfolg haben. 

Nach § 159 h BranntwMoncg. (Faſſ. des Gef. v. 18. Mai 
1933 Waun I, 273]) unterliegt der Branntweinzuſchlagsſteuer 
der Übergang von Branntwein in einen Trinkbranntweinherſtel⸗ 
lungsbetrieb, 

a) der am 1. Mai 1933 bei der Zollbehörde nicht vorſchrifts⸗ 

mäßig angemeldet iſt, 

b) in dem in der Zeit vom 1. Okt. 1930 bis 30. April 1933 

kein Trinkbranntwein hergeſtellt worden iſt. 
Ob danach die Steuerpflicht nur dann in Frage kommt, wenn 
die beiden unter a) und b) genannten Vorausſetzungen zugleich 
vorliegen, oder auch ſchon dann, wenn nur eine dieſer beiden Vor⸗ 
ausſetzungen gegeben iſt, kann nach dem Wortlaut der Vorſchr. 
zweifelhaft ſein. 

Nach Sinn und Zweck der Vorſchr. kann die Frage aber nur 
in letzterem Sinn beantwortet werden. Die Vorſchr. verfolgt offen⸗ 
ſichtlich den Zweck, mit 1 auf die große Zahl der ſchon vor⸗ 
handenen Trinkbranntweinherſtellungsbetriebe und den zurück⸗ 
gehenden Trinkbranntweinverbrauch eine weitere Überfüllung des 
Trinkbranntweingewerbes hintanzuhalten. Dazu genügt es nicht, 
nur ſolche Betriebe mit der Zuſchlagſteuer zu belegen, die erſt nach 
dem Stichtag neu errichtet worden find ($ 159 h Buchſt. a), es 
müſſen auch ſolche Altbetriebe von der Steuer erfaßt werden, die 
vor dem Stichtag längere Zeit geruht haben und dadurch tatſächlich 
aus der Reihe der Trinkbranntweinherſtellungsbetriebe ausgeſchie⸗ 
den ſind, wenn ſie nach dem Stichtag den Betrieb wieder auf⸗ 
nehmen ($ 159 h Buchſt. b). Daraus ergibt ſich, daß es zur Begr. 
der Zuſchlagſteuerpflicht nach 8 159 h Branntw Mond. genügt, 
wenn eine der beiden in Abſ. 1 genannten (negativen) Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegt. 

Vorliegend iſt aber weder die eine noch die andere Voraus⸗ 
ſetzung gegeben. M. a. W.: Der Betrieb der Beſchw§. war am 
1. Mai 1933 bei der Zollbehörde vorſchriftsmäßig angemeldet, und 
in der Zeit vom 1. Okt. 1930 bis 30. April 1933 iſt in dem Be⸗ 
triebe Trinkbranntwein hergeſtellt worden. 

Was zunächſt das Erfordernis unter a des § 159 h betrifft, ſo 
kommt folgendes in Betracht: 

Die Vorausſetzung des § 159 h Abſ. 1 unter a iſt gegeben, 
wenn der Trinkbranntweinherſtellungsbetrieb am 1. Mai 1933 bei 
der Zollbehörde nicht vorſchriftsmäßig angemeldet war. Wann eine 
vorſchriftsmäßige Anmeldung vorliegt, ergibt ſich aus § 45 Abſ. 1 
Branntw Mon. und den hierzu ergangenen AusfBeſt. Danach hat 
ſich ſchriftlich bei der Finanzbehörde anzumelden, wer einen Be⸗ 
trieb eröffnet, der die Herſtellung von Branntwein zum Gegen⸗ 
ſtand hat. Die Anmeldung hat ſpäteſtens bei der Eröffnung oder 
Übernahme des Betriebs zu geſchehen. Unter Branntwein i. S. 
dieſer Vorſchr. iſt nicht nur der un verarbeitete (rohe und gerei⸗ 
nigte) Brauntwein, ſondern auch Trinkbranntwein zu verſtehen. 
Ein Betrieb, in dem Trinkbranntwein hergeſtellt wird, unterliegt 
nach näherer Anordnung der AusfBeſt. der amtlichen Aufſicht 
(8 43 Nr. 1 BranntwMonch.). Die AusfBeſt. ordnen an, welchen 
Bedingungen Betriebe und Perſonen, die nach § 43 der amtlichen 
Aufficht unterliegen, zur Sicherung des Monopolaufkommens zu 
genügen haben ($ 47 Abſ. 1 Satz 1 Branntw Mons. i. d. Faſſ. des 
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Geſ. v. 18. Mat 1933). Auf Grund der Ermächtigung in § 43 und 
§ 47 iſt in § 127 a Abſ. 1 BranntwVerwertO. angeordnet, daß 
derjenige, der Branntwein (mit Einſchluß von Trinkbranntwein, 
fiehe $ 127 a Abſ. 6) herſtellen will, der zuſtändigen Zollſtelle ſpä⸗ 
teſtens 14 Tage vor Beginn des Betriebs eine Anmeldung in 
doppelter Ausfertigung mit dem dort näher bezeichneten Inhalt zu 
übergeben hat. 

Im vorl. Falle 5 die Anmeldung des Trinkbranntweinher⸗ 
ſtellungsbetriebs nach $ 127 a VerwertO. am 21. April 1933 aus⸗ 
gefertigt und dem Aufſichtsoberbeamten ausgehändigt worden; die 
Anmeldung war damals nur von einem der beiden Geſchäftsführer 
der BeſchwF. unterzeichnet. Ihrem Inhalt nach entſpricht die An⸗ 
meldung den Anforderungen des § 127 a Abſ. 1 VerwertO. Daß 
die Anmeldung wegen des Fehlens der Unterſchrift des zweiten 
Geſchäftsführers durch den Aufſichtsbeamten beanſtandet worden 
wäre, laſſen die Akten nicht erſehen. Das HZoll A. behielt ſich, wie 
ſich aus einem Aktenvermerk ergibt, die Nachholung der Unter⸗ 
ſchrift des zweiten Geſchäftsführers bis zur Klärung einiger, hier 
nicht in Betracht kommender Fragen vor; unter dem 13. Mai 1933 
erteilte es, vorbehaltlich der Vervollſtändigung der Betriebsanmel⸗ 
dung durch nachträgliche Unterſchrift des zweiten Geſchäftsführers, 
der BeſchwF. den in § 127 a Abſ. 5 Verwert O., vorgeſehenen Aus⸗ 
weis. Die Unterſchrift des zweiten Geſchäftsführers wurde am 
17. Mat 1933 auf der Betriebsanmeldung abgegeben. 

Die Anmeldung nach § 127 a Verwert O. iſt eine einſeitige 
empfangsbedürftige Willenserklärung. Eine ſolche Erklärung haben, 
wenn derjenige, der den Betrieb eröffnet, eine Gmbh. iſt, die Ge⸗ 
chäftsführer in der durch den Geſellſchaftsvertrag beſtimmten 
Form kundzugeben. Iſt nichts darüber beſtimmt, ſo muß die Er⸗ 
lärung und Zeichnung durch ſämtliche Geſchäftsführer erfolgen 
(8 35 Abf. 1, Abſ. 2 Satz 1 und 2 GmbHG. v. 20. Mai 1898). Da 
die BeſchwF. zu der in Frage kommenden Zeit von zwei Ge⸗ 
ſchäftsführern vertreten wurde, mußte die Anmeldung von den 
beiden Geſchäftsführern unterzeichnet ſein. Das bedeutet aber nicht, 
daß eine Erklärung, die nur von einem Geſchäftsführer unter⸗ 
zeichnet iſt, ſchlechthin und von vornherein rechtsunwirkſam wäre. 
Nach der Rſpr. des RG. kann der Mangel durch Nachbringung 
der fehlenden Unterſchrift geheilt werden. Es genügt ſogar, wenn 
der oder die anderen Geſamtvertreter formlos ihre Zuſtimmung 
zu der Erklärung geben; dieſe nachträgliche Zuſtimmung hat nach 
§ 184 BGB. rückwirkende Kraft (Urt. des RG., B 42/1901 
v. 8. Juni 1901: ZW 1901, 518°; RG. 63, 96, 98; 81, 327). Was 
das RG. in dieſer Hinſicht für bürgerlich⸗rechtliche Willenserklä⸗ 
rungen ausſpricht, muß auch für Erklärungen gegenüber Behörden 
auf ſteuerlichem und monopolrechtlichem Gebiete Geltung haben. 
Da im vorl. Falle der zweite Geſchäftsführer die Betriebsanmel⸗ 
dung vom 21. April 1933 olg unterzeichnet hat und die 
Anmeldung auch den monopolgeſetzlichen Vorſchr. entſprach, muß 
der Trinkbranntweinherſtellungsbetrieb der BeſchwF. als vor dem 
1. Mat 1933 vorſchriftsmäßig angemeldet angeſehen werden. Die 
Vorausſetzung in $ 159 h Abſ. 1 unter a für die Zuſchlagſteuer⸗ 
pflicht iſt daher nicht gegeben. 

Das gleiche muß gelten für die Vorausſetzung unter ba. a. O. 
Die Vorinſt. nimmt an, daß die Trinkbrannkweinherſtellung, die 
im Betriebe der BeſchwF. vor dem 1. Mai 1933 ſtattgefunden 
hatte, als eine Trinkbranntweinherſtellung i. S. des § 159 h 
Abſ. 1 b nicht angeſehen werden könne, weil die Anmeldung nicht 
ſpäteſtens 14 Tage vor Beginn des Betriebs abgegeben war und 
Herſtellungshandlungen, die vor Ablauf von 14 Tagen nach Ab⸗ 
gabe der Anmeldung vorgenommen werden, ungeſetzlich und 
nach § 144 Branntw Mons. ſtrafbar ſeien. Dieſer Schlußfolgerung 
kann nicht beigetreten werden. Abgeſehen davon, daß § 159 h 
Abſ. 1 b zwiſchen geſetzlicher und ungeſetzlicher Branntweinherſtel⸗ 
lung nicht unterſcheidet, befaßt ſich $ 127 a BranntwVerwert O. in 
erſter Linie mit der Anmeldung der Eröffnung des Betriebs und 
nur im Zuſammenhang damit mit der Herſtellung uſw. von 
Branntwein. Danach muß angenommen werden, daß, wer die in 
§ 127 a vorgeſchriebene Friſt für die Abgabe der Anmeldung nicht 
einhält, damit nicht etwa in verbotener Weiſe Branntwein her⸗ 
ſtellt, aufkauft, lagert uſw., ſondern nur die Betriebseröffnungs⸗ 
anzeige verſpätet abgegeben hat. Es muß daher eine Trinkbrannt⸗ 
weinherſtellung i. S. des § 159 h Abſ. ib BranntmMonG. auch 
dann als vorliegend angenommen werden, wenn ſie noch vor Ab⸗ 
lauf der 14tägigen Friſt nach § 127 a BranntwVerwert O. ſtatt⸗ 
findet. Demnach beruft ſich die BeſchwF. mit Recht darauf, daß 
für ihre Heranziehung zur Branntweinzuſchlagſteuer die Voraus⸗ 
ſetzung des § 159 h Abf. 1 Branntw Mond. nicht gegeben fei. 
Etwas Gegenteiliges kann auch der Nr. 4 Rund. des RF M. v. 
3. Aug. 1933, V 7169 — 53 II nicht entnommen werden. Sie han⸗ 
delt nur von dem Falle, daß für einen vor dem 1. Mai 1933 ord⸗ 
nungsmäßig angemeldeten Betrieb an dieſem Tage noch kein 
Ausweis nach § 127 a Abſ. 5 VerwertO. erteilt iſt und nimmt 
nicht ausdrücklich Stellung zu der Frage, wie ein ſolcher Betrieb 
zu behandeln iſt, wenn in ihm vor dem 1. Mai 1933 ſchon Trink⸗ 
branntwein hergeſtellt worden iſt. 


Nach alledem war die Beſchweß. von der gegen fie geltend 
gemachten Steuerforderung freizuſtellen. 

ARFH., 4. Sen., Urt. v. 8. Mai 1934, IVA 21/34 S.) 

* 

5. 58 147, 251 RNAbgD. 1931. Die dem Steuerpflich- 
tigen bekanntgegebene Ausſetzung der Vollziehung (8 251 
R Abg.) unterbricht die Verjährung. f 

(RF ., 4. Sen., Urt. v. 13. Dez. 1933, 1V A 295/33 8.) 

Abgedr.: JW. 1934, 1526 5. 
2 

6. 58 202, 326, 375 RAbgoO. Die in 88 57—59 Durchf⸗ 
Beſt. z. Umſ StG. vorgeſehene Sicherheit, die durch Umſatz⸗ 
ſteueranzahlung und in Verbindung hiermit durch Löſen 
eines Straßenſteuerheftes zu leiſten iſt, kann nicht im 
Wege des 8 202 RAbgO. erzwungen werden. Der im Urt. 
v. 30. Mai 1924, V A 14/24 (RF. 14, 71) vertretene 
gegenteilige Standpunkt wird nicht aufrechterhalten. 


(RZH., 5. Sen., Urt. v. 25. Mai 1934, V A 698/33 8.) 
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Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin 


** Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt 


O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (EuM.), abgedruckt.] 


1. 88 922, 539b RVO. Unfall eines Landwirts auf 
dem Wege zur Regelung von Steuerangelegenheiten nicht 
entſchädigungspflichtig. 

Ein Landwirt erlitt durch Kraftradunfall einen Schädelbruch, 
als er im Begriff war, zu der Kreisbauernſchaft zu fahren, um ſich 
in Stenerangelegenheiten beraten zu laſſen. Sein Anſpruch iſt in allen 
Inſtanzen abgelehnt worden. Die Regelung von Steuerangelegenheiten 
gehört zweifellos nicht zu dem in erſter Linie verſicherten techniſchen 
Teil des landwirtſchaftlichen Betriebes. Fraglich iſt nur, ob ſie als 
verwaltende Tätigkeit unter die 88 539 b, 922 RWO. fällt. Nach 
dieſen Vorſchriften iſt der verwaltende Teil eines Unternehmens in⸗ 
ſoweit verſichert, als er den Zwecken des verſicherten Betriebes, hier 
alſo des landwirtſchaftlichen, dient. Die Regelung von Steuerangelegen⸗ 
heiten dient nicht den Zwecken des laudwirtſchaftlichen Betriebes. Es 
mag hier aber offenbleiben, ob es nicht doch einzelne Steuern gibt, 
die in ſo enger Verbindung zum landwirtſchaftlichen Betriebe ſtehen, 
daß ihre Regelung als nach den §§ 539 b, 922 RWO. verſichert 
gelten müßte. Jedenfalls kommen auch für den Landwirt Steuern 
in Frage, die nicht der Landwirtſchaft eigentümlich ſind und mit dem 
Betriebe nichts zu tun haben. Da nicht erſichtlich iſt, daß es ſich 
hier gerade um eine beſondere Art von Steuern für den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb gehandelt hat, war der Anſpruch abzulehnen. 


(RVerſA., Entſch. v. 16. Sept. 1933, Ia 535/32; EuM. 36, 10 
8. 


* 


Zu 5. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Es handelt ſich im Urt. 
des Rỹ§ . v. 13. Dez. 1933 darum, ob die Ausſetzung der Vollziehung 
nach 8251 Satz 2 NUbgD. n. F. die gleiche rechtliche Wirkung 
äußert, wie die Stundung nach § 127 n. F. und der Zahlungs⸗ 
auſſchub nach 8129 n. F., alſo Unterbrechung der Verjährung gem. 
8 147 n. F., denn Stundung und Ausſetzung der Vollziehung ſind 
weſensverſchiedene Rechtshandlungen. Die Ausſetzung der Vollziehung 
berührt die Steuerſchuld in ihrem Beſtehen nicht, wogegen die Stun⸗ 
dung die Fälligkeit hinausſchiebt. Demnach hätte die Ausſetzung der 
Vollziehung nicht ohne weiteres die gleiche rechtliche Wirkung wie die 
Stundung. Es ergibt ſich damit eine Lücke im Geſetz, die der NH. 
durch folgende Argumentation ausfüllt: Die Ausſetzung der Voll⸗ 
ziehung iſt wie jede Verfügung des Fin A. gem. § 91 n. F. bekannt⸗ 
gabepflichtig. Hat nun auch die Ausſetzung der Vollziehung nicht die⸗ 
ſelbe Rechtsnatur wie die Stundung, ſo gewährt ſie doch gleichfalls 
gem. § 96 n. F. eine Vergunſtigung, die nur bei Anderung „der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe“ (ſachliche und rechtliche Verhältniſſe) zurück⸗ 
genommen werden kann. Es wurde alſo im vorliegenden Fall, wo ſich 
die Verhältniſſe nicht ändern, im Laufe der Zeit Verjährung ein⸗ 
treten, ſofern nicht die Ausſetzung der Vollziehung gleichfalls als 
Unterbrechungsgrund angeſehen werden kann. Die Möglichkeit hierzu 
leitet der R§H. aus feiner Interpretation des 8 147 n. F. her. Wird 
hier nämlich der Rechtsſchutz der Verjährung in den Fällen des Zah⸗ 
lungsaufſchubs und der Stundung dem Steuerpflichtigen ausdrücklich 
vom Geſetz nicht gewährt, ſo folgt daraus in analoger Anwendung, 
daß bei einer Verfügung wie der Ausſetzung der Vollziehung, die in 
ihrem Tatbeſtande dem Zahlungsaufſchub und der Stundung rechts⸗ 
unähnlich iſt, die gleiche Wirkung wie bei dieſen eintreten muß. 

RA. Dr. Siegfried Wille, München. 
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2. 51 Nr. 1 VO. über Verſicherungsfreiheit vorüber- 
gehender Dienſtleiſtungen in der Ang Verſ. v. 19. Dez. 1931, 
Eine vorübergehende Dienſtleiſtung wird nach 81 Nr. 1b 
BO. über Verſicherungsfreiheit vorübergehender Dienſt⸗ 
leiſtungen in der Ang Verſ. v. 9. Febr. 1923, bzw. nach 8 1 
Nr. 1 dieſer VO. in der Neufaſſung v. 19. Dez. 1931 dann 
„nebenher“ ausgeübt, wenn fie mit Rückſicht auf den Auf⸗ 
wand an Zeit und Arbeitskraft und den Entgelt, zuſam⸗ 
mengehalten mit den ſonſtigen Tätigkeiten und der Lebens⸗ 
ſtellung des Beſchäftigten, nur von nebenſächlicher wirt» 
ſchaftlicher Bedeutung iſt. 

Die Frage, ob eine Tätigkeit nebenher ausgeübt wird, kann 
nicht allein davon abhängig gemacht werden, ob ſie einen erheblichen 
Teil der Arbeitszeit und Arbeitskraft in Anſpruch nimmt. Vielmehr 
iſt in jedem Falle darauf abzuſtellen, ob ſie auch nach ihrem Weſen 
und aus dem aus ihr gewonnenen Entgelt wirtſchaftlich ſo erheblich 
iſt, daß ſie die Lebensſtellung des Beſchäftigten, insgeſamt geſehen, 
weſentlich mitbeſtimmt. Das kann nur von Fall zu Fall entſchieden 
werden, wobei auch die Verkehrsauffaſſung zu berückſichtigen iſt. Als 
Maßſtab für die Entſch. wird dienen können, ob die fragliche Be⸗ 
ſchäftigung nur einen Zuſchuß zu der anderweit geſicherten Lebens- 
führung darſtellt oder dieſe ſelbſt mit ſichern muß. 

a: Entſch. v. 15. Dez. 1933, III AV 6/33 B S; 15 35, 
451.) 8. 


II. Länder 
Oberverwaltungsgerichte 
Preußen 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht 


1. 88 60 ff. PrBꝰDStroO. v. 27. Jan. 1932 (GS. 59). 
Wiederaufnahme des Dienſtſtraf verfahrens. Zu den der 
Wiederaufnahme fähigen Entſch. gehören nicht nur die 
auf Freiſprechung oder Dienſtſtrafe, ſondern auch die auf 
Einſtellung des Verfahrens lautenden Urteile, wenn die 
Einſtellung auf einem den materiellen Strafanſpruch des 
Staates hinfällig machenden Grunde beruht. Jeder für 
die Staatsanwaltſchaft ſtatthafte Wiederaufnahmeantrag 
kann auch von dem Beamten, gegen den ſich das frühere 
Verfahren richtete, geſtellt werden. f) 


Das gegen den Bürgermeiſter E. eingeleitete Dienſtſtrafverfahren 


Zu 1. Der Entſch. iſt ohne weiteres darin zuzuſtimmen, daß 
ein auf Einſtellung des Dienſtſtrafverfahrens lautendes Urt. als wieder⸗ 
aufnahmefähig anzuſehen ift. Auch die in der Entſch. enthaltene Ein⸗ 
ſchränkung iſt zu billigen, daß die Wiederaufnahme im Falle der Ein⸗ 
ſtellung nur zuläſſig ſei, wenn dieſe auf einem Grunde beruhe, der 
den ſtaatlichen Strafanſpruch hinfällig mache. Denn wenn ein form⸗ 
liches Dienſtſtrafverfahren eingeſtellt worden iſt, weil ein Verfahrens⸗ 
mangel, z. B. Einleitung durch eine unzuſtändige Stelle oder Fehlen 
einer den geſetzlichen Anforderungen entſprechenden Vorunterſuchung, 
eine Entſch. zur Sache nicht geſtattete, ſo kann das Dienſtſtrafverfahren 
nach Behebung des ihm anhaftenden Mangels, ohne daß es einer 
Wiederaufnahme bedürfte, erneuert und zu Ende geführt und auf 
dieſe Weiſe die Strafgewalt des Staates ausgeübt werden. 

Die Beſonderheit des der Entſch. zugrunde liegenden Falles be⸗ 
ſteht darin, daß der Angeſchuldigte die Wiederaufnahme des 
durch Einſtellung geſchloſſenen früheren Verfahrens wünſcht. Da die 
Wiederaufnahme auf ſeinen Antrag hin nur zu ſeinen Gunſten be⸗ 
trieben werden kann, kommt als alleiniges Ziel der Wiederaufnahme 
in Betracht, die Einſtellang durch ein freiſprechendes Urt. zu erſetzen. 
Ein ſolches Ziel der Wiederaufnahme iſt an ſich zuläſſig, da es nicht 
zu den nach $ 63 BDStrO. dem Wiederaufnahmeverfahren ver⸗ 
ſchloſſenen Zielen gehört. Es fragt ſich aber, ob die Verfolgung eines 
nach 863 BDED. zugelaſſenen Zieles in allen Fällen genügt, um 
die Wiederaufnahme als zuläffig anſehen zu können. Soll die Wieder⸗ 
aufnahme zugunſten eines Beamten durchgeführt werden, ſo muß die 
Möglichkeit beſtehen, in dem Wiederaufnahmeverfahren ein Ergebnis 
zu erzielen, das einen den Beamten belaſtenden Nachteil des früheren 
Verfahrens beſeitigt oder mildert. Mit der Einſtellung des Dienſt⸗ 
ſtrafverfahrens iſt einer der Nachteile, zu deren Verhängung das 
Dienſtſtrafverfahren dienen ſoll, nämlich die Auferlegung einer Dienſt⸗ 
ſtrafe, nicht verbunden. Eine Beſchwer kann für den Beamten in der 
Einſtellung nur inſofern gefunden werden, als ſie nicht in gleicher 
Weiſe wie ein Freiſpruch zum Ausdruck bringt, daß der Nachweis 
eines Dienſtvergehens nicht hat erbracht werden können oder ſich gar 
die Unſchuld des Beamten ergeben hat. Dagegen verbindet ſich mit 
der Einſtellung eines Dienſtſtrafverfahrens, die, wie im vorl. Fall, 
wegen Verneinung der Beamteneigenſchaft des Angeſch. ausgeſprochen 
wird, ein außerhalb des Verfahrenszweckes gelegener Nachteil inſofern, 


wurde vom OVG. durch Urt. mangels Beamteneigenſchaft des Angeſch. 
eingeſtellt. E. beantragte Wiederaufnahme des Verfahrens mit der 
Begr., daß ſeine Beamteneigenſchaft zu Unrecht verneint worden ſei. 
Das OVG. wies den Antrag zurück. 


Bei der Prüfung der Zuläſſigkeit des auf Wiederaufnahme des 
Dienſtſtrafverfahrens gerichteten Antrags war zunächſt zu erwägen, 
ob ein Wiederaufnahmeverfahren gegen ein auf Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens lautendes Urt. ſtattfinden kann. Dieſe Frage war zu be⸗ 
jahen. Ein Wiederaufnahmeverfahren kommt ſtets in Betracht, wenn 
ein Dienſtſtrafgericht rechtskräftig entſchieden hat; zu den der Wieder⸗ 
aufnahme fähigen Entſch. gehören nicht nur Urt., die auf Frei⸗ 
ſprechung lauten oder eine Dienſtſtrafe verhängen, ſondern auch die 
Urt., die ſich auf Grund 85 Abſ. 2 BDStrO. mit der Entziehung 
des Dienſteinkommens im Falle der unerlaubten Entfernung von dem 
Amte befaſſen oder auf Einſtellung des Verfahrens lauten, wenn die 
Einſtellung auf einem Grunde beruht, der den materiellen Straf⸗ 
anſpruch des Staates hinfällig macht (vgl. Brand, PrBDStro., 
2. Aufl., S. 314, Anm. 3 zu 8 60 BDSHD.; Wittland: Beamt⸗ 
Jahrb. 1932, 134). Wittland führt a. a. O. als Beiſpiel den Fall 
an, daß eine Einſtellung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens wegen 
Fehlens der Vorausſetzung der Beamteneigenſchaft erfolgt iſt und ſpäter 
bekannt wird, daß der Angeſch. doch Beamter war. Daß mit dieſer 
Begr. die in der BDStrO. zugelaſſene Wiederaufnahme eines Dienſt⸗ 
ſtrafverfahrens zuungunſten des Beamten von dem Beamten der StA. 
beantragt werden kann, unterliegt keinem Zweifel. Es beſteht aber 
auch kein Bedenken gegen die Zuläſſigkeit eines Wiederaufnahme 
antrags ſeitens des Beamten ſelbſt. In 8 64 Abf. 1 Ziff. 1 BDSHD. 
wird zwar von der Antragsberechtigung „des Verurteilten“ geſprochen; 
mit dieſer Bezeichnung wird aber nicht gefordert, daß eine rechts⸗ 
kräftige Verurteilung zu einer Dienſtſtrafe vorliegt, es handelt ſich 
vielmehr um die dem Regelfalle entſprechende kurze Bezeichnung des 
von dem Dienſtſtrafverfahren betroffenen Beamten. § 25 BDO. 
gibt jedem Beamten das Recht, die Einleitung des förmlichen Dienſt⸗ 
ſtrafverfahrens gegen ſich ſelbſt zu beantragen; hieraus iſt mangels 
gegenteiliger ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung zu folgern, daß jeder 
ſeitens des Beamten der StA. ſtatthafte Wiederaufnahmeantrag auch 
von dem Beamten, gegen den ſich das frühere Verfahren richtete, 
geſtellt werden kann. Der geſtellte Wiederaufnahmeantrag iſt hiernach 
an ſich ſtatthaft. 

1% 9. (Dienſtſtr.⸗) Sen., Beſchl. v. 17. Mai 1934, IX D W. 


Ber. von SenPräſ. v. Kries, Berlin. 


als auf Grund der Urteilsbegründung Dienſtbezüge an den vermeint⸗ 
lichen Beamten, der wegen Fehlens der Beamteneigenſchaft Gehalts⸗ 
anſprüche nicht erheben kann, nicht mehr gezahlt werden. Dieſen 
dem Angeſch. zugefügten Nachteil zu bejeiligen, würde das dienſtſtraf⸗ 
gerichtliche Wiederaufnahmeverfahren nicht dienen können. Wenn ſich 
alſo ergibt, daß der Angeſch., der ein auf Einſtellung lautendes Dienſt⸗ 
ſtrafurteil mit dem Wiederaufnahmeantrag anficht, nur das Ziel ver⸗ 
folgt, ſeine Beamteneigenſchaft feſtgeſtellt zu ſehen, um eine feſtere 
Grundlage für die Verfolgung vermögensrechtlicher Anſprüche zu ge⸗ 
winnen, ſo müßte der Wiederaufnahmeantrag als unzuläſſig verworfen 
werden, weil er zwar formell ein nach 863 BD StrO. zugelaſſenes, 
in Wirklichkeit aber ein dem Dienſtſtrafverfahren völlig fremdes Ziel 
verfolgt. Das OVG. hat in der mitgeteilten Entſch. den Antrag 
offenbar aus anderen Gründen zurückgewieſen und ſich daher einer 
Stellungnahme zu den hier erörterten Fragen enthalten. 

Wenn das OV. ſchließlich noch den Rechtsſatz aufſtellt, daß 
jeder ſeitens des Beamten der StA. ſtatthafte Wiederaufnahmeantrag 
auch von dem Beamten geſtellt werden könne, gegen den das frühere 
Verfahren ſich gerichtet habe, ſo ſei darauf hingewieſen, daß der 
Beamte der StA. nicht berechtigt iſt, die Wiederaufnahme eines Ver⸗ 
fahrens zu beantragen. Dieſes Recht ſteht nach § 64 Abſ. 1 Nr. 2 
BDStrO. ausſchließlich dem Fachminiſter zu. Der dem Beamten 
der StA. erteilte Auftrag zur Vertretung der ſtaatlichen Belange im 
Dienſtſtrafverfahren endigt mit rechtskräftigem Abſchluß dieſes Ver⸗ 
fahrens und greift auf ein ſpäteres Wiederaufnahmeverfahren nicht 
über. Richtig müßte der Rechtsſatz ſomit wohl dahin lauten, daß der 
frühere Angeſch. die Wiederaufnahme in allen Fällen beantragen kann, 
in denen ein Wiederaufnahmeantrag des Fachminiſters zuläſſig ſein 
würde. Dabei wird indeſſen der grundlegende Unterſchied nicht über⸗ 
ſehen werden dürfen, daß der Antrag des Fachminiſters, falls nicht 
ausdrücklich etwas anderes darin angegeben iſt, die Wiederaufnahme 
zuungunſten des Beamten betreiben will und ſo das Ziel verfolgt, 
die Einſtellung des früheren Verfahrens durch eine Beſtrafung des 
Angeſch. zu erſetzen, nachdem ſich ergeben hat, daß ihm abweichend 
von der früheren Annahme des Dienſtſtrafgerichts Beamteneigenſchaft 
zuerkannt werden muß. 

KGR. Dr. Wittland, Berlin. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Ba den 
Badiſcher Verwaltungsgerichtshof 
Berichtet von Oberverwaltungsgerichtsrat Klotz, Karlsruhe 


1. 88 1 u. 2 Notgeſetz über die Beſteuerung des Wan⸗ 
dergewerbebetriebs v. 15. Dez. 1923; § 9 Vollz VO. dazu. 
Fin Ger. und VGH. find an die Entſch. des Bezirksamts 
über das Vorliegen oder Nichtvorliegen der Wanderge- 
werbeſcheinpflicht nicht gebunden. 

Ob für einen Betrieb ein Wandergewerbeſchein nötig iſt, 
„prüft und entſcheidet“ nach $ 9 VO. zum Vollzug des Gef, über 
die Beſteuerung des Wandergewerbebetriebs v. 19. Dez. 1923 (WG⸗ 
StVO.) das zuſtändige Bezirksamt. Die Entſch. des Rechtsſtreits 
hängt in erſter Linie davon ab, ob die Meinung der Kl., daß die 
nach § 9 a. a. O. getroffene Entſch. des Bezirksamts, im vorl. 
Fall die die Wandergewerbeſcheinpflicht der Kl. verneinende Be⸗ 
ſcheinigung des Bezirksamts für die Finanzbehörden und Fincher. 
bindend iſt, zutreffend iſt. 

Eine durch Geſetz angeordnete Bindung der Fincher. und 
des VGH. an die Entſch. des Bezirksamts über die Wander⸗ 
gewerbeſcheinpflicht beſteht nicht, es handelt ſich vielmehr nur um 
eine Vorſchr., die der Fin Min. im Verordnungswege getroffen hat. 

Das Bezirksamt und der Miniſterialbevollmächtigte halten 
das Fin A. mangels entgegenſtehender Belt. im WESIG. und in 
der VollzV O. in Fällen der vorl. Art für berechtigt, die Wander⸗ 
gewerbeſteuerpflicht unabhängig von der vom Bezirksamt getrof⸗ 
fenen Entſch. zu prüfen und nötigenfalls auch ohne Wanderge⸗ 
werbeſchein die Wandergewerbeſteuer feſtzuſetzen; jede andere 
Auslegung des Geſetzes — ſo führte der Miniſterialbevollmächtigte 
aus — hätte die Wirkung, Haß ſich das Fin A. feiner von ihm 
zu vertretenden Intereſſen begeben würde. Sinn und Zweck der 
Beſt. des $ 2 WGStG. und des 8 I WESBO. könne hiernach 
nur der ſein, daß in allen Fällen, in welchen ein Wandergewerbe⸗ 
ſchein ausgeſtellt iſt, vom Fin A. ohne weiteres, alſo ohne Prü⸗ 
fung, Wandergewerbeſteuer anzuſetzen iſt. Durch dieſe Beſt. ſollte 
lediglich die Feſtſtellung der Steuerpflicht erleichtert werden. Der 
Gerichtshof tritt dieſer Auffaſſung bei, da ſie allein der Stellung 
der Rechtsmittelbehörden in Steuerfeſtſetzungsverfahren gerecht 
wird. Der BGH. hat als Tatſacheninſtanz den geſamten Streitſtoff 
nachzuprüfen und zu beurteilen. Dazu gehört aber im Hinblick auf 
die Verbindung der Wandergewerbeſteuerpflicht mit der Wander⸗ 
gewerbeſcheinpflicht bei einem Streit über die Wandergewerbe⸗ 
ſteuerpflicht auch die Frage, ob die wichtigſte geſetzliche Voraus⸗ 
ſetzung der Wandergewerbeſteuerpflicht, die Wandergewerbeſchein⸗ 
pflicht, vorliegt. Nach der Begr. zu § 11 des Geſetzentwurfs betr. 
die Beſteuerung des Wandergewerbebetriebs v. 29. Dez. 1897 (Bei⸗ 
lage zum Protokoll der 17. öffentlichen Sitzung der 2. Kammer 
v. 10. Jan. 1898: LT Druckſ. Nr. 37), der unverändert in das 
Geſetz v. 8. Mai 1899 (GVBl. S. 117) übergegangen iſt, kann die 
gegen den Anſatz der Steuer zuläſſige verwaltungsgerichtliche 
Klage u. a. darauf geſtützt werden, daß der Kl. überhaupt nicht 
ſteuerpflichtig ſei. § 11 des Geſ. v. 8. Mai 1899, der eine Ein⸗ 
ſchränkung der Prüfungsbefugnis des VGH. nur inſoweit vorſah, 
als die Klage nicht darauf geſtützt werden konnte, daß die Steuer⸗ 
behörde bei Feſtſetzung der Steuer von dem ihr eingeräumten Er⸗ 
meſſen einen unrichtigen Gebrauch gemacht habe, iſt zwar nicht in 
das NotG. v. 15. Dez. 1923 übernommen worden, die Zuläſſigkeit 
der verwaltungsgerichtlichen Klage, und zwar ohne die erwähnte 
Einſchränkung, iſt aber zweifelsfrei aus den Vorſchr. der 88 9 und 
11 Steuerverteilungs s. v. 7. Juli 1926 zu entnehmen, wonach 
die Klage nach 8 41 Verw RPflG. ſchlechthin zugelaſſen iſt. Es er⸗ 
gibt ſich hieraus als dem Willen des Geſetzgebers entſprechend, daß, 
wenn im Steuerveranlagungsverfahren die Wandergewerbeſchein⸗ 
pflicht ſeitens der zuſtändigen Behörde bejaht wurde, der in An⸗ 
ſpruch genommene Gewerbetreibende gleichwohl die Steuerfreiheit 
geltend machen kann, ohne daß der Stpfl. oder die Gerichte an die 
Vorentſcheidung der zuſtändigen Verwaltungsbehörde gebunden 
wären. Das gleiche muß aber auch gelten, wenn die Verwaltungs⸗ 
behörde die Wandergewerbeſcheinpflicht, wie im vorl. Fall, ver⸗ 
neint hat, da aus dem Wortlaut des 59 WGSt VO. jedenfalls in⸗ 
ſoweit ein Unterſchied nicht zu erſehen iſt. Im Gegenteil läßt ſich 
aus 89 Satz 2 a. a. O. folgern, daß eine Bindung des Fin A. nicht 
gegeben iſt, wenn das Bezirksamt die Wandergewerbeſteuerpflicht 


verneint. Würde ſich aus Satz 1 a. a. O. die Bindung ergeben, 
wäre der Satz 2 überflüſſig. Tatſächlich haben auch die Verwal⸗ 
tungsgerichte und die bürgerlichen Gerichte in wiederholten Entſch. 
die Frage der Wandergewerbeſcheinpflicht und damit der Wander⸗ 
gewerbeſteuerpflicht geprüft und entschieden, ohne ſich an etwaige 
Entſch. der Verwaltungsbehörden gebunden zu erachten (vgl. Bad⸗ 
Verw. 1911, 236; 1933, 180; Urt. des KG.: De Z. 1901, 439; 
v. Kamptz und Delius, Die Rſpr. des RG. und KG. auf den 
Gebieten des öffentlichen Rechts, Bd. 1 S. 205 und Gewerbearchiv 
24, 557). Bereits § 6 VollzVO. v. 12. Juni 1899 (GVBl. 
186) beſagte, daß die Pflicht zur Entrichtung der Wander⸗ 
gewerbeſteuer von den Steuerbehörden als vorhanden anzunehmen 
ſei, wenn das zuſtändige Bezirksamt für einen Betrieb einen Wan⸗ 
dergewerbeſchein ausgeſtellt hat, gleichwohl ließ aber § 11 WGStch. 
1899, wie ſchon angeführt, die Klage auch hinſichtlich der Steuer⸗ 
pflicht zu. An dieſer Rechtslage hat auch die Einfügung des Satzes 1 
in Abſ. 1 des 89 VollzVO. v. 15. Dez. 1923 nichts grundlegend 
geändert. Satz 1 a. a. O., wonach das Bezirksamt die Wander⸗ 
gewerbeſcheinpflicht prüft und daruber entſcheidet, beſagt nur etwas 
Selbſtverſtändliches, da über dieſe Frage nach der Behördenorgani⸗ 
ſation ſchon bisher die unteren Verwaltungsbehörden, nicht etwa 
die Landesregierung, zu entſcheiden hatten. Die neue Vorſchr. ent⸗ 
hält daher höchſtens eine Klarſtellung und ſtellt eine Anweiſung 
an die Verwaltungs⸗ und die Steuerbehörden dar, um, wenigſtens 
für den Regelfall, eine Doppelarbeit zu vermeiden. Ein Rechtsan⸗ 
ſpruch Dritter kann aber bei der Heranziehung zur Wander⸗ 
gewerbeſteuer aus der Entſch. des Bezirksamts nicht hergeleitet 
werden, ebenſowenig wie bei Feſtſtellung der Wandergewerbe⸗ 
ſcheinpflicht durch das Bezirksamt dem Wandergewerbetreibenden 
die verwaltungsgerichtliche Klage auf Freiſtellung von der Wan⸗ 
dergewerbeſteuer abgeſchnitten wird. Wenn die Verwaltungsbe⸗ 
hörde einen Wandergewerbeſchein für erforderlich hält und aus⸗ 
geſtellt hat, ſoll vielmehr die Steuerbehörde von einer nochmaligen 
Prüfung der Wandergewerbeſcheinpflicht enthoben fein (val. auch 
Nr. 1 der AusfBeſt. des PrFin Min. v. 15. Dez. 1896 zum 
PrHaufctéö. [Fuiſting, Die preuß. direkten Steuern, 3. Aufl., 
Bd. g S. 441/442). Daß die auf Grund der Vorſchr. des 89 
WEBDO, erlaſſene Entſch. des Bezirksamts nicht bindend fein 
kann, ergibt ſich auch aus dem in § 25 Abſ. 3 WGStO. vor⸗ 
geſehenen Verfahren, wonach zum mindeſten im Steuerſtrafverfah⸗ 
ren über die Wandergewerbeſcheinpflicht bei Meinungsverſchieden⸗ 
fen gr zwiſchen Fin A. und Bezirksamt der Md J. Entſch. zu tref⸗ 
en hat. 
(Bad Gh., Entſch. v. 10. Okt. 1933, 192/32.) 


Ber. von OVGR. Dr. Klotz, Karlsruhe. 


Berichtigung 


Zu dem Aufſatz des Prof. Dr. Ritterbuſch⸗ Königsberg: 
JW. 1934, 2193 konnten die Korrekturen des Verf. bedauerlicher⸗ 
weiſe dort nicht mehr berückſichtigt werden. 

In dieſem Aufſatz muß in der Überſchrift das Wort „Volkes“ 
durch „Reiches“ erſetzt werden; S. 2193 rechte Spalte Zeile 3 von 
unten iſt das Komma zu ſtreichen; S. 2194 rechte Spalte Zeile 16 
von oben iſt das Wort „auch“ zu erſetzen durch „eben“; S. 2194 
rechte Spalte Zeile 26 von oben iſt das Wort „artgemeinen“ zu er⸗ 
ſetzen durch „artgemäßen“; S. 2195 linke Spalte 2. Abſ. Zeile 3 
von oben iſt das Wort „wüßte“ zu erſetzen durch „wußte“; S. 2195 
linke Spalte 3. Abſ. Zeile 8 muß es ſtatt „kompromiſſen“ heißen 
„kompromißloſen“, Zeile 15 daſelbſt ſtatt „Auszierung“ „Ausgießung“, 
Zeile 18 daſelbſt ſtatt „unmittelbar“ „unmittelbarer“; S. 2195 r. Sp. 
3. Abſ. Zeile 14 iſt hinter „unſeres“ einzufügen „eigenen“; S. 2196 
linke Spalte 2. Abſ. hinter dem erſten Satz iſt als Fußnote einzufügen 
„Das Folgende wird eingehend in einem weiteren Artikel behandelt 
werden, der die eigentümliche, ſtaatsrechtliche Struktur unſerer heu⸗ 
tigen Verfaſſung zum Gegenſtand haben wird“; S. 2196 linke Spalte 
2. Abſ. Zeile 10 iſt das Wort „empfängt“ zu erſetzen durch „be⸗ 
glaubigt“. Der letzte Satz des genannten Abſatzes iſt zu ſtreichen und 
durch nachſtehenden Satz zu erſetzen „Weiterhin ſchließt er im Namen 
des Reiches Bündniſſe und andere Verträge mit auswärtigen Mächten“. 
S. 2196 linke Spalte Zeile 2 von unten iſt vor das Wort „Mit⸗ 
glieder“ einzufügen „von ſeinem Vertrauen abhängigen“. 


Hauptſchriftleiter: Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin W 62, Einemſtr. 11. (Fernſprecher: B 5 Barbarojfa 5618.) 


Stellvertreter: Arnold Schley, Berlin W 35, Tiergartenſtr. 20. 


— Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


